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Buchdruckerei der Thorner Oſtdeutſchen Zeitung Gef. m. b. H., Thorn: 


U LIo TERN 
 UMIWERSYTECKA 


u — Jenna 


Seit Herausgabe des letzten Jahresberichts ſind uns drei 
Mitglieder durch den Tod entriſſen worden. Am 8. Auguſt ſtarb 


Herr Stadtrat Matthes, 


der der Kammer jeit dem Jahre 1890 angehörte und ſich durch 
ſein klares und ſtets ſachliches Urteil auszeichnete. Wenige 
Wochen ſpäter, am 1. September, folgte ihm unſer allverehrter 
Präſident, 


Herr Mommerzienrat Schwartz. 


Über 25 Jahre hat er eifrig und ſelbſtlos an den Arbeiten 
der Kammer mitgewirkt, deren Vorſitz er ſeit dem Jahre 1889 
inne hatte und die an Anſehen und Einfluß unter ſeiner vor— 
nehmen und zielbewußten Leitung ſtändig gewachſen iſt. 


Das neue Jahr brachte uns einen weiteren Verluſt. Am 
8. Februar verſchied plötzlich, nachdem er noch 8 Tage vorher 
einer Sitzung beigewohnt hatte, 


Herr Jacob Meyer, 


der ſeit Erweiterung der Handelskammer im Jahre 1899 den 
Kreis Brieſen mit vertrat. 


Wir werden den Dahingeſchiedenen ein treues Gedenken 
bewahren. 


Mie allgemeine Page des Handels und der Jnduftrie. 
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Das Wirtſchaftsjahr 1904 war für Deutſchland im ganzen günſtig, 
und auch in unſerm Bezirk läßt ſich die aufſteigende Richtung nicht ver- 
kennen, wennſchon verſchiedene Ereigniſſe nicht unbeträchtliche Schädi— 
gungen mit ſich führten. Von beſonderem Einfluß waren im vergangenen 
Jahre der ruſſiſch-japaniſche Krieg, der niedrige Waſſerſtand der 
Weichſel und die Ernte. Der Krieg hatte eine ſprungweiſe Ver— 
minderung der Ausfuhr nach Rußland zur Folge und damit eine 
bedeutende Schmälerung des Verdienſtes unſrer Grenzſpediteure, die 
noch dazu durch eine Reihe von Zahlungseinſtellungen in Rußland 
geſchädigt wurden. Wenn auch die Lieferung von Kriegsbedürfniſſen 
für die Geſamtausfuhr nach Rußland den Rückgang des Bedarfs der 
ruſſiſchen Induſtrie einigermaßen ausglich, jo hatten davon doch unſre 
Spediteure keinen Vorteil, da die Kriegslieferungen mehr den Seeweg 
nahmen und, ſoweit ſie über Thorn gingen, ſelten in Alexandrowo 
ſondern meiſt erſt im Innern Rußlands zollamtlich abgefertigt 
wurden. Infolge des Krieges ging auch der Perſonenverkehr aus 
Ruſſiſch-Polen, der durch die Grenzerſchwerniſſe ſchon recht gering 
geworden iſt, noch weiter zurück, wodurch nicht nur die Ein— 
nahme unſrer Hotels und Reſtaurants, ſondern auch der Abſatz 
namentlich von Luxuswaren, feinen Textilwaren und Delikateſſen 
erheblich vermindert wurde. Der auch in normalen Zeiten auf den 
ruſſiſchen Bahnen faſt ſtändig vorhandene Wagenmangel artete nach 
Ausbruch des Krieges zu einer wahren Kalamität aus, worunter 
namentlich der Import ruſſiſcher Futtermittel zu leiden hatte. Die auf 
den ruſſiſchen Stationen aufgelieferten Waren lagerten dort monate— 
lang, ehe ſie abgerollt wurden, und dieſe fortdauernden Verzögerungen 
ſetzten unſre Futtermittelhändler, die ihren Lieferungsverpflichtungen 


— 
nachkommen ſollten, in die größte Verlegenheit. Dabei hatte es den 
Anſchein, daß gerade die für uns in Betracht kommende Grenzſtation 
Alexandrowo den andern gegenüber benachteiligt wurde, weshalb 
wir auch wiederholt Veranlaſſung nahmen, uns mit der Bitte um 
beſchleunigte Beförderung der für Alexandrowo beſtimmten Sendungen 
an das Kommunikationsminiſterium in St. Petersburg zu wenden. 
Der Handel mit ruſſiſchen Futtermitteln gehört zu den ſchwierigſten 
Geſchäften, denn man hat dabei ja nicht nur mit dem Wagenmangel 
zu rechnen, der häufig eine prompte Lieferung unmöglich macht, ſondern 
es liegen auch noch andere Mißſtände vor, ſo namentlich die unzu— 
längliche, ja zeitweiſe unmögliche Probenahme in Alexandrowo, ſodann 
aber die auf dieſer Station übliche Verwiegungsart, die den deutſchen 
Importeuren jährlich mehrere hunderttauſend Mark Schaden bringt. 
Vergebens haben wir bis jetzt die deutſche Eiſenbahnverwaltung gebeten, 
Abhilfe dadurch zu ſchaffen, daß bei der Verwiegung in Alexandrowo 
die Zuziehung eines preußiſchen Eiſenbahnbeamten gefordert werde. 

Neben dem Krieg war von nachteiligem Einfluß der überaus 
niedrige Waſſerſtand der Weichſel, die bald nach dem infolge des 
mangelnden Gebirgsſchnees nur geringen Frühjahrshochwaſſer ſtändig 
ihren Waſſerſpiegel ſenkte, ſodaß die Schiffahrt immer ſchwieriger wurde 
und monatelang überhaupt ſtill lag. Darunter hatten faſt alle Geſchäfte 
mehr oder weniger zu leiden, nicht am wenigſten der Futtermittelhandel, 
für den die durch den Wagenmangel auf den ruſſiſchen Bahnen her— 
vorgerufene Schwierigkeit des Warenbezugs noch bedeutend verſchärft 
wurde. Auch der Holzhandel geſtaltete ſich ſchwierig, da auf den 
Nebenflüſſen der Weichſel zeitweiſe nicht einmal die Traften ſchwimmen 
konnten, und als beſſere Waſſerverhältniſſe im Herbſt eintraten, mußte 
man befürchten, die Hölzer nicht mehr zur rechten Zeit nach dem 
Brahnauer Hafen, der des Umbaues wegen am 1. November geſchloſſen 
werden ſollte, bringen zu können. Dank dem Entgegenkommen des 
Herrn Regierungspräſidenten zu Bromberg wurde jedoch die Schleuſe 
erſt Anfang Dezember geſchloſſen, ſo daß noch alle für den Hafen 
beſtimmten Hölzer dort geborgen werden konnten. Am härteſten 
wurden durch den niedrigen Waſſerſtand natürlich unſere Weichſel— 
ſchiffer getroffen, deren wirtſchaftliche Lage ſchon ſeit Jahren ganz und 
gar nicht roſig iſt, wie dies ja in unſeren früheren Berichten wieder— 
holt hervorgehoben worden iſt. 

Während Krieg und niedriger Waſſerſtand nur Nachteiliges 
brachten, können wir von der Ernte, wenigſtens ſoweit Weizen und 
Roggen in Frage kommen, recht Gutes berichten. Zwar bedrohte die 
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Trockenheit, die die Schiffahrt zum Stillſtand brachte, auch unſre Ernte, 
doch gereichte eine, wenn auch kurze Regenperiode, unſerm Winter⸗ 
getreide zum Segen, denn ſeit Jahrzehnten haben wir eine ähnlich 
ſtarke Ernte an Roggen und Weizen nicht gehabt. Die Qualität des 
Getreides war ebenfalls vorzüglich, und wenn in letzter Zeit über 
mangelhafte Qualität des auf den Markt kommenden Roggens geklagt 
wird, ſo liegt das wohl daran, daß ein Teil des Roggens in Schobern 
ſtehen geblieben und daher feucht geworden iſt. Die übrigen Feld— 
früchte hatten mehr oder weniger unter der Trockenheit gelitten. Gerſte 
und Hafer ergaben eine Mittelernte, Wieſen und Kleefelder waren 
ſehr wenig ergiebig und ließen meiſt keinen zweiten Schnitt zu, und 
die Ernte in Kartoffeln und Zuckerrüben war, allerdings bei gutem 
Stärke⸗ und Zuckergehalt, ebenfalls nur mäßig. 

Der Getreidehandel, der bis zur Ernte nur unbedeutend war 
wurde auf Grund des guten Ertrags an Roggen und Weizen ſehr 
lebhaft und verſandte Getreide nicht nur nach Königsberg und Danzig, 
ſondern auch nach Sachſen und ſeewärts nach dem Rhein, ferner 
wurden Roggen und Weizen nach Oſterreich, und Roggen in großen 
Mengen nach Skandinavien, das eine Fehlernte hatte, und in den 
erſten Monaten dieſes Jahres nach Polen abgeſetzt. Immer wieder 
muß man es bedauern, daß die Getreideſtaffeltarife nach dem Weſten 
aufgehoben worden ſind, denn ſie hätten es im Vorjahre im beſonderen 
Maße ermöglicht, die reiche Ernte bis tief nach dem weſtlichen Deutſch— 
land zu verwerten und auch unſerer Eiſenbahn größere Frachten 
zukommen zu laſſen. 

Wie beim Getreidehandel, war auch bei der Getreidemüllerei das 
Geſchäft bis zur Ernte wenig lohnend, während nach der Ernte 
wenigſtens für Weizenmehl eine vollſtändige Wendung eintrat, denn 
dieſes wurde bis nach Sachſen und den Nordſeehäfen, ſowie über 
Danzig nach dem Rhein verfrachtet, wenn freilich auch mit der Ein— 
ſtellung der Binnenſchiffahrt das Geſchäft weſentlich nachließ. Dabei 
kamen noch viele Abſchlüſſe überhaupt nicht zuſtande, da man wegen 
der Unſicherheit über die Handelsverträge langfriſtige Lieferungen 
ſcheute. Die reiche Roggenernte hat unſern Müllern nicht den gehofften 
Nutzen gebracht, da die Hauptabſatzgebiete für Roggenmehl, Oſtpreußen, 
Poſen, Schleſien und Sachſen, ebenfalls eine gute Roggenernte gehabt 
hatten und die Preiſe dort verhältnismäßig niedriger waren als bei uns. 

Die ſchlechte Ernte in Futterſtoffen hatte einen großen Bedarf an 
Futtermitteln zur Folge, der bei normalen Transportverhältniſſen von 
unſern Importeuren ruſſiſcher Kleie und Olkuchen leicht hätte gedeckt 
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werden können, während nun der bereits erwähnte Wagenmangel 
auf den ruſſiſchen Bahnen und der niedrige Waſſerſtand der Weichſel 
die Heranbringung der nötigen Warenmengen ungemein erſchwerten. 
Da in Schleſien und Poſen die Futternot beſonders groß war, gewährte 
die Eiſenbahnverwaltung für die Verfrachtung von Futtermitteln dort 
hin einen billigen Ausnahmetarif, deſſen Benutzung aber dem Handel 
durch kaum zu erfüllende Bedingungen faſt unmöglich gemacht wurde, 
und erſt auf allgemeine Beſchwerde des Handelsſtandes hin wurden 
die Bedingungen etwas erleichtert. 

Trotz der nur mäßigen Rübenernte hätte angeſichts des hohen 
Zuckergehalts der Rüben und der ſteigenden Zuckerpreiſe die Roh— 
zuckerproduktion in unſerm Bezirke günſtige Reſultate erzielen müſſen, 
wenn nicht der Brand der Zuckerfabrik Culmſee dieſe Hoffnung größten— 
teils vernichtet hätte. Der Neubau der Fabrik wurde zwar ſofort in 
Angriff genommen, doch war es natürlich unmöglich, den Betrieb in 
der letzten Kampagne wieder aufzunehmen, und ſo gingen denn den 
Schiffern, deren Verdienſt aus den Zuckerverladungen ſchon durch die 
Detarifierung des Ausfuhrzuckers bedeutend geſchmälert worden iſt, 
auch noch erhebliche Mengen an Zuckerfrachten, die die Culmſeer Fabrik 
ſonſt lieferte, verloren. 

Wenn wir dasjenige aufzählen wollen, was auf das Wirtſchafts— 
leben unſres Bezirks im vergangenen Jahre Einfluß gehabt hat, 
dürfen wir die Tätigkeit der Anſiedlungskommiſſion nicht vergeſſen, die 
ja, wie wir bereits im Vorjahre berichteten, eine teilweiſe Richtungs— 
änderung des Konſums zur Folge hat. Dies macht ſich bei der 
zunehmenden Anſiedlung und dem damit verbundenen Wegzug der 
Großgrundbeſitzer von Jahr zu Jahr deutlicher bemerkbar, ſo u. a. 
auch bei dem Abſatze unſrer Maſchinenfabriken, die große landwirt— 
ſchaftliche Maſchinen jetzt viel weniger verkaufen, da die Anſiedler 
naturgemäß kleine Maſchinen und Geräte vorziehen. Die Bautätigkeit 
hat namentlich im Kreiſe Brieſen durch die Bauten der Anſiedlungs— 
kommiſſion beträchtlich zugenommen, und es ſind daher auch in Brieſen 
einige neue Bauunternehmungen ins Leben getreten. Wenn ſonach 
auch für Gewerbe und Induſtrie einiger Nutzen vorhanden iſt, ſo 
hören doch die Klagen nicht auf über die enge Verbindung der 
Anſiedlungskommiſſion mit dem Raiffeiſenverbande, wodurch auch bei 
den Ein- und Verkäufen der Reſtgüter der Handel zugunſten der 
Poſener Zentrale ausgeſchaltet wird, was man um ſo ſchwerer empfindet, 
als die landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften durch ihre ſtaatlich in jeder 
Weiſe unterſtützte Konkurrenzierung des Handels dieſem und damit 
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auch dem Deutſchtum in den Städten ſchon große Schäden zugefügt 
haben und noch zufügen. Dieſe Zurückdrängung des Handels durch ſtaat— 
liche Behörden ſteht ja leider nicht vereinzelt da, wobei wir nur an 
die Einkäufe der Proviantämter zu erinnern brauchen und an den bereits 
erwähnten Ausnahmetarif für Futtermittel. Auch das Kaliſyndikat, 
bei dem doch der Preußiſche Staat eine ausſchlaggebende Rolle ſpielt, 
hat bei der Erneuerung des Syndikatsvertrages zwar die Rabattſätze 
für den Handel erhöht, ihn aber doch ſonſt den landwirtſchaftlichen 
Genoſſenſchaften gegenüber nach wie vor ſchlechter geſtellt, weshalb 
denn auch der Umſatz unſrer Düngemittelhandlungen immer mehr 
zurückgeht. Tief verſtimmt hat es in kaufmänniſchen Kreiſen, daß man 
die kleine, dem Handel durch den neuen Syndikatsvertrag gewährte 
Beſſerung regierungsſeitig damit verteidigen zu müſſen glaubte, daß 
diejenigen land wirtſchaftlichen Kreiſe, die nicht in der Lage ſeien, ſtets 
Barabrechnung eintreten zu laſſen, auf den Handel angewieſen wären, 
als wenn es die Aufgabe des Handels wäre, da einzutreten, wo das 
Borgen beginnt. 

Trotz der geſchilderten nachteiligen Einflüſſe und Mißſtände war 
das“ vergangene Jahr für die meiſten Betriebe unſres Bezirks nicht 
ungünſtig, und wenn auch das laufende Jahr eine gute Ernte bringt 
und die jetzt begonnene Bautätigkeit anhält, ſo darf man wohl auf 
eine weitere Belebung unſres Wirtſchaftslebens, wenigſtens für die 
nächſte Zeit, rechnen. Die Ausſichten für die weitere Zukunft ſind 
allerdings nicht gerade gut, denn an Stelle der Unſicherheit über die 
Geſtaltung der zukünftigen Handelsverträge iſt nur die Sicherheit 
getreten, daß ſie, ſoweit ſie bisher abgeſchloſſen ſind, nicht zugunſten 
von Handel und Induſtrie ausgefallen ſind. Es bleibt nur zu hoffen, 
daß bei den noch abzuſchließenden Verträgen die Intereſſen des 
Handels und der Induſtrie eine größere Berückſichtigung finden. Für 
unſern Bezirk ſind freilich die Würfel ſchon gefallen, und der mit 
Rußland abgeſchloſſene Vertrag läßt erkennen, daß unſre Ausfuhr 
dorthin bedeutend ſchwieriger werden wird. Wenn nun auch die 
Ausfuhr nach Rußland aus unſerm Bezirk ſelbſt immer gering 
geweſen iſt, ſo wird doch namentlich unſer Grenzſpeditionsgewerbe 
durch den allgemeinen Rückgang der Ausfuhr aus Deutſchland geſchädigt 
werden. Glücklicherweiſe iſt bei den für unſre Einfuhr aus Rußland 
hauptſächlich in Frage kommenden Waren, Holz und Futtermittel, keine 
Verſchlechterung eingetreten, und bezüglich des Paßverkehrs ſind ſogar 
einige, wenn auch geringe Erleichterungen getroffen worden. Gerade 
auf dieſem Gebiete hatten wir etwas mehr erhofft, zumal da ſolche 
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Zugeſtändniſſe für beide Teile von Nutzen geweſen wären und eine 
Beſeitigung der bisherigen Erſchwerungen des Grenzverkehrs ſicher 
auch für den Warenaustauſch von günſtigem Einfluß ſein würde. 
Müſſen wir auf dem Gebiete der Handelsverträge die Hoffnung 
auf Beſſerung für abſehbare Zeiten begraben, ſo gilt es, deſto kräftiger 
dafür zu wirken, daß für Handel und Induſtrie auf anderen Gebieten, 
namentlich auf dem des Verkehrsweſens, Fortſchritte erzielt werden, 
wie denn auch im vergangenen Jahre unſre Tätigkeit in erſter Linie 
auf eine Verbeſſerung unſrer Verkehrsverhältniſſe gerichtet war. Zwar 
das Projekt des Holzhafens iſt, nachdem die Holzhafen-Aktiengeſellſchaft 
gegründet worden iſt, für uns ausgeſchieden. Wenn die Bauaus— 
führung noch auf ſich warten läßt, trotzdem die notwendigen Koſten 
von Staat und Stadt bewilligt ſind, jo liegt dies an den Schwierig. 
keiten, die das notwendig gewordene Enteignungsverfahren mit ſich 
bringt; jedoch ſteht zu hoffen, daß der erſte Spatenſtich, wenn nicht 
mehr in dieſem Jahre, ſo doch im Frühjahr 1906 getan werden wird. 


Der neue Bahnhof Mocker wird wohl auch im Laufe des 
nächſten Jahres in Angriff genommen werden, doch iſt leider noch 
keine Entſcheidung über den Bau einer neuen Brücke, die der Stadt 
Thorn einen bequemeren Weg zum Hauptbahnhof gewähren ſoll, 
getroffen worden. Unſre fortgeſetzten Bemühungen für die Weiter— 
führung der Bahn Kulm-Unislaw bis Thorn ſcheinen nun auch mit 
Erfolg gekrönt zu werden, da die Vorarbeiten bereits angeordnet 
worden ſind, und das Projekt der Bahn Thorn-Scharnau iſt inſofern 
in ein anderes Stadium getreten, als man, wofür auch wir eingetreten 
ſind, entſchloſſen zu ſein ſcheint, die Bahn nicht nach Mocker gehen, 
ſondern ſie etwa beim Pilz enden zu laſſen und ſo eine günſtig zur 
Stadt gelegene Halteſtelle und gleichzeitig eine Verbindung mit der 
Uferbahn zu ſchaffen. Ferner ſind wir im Intereſſe der Stadt Löbau 
für den Bau einer Bahn von Oſterode über Löbau nach Gilgenburg— 
Neidenburg eingetreten. Neben den verſchiedenen Anträgen auf Ver— 
beſſerung des Fahrplans, die leider nicht immer ein günſtiges Gehör 
fanden, haben wir auch die Verbeſſerung des Verkehrs zwiſchen Haupt— 
bahnhof und Stadtbahnhof Thorn durch Einlegung einer Reihe von 
Pendelzügen beantragt, ohne jedoch mit dieſem Antrage, der einem 
allgemein empfundenen Bedürfniſſe entſpricht, Glück zu haben. 


Ein wichtiges Geſetz iſt durch den Landtag im verfloſſenen Jahre 
angenommen worden, das auch für uns von Bedeutung iſt und viel— 
leicht in Zukunft noch mehr werden wird, denn nachdem die waſſer— 


wirtſchaftliche Vorlage Geſetz geworden iſt, hoffen wir, daß nicht nur 
aus dieſem Stückwerk ein Ganzes werden, ſondern daß auch der 
weitere Oſten an das Waſſerſtraßennetz dereinſt angeſchloſſen wird 
durch Schiffbarmachung der Drewenz und die Verbindung des Drewenz— 
ſees mit dem maſuriſchen Seengebiet. 
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Verhandlungen der Handelskammer. 
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I. Einrichtungen für Handel und Anduſtrie. 
1. Handels- und Induſtrie-Geſetzgebung. 


Aeichsgeſetz, betreffend Raufmannsgerichte. 


Unter dem 1. Oktober erſuchte der Herr Regierungspräſident um 
eine Außerung darüber, ob es angezeigt erſcheine, im Kammerbezirk 
außer dem gemäß $ 2 des Geſetzes obligatoriſch zu errichtenden Kauf— 
mannsgericht in Thorn noch weitere Kaufmannsgerichte ins Leben zu 
rufen. 

Darauf erwiderten wir: 

„Ew. Hochwohlgeboren berichten wir gehorſamſt, daß es unſres 
Erachtens nicht angebracht erſcheint, in unſerm Bezirk außer dem Kauf— 
mannsgericht in Thorn noch weitere ins Leben zu rufen, denn wenn 
auch auf unſre Umfrage hin in verſchiedenen Städten unſres Bezirks 
die Kaufmannſchaft die Errichtung eines Kaufmannsgerichts als 
wünſchenswert hingeſtellt hat, ſo iſt doch nirgends der Nachweis 
geführt worden, daß ein wirkliches Bedürfnis vorliegt. Ein ſolches 
dürfte doch nur an ſolchen Orten vorliegen, wo eine große Anzahl 
von Handlungsangeſtellten vorhanden iſt. Nun iſt uns zwar die 
Zahl der Angeſtellten in den einzelnen Orten nicht bekannt, wohl 
aber die Zahl der eingetragenen Firmen. 

Dieſe beträgt 


im Stadttes Thorn 2092 
im Landkreis h 102 
tr Ballmlee er ĩðùi 


im Kreis Kulm 119 
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m rum er Re 92 
im Kleis Brief, [93 
in Brieſe nnn N 
U eee a N er 289 
un reis Strasburg 176 
NSktas burg 2 
in Lauten burg ?ð?˙d 
in Word See 5 
ü ee bann 1 
i N Te Te pe 
in bann 4 


Man darf wohl annehmen, daß in unſerm Bezirk die Zahl der 
Handlungsangeſtellten noch nicht das Doppelte der Firmenzahl beträgt 
und da im Jahresdurchſchnitt auf 27 Deutſche eine Streitſache entfällt 
und kein Grund vorhanden iſt zu der Annahme, daß bei uns die 
Durchſchnittszahl höher ſein wird, ſo würde die zu erwartende Anzahl 
der Streitfälle zu gering ſein, um auf eine erſprießliche Tätigkeit eines 
Kaufmannsgerichts in den einzelnen Gemeinden rechnen zu können. 
Würde man aber z. B. nur ein Kaufmannsgericht für jeden Kreis 
errichten, ſo würden durch die dann notwendigen Reiſen uſw. wieder viele 
Unkoſten entſtehen, wodurch einer der Hauptvorteile, eine billige Recht— 
ſprechung, illuſoriſch werden würde. Zudem handelt es ſich um eine 
ganz neue Einrichtung, über die noch gar keine Erfahrung vorliegt, 
und man könnte daher wohl ruhig abwarten, wie die Kaufmanns— 
gerichte ſich in den Städten von mehr als 20000 Einwohnern bewähren. 


Was nun das Reſultat unſrer Umfrage anbetrifft, ſo hat ſich die 
Kaufmannſchaft in Kulm, Brieſen und Neumark für die Errichtung 
eines Kaufmannsgerichtes ausgeſprochen, und zwar die in Kulm und 
Brieſen für die betreffenden Städte, in Neumark für den Kreis Löbau. 
Die Kaufmannſchaft in Löbau hält die Einrichtung eines Kaufmanns— 
gerichtes für die Stadt Löbau nicht für erforderlich, ſie bittet aber, falls 
für den Kreis ein ſolches Gericht geſchaffen werden ſollte, den Sitz 
nach Löbau als der größten Stadt des Kreiſes zu legen. In Culmſee 
wünſcht man dem in Thorn zu errichtenden Kaufmannsgericht ange— 
gliedert zu werden. Von Strasburg und Lautenburg liegt bis heute 
noch keine Außerung vor.“ 


Kurz darauf konnten wir noch berichten, daß auch die Kaufmann— 
ſchaft in Lautenburg ſich gegen die Errichtung eines Kaufmannsgerichtes 
ausgeſprochen habe. 


Entwurf einer neuen Maßz⸗ und 
Gewichtsordnung. 


Anfang November ſandte der Deutſche Handelstag folgendes 
Rundſchreiben an ſeine Mitglieder: 

„Der § 7 des Entwurfs einer neuen Maß- und Gewichtsordnung 
(Xl. Jahrg. Anlage 6 bei Nr. 30) dehnt die für Weinfäſſer bereits 
beſtehende Eichpflicht auf Obſtwein- und Bierfäſſer aus. In den bis 
her zum Entwurf ergangenen Außerungen von Mitgliedern des 
Deutſchen Handelstags wird dieſer Vorſchlag von keiner Seite bekämpft. 
Die Erläuterungen zum Entwurf bemerken: „Die Ausdehnung der 
Eichpflicht auf Fäſſer, in denen Bier dem Käufer überliefert wird, 
entſpricht den durch vielfache Petitionen an den Bundesrat und den 
Reichstag geäußerten Wünſchen der Intereſſenten. Eine neuerdings 
veranſtaltete Umfrage hat ergeben, daß dieſe Maßregel in den gewerb— 
lichen Kreiſen faſt einſtimmig als dringend notwendig betrachtet wird.“ 
Hiermit ſtimmt eine am 4. Januar 1904 von dem Deutſchen Brauer— 
bund (Frankfurt a. M.) an die Normal-Eichungs-Kommiſſion gerichtete 
Eingabe überein, in der es heißt: „Wir erlauben uns darauf hinzu— 
weiſen, daß der Brauerbund ſich bereits wiederholt mit der Frage der 
Eichung befaßt hat (vergl. Bericht über den VII. Deutſchen Brauertag 
1892 S. 52 ff.). Die in dieſer Sache bereits an Reichskanzler und 
Bundesrat ſowie Reichtstag gerichteten Eingaben gipfelten in dem 
Antrag, daß 1. alle Bierfäſſer, die von deutſchen Brauereien zum 
Verkauf ihrer Biere verwendet werden, amtlich geeicht ſein müſſen; 
2. jede durch Reparatur veranlaßte Anderung eines zum Verkauf von 
Bier beſtimmten Faſſes eine Neueichung obligatoriſch macht; 3. im 
übrigen eine Neueichung vor Ablauf der Gültigkeitsdauer (alſo im 
dritten Kalenderjahre) ſtattzufinden hat; 4. die Fehlergrenze für Bier— 
fäſſer einheitlich auf 1 % feſtgeſetzt wird [2 % nach dem Wunſche 
einer am 27. Juni 1904 unter der Leitung des Vorſitzenden des 
Deutſchen Brauerbundes abgehaltenen Verſammlung!] . . . Die amtliche 
Eichung iſt der einſtimmige Wunſch der deutſchen Brauer .. . . Die 
Abſicht beſteht darin, Streitigkeiten wegen Mindermaßes zu verhüten.“ 

Im Gegenſatz hierzu iſt in der am 27. Oktober abgehaltenen 
Sitzung der Kommiſſion des Deutſchen Handelstags betr. Kleinhandel 
(S. 99) von einem Teilnehmer unter Berufung auf die Verhältniſſe 
in Elſaß⸗Lothringen die Meinung vertreten worden, daß die angeführten 
Bemerkungen in den Erläuterungen zum Geſetzentwurf unzutreffend 
ſeien und die Ausführungen des Deutſchen Brauerbundes ſich keines— 
wegs mit den in der deutſchen Brauerei herrſchenden Anſichten deckten. 


Die Bierfäſſer bildeten keinen geeigneten Gegenſtand für die amtliche 
Eichung, da ſie durch Pichen, Anziehen der Reifen u. a. zu häufigen 
und zu ſtarken Anderungen ihres Raumgehalts ausgeſetzt ſeien. Wolle 
man ſie der Eichpflicht unterwerfen, ſo müſſe die Verkehrsfehlergrenze 
jedenfalls auf 3 0% feſtgeſetzt werden, und dadurch werde die Bedeutung 
der Eichung jo ſtark herabgeſetzt, daß die mit ihr verknüpften Beläſtigungen 
und Koſten in keinem Verhältnis dazu ſtänden. Es müſſe daher der 
Ausdehnung der Eichpflicht auf die Bierfäſſer entſchieden widerraten 
werden. 

; Angeſichts des in dieſer Weile zutage getretenen Widerſpruchs 
ſah die Kommiſſion von einer Beſchlußfaſſung ab. Auf ihren Wunſch 
werden die Mitglieder des Deutſchen Handelstags gebeten, an deſſen 
Präſidenten womöglich bis zum 1. Dezember darüber zu berichten, wie 
die Bierbrauer und die Bierabnehmer ihres Bezirks und wie ſie ſelbſt 
über die Ausdehnung der Eichpflicht auf die Bierfäſſer urteilen. In 
der erwähnten Kommiſſionsſitzung iſt von einzelnen Teilnehmern die 
Ausdehnung der Eichpflicht auch auf Fäſſer für Branntwein — von 
einer Seite für Branntwein im allgemeinen, von anderer Seite nur 
für Trinkbranntwein — und für Eſſig befürwortet worden. Da nur 
von wenigen Mitgliedern des Deutſchen Handelstags Außerungen 
hierüber vorlagen, ſah auch in dieſer Hinſicht die Kommiſſion von 
einer Beſchlußfaſſung ab. 

Die Mitglieder des Deutſchen Handelstags werden gebeten, an 
deſſen Präſidenten auch darüber womöglich bis zum 1. Dezember zu 
berichten. Hierbei wäre zu beachten, in welchem Umfang die genannten 
Flüſſigkeiten nach Gewicht verkauft werden, was anſcheinend in den 
verſchiedenen Landesteilen verſchieden iſt.“ 

Wir äußerten uns darauf, wie folgt: 

„Auf unſre Umfrage haben ſich, abgeſehen von zwei kleineren 
Betrieben, ſämtliche Brauereien unſres Bezirks für die Eichpflicht der 
Bierfäſſer ausgeſprochen, insbeſondere auch der Verband Oſtdeutſcher 
Brauereien und Mälzereien. Eine an die Kaiſerliche Normal-Eichungs— 
Kommiſſion in dieſer Angelegenheit gerichtete Eingabe dieſes Ver— 
bandes geſtatten wir uns beizulegen. 

Die größte Brauerei unſres Bezirks, die Aktiengeſellſchaft Höcherl— 
bräu in Kulm, ſchreibt: „Nach unſrer Meinung iſt eine Eichpflicht der 
Bierfäſſer ſehr wohl durchführbar. Allerdings iſt es richtig, daß der 
Raumgehalt der Fäſſer infolge Anziehens der Reifen — nicht aber 
infolge des Pichens, denn bei der Neupichung wird das alte Pech 
entfernt — nach Jahresfriſt geringer wird und zwar um 1—2 Prozent. 


Wir halten die Eichpflicht für einen Fortſchritt in der Brauinduſtrie 
und würden die Einführung mit Freuden begrüßen; wir würden aber 
in Vorſchlag bringen, daß die Nacheichung ſpäteſtens nach Ablauf 
von 24 Monaten mit Einbrennung des Eichungstages erfolge.“ 

Auch die Biergroßhandlungen treten für die Eichpflicht der Bier— 
fäſſer ein. 

Dagegen wird die Ausdehnung der Eichpflicht auf Fäſſer für 
Branntwein und für Eſſig von keiner Seite befürwortet. Die bedeutendſte 
Spritfabrik unſres Bezirks bemerkt hierzu: 

„Soweit der Großhandel von Sprit, der zu Trinkzwecken ver— 
arbeitet werden ſoll, in Frage kommt, dürfte ein Eichzwang wohl 
kaum beabſichtigt ſein, weil er eine Verſchlechterung der Kontrolle gegen 
den bisherigen Zuſtand herbeiführen würde. 

In den Spritfabriken wird der Inhalt eines jeden Faſſes durch 
Gewicht ermittelt und die Ermittelung bei jeder Abfertigung des 
Faſſes aufs neue von Steuerbeamten feſtgeſtellt. Die Alkohol— 
Ermittelungs-Ordnung, welche einen Teil der Ausführungsbeſtimmungen 
zu dem Branntweinſteuer-Geſetz bildet, ſchreibt ausdrücklich vor, daß 
der Inhalt aus dem ermittelten Nettogewicht zu berechnen ſei. 

Der Eichzwang würde zur Folge haben, daß die geeichten Fäſſer 
eine gewiſſe Zeit lang nach dem einmal eichamtlich ermittelten Inhalt 
berechnet werden, und es würden diejenigen Differenzen beſtehen 
bleiben, welche während der zuläſſigen Benutzungsdauer der erfolgten 
Eichung ſich ergeben. Der heute in den Spritfabriken geübte Brauch 
bedingt eine jedesmalige Feſtſtellung der zur Abfertigung gelangten 
Menge unter ſteueramtlicher Kontrolle.“ 

Was die Eſſigfäſſer anbetrifft, ſo wird uns dazu geſchrieben, daß 
Dauben und Reifen durch den Eſſig ſtark angegriffen werden, ſo daß 
dadurch der Faßinhalt einer fortwährenden Anderung unterworfen 
wird. Ferner erſcheint eine Eichpflicht für Eſſigfäſſer auch deshalb 
überflüſſig, weil es, auch in unſerm Bezirke, immer mehr üblich wird, 
den Eſſig nach Gewicht zu verkaufen. 

Wir ſelbſt ſind nach alledem der Meinung, daß man dem in 
Bierbrauereikreiſen allgemein gehegten Wunſche folgend, die Eichpflicht 
für Bierfäſſer einführen müſſe. Dagegen erſcheint es uns nicht ange— 
bracht, die Eichpflicht auch auf Branntwein- und Eſſigfäſſer auszudehnen.“ 

Im Februar ging den Handelsvertretungen folgender Runderlaß 
des Herrn Miniſters für Handel und Gewerbe zu: 

„Nach Artikel 21 der Maß- und Gewichtsordnung für das deutſche 
Reich liegt es den Landesregierungen ob, das Erforderliche zur Sicherung 


der Durchführung der im Art. 10 a. a. O. enthaltenen Beſtimmungen 
zu veranlaſſen, wonach zum Zumeſſen und Zuwägen im „öffentlichen 
Verkehr“ nur gehörig geſtempelte Maße, Gewichte und Wagen ange— 
wendet werden dürfen. Der Begriff des öffentlichen Verkehrs iſt in 
der Maß- und Gewichtsordnung für das deutſche Reich nicht näher 
beſtimmt, dagegen iſt er für das preußiſche Staatsgebiet abzuleiten 
aus den älteren landesgeſetzlichen Beſtimmungen, nämlich SS 12, 14 
und 19 der Maß- und Gewichtsordnung vom 16. Mai 1816 (G.S. 
S. 142) ſowie §§ 2 und 3 des Geſetzes vom 13. Mai 1840 (G. S. 
S. 127), die noch Geltung haben. Durch $ 3 des letzteren Geſetzes 
wurde das in der preußiſchen Maß- und Gewichtsordnung vom 
16. Mai 1816 enthaltene Verbot des Beſitzes oder Gebrauches unge— 
ſtempelter Maße oder Gewichte auf ſämtliche Gewerbetreibenden für 
die Zwecke des Einkaufs und Verkaufs in ihrem Gewerbebetrieb aus— 
gedehnt. Demgemäß fällt auch der Ein- und Verkauf von Waren im 
Großverkehr unter den Begriff des öffentlichen Verkehrs, wie dies in 
mehrfachen Entſcheidungen meiner Herren Amtsvorgänger mit Recht 
hervorgehoben worden iſt. Die Polizeibehörden hielten ſich daher für 
berechtigt, zur Sicherung der Durchführung der auch den Gewerbe— 
treibenden im Großverkehr obliegenden Verpflichtung die Geſchäfts— 
räume der Großhändler und Fabrikläger den wiederkehrenden polizeilich— 
techniſchen Maß- und Gewichtsreviſionen zu unterwerfen, zumal § 3 
des Geſetzes vom 13. Mai 1840 den Polizeibehörden die Aufgabe 
zuweiſt, auf die Beachtung der nach § 2 daſelbſt allen Gewerbe— 
treibenden obliegenden Verpflichtung zur Benutzung richtigen Maßes 
und Gewichtes durch Unterſuchung der in den „Gewerbslokalen“ vor— 
handenen Maße und Gewichte gemäß dem § 19 der Maß- und 
Gewichtsordnung vom 16. Mai 1816 zu wachen. i 
Die in den Geſchäftsräumen der Großhandlungen und Fabrik 
läger benutzten Wiegegeräte ſind daher bislang nach Maßgabe dieſer 
Beſtimmungen den polizeilich-techniſchen Reviſionen unterworfen worden. 
Erſt neuerdings ſind Zweifel darüber aufgetaucht, ob das Recht der 
Behörden zur polizeilichen Kontrolle der Meß- und Wiegegeräte ebenſo 
weit geht, wie die Verpflichtung der Gewerbetreibenden zur Anwendung 
richtigen Maßes und Gewichts, nachdem zum erſtenmal durch ein Urteil 
des Oberverwaltungsgerichts vom 20. September 1894 Entſch. 
Bd. XXVII S. 325-332) der Begriff des „Gewerbslokals“ im Sinne 
des § 3 des Geſetzes vom 13. Mai 1840 auf ſolche Geſchäftsräume 
eingeſchränkt wurde, in welchen ein öffentlicher Gewerbeverkehr ſtatt— 
findet, die alſo jedermann zum Ankauf oder Verkauf eröffnet ſind 
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An dieſer Auslegung der älteren preußiſchen Geſetze über die Befugnis 
der Polizeibehörde hat das Oberverwaltungsgericht in neueren Erkennt⸗ 
niſſen, ſo denen vom 18. April 1901 (Pr. Verwaltungsblatt, Jahrg. XXII 
S. 515) und vom 6. Oktober 1904 III. 1733, feſtgehalten. 

Unter dieſen Umſtänden kann die Verwaltung ihre bisherige 
Praxis der Reviſion der Großbetriebe unter Anwendung polizeilichen 
Zwangs im Weigerungsfall nicht mehr aufrecht erhalten. Nach 
den bisherigen Erfahrungen iſt aber zu beſorgen, daß die kaufmänniſchen 
Großbetriebe und die Fabriken ihre zum Ein- und Verkauf benutzten 
Wiegegeräte nur zum Teil aus freien Stücken in regelmäßigen Zeit— 
räumen den Eichbehörden zur Prüfung und Berichtigung vorlegen 
werden. Denn gerade die ſchlechten Erfahrungen mit dem Syſtem 
der freiwilligen Vorlegung der Meßgeräte mit nachfolgender polizei⸗ 
licher Kontrolle hat dazu geführt, ſtatt des Repreſſivſyſtems der 
beſtehenden Maß und Gewichtsordnung in dem Entwurf der neuen 
Maß- und Gewichtsordnung unter allgemeiner Zuſtimmung der 
Gewerbetreibenden die regelmäßige behördliche Nacheichung, alſo das 
Präventivſyſtem, vorzuſehen. Es beſteht daher die Gefahr, daß ſich 
das Maß- und Gewichtsweſen bis zur Einführung der neuen Ordnung, 
die vor zwei Jahren kaum zu erwarten iſt, beim Großbetriebe in höchſt 
unerwünſchtem Umfange auf Koſten des gegenſeitigen Vertrauens 
verſchlechtert. Ich verweiſe hierbei auf die Erfahrungen der Kaiſerlichen 
Normal-Eichungskommiſſion, die nach den Erläuterungen zu § 11 des 
Entwurfs der neuen Maß- und Gewichtsordnung dahin gehen, daß 
„Gewichte und Maße ſchon nach kurzer Zeit, jedenfalls aber im Laufe 
eines Jahres in Geſchäften mit ſtärkerem Umſatze die vom Bundesrat 
feſtgeſetzten, im Verkehr noch zu duldenden Abweichungen von der 
Richtigkeit überſchreiten.“ Hiernach iſt zu befürchten, daß ohne zwiſchen— 
zeitliche Maßnahmen ſchwere Schädigungen für den Handelsſtand durch 
den Mangel behördlicher Aufſicht über das Maß- und Gewichtsweſen 
in den Großbetrieben hervortreten werden, deren Bedeutung namentlich 
inſoweit nicht zu überſehen iſt, als dabei die Beziehungen zum Aus— 
lande in Frage kommen. 

Es liegt daher im eigenſten Intereſſe des Handelsſtandes, daß 
bis zum Inkrafttreten der neuen Maß- und Gewichtsordnung einer 
Verſchlechterung des Maß- und Gewichtsweſens rechtzeitig vorgebeugt 
wird. 

Ich habe aus dieſen Erwägungen heraus in Ausſicht genommen, 
die Eichbehörden anzuweiſen, die Geſchäftsräume der Großhändler und 
Fabrikanten auch in der Folge regelmäßig, jedoch ohne Mitwirkung 


der Polizeibehörden, aufzuſuchen, um feſtzuſtellen, ob die benutzten 
Gewichte und Wagen noch in den vorgeſchriebenen Grenzen richtig 
ſind. Dabei ſoll ein polizeilicher Zwang zur Duldung der Reviſion 
nicht ausgeübt werden. Die Gewerbetreibenden ſollen durch die eich— 
techniſche Prüfung vielmehr lediglich in den Stand geſetzt werden, die— 
jenigen Meß- und Wiegegeräte, die fehlerhaft ſind, zu erkennen. 


Zur erfolgreichen Durchführung einer ſolchen Maßnahme iſt es 
jedoch erforderlich, daß ſie durch die Handelsvertretungen mit ihrem 
ganzen Einfluſſe unterſtützt wird, damit einerſeits Weigerungen der 
Großbetriebe, die Reviſion zu dulden, vermieden werden und anderer— 
ſeits die Wiegegeräte, die über die Verkehrsfehlergrenzen hinaus 
unrichtig befunden worden ſind, den Eichämtern möglichſt vollzählig 
zur Berichtigung vorgelegt werden. Es dürfte zu erwägen ſein, ob 
die Handelsvertretungen etwa Verzeichniſſe anlegen wollen, in denen 
die kaufmänniſchen Großbetriebe und die Fabriken vermerkt ſind, welche 
ihre Meß- und Wiegegeräte nach vorſtehenden Vorſchlägen in Ordnung 
zu halten gewillt ſind, die zu jedermanns Einſicht offen liegen und 
den Eichbehörden zuzuſtellen find, um ſie über den Umfang der hier— 
nach einzunehmenden Tätigkeit zu unterrichten. 

Ich erſuche die Handelsvertretungen, den Gegenſtand unter Aus— 
ſchließung der Benutzung der Preſſe eingehend zu erörtern und mir 
innerhalb 6 Wochen mitzuteilen, ob die Vorſchläge als geeignet und 
durchführbar angeſehen werden.“ 

Unſre Antwort lautete: 

„Ew. Exzellenz erwidern wir gehorſamſt, daß es allerdings im 
eigenſten Intereſſe des Handelsſtandes liegt, einer Verſchlechterung des 
Maß- und Gewichtsweſens vorzubeugen, doch halten wir die Vor— 
ſchläge in der geehrten Verfügung vom 4. v. M. nicht für durchführbar. 
Die von uns bisher befragten Firmen haben es abgelehnt, die nicht 
mehr erzwingbare Reviſion freiwillig zu dulden, und wir ſind über— 
zeugt, daß ſich faſt alle in Frage kommenden Betriebe unſres Bezirks 
dieſer Weigerung anſchließen würden. 

Wenn nun auch anzunehmen iſt, daß die meiſten Großbetriebe 
ſchon in ihrem eigenen Intereſſe bemüht ſein werden, einer Ver— 
ſchlechterung ihrer Maße und Gewichte bis zum Inkrafttreten der 
neuen Maß- und Gewichtsordnung zu begegnen, jo würde es immer— 
hin empfehlenswert ſein, ſie darauf hinzuweiſen, daß die bisherigen 
Reviſionen zurzeit nicht mehr vorgenommen werden können, und daß 
es daher Sache der Großbetriebe und Fabriken ſei, ihre zum Ein- und 
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Verkauf benutzten Maße und Wiegegeräte aus freien Stücken den 
Eichbehörden zur Prüfung und Berichtigung vorzulegen.“ 


Ausprägung von Dreimarkſtücken. 


Nachſtehendes, an den Herrn Handelsminiſter gerichtetes Schreiben 
des Reichsſchatzamtes wurde uns von dem Herrn Regierungspräſidenten 
zur Außerung überſandt: 

„Dem vom Reichstage bei den Verhandlungen über den Ent— 
wurf eines Geſetzes, betreffend Anderung des Münzengeſetzes vom 
9. Juli 1873 angenommenen, auf die Ausprägung von Dreimarkſtücken 
als Reichsſilbermünzen gerichteten Antrage des Abgeordneten Dr. Erz— 
berger iſt ſeitens des Bundesrats keine Folge gegeben worden, weil 
die Angelegenheit bei ihrer großen Tragweite für das Münzenweſen 
zum mindeſten nicht als ſpruchreif erachtet werden konnte. Abgeſehen 
davon, daß das Dreimarkſtück in das der deutſchen Münzgejeggebung 
zugrunde liegende Dezimalſyſtem nicht paſſen würde, könnte die Ein— 
führung dieſer Geldſorte in das Münzenweſen nur dann ins Auge 
gefaßt werden, wenn ein allgemeineres dringendes Verkehrsbedürfnis 
nach ihr als vorhanden anerkannt werden müßte. 

Gegen die Annahme eines ſolchen Bedürfniſſes ſprechen, wie 
auch ſeitens der Reichsverwaltung bei den obigen Verhandlungen 
hervorgehoben worden iſt, die Erfahrungen mit den Talern, die, an 
ſich Hauptmünze, tatſächlich wie Dreimarkſtücke umlaufen, jedoch trotz 

wiederholter Verſuche der beteiligten Verwaltungen, ihnen eine möglichſt 
weite Verwendung im Geldverkehr zu geben, immer wieder in beträcht— 
lichen Mengen zu den Kaſſen der Reichsbank zurückgefloſſen ſind. 
Dagegen hat ſich eine lebhafte Nachfrage nach Reichsſilbermünzen 
geltend gemacht, insbeſondere nach Fünf- und Zweimarkſtücken in 
Induſtriebezirken für Lohnzahlungszwecke, wie die Bewegungen in 
den Beſtänden der Reichsbank an dieſen Münzgattungen anzeigen. 
Bei der Beurteilung der Frage des Bedürfniſſes nach einem Dreimark— 
ſtück darf nicht lediglich die an dem Taler haftende Gewohnheit zur 
Richtſchnur dienen. Da der Taler nach den Vorſchriften der Münz— 
geſetze ungeachtet ſeiner Ausſtattung mit unbeſchränkter Zahlkraft von 
vornherein gleich den anderen Landesſilbermünzen zur Einziehung 
beſtimmt war, indem ſeine Außerkursſetzung ohne die infolge des 
Falles der Silberpreiſe am 18. Mai 1879 verfügte Einſtellung der 
deutſchen Silberverkäufer längſt erfolgt wäre, ſo muß von der Frage 
ausgegangen werden, ob die Verkehrsverhältniſſe als ſolche ohne Rück— 
ſicht auf den Talerumlauf und die mit dieſem Fünf- Zwei- und Ein- 
markſtück noch ein Dreimarkſtück unbedingt erheiſchen. Dabei darf auf 
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den Grundſatz hingewieſen werden, daß jede Münzgattung, die nicht 

einem wirklichen Bedürfnis entſpricht, erhebliche Nachteile dem Münz⸗ 

weſen bereitet, für welches Einfachheit und Überſichtlichkeit als beſonders 

wichtige Vorzüge angeſehen werden. Es kommt daher auch in Betracht, 
h ob nicht, wenn das Dreimarkſtück zur Ausprägung gelangt, das Zwei— 
oder das Fünfmarkſtück zu beſeitigen wäre, weil alsdann für eine 
dieſer Münzgattungen das Bedürfnis nicht mehr anzuerkennen ſein 
würde. Angeſichts der erheblichen Prägemengen (Ende Mai 1904 
196,8 Millionen Mark in Fünf, 203,1 Millionen Mark in Zweimark— 
ſtücken) wird man ſich zu einer ſolchen Maßnahme, die mit vielen 
Weiterungen und Koſten verknüpft wäre, nur aus ganz zwingenden 
Gründen entſchließen können. Ferner tritt das Bedenken auf, ob nicht 
das Dreimarkſtück, namentlich wenn es in der vom Reichstage beſchloſſenen 
Form (33¼ Stücke aus einem Pfund fein und in der Zuſammenſetzung 
von 900/1000) ausgeprägt wird, zu Verwechſelungen mit dem Zwei— 
markſtück Anlaß bieten würde, welche vom Standpunkte des Münz 
weſens wie des allgemeinen Verkehrs als ein großer Übeljtand 
empfunden werden müßten. Endlich bedarf der Erwägung, ob nicht 
dem Verlangen nach einem Dreimarkſtück dadurch wirkſam begegnet 
werden kann, daß dem wegen Unhandlichkeit anſcheinend weniger 
N beliebten Fünfmarkſtück durch Verkleinerung des Durchmeſſers in Ver— 
bindung mit der Riffelung des Randes eine für den Geldverkehr 
brauchbarere Geſtaltung gegeben wird. 

Nach dieſer Richtung ſind ſeitens der Reichs-Finanz-Verwaltung 
die einleitenden Schritte bereits unternommen. 

Ich bitte, die Frage des Bedürfniſſes nach einem Dreimarkſtück, 
welche vorausſichtlich auch in der nächſten Tagung des Reichstags zur 
Erörterung kommen wird, unter Beobachtung obiger Geſichtspunkte 
auch dortſeits einer Prüfung gefälligſt zu unterwerfen und über das 
Ergebnis mir eine Mitteilung zugehen zu laſſen. Dabei wäre mir 
von Intereſſe, wenn auch die in Betracht kommenden Vertretungen, 
wie Handels-, Landwirtſchafts-, Handwerkskammern ujw., ferner einzelne 
Gewerbetreibende, wie Inhaber von Warenhäuſern, von größeren 
5 Schankwirtſchaften oder von ſonſtigen Verkaufsgeſchäften, in denen ein | 
reger Geldverkehr jtattfindet, in geeigneter Weile zur Sache gehört 
werden könnten.“ 

Wir forderten darauf eine Reihe von Firmen auf, ſich gutachtlich 
zu äußern und ſandten dieſe Gutachten, die ſich größtenteils gegen 
die Ausprägung von Dreimarkſtücken ausſprachen, ein. Wir ſelbſt 
12 hielten ein Verkehrsbedürfnis nach Einführung von Dreimarkſtücken an 


2 


Te 3 
al TERN 
| USHWERSYTECKA | 


NSW fer 
ch 


Stelle der zur Einziehung gelangenden Taler nicht für vorliegend, 
wenn wir auch zugaben, daß ſich der Taler im Publikum immer noch 
einer ziemlichen Beliebtheit erfreut. . 


8 Ahr⸗Ladenſchluß. 


Ende Auguſt ſandte uns der Thorner Magiſtrat folgendes 
Schreiben: 

„Das Ergebnis der von dem Herrn Regierungs-Präſidenten ver— 
anlaßten Umfrage bei den offenen Verkaufsſtellen im Stadtbezirke 
Thorn bezüglich des 8 Uhr⸗Ladenſchluſſes it von der Polizei-Ber- 
waltung in dem anliegenden Verzeichniſſe zuſammengeſtellt worden, 
und hat uns jetzt der Herr Regierungs-Präſident zur Außerung im 
Sinne des § 139 f. Abſ. 1 der Gewerbeordnung aufgefordert. 

Grundſätzlich iſt der Magiſtrat geneigt, dem 8 Uhr-Ladenſchluß 
in möglichſt weitem Umfange zuzuſtimmen, dieſe im Intereſſe des 
Geſchäftsperſonals wünſchenswerte Maßregel auch für durchführbar zu 
halten ohne Schädigung einerſeits der Geſchäftsinhaber, andererſeits 
des Publikums. 

Für alle Geſchäftszweige läßt ſich der frühere Ladenſchluß nicht 
anordnen, weil wenig über ein Drittel der geſamten Befragten ſich 
dafür ausgeſprochen hat (166 von 461 Stimmen). Insbeſondere hat 
ſich das Beköſtigungsgewerbe und der Zigarrenhandel einmütig dagegen 
ausgeſprochen, ebenſo vorwiegend die Damen Konfektion. 

Überall, wo ¼ der Mehrheit vorhanden iſt, würden wir die 
Einführung des 8 Uhr-Ladenſchluſſes befürworten. 

Bevor wir uns in dieſem Sinne äußern, wäre uns indeß erwünſcht, 
die dortſeitige Anſicht zu erfahren, und erſuchen wir ergebenſt um 
deren Mitteilung.“ 

Wir antworteten: 

„Dem Magiſtrat erwidern wir ergebenſt, daß wir es für durch— 
aus wünſchenswert halten würden, wenn der Schluß der Läden 
allgemein auf 8 Uhr abends feſtgeſetzt werden könnte, denn der daraus 
den Ladeninhabern und dem Geſchäftsperſonal erwachſende Nutzen 
wird viel größer ſein, als die kleine Einbuße an Gewinn, die vielleicht 
den einen oder andern treffen könnte. Wir ſchließen allerdings dabei 
den Handel mit Nahrungs- und Genußmitteln aus, da zu fürchten 
iſt, daß durch einen Ladenſchluß um 8 Uhr nicht nur dieſe Gewerbe— 
treibenden ſelbſt geſchädigt werden könnten, ſondern daß damit auch, 
namentlich für die arbeitenden Klaſſen, Unbequemlichkeiten geſchaffen 
würden, die zum Schaden der Häuslichkeit leicht eine Anregung zum 
Aufſuchen der Schenkſtätten bilden könnten. Dieſe Bedenken treffen 
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aber für die übrigen Geſchäftszweige nicht zu, und da unter den der 
Nahrungsmittelbranche angehörenden Geſchäften nirgends eine Zwei— 
drittel-Majorität vorhanden iſt, jo können wir es nur befürworten, 
daß für alle diejenigen Geſchäftszweige, bei denen die erforderliche 
Majorität vorhanden iſt, die Schließung der Läden auf 8 Uhr feſt— 
geſetzt werde. Wir ſind überzeugt, daß ſich eine ganze Reihe der 
übrigen Ladeninhaber dieſem frühen Ladenſchluß freiwillig anſchließen 
wird und eine in einigen Jahren wiederholte Umfrage höchſtwahr— 
ſcheinlich, abgeſehen von den Nahrungsmittelhandlungen, ein beſſeres 
Reſultat bringen wird.“ 

Daraufhin wurde von dem Herrn Regierungspräſidenten ange— 
ordnet, daß die offenen Verkaufsſtellen der Bildhauer und Stein— 
metzen, Juweliere und Goldarbeiter, Eiſenhändler, Uhrmacher, Inſtru— 
mentenbauer, Optiker, Buchhändler, Schuhwarenhändler, Sattler, Gummi— 
warenhändler, Schirmhändler, Herrengarderoben- und Magßgeſchäfte, 
Buchdrucker und Lithographen während des ganzen Jahres auch in 
der Zeit von 8—9 Uhr abends für den geſchäftlichen Verkehr geſchloſſen 
zu halten ſind. 

Unter dem 12. November ſchrieb uns der Magiſtrat: 

„Die Bekanntmachung des Herrn Regierungs-Präſidenten vom 
17. v. M., wodurch für gewiſſe Verkaufsſtellen der jog. vereinbarte 
Ladenſchluß um 8 Uhr angeordnet worden iſt, wird von einer Anzahl 
der beteiligten Geſchäftsinhaber beanſtandet. 

Es wird geltend gemacht, daß die bei der Umfrage abgegebenen 
Erklärungen nur für den Fall im zuſtimmenden Sinne gemacht worden 
ſeien, daß der frühere Ladenſchluß allgemein angeordnet werden würde. 
Da nicht für alle offenen Verkaufsſtellen die Zwei Drittel-Mehrheit 
zuſtande gekommen iſt, haben diejenigen Geſchäfte, für welche der ver- 
einbarte Ladenſchluß nicht in Kraft getreten iſt, den Vorteil, in der 
neunten Abendſtunde den zum Schließen um 8 Uhr verpflichteten 
Verkaufsſtellen-Inhabern die Kunden zu entziehen, indem ſie vielfach 
dieſelben Verkaufsgegenſtände neben den ihnen eigentümlichen anderen 
feilhalten, wie ſolche auch in den geſchloſſenen Verkaufsſtellen nebenher 
geführt werden. 

Insbeſondere die Warenhäuſer, welche Gegenſtände der ver— 
ſchiedenſten Art feilhalten, gewinnen dadurch allerdings einen Vorzug, 
welcher nicht ungerechtfertigte Bedenken hervorzurufen geeignet iſt. 

Außer der Sattler-Innung haben insbeſondere die Schuhwaren— 
händler Einſpruch erhoben. Letztere (12 von den 14 zuſtimmend 
geweſenen, denen nur 5 ablehnend gegenüberſtanden) haben darauf 
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hingewieſen, daß ſie neben den eigentlichen Schuhwaren von Leder 
üblicherweiſe auch Filzſchuhe, Gummiſchuhe, Pantoffeln, Reiſeſchuhe 
u. dergl. vorrätig halten, welche von anderen Geſchäften wie Herm. 
Lichtenfeld, Roſenthal & Co, Ph. Elkan Nachf., G. Grundmann, 
B. Roſenthal, J. Hirſch, Guttfeld & Co. Menzel, J. Klar, H. Strell— 
nauer auch fernerhin in der 9. Abendſtunde unbeanſtandet feilgehalten 
werden dürfen. 

Nach dem 4. Abſatze des § 139f der Gewerbeordnung wird 
zwar anzunehmen ſein, daß das Verkaufsverbot für Schuhwaren aller 
Art auch für die Warenhäuſer uſw. gilt. Immerhin bleibt die Durch— 
führung des Verbotes tatſächlich kaum möglich. Andererſeits kann die 
Befugnis der Ortspolizeibehörde zu Ausnahmen ſchwerlich ſo weit gehen, 
Geſchäfte, welche unter ſolcher Konkurrenz Schaden leiden, von dem 
Schließungs⸗Zwange auszunehmen. 

Ehe wir nun die vorliegenden beiden Beſchwerden, welchen ſich 
die Händler mit Herren-Garderoben und die Schirm-Händler, vielleicht 
auch noch andere anſchließen werden, dem Herrn Regierungs-Präſidenten 
unterbreiten, geſtatten wir uns mit Bezug auf die Außerung der 
Handelskammer vom 14. September um Mitteilung der dortſeitigen 
Anſicht darüber ergebenſt zu erſuchen, ob und evtl. in welchem Maße 
die Beſchwerden begründet erſcheinen und ob es — abgeſehen von 
einer Abänderung der Anordnung des Herrn Regierungs-Präſidenten 
durch dieſen ſelbſt und der Durchführung des Verkaufsverbots auch 
gegenüber den Warenhäuſern uſw. — einen Weg gibt, die erörterten 
nachteiligen Folgen der Beſchränkung des 8 e auf 
einzelne Geſchäftszweige abzuwenden. 

Gutwillig dürften gerade die Warenhäuſer zum Anſchluſe an 
die Vereinbarung bezügl. des früheren Ladenſchluſſes nicht zu bewegen 
ſein. 

Die Beteiligten wünſchen Beſchleunigung.“ 

Darauf erwiderten wir unter dem 23. November: 

„Wie aus unſerm Schreiben vom 14. September hervorgeht, 
würden wir es am liebſten ſehen, wenn der 8 Uhr-Ladenſchluß für 
alle Geſchäfte mit Ausnahme der Lebensmittelhandlungen eingeführt 
werden könnte. Da dies jedoch nach dem Reſultate der Umfrage nicht 
zuläſſig war, ſo glaubten wir, daß man wenigſtens denjenigen Geſchäfts— 
zweigen, bei denen die notwendige Majorität vorhanden war, die Wohl— 
tat des Ladenſchluſſes gewähren müſſe, um ſo mehr, als uns bekannt 
war, daß Verſuche hieſiger Kaufleute, für ihren Geſchäftszweig den 
freiwilligen Ladenſchluß herbeizuführen, an dem Widerſpruche Einzelner 
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geſcheitert waren. Dabei nahmen wir als ſelbſtverſtändlich an, daß 
die Befragten ihre Zuſage auch für den Fall gegeben hätten, daß der 
Ladenſchluß nur für einzelne Geſchäftszweige in Kraft treten könnte. 
Wir verkannten dabei nicht, daß durch den nur für einen Teil 
der Geſchäfte gültigen Ladenſchluß gewiſſe Schwierigkeiten entſtehen 
würden, nahmen aber an, daß gerade dadurch ein Teil der noch 
Außenſtehenden bewogen werden würde, ebenfalls den 8 Uhr-Laden— 
ſchluß zu beantragen, denn wenn auch die Kontrolle über den Ver— 
kauf von Waren, die gemäß § 139f Abſ. 4 G. O. zwiſchen 8 und 
9 Uhr nicht verkauft werden dürfen, kaum durchführbar iſt, ſo muß es 
doch für jeden Geſchäftsinhaber peinlich ſein, eine geſetzliche Vorſchrift 
0 zu übertreten und ſich damit einer Polizeiſtrafe auszuſetzen, während 
es doch immer ſchwer ſein wird, einen Kunden, der neben anderen 
Waren auch eine nicht verkäufliche verlangt, dies abzuſchlagen. Des— 
halb glaubten wir und glauben noch, daß die fraglichen Geſchäfte 
bald ein lebhaftes Intereſſe empfinden werden, ebenfalls den verein— 
barten Ladenſchluß zu erhalten. 
| Wenn nun ein Teil der Ladeninhaber, die bereits um 8 Uhr 
0 ſchließen müſſen, jetzt Beſchwerde erhebt über Schädigungen, die ihnen 
durch Verkauf der von ihnen geführten Waren in den nichtgeſchloſſenen 
Geſchäften erwachſen, ſo iſt dies gewiß nicht ganz von der Hand zu 
weiſen, wenn es ſich auch wohl kaum um nachgewieſene, als vielmehr 
um nur befürchtete Schädigungen handelt. Nun kann die Ortspolizei— 
behörde mit der Zulaſſung von Ausnahmen gewiß nicht ſo weit 
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gehen, daß ſie alle Geſchäfte, die ſich geſchädigt fühlen, von dem 

Schließungszwange ausnimmt; dennoch möchten wir befürworten, daß 

die Polizeibehörde von dieſer Befugnis Gebrauch mache, wenigſtens 

für die Zeit bis Weihnachten, was um ſo unbedenklicher erſcheint, als 
1 vom 13. Dezember ab alle Läden bis 10 Uhr geöffnet bleiben dürfen. 
Nach Weihnachten, wenn das Geſchäftsleben ruhiger geworden 
| it, wird auch die Stimmung dem 8 Uhr-Ladenjhluß günſtiger fein, 
& und es würde ſich dann vielleicht empfehlen, die Ladeninhaber zu 
7 einer öffentlichen Beſprechung einzuladen, um darauf, falls ein erneutes 

Vorgehen ausſichtsreich erſcheint, eine nochmalige Umfrage vorzunehmen, 
worauf dann die Ausdehnung des Ladenſchluſſes möglichſt jo zu 
regeln ſein würde, daß die früheren Schwierigkeiten wegfallen.“ 
Ausnahmetage gemäß 8 159 d und e 
| der Gewerbeordnung. 

Auf Anfrage der Thorner Polizeiverwaltung, die Auskunft 
darüber wünſchte, ob die Ladeninhaber mit einer Einſchränkung der 
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Ausnahmetage gemäß § 139d und e der Gewerbeordnung einver- 
ſtanden ſein würden, hatten wir eine Anzahl Ladeninhaber der ver— 
ſchiedenſten Geſchäftszweige zu einer Beſprechung eingeladen. Als 
Reſultat konnten wir mitteilen, daß ſich die überwiegende Mehrzahl 
der Anweſenden damit einverſtanden erklärte, auf die Offenhaltung 
der Läden bis 10 Uhr an den 19 Sonnabenden der Monate Juni 
bis Oktober zu verzichten. 


2. Sonflige Induſtrie- und Handelsangelegenheiten. 


Deutſcher Handelstag. 


Dem Geſchäftsbericht des Generalſekretärs an die 31. Vollver— 
ſammlung des Deutſchen Handelstages entnehmen wir folgendes: 

Die neugegründete Detailliſtenkammer zu Hamburg hat ihren 
Beitritt zum Deutſchen Handelstag angemeldet. 

Der Verband Deutſcher Müller und der Verein Deutſcher Handels— 
müller haben ihre Aufnahme in den Deutſchen Handelstag beantragt. 
Der Ausſchuß des Deutſchen Handelstags beſchloß am 12. Dezember 1904 
den Anträgen nicht zu entſprechen. 

Der Ausſchuß des Deutſchen Handelstags beſchloß am 17. März 
1903 die Frage der Abgrenzung des Handwerks von der Tagesordnung 
der Vollverſammlung vom 18. und 19. März 1903 abzuſetzen, da die 
Frage noch nicht genügend geklärt ſei. Mit der weiteren Behandlung 
der Angelegenheit wurde die Sonderkommiſſion des Deutſchen Handels— 
tags betr. Abgrenzung des Handwerks beauftragt; zur Vorbereitung 
der nächſten Sitzung dieſer Kommiſſion arbeitet die Handelskammer 
zu Leipzig eine umfaſſende Denkſchrift aus. 

Der Ausſchuß des Deutſchen Handelstags verhandelte am 
12. Dezember 1904 über einen Antrag der Handelskammer zu Plauen 
betr. Anerkennung der von Handelskammern vorgenommenen Be— 
glaubigungen durch die auswärtigen Konſulate. Der Ausſchuß war 
der Meinung, daß die Handelskammern nicht allgemein dazu befugt 
ſeien, Unterſchriften bei den bezeichneten Vollmachten zu beſcheinigen, 
und daß dies auch nicht erſtrebenswert ſei. Die erhobene Forderung 
ſei daher richtiger auf diejenigen Fälle zu beziehen, in denen die 
Handelskammern, auch abgeſehen von Vollmachten, Beſcheinigungen 
innerhalb ihrer Befugniſſe ausſtellten. Da eine aus Anlaß des 
Plauener Antrags vom Deutſchen Handelstag bei ausländiſchen 
Konſulaten vorgenommene Erhebung ergeben hatte, daß die Vornahme 
der konſulariſchen Legaliſation von Unterſchriften, nicht nur der Handels— 
kammern, von den einzelnen Staaten verſchieden geregelt ſei und von 
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den einzelnen Konſuln verſchieden gehandhabt werde, und daß hierbei 
große und überflüſſige Umſtändlichkeiten ſtattfänden, beſchloß der 
Ausſchuß, daß die Angelegenheit weiter bearbeitet und nach Möglichkeit 
auf Vereinfachung hingewirkt werde. 

Die Handelskammer zu Stolp regte am 28. Juni 1904 an, ein 
Geſamtinhaltsverzeichnis der bis jetzt erſchienenen Jahrgänge der 
Zeitſchrift herauszugeben. Der Vorſtand des Deutſchen Handelstags 
glaubte am 21. September 1904 mit Rücksicht auf den Aufwand an 
Koſten und Zeit, den die Herſtellung eines derartigen Inhalts— 
verzeichniſſes verurſachen müſſe, von einer Verfolgung der an ſich 
beachtenswerten Anregung abſehen zu ſollen. 

Am 4. Februar 1904 richtete der Präſident des Deutſchen Handels— 
tags an den Staatsſekretär des Reichs-Poſtamts eine Eingabe, in der 
er die vom Ausſchuß des Deutſchen Handelstags am 7. Dezember 1903 
beſchloſſenen Anträge für den am 21. April 1905 in Rom zuſammen⸗ 
tretenden Weltpoſtvereinskongreß unterbreitete. — Über nachträglich 
eingegangene Anregungen verhandelte die Kommiſſion des Deutſchen 
Handelstags betr. Verkehr am 22. September 1904 und gelangte zu 
folgenden Vorſchlägen: 1. Beſeitigung der im Verkehr mit gewiſſen 
überſeeiſchen Ländern zugeſtandenen Zuſchlagstarxen; 2. Einführung 
von Poſtwertzeichen, etwa frankierten Briefumſchlägen, für bezahlte 
Briefantwort; 3. Zulaſſung von Mitteilungen auf einen Teil der 
Vorderſeite der Poſtkarten; 4. Herabſetzung des Portos für Druckſachen; 
5. Allgemeine Einführung der in Deutſchland gemäß § 24 der Poſt— 
ordnung für das Deutſche Reich beſtehenden Einrichtung der dringenden 
Pakete. Der zweite Vorſchlag gilt auch für den Verkehr zwiſchen 
Bayern und dem übrigen Deutſchen Reich, ſowie für den Verkehr mit 
Oſterreich-Ungarn; der dritte Vorſchlag auch für den inneren Verkehr 
im Deutſchen Reich. — Der Ausſchuß des Deutſchen Handelstags 
ſtimmte am 12. Dezember 1904 den Vorſchlägen der Kommiſſion zu; 
ferner ſprach er ſich dafür aus, daß im Poſtpaketverkehr mit dem Aus— 
land nicht mehr als zwei Exemplare der Zollinhaltserklärung gefordert 
werden dürften. 

Die Handelskammer zu Roſtock richtete am 17. Dezember 1904 
an den Deutſchen Handelstag die Bitte, auf eine Ermäßigung der 
Gebühr für Poſt⸗Schließfächer hinzuwirken. Die Angelegenheit ſchwebt 
noch. 

Die Handelskammer zu Osnabrück richtete am 29. November 1904 
an den Deutſchen Handelstag aus Anlaß einer Entſcheidung des 
Reichsgerichts in Sachen der ſogenannten Agentenbriefe die Bitte, eine 


24 


Verordnung zu erwirken, durch welche die Zuläſſigkeit der Agentenbriefe 
anerkannt würde. Die Angelegenheit ſchwebt noch. 

Der Ausſchuß des Deutſchen Handelstags beſchloß am 12. Dezember 
1904, eine Anregung auf Herabſetzung des Portos für Druckſachen 
weiter zu verfolgen. 

Der Ausſchuß des Deutſchen Handelstags ſprach ſich am 
12. Dezember 1904, entſprechend einem Vorſchlag der Kommiſſion des 
Deutſchen Handelstags betr. Verkehr, dafür aus, daß die Verſicherungs— 
gebühr für Poſtſendungen mit Wertangabe 5 Pf. für je 500 Mk, ſtatt 
wie bisher für je 300 Mk. betrage. 

Der Ausſchuß des Deutſchen Handelstags ſprach ſich am 
12. Dezember 1904, entſprechend einem Vorſchlag der Kommiſſion des 
Deutſchen Handelstags betr. Verkehr, dafür aus, daß die Gebühr von 
10 Pf. für Poſtanweiſungen bis 10 oder lieber bis 20 Mk, ſtatt 
wie bisher bis 5 Mk. gelte. 

Der Ausſchuß des Deutſchen Handelstags ſprach ſich am 
12. Dezember 1904, entſprechend einem Vorſchlag der Kommiſſion des 
Deutſchen Handelstags betr. Verkehr, dafür aus, daß es geſtattet 
werde, die Poſtanweiſungen von der Poſt abzuholen, während man 
die Einſchreibſendungen und Sendungen mit Wertangabe durch die 
beſtellenden Boten der Poſtanſtalt erhalte. 

Der Ausſchuß des Deutſchen Handelstags ſprach ſich am 
12. Dezember 1904, entſprechend einem Beſchluß der Kommiſſion des 
Deutſchen Handelstags betr. Verkehr, dafür aus, daß die Beſtellgebühr 
für Poſtanweiſungen im Giroverkehr beſeitigt, oder bei Ablehnung 
dieſes Wunſches eine nach der Zahl der Poſtanweiſungen abgeſtufte 
Pauſchalſumme bis höchſtens 40 ME. jährlich erhoben werde. 


Der Präſident des Deutſchen Handelstags richtete am 20. Juli 1904 
an den Präſidenten des Reichseiſenbahnamts, an die Zentralbehörden 
der Bundesſtaaten mit eigener Eiſenbahnverwaltung und die einzel— 
ſtaatlichen Eiſenbahnverwaltungen eine Denkſchrift, betreffend Reform 
der Perſonentarife, in der er folgenden Antrag ſtellte: „Auf Grund 
eines vom Ausſchuß des Deutſchen Handelstags am 7. Dezember 1903 
gefaßten Beſchluſſes bitten wir für eine baldige Reform der Perſonen— 
tarife im Sinne folgender Vorſchläge einzutreten: 1. Feſtſtellung der 
Preiſe für einfache Fahrkarten auf die Hälfte der jetzt in Preußen für 
gewöhnliche Rückfahrkarten gültigen Preiſe — unbeſchadet der bejtehen- 
den beſonderen Vergünſtigungen für den Nah- und Vorortverkehr; 
2. Beſeitigung der Zuſchläge für Benutzung der Schnellzüge; 3. Er 
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hebliche Ermäßigung der Gepäckfracht unter Beſeitigung des Frei— 
gepäcks; 4. Beibehaltung der 4. Wagenklaſſe.“ 

Gemäß einem Beſchluſſe des Ausſchuſſes des Deutſchen Handels— 
tags beantragte der Präſident des Deutſchen Handetstags am 16. Februar 
1904 bei der ſtändigen Tarifkommiſſion der deutſchen Eiſenbahnen, daß 
bei der Gewichtsberechnung für die Eiſenbahnfracht nicht mehr je 
angefangene 10 kg für voll gelten, ſondern Beträge unter 5 kg gar 
nicht, Beträge von 5 kg ab für 10 kg gerechnet werden ſollen. Der 
Antrag wurde am 9. September 1904 von der ſtändigen Tarif- 
kommiſſion der deutſchen Eiſenbahnen und am 16. Dezember 1904 
von der Generalkonferenz der deutſchen Eiſenbahnverwaltungen abge— 
lehnt. 

Der Vorſtand des Deutſchen Handelstags beſchloß am 21. Sep— 
tember 1904, eine Anregung der Handelskammer zu Bromberg wegen 
Gewährung von Notſtandstarifen, ſowie Beſchwerden der Handels— 
kammer zu Liegnitz wegen der Beſtimmungen über die Anwendbarkeit 
des Ausnahmetarifes für Futtermittel nicht weiter zu verfolgen. 

Die Handelskammer zu Bremen richtete am 24. Oktober 1904 an 
den Deutſchen Handelstag ein Schreiben, in dem ſie Schutzmaßregeln 
für die Beförderung froſtempfindlicher Güter fordert. Die Mitglieder 
des Deutſchen Handelstags ſind zu Äußerungen aufgefordert worden; 
die Angelegenheit ſchwebt noch. 

Die Kommiſſion des Deutſchen Handelstags, betr. Verkehr, ver— 
handelte am 22. September 1904 über einen Antrag der Handels— 
kammer zu Arnſtadt, daß Bier zur Fracht für gewöhnliches Stückgut 
als Eilgut befördert werde. Mit Rückſicht auf die für Dezember bevor— 
ſtehende Entſcheidung der Generalkonferenz der deutſchen Eiſenbahn— 
verwaltungen, betr. Aufnahme von Wein in den Spezialtarif für 
beſtimmte Eilgüter für die Monate November bis Februar ſah die 
Kommiſſion von einer Beſchlußfaſſung ab; der Handelskammer zu 
Arnſtadt iſt anheimgegeben worden, ihren Antrag nach der Entſcheidung 
der Generalkonferenz zu erneuern. Die Generalkonferenz hat den 
Antrag auf Verſetzung von Wein in den Spezialtarif für beſtimmte 
Eilgüter abgelehnt. 

Die Handelskammer zu Leipzig hat beantragt, der Deutſche 
Handelstag möge dafür eintreten, daß Reichskaſſenſcheine im Betrage 
von 10 Mk. ausgegeben werden. Die Angelegenheit iſt der Kommiſſion 
des Deutſchen Handelstags betr. Geld, Banken, Börſe überwieſen. 

Auf Beſchluß des Ausſchuſſes des Deutſchen Handelstags vom 
8. Dezember 1903 richtete der Präſident des Deutſchen Handelstags 
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am 10. Dezember 1903 an den Reichskanzler eine Eingabe, in der um 
eine Beſeitigung der Mißſtände, die ſich aus den für die Vollſtreckung 
deutſcher Urteile in Oſterreich und umgekehrt geltenden Beſtimmungen 
ergeben, gebeten wurde. Auf dieſe Eingabe teilte der Reichskanzler 
am 12. Dezember 1904 mit, daß durch eine Verordnung des öſter— 
reichiſchen Juſtizminiſters vom 19. Oktober 1904 die Vollſtreckung von 
Urteilen deutſcher Gerichte in Oſterreich in der vom Deutſchen Handels— 
tag gewünſchten Weiſe geregelt worden ſei. 

Der Präſident des Deutſchen Handelstags richtete am 31. Oktober 
1904 an das preußiſche Abgeordnetenhaus eine Eingabe, in der er 
gemäß dem Beſchluß der Vollverſammlung vom 7. April 1900 um 
Ablehnung des von der Kommiſſion des Abgeordnetenhauſes für 
Handel und Gewerbe beſchloſſenen Vorſchlags auf Einführung einer 
ſtaffelförmigen Umſatzſteuer für Mühlen bat. Das Haus der Abge— 
ordneten nahm am 5. Dezember 1904 den Antrag der Kommiſſion an. 

Das im Auswärtigen Amt bearbeitete und von Ernſt Siegfried 
Mittler & Sohn (Berlin) verlegte, jährlich im Januar erſcheinende Ver- 
zeichnis der Konſuln im Deutſchen Reich gibt für einen Teil der fremden 
Konſuln die Amtsbezirke an, für die übrigen nicht. Über dieſen Mangel 
beklagte ſich die Handels- und Gewerbekammer zu Ludwigshafen am 
19. April 1904. Über die Beſchwerde der Handels- und Gewerbe- 
kammer zu Ludwigshafen veranſtaltete der Präſident des Deutſchen 
Handelstags eine Umfrage bei den Mitgliedern des Deutſchen Handels— 
tags; ferner erbat er am 22. April 1904 vom Staatsſekretär des Aus- 
wärtigen Amts Aufklärung über die Urſache der beklagten Ungleich— 
mäßigkeit. Auf Grund des auf die Umfrage eingegangenen Materials 
und der dem Generalſekretär des Deutſchen Handelstags im Auswärtigen 
Amt erteilten Aufklärung richtete der Präſident des Deutſchen Handelstags 
am 27. Auguſt 1904 an den Reichskanzler eine Eingabe, in der er die 
Bitte ausſprach, daß für alle Konſuln im Deutſchen Reich die Bezirke 
genau ermittelt und in dem Verzeichnis der Konſuln im Deutſchen 
Reich in einer beſonderen Tabellenſpalte angegeben werden möchten; 
zugleich ſprach er den Wunſch aus, daß auch in dem Handbuch für das 
Deutſche Reich die Amtsbezirke der ausländiſchen Konſuln durchweg 
angegeben würden. 

Die Handelskammer zu Nordhauſen richtete am 25. Oktober 1904 
an den Deutſchen Handelstag die Anfrage, ob er geneigt ſei, eine 
Stellungnahme aller intereſſierten Kreiſe gegen das öſterreichiſch-ungariſche 
Ausfuhrverbot von Futtermitteln in die Wege zu leiten. Der Präſident 
des Deutſchen Handelstags teilte der Kammer am 4. November 1904 
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mit, daß eine Stellungnahme des Deutſchen Handelstags nicht nötig 
erſcheine, da die Reichsregierung keines Anſtoßes in der von der 
Kammer gewünſchten Richtung mehr bedürfe. 


Der Verband Deutſcher Waren- und Kaufhäuſer hat den Deutſchen 
Handelstag gebeten, gegen Beſtrebungen, die Warenhäuſer in der Aus— 
nutzung ihrer Räume durch baupolizeiliche Vorſchriften, die nicht im 
Intereſſe der Feuerſicherheit geboten ſeien, zu beſchränken, Stellung 
zu nehmen. Der Ausſchuß des Deutſchen Handelstags lehnte dies am 
13. Dezember 1904 ab, da auf Grund der angeſtellten Ermittelungen 
kein hinreichender Anlaß hierzu vorliege. 


Die Handelskammer zu Thorn richtete am 17. November 1904 
an den Deutſchen Handelstag das Erſuchen, dahin zu wirken, daß, 
wie in einigen anderen Bundesſtaaten, ſo auch in Preußen, der Staat 
allgemein die Haftung für den durch ſeine Beamten zugefügten Schaden 
dem dritten gegenüber übernehme; zum mindeſtens aber ſolle der 
preußiſche Staat die Haftung für diejenigen Schäden übernehmen, die 
der Gerichtsvollzieher ſeinen Auftraggebern zufüge. Die Haftung des 
Staats für den durch die Zollbeamten zugefügten Schaden wird in der 
Vollverſammlung bei Erörterung des Vereinszollgeſetzes behandelt 
werden. 

Die Kommiſſion des Deutſchen Handelstags betr. Kleinhandel 
faßte am 18. Oktober 1902 folgenden Beſchluß: „Der Ausſchuß des 
Deutſchen Handelstags möge dahin wirken, daß Konkursmaſſenausver⸗ 
käufe nur unter Mitwirkung des Konkursverwalters ſo bezeichnet 
werden dürfen, im übrigen aber zur Zeit von weiteren Vorſchlägen 
abſehen und die Kommiſſion betr. Kleinhandel in ſpäterer Zeit wieder 
mit der Frage der Ausverkäufe beſchäftigen.“ 


Der Präſident des Deutſchen Handelstags richtete am 10. Mai 
1904 an den preußiſchen Handelsminiſter in einer ausführlichen Eingabe 
die Bitte, mit allen zur Verfügung ſtehenden Mitteln dahin zu wirken, 
daß in Zukunft beim Bezuge von Kaliſalzen von dem Verkaufsſyndikat 
der Kaliwerke jede Bevorzugung der Landwirtſchaft unterbleibe und 
der Handel in jeder Richtung mit der Landwirtſchaft gleichgeſtellt werde. 
Am 21. November 1904 brachte der Präſident auf die Nachricht hin, 
daß zwiſchen dem Kaliſyndikat und den landwirtſchaftlichen Genoſſen— 
ſchaften Verhandlungen wegen des Bezuges von Kaliſalzen ſtattfänden, 
in einer neuen Eingabe an den preußiſchen Handelsminiſter ſeine Eingabe 
vom 10. Mai in Erinnerung, indem er zugleich um einen Beſcheid auf 
die Eingabe bat. Ein Beſcheid iſt noch nicht erfolgt. 


Die Handelskammer zu Poſen überreichte am 26. November 1904 
namens der Vereinigung der amtlichen Handelsvertretungen Poſens 
und Weſtpreußens ſieben von dieſer Vereinigung beſchloſſene Anträge, 
welche durch Abänderungen des Gewerbeſteuergeſetzes, des Einkommen— 
ſteuergeſetzes, des Kommunalabgabengeſetzes, des Reichsgeſetzes betreffend 
die Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften, eine Schädigung des Handels 
durch Genoſſenſchaften, namentlich landwirtſchaftliche Genoſſenſchaften, 
vorbeugen wollen; die Vereinigung wünſchte, daß dieſe Anträge in 
der nächſten Vollverſammlung des Deutſchen Handelstages beraten 
würden. Der Präſident des Deutſchen Handelstags teilte jedoch der 
Handelskammer zu Poſen am 7. Januar 1905 mit, daß es ſich nicht 
empfehle, Anträge von ſolcher Tragweite wie die der Vereinigung der 
amtlichen Handelsvertretungen Poſens oder Weſtpreußens, bei denen 
es ſich nicht nur um landwirtſchaftliche Genoſſenſchaften, ſondern um 
Genoſſenſchaften überhaupt handle, auf die Tagesordnung der Voll— 
verſammlung zu ſetzen, ohne daß vorher eine Verhandlung des Ausſchuſſes 
über ſie ſtattgefunden habe; da ſich der Ausſchuß des Deutſchen 
Handelstags an ſich noch mit den von der Kommiſſion des Deutſchen 
Handelstags betr. Kleinhandel zum Genoſſenſchaftsweſen gefaßten 
Beſchlüſſen (vergl. Nr. 98) zu beſchäftigen habe, empfehle es ſich, dieſe 
Beſchlüſſe und die neuen Anträge der Vereinigung amtlicher Handels— 
vertretungen Poſens und Weſtpreußens zuſammen zu erledigen. 

Die 31. Vollſitzung des Deutſchen Handelstags fand am 15. und 
16. Februar 1905 ſtatt. Es wurden in dieſer Verſammlung, in der 
wir durch unſern Vorſitzenden vertreten waren, folgende Reſolutionen 
gefaßt: 

1. Zu den Handelsverträgen. 

Seit Jahren haben Induſtrie und Handel mit Spannung darauf 
gewartet, ob es gelingen würde, mit Belgien, Italien, Oſterreich-Ungarn, 
Rumänien, Rußland, der Schweiz und Serbien neue Handelsverträge 
abzuſchließen. Beinahe haben diejenigen Recht behalten, die dies mit 
Rückſicht auf die Ausgeſtaltung, die der deutſche Zolltarif durch das 
Geſetz vom 25. Dezember 1902 erhalten hat, für unmöglich erklärten. 
Wenn ſchließlich doch mit großer Mühe das Werk zuſtande gekommen 
iſt, ſo entſpricht das Ergebnis nicht den Forderungen, die man an gute 
Handelsverträge ſtellen muß, und gibt dem Deutſchen Handelstag 
Veranlaſſung, ſeine lebhafte Unzufriedenheit zu äußern. 

h Daß überhaupt neue Handelsverträge geſchloſſen wurden, iſt 
gewiß in der Abſicht, die Intereſſen von Induſtrie und Handel zu 
fördern, geſchehen. Für die Ausgeſtaltung der Verträge ſind aber dieſe 
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Intereſſen zurückgeſetzt worden hinter dem Streben, die deutſchen Zölle 
auf landwirtſchaftliche Erzeugniſſe ſo hoch wie möglich zu halten. Dies 
Streben iſt die Urſache für den ſchlechten Ausfall der Handelsverträge, 
und ſeine Durchführung ſchädigt Induſtrie und Handel in doppelter 
Weiſe, indem nicht nur das Ausland uns Zollermäßigungen, die es 
uns ſonſt gewährt haben würde, vorenthält, ſondern auch die Verſorgung 
des Inlandes erſchwert wird, der Lebensunterhalt und die Produktions— 
bedingungen eine Verteuerung erfahren. 

Allerdings iſt in den allgemeinen Beſtimmungen der Verträge 
manche Verbeſſerung erzielt, und auch die Ermäßigung einer Reihe von 
fremden Zollſätzen iſt als Erleichterung unſerer Ausfuhr anzuerkennen. 
Indeſſen bleiben in jenen Beſtimmungen noch viele Wünſche unerfüllt, 
und das Hauptergebnis iſt, daß unſere Ausfuhr für einen jährlichen 
Betrag von Hunderten von Millionen Mark mit erhöhten, zum Teil 
ſtark erhöhten Zollſätzen belaſtet wird. Der Deutſche Handelstag hegt 
große Sorge, daß trotz aller Rührigkeit und allem Fleiß, die Induſtrie 
und Handel ſicher aufwenden werden, um die Ungunſt der neuen 
Verhältniſſe zu überwinden, es doch in vielen Fällen nicht gelingen 
wird, die deutſche Ausfuhr auf der bisherigen Höhe zu erhalten. 
Sollte ſich hieraus für erhebliche Teile der Induſtrie die Notwendigkeit 
ergeben, noch mehr als ſchon jetzt im Ausland eigene Betriebsſtätten 
zu errichten, ſo würde dies zu einer dauernden und empfindlichen 
Schädigung des Nationalwohlſtandes führen. 

Wenn ſich gleichwohl der Deutſche Handelstag für die Annahme 
der neuen Handelsverträge durch den Reichstag ausſpricht, ſo geſchieht 
es lediglich deshalb, weil die Verträge wenigſtens einem Teil des 
Verkehrs mit den ſieben Vertragsſtaaten für zwölf Jahre eine ſichere 
Unterlage bieten und die ernſte Gefahr beſteht, daß ihre Ablehnung 
eine noch weiter gehende Verſchlechterung der Verhältniſſe zur Folge 
haben würde. 

Für die demnächſt mit anderen als den genannten Staaten 
anzuſtrebenden Handelsverträge, die als Tarifverträge mit gegenſeitiger 
Gewährung der Meiſtbegünſtigung abzuſchließen ſind, müſſen Induſtrie 
und Handel verlangen, daß ihre Intereſſen beſſer als bisher gewahrt 
werden. 


2. Zum ſtaatlichen Schleppbetrieb auf den Waſſerſtraßen. 


Der Deutſche Handelstag ſpricht ſein Bedauern darüber aus, daß 
in den preußiſchen Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Herſtellung 
und den Ausbau von Waſſerſtraßen, vom Haus der Abgeordneten im 


Einverſtändnis mit der Regierung die Beſtimmung aufgenommen iſt, 
daß auf dem Kanale vom Rhein zur Weſer, auf dem Anſchluſſe nach 
Hannover, auf dem Lippekanal und auf den Zweigkanälen dieſer 
Schiffahrtsſtraßen ſtaatlicher Schleppbetrieb einzurichten iſt, Privaten 
die mechaniſche Schlepperei unterſagt wird und Schiffe mit eigener 
Kraft nur mit beſonderer Genehmigung fahren dürfen. 

Gegen ſolchen Staatsbetrieb und ſolches Staatsmonopol ſpricht 
das von der Regierung ſelbſt anerkannte Bedenken, daß eine unerwünſchte 
Erweiterung ſtaatlicher Tätigkeit dadurch herbeigeführt wird, ohne daß 
eine zwingende Notwendigkeit es gebietet. 

Für den Fall, daß der Entwurf Geſetz wird und die bezeichneten 
Waſſerſtraßen zur Ausführung gelangen, iſt zur Verhütung oder 
Milderung der vom Beſchluß des Abgeordnetenhauſes befürchteten 
üblen Folgen zu fordern, daß: 

1. das Schleppmonopol nicht zu einem vollſtändigen Betriebs— 

monopol führt, 

2. das Monopol ſich nicht auf andere Waſſerſtraßen ausdehnt, 

3. die Genehmigung zum Befahren der dem Schleppmonopol 
unterworfenen Waſſerſtraßen durch Schiffe mit eigener Kraft 
erteilt wird, ſofern nicht beſondere Gründe entgegenſtehen, 

4. die Schleppgebühren nicht nach fiskaliſchen Geſichtspunkten oder 
ſolchen einer einſeitigen Intereſſenpolitik, ſondern lediglich 
darnach bemeſſen werden, daß ſie eine angemeſſene Verzinſung 
und Tilgung der für den Schleppdienſt gemachten Aufwendungen 
ergeben. 


3. Zu den Schiffahrtsabgaben auf natürlichen Waſſerſtraßen. 


Nach der Reichsverfaſſung dürfen auf natürlichen Waſſerſtraßen 
Abgaben nur für die Benutzung beſonderer Anſtalten, die zur 
Erleichterung des Verkehrs beſtimmt ſind, erhoben werden. Dasſelbe 
it für die Elbe in einem Vertrage mit Oſterreich feſtgeſetzt, und für 
den Rhein und ſeine Nebenflüſſe verbietet die zwiſchen Baden, Bayern, 
Frankreich, Heſſen, den Niederlanden und Preußen vereinbarte Rhein— 
ſchiffahrtsakte die Erhebung von Abgaben, die ſich lediglich auf die 
Tatſache der Beſchiffung gründen. 

Mit dieſen Beſtimmungen ſteht der Beſchluß des preußiſchen 
Abgeordnetenhauſes in Widerſpruch, daß auf den im Intereſſe der 
Schiffahrt regulierten Flüſſen Schiffahrtsabgaben zu erheben ſind, 
deren Ertrag eine angemeſſene Verzinſung und Tilgung derjenigen 
Aufwendungen ermöglicht, die der Staat zur Verbeſſerung oder Ver— 
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tiefung jedes dieſer Flüſſe über das natürliche Maß hinaus im Intereſſe 
der Schiffahrt gemacht hat. Für die auf Elbe und Rhein bezüglichen 
Verträge, die nur mit Zuſtimmung aller beteiligten Staaten geändert 
werden können, ergibt ſich der Widerſpruch unmittelbar aus ihrem 
Wortlaut; für die Reichsverfaſſung folgt er aus dem Umſtande, daß 
Flüſſe nicht durch Regulierung zu künſtlichen Waſſerſtraßen werden. 
Der Deuſche Handelstag ſpricht ſich dagegen aus, daß in Preußen 
Maßregeln getroffen werden, die den Beſtimmungen der Reichsver— 
faſſung und der Staatsverträge zuwiderlaufen; er erklärt ſich aber auch 
dagegen, daß dieſe Beſtimmungen, wie von der preußiſchen Regierung 
in Erwägung gezogen iſt, geändert werden, um die Erhebung von 
Schiffahrtsabgaben in weiterem Umfang als bisher zu geſtatten. 

Unter der Abgabenfreiheit hat ſich die Schiffahrt auf den deutſchen 
Flüſſen und mit ihr die geſamte wirtſchaftliche Tätigkeit und Wohlfahrt 
in großartiger Weiſe entwickelt. Dieſe Entwickelung würde durch die 
Erhebung von Schiffahrtsabgaben eine Schädigung erleiden, und es 
würde insbeſondere als eine Verletzung wohlerworbener Rechte und 
eine harte Belaſtung empfunden werden, wenn auch die in der Ver— 
gangenheit vorbehaltlos auf die Flüſſe verwendeten Koſten durch 
Abgaben gedeckt werden ſollten. 

4. Zum gerichtlichen Zwangsvergleich außerhalb des Konſturſes. 

In bezug auf die Einführung eines gerichtlichen Zwangsvergleichs 
außerhalb des Konkurſes ſtellt der Deutſche Handelstag unter Vor— 
behalt der Stellungnahme zu Einzelbeſtimmungen folgende Leitſätze auf: 

1. Ein Verfahren, welches im Falle der Überſchuldung einen 

gerichtlichen Zwangsvergleich außerhalb des Konkurſes und zur Ab— 
wendung des Konkurſes ermöglicht, iſt trotz der Vorzüge der deutſchen 
Konkursordnung ein dringendes Bedürfnis, 

a) um durch ein billiges, beſchleunigtes Verfahren und durch Ver— 
meidung der erzwungenen Realiſierung der Maſſe die durch 
den Konkurs regelmäßig eintretenden erheblichen Verluſte der 
Gläubiger zu verringern, 

b) um den Schuldner ohne Benachteilung der Gläubiger in ſeiner 
wirtſchaftlichen Exiſtenz zu erhalten, 

c) um einer Schädigung des reellen Handels durch das Angebot 
der Maſſe zu Schleuderpreiſen — Konkursausverkäufe u. dergl. 
mehr — vorzubeugen. 

2. Das Verfahren zur Herbeiführung eines gerichtlichen Zwangs— 

vergleichs außerhalb des Konkurſes iſt vom Gericht zu eröffnen und 
in kürzeſter Friſt durchzuführen. 


Dem darauf bezüglihen Antrage des Gemeinſchuldners iſt bei- 
zufügen: 

a) ein Verzeichnis der Gläubiger, 

b) ein Vermögensverzeichnis, 

c) ein beſtimmter Vergleichsvorſchlag mit der Angabe, in welcher 

Weiſe die Erfüllung des Angebots geſichert werden ſoll. 

Der Vergleichsvorſchlag muß, falls die zurückgeſetzten Gläubiger 
nicht ausdrücklich einwilligen, allen nicht bevorrechtigten Gläubigern 
gleiche Rechte gewähren. 

Der Zwangsvergleich bedarf der gerichtlichen Beſtätigung. 

3. Um einer unredlichen Inanſpruchnahme des Zwangsvergleichs 
und einer Schädigung der Gläubiger durch Hinausſchiebung eines 
darauf bezüglichen Antrags vorzubeugen, iſt das Verfahren nicht zuzu— 
laſſen und ein geſchloſſener Zwangsvergleich nicht zu beſtätigen, 

a) wenn einer der Fälle der SS 239, 240, 241 der Konkurs⸗ 

ordnung vorliegt, 

b) wenn das Gericht die Überzeugung gewinnt, daß die Über— 
ſchuldung oder der Vergleichsvorſchlag auf ein unredliches 
Verhalten des Gemeinſchuldners zurückzuführen iſt oder einzelne 
Gläubiger in unlauterer Weiſe begünſtigt werden ſollen, 

c) wenn der Gemeinſchuldner durch unredliches oder leichtſinniges 
Verhalten den Antrag auf Einleitung des Verfahrens über 
Gebühr verzögert hat, 

d) wenn der Gemeinſchuldner den Gläubigern nicht eine Mindejt- 
quote ihrer Forderungen (50 %) gewährt. 

4. Der Gemeinſchuldner behält bei Eröffnung des Verfahrens 
die Verwaltung und Verfügung über die Maſſe unter der Auſſicht 
des Gerichts und den von dieſem im einzelnen Falle anzuordnenden 
Sicherungsmaßregeln. Neue Verpflichtungen dürfen von ihm nur mit 
Zuſtimmung des Gerichts, eines von ihm beſtellten Verwalters oder 
Gläubigerausſchuſſes eingegangen werden. 

5. Falls der Vergleichsvorſchlag abgelehnt oder die Beſtätigung 
rechtskräftig verſagt wird, iſt ſofort der Konkurs zu eröffnen. Der 
Tag der Eröffnung des Zwangsvergleichsverfahrens gilt als Tag der 
Konkurseröffnung. 

In bezug auf ſchwebende Prozeſſe, Arreſte und Zwangsvoll— 
ſtreckungen hat die Eröffnung des Zwangsvergleichsverfahrens die 
Wirkung der Konkurseröffnung. 

6. Die weitere Ausgeſtaltung des Verfahrens wird ſich zweck— 
mäßig an die Vorſchriften der Konkursordnung unter Berüdjihtigung 
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des Zwecks und der gebotenen Beſchleunigung des Verfahrens, ſowie 
der im Auslande gemachten Erfahrungen anlehnen. 


5. Zum Vereinszollgeſetz. 


Mit Befriedigung hat der Deutſche Handelstag Kenntnis davon 
genommen, daß das Vereinszollgeſetz vom 1. Juli 1869 neubearbeitet 
werden ſoll, um eine Anpaſſung an die heutigen Verkehrsverhältniſſe 
und Erleichterungen und Vereinfachungen herbeizuführen. Er erwartet, 
daß die von feinem Ausſchuß am 13. Dezember 1904 beſchloſſenen 
Anträge eine angemeſſene Beachtung erfahren, und tritt namentlich 
für folgende Forderungen ein: 

Anwendung des Zolltarifs. 

1. Das zur richtigen Anwendung des Zolltarifs dienende Amt— 
liche Warenverzeichnis ſoll nur als erläuternde Anweiſung des Bundes— 
rates gelten; der Einwand, daß es dem Zolltarif widerſpreche, ſoll 
zuläſſig ſein (zu §S 12 Satz 1). 

2. Die gemäß § 2 des Zolltarifgeſetzes vom 25. Dezember 1902 
zu erteilenden amtlichen Auskünfte über Zolltarifſätze ſollen ebenſo 
bindende Kraft erhalten wie diejenigen Auskünfte, die gemäß dem 
Bundesratsbeſchluß vom 20. Januar 1898 erteilt werden (zu § 12). 

3. Beſchwerden über die Anwendung des Tarifs im einzelnen 
Falle ſind in letzter Inſtanz von einer Reichs- Zentralſtelle mit der 
notwendigen Schnelligkeit nach Anhörung von Sachverſtändigen zu 
entſcheiden (zu § 12 Satz 2). 

Verfahren bei Zolländerungen. 

4. Für Waren, die auf Grund von Lieferungsverträgen ein— 
geführt werden, die vor Verkündigung einer Erhöhung des Zollſatzes 
unter der Vorausſetzung des früheren Satzes eingegangen ſind und 
nach der Natur des Geſchäfts oder der Waren erſt nach Inkrafttreten 
der Erhöhung erledigt werden können, iſt der Zoll nach dem früheren 
Satz zu entrichten (zu § 9 Abſ. 2). 

5. Für Waren, die aus Niederlagen (8 97 ff.) in den freien 
Verkehr eingeführt werden, iſt der Zoll nach den Tarifſätzen und Vor— 
ſchriften, die am Tage ihrer Aufnahme in die Niederlage gültig waren, 
zu entrichten, ſofern inzwiſchen die Tarifjäge oder Vorſchriften zu— 
ungunſten des Niederlegers geändert ſind und ſeit der Anderung eine 
angemeſſene Friſt nicht überſchritten iſt (zu § 9 Abſ. 2). 

Zollbefreiungen. 

6. Kraft Geſetzes ſoll Zollbefreiung eintreten im Meß- und 

Marktverkehr ſowohl für diejenigen Waren, die erſt aus- dann wieder 
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eingeführt, wie für diejenigen, die erſt ein-, dann wieder ausgeführt 
werden; Vorausſetzung iſt, daß kein Zweifel darüber beſteht, daß die— 
ſelben Waren aus- und ein- oder ein- und ausgehen (zu $ 112). 

7. Dasſelbe ſoll mit gewiſſen Beſchränkungen auch ſonſt für 
Retourwaren gelten (zu SS 113, 114). 

8. Wegen der Überweiſung des Rechts der Gewährung des zoll— 
freien Veredelungsverkehrs an eine Reichsbehörde iſt an den Beſchluß 
der Vollverſammlung des Deutſchen Handelstags vom 24. März 1904 
zu erinnern (zu § 115). 

9. Die Kontrollen für Retourwaren und im Veredelungsverkehr 
| ſind zu erleichtern und zu vereinfachen (zu SS 113-115). 
| 10. Die Zollrückvergütung iſt nach der Richtung zu regeln, daß 
einer Reichsbehörde das Recht zur Genehmigung gegeben wird. 

Strafbeſtimmungen. 

11. Dem Angeklagten ſollen nur diejenigen Tatumſtände zur 
Belaſtung gereichen, die er bei Begehung der Tat gekannt hat; auch 
in Bezug auf die ſubjektiven Momente iſt ihm die Schuld nachzu— 
weiſen (zu § 137). | 

12. Für Defraudation iſt die Strafe der Konfiskation zu beſeitigen > 
(zu $$ 135, 154). 

Haftung der Zollverwaltung. 

13. Die Niederlageverwaltung ſoll in derſelben Weiſe haften wie 
gemäß dem Handelsgeſetzbuch der Lagerhalter; die Haftung ſoll nach 
der Aufnahme der Ware in die Niederlage eintreten, auch wenn die 
amtliche Beſcheinigung über die Aufnahme noch nicht erteilt worden 
iſt (zu § 102 Ab). 1). 

14. Für Verluſt oder Beſchädigung der Waren, die ſich in den 
von der Eiſenbahnverwaltung geſtellten, für die zollamtliche Abfertigung 
und die einſtweilige Niederlegung beſtimmten Räumen befinden, ſoll 
entweder die Eiſenbahn- oder die Zollverwaltung haften (zu § 59). 

15. Der Staat ſoll in allen Teilen des Deutſchen Reiches für 
den durch die Zollbeamten zugefügten Schaden haften. 


6. Zur Bevorzugung der Tandwirte durch die Vroviantämker. 


Die den ſtaatlichen Behörden obliegende Pflicht, die Angehörigen 
der verſchiedenen Berufsſtände gleichmäßig zu behandeln, wird dadurch 
verletzt, daß beim Einkauf der Proviantämter die Landwirte gegenüber 
den Händlern bevorzugt werden. 
Die Bevorzugung beſteht hauptſächlich darin, daß vielfach die 
Proviantämter grundſätzlich von Händlern überhaupt nicht kaufen, | 
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jolange fie von Landwirten kaufen können, und die Ware von den 
Landwirten an deren Ort abnehmen und zu der niedrigen Fracht des 
Militärtarifs beziehen, die gleiche Vergünſtigung jedoch den Händlern 
verſagen. 

Solche Zurückſetzung des Handels iſt um ſo weniger angezeigt, 
als der Staat im Falle der Not in hohem Maße auf ſeine Mitwirkung 
angewieſen iſt und das Intereſſe der Geſamtheit geſchädigt wird, wenn 
die Behörden das Streben, ſo gut und ſo billig wie möglich zu kaufen, 
zugunſten anderer Geſichtspunkte vernachläſſigen. 

Der Deutſche Handelstag ſpricht daher die Forderung aus, daß 
die Bevorzugung der Landwirte durch die Proviantämter beſeitigt werde. 

Haftung des Staates für Schäden, 
die der Gerichtsvollzieher feinen 
Auftraggebern zufügt. 

Unter dem 17. November überſandten wir dem Deutſchen Handels- 
tag folgendes Schreiben: 

„Wiederholt iſt es im Laufe der letzten Jahre in unſrer Gegend 
vorgekommen, daß Gerichtsvollzieher in Ausübung ihres Amtes ihre 
Auftraggeber geſchädigt haben, ohne daß es dieſen gelungen wäre, 
Erſatz zu erhalten, denn wenn auch der Gerichtsvollzieher für eigenes 
Verſchulden und das ſeiner Gehilfen haftet, ſo iſt es doch klar, daß 
ſeine Vermögenslage ſchon ſehr ſchlecht ſein muß, wenn er ſich zu 
Delikten hinreißen läßt. Die Kaution von 600 Mk. iſt in dieſen 
Fällen, da es ſich dann meiſt um umfangreiche Verpflichtungen 
handelt, bedeutungslos. Abhilfe könnte nur dadurch geſchaffen werden, 
daß der Staat für die Schädigungen, die der Gerichtsvollzieher ſeinen 
Auftraggebern verurſacht, die Verantwortlichkeit übernimmt. 

Die Gründe für die Übernahme der Haftung durch den Staat 
werden durch die neue Gerichtsvollzieherordnung verſtärkt, da durch 
dieſe jedem Gerichtsvollzieher ein beſtimmter Bezirk zugewieſen und 
damit den Auftraggebern die Möglichkeit genommen iſt, denjenigen zu 
wählen, zu dem er beſonderes Vertrauen hat. Verſchiedene deutſche 
Staaten haften bereits heute für den von ihren Beamten in Aus— 
übung der dieſen anvertrauten öffentlichen Gewalt zugefügten Schaden, 
ſo z. B. Bayern, Württemberg, Baden, Heſſen, gewohnheitsrechtlich 
auch Sachſen (Plenck, Erläuterung z. E. G. d. B. G. B. Anmerk. zu 
Art. 77). In Preußen iſt dies jedoch nur im Gebiet der Rheinprovinz 
der Fall. 

Wir bitten daher den Deutſchen Handelstag ergebenſt, dahin 
wirken zu wollen, daß auch in Preußen allgemein der Staat dieſe 
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Haftung übernimmt, zum mindeſten aber für diejenigen Schäden, die 

der Gerichtsvollzieher ſeinen Auftraggebern zufügt.“ 
Prozeßkoſten-Erſtattung an Ausländer. 

Die Handelskammer zu Leipzig richtete am 15. Juni folgendes 
Schreiben an den Deutſchen Handelstag: 
„Schon bei verſchiedenen Gelegenheiten iſt von den am Geſchäfte 

im Auslande beteiligten Firmen darüber Klage geführt worden, daß 
bei dem größten Teile der außerdeutſchen Staaten das Prozeßverfahren 
oft ein außerordentlich ſchwieriges ſei. Es iſt eine bekannte Tatſache, | 
daß deutſche Kaufleute nicht jelten von der Verfolgung ihrer Anſprüche 
gegenüber ausländiſchen Firmen von vornherein Abſtand nehmen, 
teils weil das Verfahren im allgemeinen zu langwierig und um— 
ſtändlich iſt, teils weil die erforderlichen Koſten in keinem Verhältnis 
zu dem einzuklagenden Anſpruch ſtehen. Dieſe Klagen ſind beſonders 
neuerdings bei der Erörterung des Abſchluſſes neuer Handelsverträge 
wieder lebhaft zutage getreten; in erſter Linie ſind es die ausländiſchen 
Beſtimmungen über die Erſtattung und Verteilung der Prozeßkoſten, 
die mit unſerm Rechtsempfinden in erheblichen Widerſpruch ſtehen und 
dem deutſchen Kaufmann, der gezwungen iſt, im Auslande Prozeß zu * 
führen, Verpflichtungen auferlegen, die der Ausländer in Deutſchland 
bei einer eventuellen Prozeßführung nicht in gleicher Weiſe zu tragen hat. 

Während die deutſche Zivilprozeßordnung in ihren § 91 ff. den 
durchaus gerechten Grundſatz verfolgt, daß der obſiegende Kläger nicht 
nur frei von Gerichtskoſten bleibt, ſondern auch die Erſtattung der 
aufgewendeten Auslagen uſw. verlangen kann, enthalten die aus— 
ländiſchen Prozeßordnungen vielfach Beſtimmungen, die dem Kläger 
trotz ſeines Obſiegens eine beträchtliche Koſtenpflicht auferlegen und 
damit ſein im Prozeßwege zur Geltendmachung gebrachtes Recht ganz 
oder teilweiſe illuſoriſch machen. 

So fallen in Ungarn die im Prozeßverfahren erwachſenen 
| ziemlich hohen außergerichtlichen Koſten dem Auftraggeber auf alle 
| Fälle zur Laſt. 
| In der Schweiz hat der Gegner auch im Falle des vollſtändigen 
Obſiegens des Klägers nur eine ſogenannte Prozeßentſchädigung zu 
leiſten, die in ihrer Höhe meiſt weit unter dem dem Kläger wirklich 
erwachſenden Koſtenbetrag liegt. Aber auch dieſe geringe Entſchädigung 
fällt vollkommen weg, wenn nicht in vollem Umfange nach der vom 
Kläger geltend gemachten Klageforderung erkannt wird. 

Nach öſterreichiſchem Recht werden die unumgänglich notwendigen 
Korreſpondenzkoſten dem unterliegenden Beklagten gleichfalls nicht in 
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Rechnung geſtellt, jo daß fie der klagende Teil in ihrer nicht unbedeutenden 
Höhe ſtets ſelbſt zu tragen hat. 

Die ruſſiſchen Geſetze ſchreiben zwar vor, daß der unterliegende 
Gegner je nach Höhe des Streitobjektes und nach den durchlaufenden 
Inſtanzen auch das mindeſtens ungefähr 10% der Klageſumme 
betragende Rechtsanwaltshonorar zu erſtatten hat, indeſſen iſt doch 
die Rechtsanwaltstaxe bedeutend geringer, als das Honorar des Rechts— 
anwalts in Wirklichkeit ausmacht. Überdies werden in Rußland, ſoweit 
die Gerichtskoſten in Frage kommen, dieſelben im Handelsgerichts— 
verfahren (mit Ausnahme der Wechſelforderungen) überhaupt nicht 
erſetzt, vielmehr hat die Partei Anſpruch auf Erſatz ihrer Koſten nur 
im Zivilgerichtsverfahren. 

In den Vereinigten Staaten von Nord-Amerika findet eine 
Erſtattung der für den Ausländer unbedingt notwendigen Anwalts— 
koſten überhaupt nicht ſtatt, wozu noch tritt, daß dieſelben, entſprechend 
den dort herrſchenden teueren Lebensverhältniſſen, meiſt verhältnis— 
mäßig viel höher als in Deutſchland ſind. 

Ahnliche Verhältniſſe liegen bezüglich der Koſtenfrage in Frank— 
reich, England und in Belgien vor. 

Es ſteht hiernach jedenfalls feſt, daß dem Ausländer in Deutſch— 
land im allgemeinen die Geltendmachung ſeiner Forderungen bedeutend 
leichter wird, als umgekehrt dem Deutſchen die Verfolgung ſeiner Rechte 
im Auslande. Man darf wohl ſagen, daß dieſes Verhältnis dem 
Deutſchen von vornherein im internationalen Wettbewerb in eine 
nachteilige Stellung bringt. 

Es erſcheint daher dringend geboten, dieſen Verhältniſſen nach 
Möglichkeit zu begegnen, was ſich jedenfalls durch entſprechende Gegen— 
maßregeln wohl am eheſten erreichen laſſen dürfte. 

i Wir richten daher an den Vorſtand des Deutſchen Handelstags 

das Erſuchen, beim Reichs Juſtizamt den Antrag ſtellen zu wollen, 
daß in Rechtsſtreitigkeiten vor deutſchen Gerichten an den 
obſiegenden Gegner eine Koſtenerſtattung nur dann ſtattfindet, 
wenn der Staat, dem der betreffende Ausländer angehört, 
eine Koſtenerſtattungspflicht in gleichem Umfange wie die 
deutſche Zivilprozeßordnung anerkennt. 

Gleichzeitig bitten wir, die übrigen deutſchen Handelskammern 
zur Außerung über die angeregte Frage aufzufordern.“ 

Von dieſem Schreiben gab der Präſident des Deutſchen Handels— 
tags deſſen Mitgliedern Kenntnis mit der Bitte um Außerung, worauf 
wir nachſtehendes erwiderten: 


| „So bedauerlich es iſt, daß ausländiſche Prozeßordnungen viel- 

| fach Beſtimmungen enthalten, die dem Kläger trotz feines Obſiegens 

| eine beträchtliche Koſtenpflicht auferlegen, jo vermögen wir doch dem 

| Antrage der Leipziger Handelskammer nicht zuzuſtimmen. Wie die r 
| Antragſtellerin ſelbſt anerkennt, iſt es ein Gebot der Gerechtigkeit, daß 

die obſiegende Partei die regulären Prozeßkoſten erſtattet bekommt, 

! und es wäre daher ein Rückſchritt, wollte man dieſen Grundſatz in 
einzelnen Fällen aufgeben, um damit einen Druck auf den Staat des 
| betreffenden Ausländers auszuüben. Dazu kommt noch, daß wir uns | 
| von dem beantragten Vorgehen nicht den geringſten Erſatz verſprechen, | 
| denn nach den bisherigen Erfahrungen haben ſolche Verſchärfungen, 

| die einen anderen Staat nötigen ſollten, ſeine Einrichtungen zu ver- 

beſſern, meiſt, ſoweit ſie nicht ganz wirkungslos waren, das Gegenteil 
| herbeigeführt. | 
|! Dagegen wird es wohl möglich jein, bei einem oder dem anderen 

Staate auf diplomatiſchem Wege Erfolge zu erzielen, und es wäre 

gewiß der Deutſche Handelstag die geeignete Stelle, ein ſolches Vor— | 
gehen bei den zuſtändigen Behörden zu beantragen. Dabei würde es 
wohl nötig ſein, die Verhältniſſe bezüglich der Prozeßkoſtenerſtattung > 
in den einzelnen Staaten genau darzulegen, und dieſe Darlegungen | 
müßten dann in Intereſſentenkreiſen die weiteſte Verbreitung erhalten, 

wodurch allein ſchon viel Gutes geſtiftet würde, denn vielfach erwachſen 

dem im Auslande prozeßführenden deutſchen Kaufmann dadurch Nach— 

| teile, daß er die dort beſtehenden Vorſchriften, deren Innehaltung ihm 

wenigſtens einen Teil der Prozeßkoſten ſichern würde, nicht kennt.“ 

Einſchränkung der Normalmarktorte. 


Auf Veranlaſſung des Herrn Regierungspräſidenten hatten wir 
uns zu folgendem, an die Oberpräſidenten gerichteten Erlaß des Herrn 
| Miniſters des Innern zu äußern: 

ö „In weiteren Kreiſen der landwirtſchaftlichen Bevölkerung iſt der 
Wunſch nach einer Verminderung der gemäß Anweiſung vom 27. Sep— 
tember 1893 — I A 8466 — feſtgeſetzten Normalmarktorte hervor— 
getreten. Die beteiligten Landwirte empfinden es als eine Schädigung 
| ihrer Intereſſen, daß amtliche Preisnotierungen für Getreide, Kartoffeln, 
Stroh und Heu vielfach noch an Orten ſtattfinden, in denen dieſe 
Artikel infolge Verbeſſerung der Verkehrsverhältniſſe und anderer 
Umſtände tatſächlich nicht mehr oder nur in geringen Mengen und 
Qualitäten gehandelt werden. So hat auch die ſchleſiſche Landwirt— 
ſchaftskammer den Antrag geſtellt, eine Reihe kleinerer Marktorte, 
deren Notierungen keine genügende Zahl effektiver Verkäufe von 


landwirtſchaftlichen Produkten zugrunde liegt, aus dem amtlichen Ver— 
zeichnis auszuſchalten. Ew. Exzellenz erſuche ich ergebenſt, Sich nach 
Anhörung der Landwirtſchaftskammer und der für den Getreidehandel 
in Betracht kommenden kaufmänniſchen Vertretungen gefälligſt darüber 
zu äußern, ob und inwieweit eine Einſchränkung der zurzeit in der 
dortigen Provinz beſtehenden Normalmarktorte nach den landwirt⸗ 
ſchaftlichen und ſonſt zu berückſichtigenden Verhältniſſen für angängig 
und gerechtfertigt zu erachten iſt. Eventuell wird auch zu erwägen 
ſein, ob außer den beſonders bemängelten Preisnotierungen für 
Getteide, Kartoffeln, Stroh und Heu noch andere Notierungen an den 
betreffenden Orten in Wegfall zu bringen ſein möchten.“ 

Unſer Bericht lautete: 

„Ew. Hochwohlgeboren erwidern wir gehorſamſt, daß wir eine 
Verminderung der in unſerm Bezirke beſtehenden Normalmarktorte 
nicht befürworten können. Die Hauptmarktorte Thorn und Kulm 
müſſen ja ohne Zweifel beſtehen bleiben, aber es liegt auch im 
Intereſſe von Landwirtſchaft und Handel, daß auch in Strasburg, 
Löbau und Neumark die Marktpreisnotierungen in der bisherigen 
Weiſe beibehalten werden. Die Beſchickung dieſer Märkte hat in dem 
letzten Jahrzehnt nach unſern Ermittelungen nicht abgenommen, und 
den dortigen Notierungen liegen ſtets eine genügende Zahl effektiver 
Verkäufe zugrunde. Die Notierungen entſprechen auch nach Anſicht 
der Sachverſtändigen der wirklichen Marktlage. So lange aber dieſe 
Notierungen beſtehen, werden die Kaufleute beſtrebt ſein, der Kon— 
junktur entſprechend, die höchſten Preiſe zu zahlen, um den Produzenten 
einen guten Abſatzmarkt zu ſchaffen und zu erhalten. Aber auch im 
Intereſſe des Handels liegen dieſe Notierungen, da ſie die Produzenten 
zu möglichſt reichlicher Beſchickung des Marktortes veranlaſſen. 

Wir bitten daher Ew. Hochwohlgeboren gehorſamſt, Sich für die 
Beibehaltung der in unſerm Bezirke beſtehenden Normalmarktorte 
hochgeneigteſt ausſprechen zu wollen.“ 


Diebſtähle an der Aferbahn. 


Unter dem 27. Februar ſchrieben wir, wie folgt, an den Magiſtrat 
zu Thorn: 

„Von Jahr zu Jahr mehren ſich die Klagen über Diebſtähle an 
der Uferbahn, wobei es ſich namentlich um Beraubung der dort 
ankommenden Kohlenſendungen handelt. Die Kohlen werden entweder 
direkt aus den Eiſenbahnwagen geſtohlen oder beim Umladen in die 
Fuhrwerke, und zwar ſind es nicht etwa Gelegenheitsdiebe, die ver⸗ 
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einzelt ſolche Beraubungen vornehmen, ſondern es bejtehen voll: 
kommen organiſierte Diebesbanden, die allem Anſchein nach mit 
einem Teil der Arbeiter und Kutſcher unter einer Decke ſtecken. 
Welche beträchtlichen Mengen entwendet werden, erhellt aus einer 
Beſchwerde, die uns ſeitens der Thorner Elektrizitätswerke zu— 
gegangen iſt und wonach ihnen allein in 14 Tagen 8797 kg Kohlen 
geſtohlen worden ſein ſollen. Trotzdem die Diebſtähle meiſt am hellen 
Tage ausgeführt werden, wovon man ſich beim Vorübergehen leicht 
überzeugen kann, ſcheint es den Sicherheitsorganen nicht möglich zu 
ſein, dieſem Treiben Einhalt zu tun; auch hört man ſelten davon, daß 
einmal ein Mitglied dieſer Diebesbande zur Verantwortung gezogen 
würde. 

In noch unverſchämterer Weiſe, als beim Kohlendiebſtahl, geht 
man beim Diebſtahl der Borke vor, die man von den auf dem Aus— 
waſchplatze lagernden Stämmen ebenfalls am hellen Tage abtrennt 
und von dort unbehelligt wegfährt. Wenn die Beſitzer verſuchen, die 
Diebe, meiſtens Kinder, zu vertreiben, ſo mißlingt dies ſtets, da dieſe, 
von einem Orte vertrieben, ſofort ihr Werk an einer anderen Stelle 
wieder beginnen. Bei der Entwendung der Borke liegt nun nicht nur 
Diebſtahl vor, ſondern auch Sachbeſchädigung, denn einmal bildet die 
Borke ein ſehr wertvolles Brennmaterial, ſodann ſchützt ſie auch das 
darunterliegende Holz, das nach dem Abreißen der Borke leicht riſſig 
und daher entwertet wird. 

Die Unficherheit des Eigentums erſtreckt ſich aber nicht nur 
auf die am Ufer lagernden Güter, ſondern auch auf die auf der 
Weichſel ſchwimmenden, gehört es doch leider nicht zu den Seltenheiten, 
daß Schiffer Kleie, die ihnen zur Verfrachtung übergeben iſt, aus dem 
Kahne verkaufen. Auch dieſe rechtswidrigen Verkäufe werden mit 
großer Dreiſtigkeit ausgeführt; auch wird häufig Holz, das von den hier 
ankommenden Traften ſtammt, von Nichteigentümern am Ufer verkauft. 
Da die bisher beſtehende Überwachung die Diebſtähle und Veruntreuungen 
nicht verhindern konnte, ſo bitten wir den Magiſtrat ergebenſt, dahin 
zu wirken, daß eine ſchärfere Bewachung des Ufers eintrete. Wenn 
man erſt ſchärfer vorgehen und von Zeit zu Zeit ein warnendes Exempel 
ſtatuieren wird, ſo werden die Diebe, die ſich jetzt, aus ihrer Dreiſtigkeit 
zu ſchließen, ganz ſicher wähnen, dadurch eingeſchüchtert werden. Ferner 
müßten die Namen derjenigen Kutſcher und Arbeiter, die den Dieben 
den Raub durch Hinwerfen der Kohlen erleichtern, notiert und den 
ſie beſchäftigenden Firmen mitgeteilt werden. Etwas von Nutzen 
würde es auch ſein, wenn man an der Uferbahn für beſſere Beleuchtung 


y—— 


m 17 


ſorgen würde, wenn auch natürlich eine energiſchere Überwachung 
immer die Hauptſache bleiben wird.“ 

Gleichzeitig wandten wir uns an die Eiſenbahn-Verkehrsinſpektion 
mit der Bitte, für die Uferbahn beſtimmte Kohlenſendungen nicht am 
Abend dorthin überführen zu laſſen, ſondern erſt mit dem Morgenzuge. 
Darauf erhielten wir von dem Inſpektionsvorſtand folgende Antwort: 

„Unter Bezugnahme auf das gefällige Schreiben vom 28. 2. 05. 
Nr. 495 teile ich ergebenſt mit, daß die in Frage kommenden Dienſt— 
ſtellen von mir angewieſen ſind, alle für die Uferbahn beſtimmten 
Kohlenſendungen nicht des Abends, ſondern erſt am nächſten Tage 
mit dem Morgenzuge dahin zu überführen. Dies iſt auch bisher 
geſchehen! Sollten die Kohlenwagen ausnahmsweiſe während der 
Nachtzeit daſelbſt beladen ſtehen bleiben, jo iſt dieſer Umſtand nur 
auf die teilweiſe Nichtentladung durch die Empfänger zurückzuführen.“ 


Holzankäufe der Anſiedlungskommiſſion. 


Dem Herrn Oberpräſidenten in Danzig überſandten wir unter 
dem 17. Januar 1905 nachſtehende Eingabe: 

„Ew. Erzellenz beehrten wir uns im Dezember v. J. gemein— 
ſchaftlich mit den Handelsvertretungen zu Bromberg, Danzig, Graudenz 
und Poſen die Schädigungen darzulegen, die dem Handel durch die 
enge Verbindung der Anſiedlungskommiſſion mit der Aktiengeſellſchaft 
Zentraldarlehnskaſſe für Deutſchland, Filiale Poſen, erwachſen. Heute 
ſehen wir uns veranlaßt, auf neue Schädigungen hinzuweiſen, die 
durch das Vorgehen der Anſiedlungskommiſſion dieſes Mal der Induſtrie 
zugefügt werden und zwar den Holzſchneidemühlen der Kreiſe Brieſen 
und Strasburg. Es handelt ſich dabei um den Ankauf des Bauholzes 
für Anſiedlerbauten. 

Nach einer von 6 Inhabern dortiger Schneidemühlen unter— 
zeichneten, uns kürzlich zugegangenen Eingabe ſoll die fiskaliſche Guts— 
verwaltung Gollub von ihrer vorgeſetzten Behörde, der Königlichen 
Anſiedelungskommiſſion in Poſen, angewieſen worden ſein, den direkten 
Einkauf der benötigten Nutzhölzer bei den dortigen Königlichen Ober— 
förſtereien vorzunehmen, und zwar habe es den Anſchein, als ob 
jedes Quantum zu jedem Preiſe ohne Rückſicht auf die ſonſt erſchienenen 
Käufer erworben werden ſolle. Dies habe die an und für ſich ſchon 
recht hohen Holzpreiſe in den letzten Verkaufsterminen ganz enorm 
in die Höhe getrieben, in einzelnen Fällen ſogar bis auf das Doppelte 
der Taxe. Der Beamte der fiskaliſchen Gutsverwaltung in Gollub 
ſoll auch erklärt haben, er habe den Auftrag, alles Holz anzukaufen, 
und würde, da er in dieſem Jahre etwa 10000 fm brauche, zu jedem 


Preiſe kaufen. Wir können von hier aus nicht feſtſtellen, ob dieſe 
Außerung wirklich gefallen iſt; jedenfalls iſt aber das Vorgehen der 
Gutsverwaltung bei den Holzankäufen derart, daß es die dortigen 
Schneidemühlen ſchwer ſchädigen muß. Nicht genug, daß dieſe durch 
den Aufkauf der Güter einen Teil ihrer bisherigen Kundſchaft verloren 
haben, wird ihnen jetzt noch das benötigte Rohmaterial in einer Weiſe 
verteuert, die einen nutzbringenden Betrieb ausſchließt. Freilich könnte 
man ihnen zum Vorwurf machen, daß ſie durch das Mitbieten die Preiſe 
ja ſelbſt in die Höhe getrieben hätten, wogegen aber doch einzuwenden 
iſt, daß ſie bei dem Standort ihrer Mühlen gezwungen ſind, das Holz 
in den dortigen Waldungen zu kaufen, und ſie ſich daher nicht ohne 
Kampf verdrängen laſſen können, wenn ſie ihren Betrieb überhaupt 
aufrecht erhalten wollen. 

Natürlich kann es auch nicht im Intereſſe der Anſiedler liegen, 
daß das für ihre Bauten angekaufte Material derart in die Höhe 
getrieben wird, und es erhellt daraus, daß dieſe Art des Holzankaufs 
für niemanden, abgeſehen von der Forſtverwaltung, von Nutzen iſt, 
dagegen geeignet erſcheint, die Exiſtenz der dortigen Schneidemühlen— 
induſtrie zu untergraben und bedeutende Anlagekapitalien wertlos zu 
machen. Der Ruin der beſtehenden Mühlen wird noch beſchleunigt 
werden, wenn die bereits geäußerte Abſicht der fiskaliſchen Gutsver— 
waltung, dort eine eigene Schneidemühle zu errichten, zur Ausführung 
gelangt. Dabei iſt doch vorauszuſehen, daß die von der Anſiedlungs— 
kommiſſion errichtete Schneidemühle nur für eine Reihe von Jahren, 
nämlich ſo lange der Bau der Anſiedlungswohnungen dauert, beſtehen 
bleiben wird, welche Zeit aber gerade ausreichend iſt, wenigſtens einen 
Teil der dortigen Schneidemühlen exiſtenzunfähig zu machen, gewiß 
ein betrübendes Reſultat, wenn man dazu noch bedenkt, wie ſchwer es 
fällt, neue induſtrielle Betriebe bei uns anzuſiedeln. Große Kapitalien 
werden vernichtet, Arbeiter brotlos gemacht werden und das alles 
ohne irgendwelchen Nutzen, denn wie aus den Preistreibereien klar 
hervorgeht, würde die Anſiedlungskommiſſion ihren Bedarf bei den 
Schneidemühlen mindeſtens zu den gleichen Preiſen, vorausſichtlich 
aber erheblich billiger decken, als es jetzt durch direkten Einkauf bei 
den Oberförſtereien geſchieht. 

Es geht auch das Gerücht, daß die Forſtverwaltung, um die 
Preistreiberei zu verhindern, der fiskaliſchen Gutsverwaltung in Gollub 
die benötigten Hölzer zum Taxpreiſe geben wolle. Auch hiergegen 
müßten wir proteſtieren, denn es handelt ſich doch nicht um fiskaliſche 
Gebäude, ſondern um private Bauten der Anſiedler, und es würde 
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im höchſten Grade unbillig ſein, wollte man den dortigen Schneide— 
mühlen, die bisher als Käufer des fiskaliſchen Holzes ſtets willkommen 
waren, das Material, auf das ſie mindeſtens einen moraliſchen Anſpruch 
haben, einfach wegzunehmen. 

Wir bitten daher Ew. Exzellenz gehorſamſt, hochgeneigteſt dahin 
wirken zu wollen, daß die Königliche Anſiedlungskommiſſion nicht nur 
von den direkten Holzeinkäufen, ſondern auch von der Errichtung 
einer eigenen Schneidemühle abſehe, damit die Holzinduſtrie in den 
Kreiſen Brieſen und Strasburg nicht noch weitere Schädigungen erfährt, 
zumal da das Vorgehen der Golluber Gutsverwaltung den Anſiedlern 
ſelbſt zum Schaden gereichen muß. Es wäre doch vielmehr dringend 
zu wünſchen, daß die Anſiedlungskommiſſion die noch dazu faſt ganz 
deutſche Schneidemühleninduſtrie der genannten Kreiſe nach Kräften 
unterſtütze, damit nicht, was auf der einen Seite dem Deutſchtum 
gewonnen wird, ihm auf der andern Seite wieder verloren gehe.“ 

Darauf iſt uns unter dem 1. Mai nachſtehender Beſcheid zuge— 
gangen: 

„Auf die Eingabe vom 17. Januar d. IJ. — Nr. 79 — 
betreffend die Holzankäufe der Königlichen Anſiedlungskommiſſion in 
Poſen erwidere ich der Handelskammer ergebenſt, daß ich die Anſiedlungs— 
kommiſſion um eine Außerung über das Vorgehen der Gutsverwaltung 
in Golau erſucht habe. Nach dieſer Außerung habe der fiskaliſche 
Gutsverwalter in Golau im November v. J. den Auftrag erhalten, 
etwa 500 fm Rundholz bei den öffentlichen Auktionen zu angemeſſenen 
Preiſen zu erſtehen. Im Februar d. J. habe er den weiteren Auftrag 
erhalten, noch etwa 200 fm anzukaufen. Dieſe Aufträge habe er aus— 
geführt. Mehr als 700 fm ſeien nicht gekauft. Daß der Gutsverwalter 
auch nur im Scherz die Außerung getan habe, er ſei beauftragt, 
10000 fm zu kaufen, iſt nach Anſicht der Anſiedlungskommiſſion aus— 
geſchloſſen. Ob durch ſein Eingreifen hier oder dort die Preiſe etwas 
erhöht ſeien, könne die Anſiedlungskommiſſion nicht beurteilen. Jeden— 
falls ſeien die von ihm gebotenen und von der Anſiedlungskommiſſion 
gezahlten Preiſe durchſchnittlich durchaus angemeſſen. Sie ſtänden mit 
den in den Lizitationen der Oberförſtereien Gollub und Drewenzwald, 
bei denen die Anſiedlungskommiſſion nicht mitgeboten habe, erzielten 
Preiſen durchaus im Einklang und ſeien niedriger, als die nach 
Informationen der Anſiedlungskommiſſion in dieſem Jahre in den 
Provinzen Poſen und Oſtpreußen gezahlten Preiſe. Auch ſtelle ſich 
das in Golau gekaufte Holz, trotzdem es auf einer fremden Schneide— 
mühle gegen Lohn geſchnitten wird, noch immer um 10 Prozent 


billiger, als das von den Schneidemühlen in Gollub zum Kauf ange- 
botene Holz. 

Im übrigen hat die Anſiedlungskommiſſion von der Errichtung 
einer anſiedlungsfiskaliſchen Schneidemühle in Schloß Golau Abſtand 
genommen.“ 

Handelsgebräuche für den Holzhandel. 

Nachdem die Beſtrebungen, für den Holzhandel des Oſtens ein— 
heitliche Handelsgebräuche zu ſchaffen, geſcheitert waren, machte das 
Vorſteheramt der Kaufmannſchaft zu Danzig den Verſuch, eine ſolche 
Einheitlichkeit wenigſtens für die an dem Weichſelholzhandel beteiligten 
Handelsvertretungen herbeizuführen. Es fand denn auch am 2. No— 
vember 1903 in Danzig eine von den Deputirten der Handelsvertretungen 
zu Danzig, Elbing, Graudenz, Thorn und Stettin beſuchte Konferenz 
ſtatt. Als Grundlage für die Beratungen lag ein Entwurf des 
Vorſteheramtes zu Danzig vor, der mit einigen Abänderungen ange— 
nommen worden. In unſerer Sitzung vom 11. Oktober ſtimmten wir 
dieſem Entwurf zu und fügten nur einen Zuſatz lokaler Natur bei. 

verband der amtlichen Handelsvertretungen 
Poſens und Weſtpreußzens. 

Der Verband hielt am 10. Oktober 1904 eine Sitzung in Danzig, 
am 30. Januar 1905 eine Sitzung in Graudenz ab, wobei in der 
Hauptſache über geeignete Maßnahmen gegenüber den Schädigungen, 
die Handel und Induſtrie durch die Raiffeiſengenoſſenſchaften und deren 
enge Beziehungen zu der Anſiedlungskommiſſion erleiden, beraten wurde. 


II. Verkehrsweſen. 


1. Eiſen bahnen. 
Bezirkseiſenbahnrat. 

Im Jahre 1904 fand am 15. April eine außerordentliche Sitzung 
des Bezirkseiſenbahnrats in Bromberg, am 13. Juni eine ordentliche 
Sitzung in Danzig und am 10. November eine ordentliche Sitzung in 
Königsberg ſtatt. Auf der erſten wurden wir durch Herrn Stadtrat 
Dietrich, auf den beiden letzten durch Herrn Bankdirektor Aſch vertreten. 
In der außerordentlichen Sitzung wurden nach Annahme des Regulativs 
Wahlen vorgenommen, und zwar wurde zunächſt Herr Eiſenbahn— 
direktionspräſident Simſon zum Vorſitzenden des Bezirkseiſenbahnrats 
wiedergewählt und Herr Eiſenbahndirektionspräſident Heinſius zum 
Stellvertreter neu gewählt. Sodann fand die Wahl der Mitglieder 
und ſtellvertretenden Mitglieder des Landeseiſenbahnrats für die Jahre 
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1904, 1905 und 1906 und die Wahl der Mitglieder und Stellvertreter 
des ſtändigen Ausſchuſſes ſtatt. Unſer Vertreter wurde dabei zum 
ſtellvertretenden Mitgliede des ſtändigen Ausſchuſſes gewählt. 

Für die Sitzung vom 13. Juni hatte unſer Vertreter folgende 
Anträge eingebracht: 

1. Der Bezirkseiſenbahnrat wolle dafür eintreten, daß an den Zug 
67, der von Inowrazlaw über Thorn fahrend abends 11 in Marienburg 
ankommt, ein Anſchluß nach Danzig geſchaffen werde. 

Begründung: 

Die letzte gute Verbindung mit Danzig bildet für die Weichſel— 
ſtädtebahn der Zug 65, der bereits nachmittags 4° von Thorn abgeht, 
denn der Zug 509, der 68 abends von Thorn abgeht, wird, da er erſt 
nachts 11% in Danzig ankommt, nur im äußerſten Notfalle benutzt. 
Durch die Einlegung des neuen Zuges 67 wäre aber eine beſſere 
Verbindung mit Danzig leicht hergeſtellt, denn man brauchte den Zug 
554, der jetzt 11 von Dirſchau nach Danzig geht, nur von Marienburg 
abgehen zu laſſen, vielleicht 11% damit er die Paſſagiere des Zuges 67 
noch mitnehmen könnte. 

2. Der Bezirkseiſenbahnrat wolle die Eiſenbahnverwaltung erſuchen 
den Zug 247, der jetzt 77 abends von Thorn abgeht, jo zu legen und 
zu führen, daß er in Dt. Eylau Anſchluß an den 9% nad Neumark 
abgehenden Zug 1136 erhält. 

Begründung: 

Durch dieſe Verlegung würde nicht nur der jetzt fehlende Anſchluß 
für die Stationen der Strecke Dt. Eylau —Broddydamm geſchaffen, 
ſondern auch der Aufenthalt in Thorn für die 523 aus Bromberg mit 
dem Zug 247 und 6“ aus Poſen mit dem Zug 455 ankommenden 
Paſſagiere verkürzt. Freilich würde dadurch auch die Aufenthaltszeit 
für die mit dem Zug 248 nach Thorn kommenden Landleute, die zur 
Rückfahrt gern den Zug 247 benutzen wollen, verringert werden, doch 
wird dieſe Verkürzung nicht erheblich ſein, wenn gemäß dem Antrage 
unter Ziffer 15 der Zug 248 früher in Thorn ankommt. 

3. Der Bezirkseiſenbahnrat wolle dafür eintreten, daß der Zug 802 
der jetzt nur von Goßlershauſen nach Graudenz geht, bereits von 
Lautenburg oder wenn möglich von Soldau abgelaſſen werde, und 
zwar ſo früh, daß er in Goßlershauſen Anſchluß nach Thorn und 
Inſterburg erhält. 

Begründung: . 

Der erſte von Lautenburg abgehende Zug trifft 947 in Goßlershauſen 

ein. Man hat mit dieſem Zuge wohl Anſchluß nach Thorn, doch muß 
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man auf den Zug nach Graudenz 2 Stunden, auf den nach Inſterburg 
3 Stunden warten, während man bei Annahme des Antrages nach 
allen drei Richtungen guten Anſchluß und noch dazu zu einer günſtigen 
Zeit erhalten würde. 


4. Der Bezirkseiſenbahnrat wolle befürworten, daß der Zug 248, 
Inſterburg — Bromberg, Anſchluß in Bromberg an den dort 6% abends 
nach Schneidemühl abgehenden Zug 26 erhält. 

Begründung: 

Seit dem 1. Mai d. J. verkehrt auf der Strecke Königsberg — 
Berlin ein neuer Schnellzug Z. 6, der 23° nachmittags von Königsberg 
abgeht und 11% abends in Berlin Schleſ. Bahnhof eintrifft. Von 
Bromberg kann dieſe Verbindung benutzt werden, da durch den Zug 
26, der von Bromberg 62 abgeht und in Schneidemühl 72 eintrifft, 
ein Anſchluß geſchaffen worden iſt. Leider aber fehlt Thorn und 
damit allen hinter Thorn liegenden Stationen ein Anſchluß an dieſe 
günſtige Verbindung mit Berlin, denn der aus Inſterburg kommende 
Zug 248 gelangt erſt 77 nach Bromberg. Den ſehr langſam fahrenden 
Zug 248 könnte man aber leicht etwas beſchleunigen und nötigenfalls 
auch etwas früher legen, ſodaß er vielleicht 62 in Bromberg ankäme. 
Die dann erreichte neue Verbindung mit Berlin würde für Thorn und 
die weiter öſtlich gelegenen Stationen eine Lücke ausfüllen, denn zwiſchen 
mittags 1235 und abends 11 beſteht jetzt keine Schnellzugverbindung 
mit Berlin. Man könnte dann gegen 5% nach Beendigung der 
Geſchäfte nach Berlin fahren und brauchte nicht, wie bei Benutzung 
des Abendzuges auf die Nachtruhe zu verzichten. 


Die Verſammlung vermochte dem Antrag 1 auf Durchführung 
des Zuges 67 bis Danzig nicht beizutreten. Zu Antrag 3 führte der 
Vertreter der Direktion Danzig aus, daß der erſte Zug von Strasburg 
i. Wpr. früher bereits die gewünſchte Lage gehabt habe, daß er indeſſen 
auf wiederholten Antrag der Beteiligten in die jetzige Lage gebracht 
worden ſei, um in Graudenz einen Anſchluß an den Schnellzug 63 
nach Marienwerder und Danzig zu erreichen. Wenn dieſer Zug (800) 
bereits in Lautenburg entſpringen ſolle, dann würde man bereits gegen 
4 Uhr morgens von da abfahren müſſen; der erforderliche Gegenzug 
(813) würde gegen 2 Uhr nachts in Lautenburg eintreffen. Eine der- 
artige Lage bedinge die Einrichtung des vollen Nachtdienſtes und 
damit einen erheblichen Koſtenaufwand, während auf eine einigermaßen 
zufriedenſtellende Beſetzung der Züge bei ihrer ungünſtigen Lage in 
der Nachtzeit nicht gerechnet werden könne. 
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Wollte man dagegen einen neuen Zug von Lautenburg zum 
Anſchluß an den um 756 von Goßlershauſen nad) Graudenz fahrenden 
Zug 802 einrichten, dann würden die Züge 802 und 804 zwiſchen 
Lautenburg und Goßlershauſen ſehr nahe an einander liegen und 
auf der Strecke Strasburg —Goßlershauſen würden drei Züge in je 
etwa Stundenabſtand auf einander folgen. 

Für eine derartige Zugvermehrung liege bei dem nicht erheblichen 
Perſonenverkehr auf dieſer Strecke ein Bedürfnis in keiner Weiſe vor. 

Über Antrag 2 wurde zugleich mit Antrag 4 verhandelt. Unſer 
Vertreter beantragte, den um 547 von Thorn nach Bromberg fahrenden 
Perſonenzug 248 um ſoviel früher zu legen und zu beſchleunigen, daß 
in Bromberg ein Anſchluß an den neuen Schnellzug 26 Bromberg — 
Schneidemühl (ab Bromberg 62) erreicht werde. 


Eiſenbahnſeitig wird entgegnet, daß eine weſentliche Beſchleunigung 
des Zuges nicht angängig ſei, da er auf einem großen Teil ſeines 
Laufes ſchon jetzt mit 70 und 72,5 km Geſchwindigkeit in der Stunde 
befördert werde, deren weitere Steigerung nicht angängig ſei. 

Außerdem habe der Zug in Inſterburg, Gerdauen, Korſchen, 
Rothfließ, Allenſtein, Goßlershauſen und Schönſee Anſchlüſſe aufzu— 
nehmen, die bei einer Früherlegung des Zuges verloren gehen würden. 
Auch habe die Warſchau-Wiener Bahn gelegentlich der in Kopenhagen 
am 8. und 9. Juni mit ihr gepflogenen Verhandlungen erklärt, daß 
es ihr unmöglich ſei, den Anſchlußzug von Warſchau früher heranzu— 
bringen. Herr Aſch meint, daß die großen Aufenthalte in Alexandrowo 
und namentlich der in Ottlotſchin für Paß- und Steuerzwecke nicht in 
vollem Umfange erforderlich ſeien und abgekürzt werden könnten. 

Er würde indeſſen den Antrag auf Früherlegung des Zuges 248 
Inſterburg — Bromberg fallen laſſen, wenn die Eiſenbahnverwaltung 
in anderer Weiſe dafür Sorge tragen wolle, daß die Linie Inſterburg 
— Thorn unmittelbare Anſchlüſſe an die neuen Schnellzüge 5 und 6 
erhalte. 

Hierfür ſpricht ſich auch die Verſammlung aus. 

Bei Beſprechung des Fahrplans bat unſer Vertreter um Be— 
ſchleunigung des von Bromberg um 4 Uhr 13 Minuten nachmittags 
nach Schönſee fahrenden gemiſchten Zuges 6811 und um Durchführung 
des zwiſchen Bromberg und Fordon verkehrenden Lokalzuges bis 
Culmſee. 

Der Herr Vertreter der Direktion Bromberg entgegnet, daß der 
letztere Antrag den Bezirkseiſenbahnrat bereits beſchäftigt habe, daß 
aber die Verwaltung angeſichts des mäßigen Perſonenverkehrs auf der 


Strecke Bromberg —Culmſee eine Zugvermehrung nicht in Ausſicht zu 
ſtellen vermöge. Was den Zug 6811 anlange, ſo gebe die Direktion 
zu, daß die Beförderung mit dieſem Zuge keine angenehme ſei; es 
ſolle in Erwägung gezogen werden, wie dieſem Übelſtande abgeholfen 
werden könne. 

Auf der Tagesordnung der Sitzung vom 10. November ſtand 
folgender Antrag unſeres Vertreters: 

Der Bezirkseiſenbahnrat wolle ſich dafür ausſprechen, daß bei 
freiwilliger Unterbrechung der Fahrt die Platzkarte ihre Gültigkeit nicht 
verlieren ſoll. 

Begründung. 

Die Platzkarte erfreut ſich an ſich ſchon einer ziemlichen Unbeliebt- 
heit, und es wird daher von dem Reiſepublikum um ſo unangenehmer 
empfunden, daß bei freiwilliger Unterbrechung der Fahrt wohl 
die Fahrkarte, nicht aber die Platzkarte ihre Gültigkeit behält. Für 
dieſe Anordnung liegt auch gar kein Grund vorz; es erſcheint vielmehr 
unbillig, daß der Reiſende den Platz, den er für die geſamte Strecke 
bereits bezahlt hat, bei Unterbrechung der Fahrt nochmals bezahlen ſoll. 

Dieſer Antrag wurde von der Verſammlung abgelehnt. 

Auf die Anfrage unſres Vertreters wegen Anſchluß für die Strecke 
Bromberg — Thorn an den Zug 26 in Bromberg und 6 in Schneide— 
mühl wird eiſenbahnſeitig erwidert, daß die Früherlegung des Zuges 
248 nicht möglich ſei. Thorn habe bereits 3 ſehr gute Verbindungen 
mit Berlin und würde für den neuen Zug keine ausreichende Benutzung 
liefern. Es könne daher das Bedürfnis nicht anerkannt werden. 


Bahnhof Mocker. 
Zur bahnpolizeilichen Prüfung des abgeänderten Bahnhofs— 
projektes Mocker fand am 21. Juli eine Verhandlung in Mocker ſtatt, 
worüber nachſtehendes Protokoll aufgenommen wurde: 


„Nach eingehender Beſprechung des Projekts beantragen: 


1. Oberbürgermeiſter Kerſten, Kommerzienrat Schwartz, Stadtrat 
Dietrich und Regierungs-Aſſeſſor Schäfer die Wiederherſtellung des 
urſprünglichen Projekts mit ſchienenfreier Führung der Lindenſtraße mit 
der Begründung, daß 1. der Verkehr von der Leibitſcher Seite ein zu 
umfangreicher ſei, um durch den Niveauübergang vom Empfangs— 
gebäude bezw. Bahnhof beſchränkt zu werden. 

Daß 2. die geplante Lage des neuen Empfangsgebäudes, abge— 


ſehen von der Erſchwerung des Verkehrs zu den Bahnſteigen, der 
Ausdehnung des Güterverkehrs an dieſer Stelle hinderlich ſein würde. 


Eine Unter- oder Überführung im Zuge der Lindenſtraße müſſe 
mit Rückſicht auf die zu erwartende Steigerung des Verkehrs und 
infolge bevorſtehender induſtrieller Neuanlagen in jedem Falle aus— 
geführt werden. 

2. Die Vertreter der Handelskammer ſprechen weiter den Wunſch 
aus, daß beim Grunderwerb möglichſt darauf Rückſicht genommen 
werde, daß der Thorner Handelskammer zur Erbauung von Schuppen 
genügender Grund und Boden zur Verfügung geſtellt werden kann. 

3. Für den Fall der Ausführung der (öſtlichen) Unterführung 
der Ringchauſſee, beantragt die Fortifikation eine lichte Höhe von 
4½ m, der Vertreter des Landrats ſchließt ſich dieſem Anträge a an, 
hält für den öffentlichen Verkehr aber 4 m für genügend. 

Die Vertreter des Regierungspräſidenten treten obigen Aus— 
führungen bei. 

Die Vertreter der Eiſenbahndirektionen verbleiben auf ihrem im 
Protokoll vom 11. Dezember 1903 unter 2 vertretenen Standpunkt 
und halten gegebenenfalls eine Unterführung weiter weſtlich — deren Platz 
noch feſtzuſtellen ſein würde — für ausreichend.“ 

Ein neuer Termin fand am 21. Oktober ſtatt mit nachſtehendem 
Verlauf: 

Nach eingehender Beſprechung des neuaufgeſtellten Entwurfes 
beantragen: 

1. die Vertreter der Stadt Thorn, des Landkreiſes Thorn und 
der Handelskammer Thorn, daß die ſämtlichen Anrampungen bei der 
weſtlich des Bahnhofsgebäudes belegenen Unterführung ſtatt, wie im 
Plane vorgeſehen, im Steigungs-Verhältniſſe 1:30 im Steigungs— 
Verhältniſſe 1:40 angelegt werden. In Anbetracht der großen Laſten 
(bis zu 100 Zentnern) und des zu erwartenden lebhaften Verkehrs 
und mit Rückſicht darauf, daß es ſich um eine verlorene Steigung 
handelt, ſei eine Ermäßigung der Steigung unbedingt erforderlich, 
zumal auch bei den Kunſtſtraßen im Kreiſe nur dort eine Steigung 
von 1: 30 gewählt werden dürfe, wo es ſich lediglich um eine ein— 
malige Steigung handelt. 

Die Vertreter der Königlichen Eiſenbahndirektion halten die 
Steigung von 1: 30 für ausreichend, mit Rückſicht auf die in den 
Straßen der Stadt Thorn (namentlich zur Uferbahn und in der 
Kulmer Vorſtadt) vorhandenen Steigungen. 

Die Vertreter des Königlichen Regierungs-Präſidenten bange den 
Antrag für durchaus begründet. 5 
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2. Die Unterhaltung der bei der öſtlichen Wegeunterführung 
vorgeſehenen Wegeverlegung wird die Eiſenbahndirektion im Einver— 
nehmen mit den zuſtändigen Militärbehörden regeln. Die Fortifikation 
wird der Eiſenbahnverwaltung die Namen der zur Mitbenutzung des 
Weges (der Ringchauſſee) Berechtigten mitteilen. 

3. Der nördliche Seitenweg längs der verlegten Bache dient 
lediglich als Wirtſchaftsweg für die anliegenden Intereſſenten, nicht 
als öffentlicher Weg. Herſtellung und Unterhaltung liegen der Eiſen— 
bahnverwaltung ob. 

4. Die Vertreter der Handelskammer wiederholen nochmals dringend 
ihren unter Ziffer 2 des Protokolls vom 21. Juli 1904 geſtellten 
Antrag mit der Begründung, daß die auf dem Hauptbahnhofe Thorn 
der Handelskammer gehörigen Schuppen in der Hauptſache dem 
ruſſiſchen Verkehre dienen und für dieſen Zweck erhalten bleiben müſſen; 
dagegen müſſe für den rechtsſeitigen Bahnverkehr neuer Lagerraum 
geſchaffen werden, der die Errichtung von Schuppen mit Gleisbenutzung 
und Zufuhr für den Straßenfrachtverkehr im Umfange von etwa 
1000 qm erforderlich mache. 


5. Die bei dem Landrat des Landkreiſes Thorn eingegangenen 


Entſchädigungsanſprüche werden der Eiſenbahn Direktion von ſeiten 
des Regierungs-Präſidenten überſandt werden. 


Im Anſchluß an dieſe Termine richteten wir unter dem 31. Oktober 


folgendes Schreiben an die Königliche Eiſenbahndirektion zu Bromberg: 
„Gelegentlich der landespolizeilichen Prüfung des Bahnprojelts 
Mocker iſt von unſeren Vertretern der Wunſch ausgeſprochen worden, 
die Eiſenbahnverwaltung möge beim Grunderwerbe darauf Rückſicht 
nehmen, daß der Thorner Handelskammer zur Erbauung von Schuppen 
genügender Grund und Boden zur Verfügung geſtellt werden könne. 
Wir geſtatten uns ergebenſt, dieſe Bitte ſchriftlich zu wiederholen, und 
möchten dabei ausführen, daß ein Terrain von etwa 1000 qm wohl 
dem Bedürfniſſe genügen würde. Der Platz müßte aber jedenfalls ſo 
gelegen ſein, daß die darauf zu erbauenden Schuppen ſowohl Anſchluß 
an die Gleisanlagen als auch an den Zufuhrweg erhalten könnten. 
In dem letzten Prüfungstermin iſt von den Herrn Vertretern 
der Königlichen Eiſenbahndirektion auch darauf hingewieſen worden, 
daß ſich vorausſichtlich die Überführungsgebühren für die jetzt bei 
Bahnhof Mocker vorhandenen Anſchlußgleiſe nach Fertigſtellung des 
neuen Projektes nicht unbeträchtlich, vielleicht um 40 —50 Pf. für jeden 
Waggon ſteigern würden. Dies würde für die einzelnen Werte einen 
Mehraufwand von einigen Tauſend Mark zur Folge haben, was um ſo 
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unbilliger wäre, als doch die in Frage kommenden Betriebe ihren 
Standort mit Rüdjicht auf den jetzigen Bahnhof gewählt haben. Wir 
bitten daher die Königliche Eiſenbahndirektion dringend, von einer 
ſolchen Gebührenerhöhung abzuſehen, da ſonſt gerade diejenigen Betriebe, 
die dem Bahnhof Mocker den Hauptverkehr zuführen, durch die Um- 
geſtaltung der Bahnhofsverhältniſſe nicht nur keinen Nutzen, ſondern 
direkten Schaden haben würden. 


Schließlich iſt auf dem Termin auch der Verkehr mit der Uferbahn 
zur Sprache gekommen. Darnach will die Eiſenbahnverwaltung künftig 
alle für die Uferbahn beſtimmten Wagen über Mocker gehen laſſen, 
wogegen wir ja nichts einzuwenden hätten, wenn, was leider nicht 
beabſichtigtzu ſein ſcheint, fürdie vom Hauptbahnhof kommenden und dorthin 
gehenden Wagen die Strecke Stadtbahnhof — Mocker außer Anrechnung 
bliebe. Wir haben ja ſchon in früheren Jahren wiederholt darum 
gebeten, daß für die aus der Richtung Culmſee kommenden Wagen 
die zweimalige Überführung über die Weichſelbrücke bei der Fracht 
nicht angerechnet werden möchte und ſind zuletzt unter dem 5. Mai d. J. 
von der Königlichen Eiſenbahndirektion dahin beſchieden worden, daß 
dieſer Frage erſt dann näher getreten werden würde, wenn man die 
bevorſtehende Umänderung der Bahnhofsanlage in Mocker überſehen 
könne. Sollte nun, wie wir befürchten müſſen, die Strecke Stadtbahnhof 
— Mocker doch für den Verkehr zwiſchen Hauptbahnhof und Uferbahn 
zur Anrechnung kommen, ſo befänden wir uns in einer viel ſchlechteren 
Lage als früher, da der Verkehr zwiſchen Uferbahn und Hauptbahnhof 
viel größer iſt und bleiben wird, als der zwiſchen Aferbahn und 
Bahnhof Mocker. Wir bitten die Königliche Eiſenbahndirektion ergebenſt 
und dringend, eine ſolche Verkehrserſchwerung nicht eintreten zu laſſen. 
Es wird ſich doch auch vielleicht vermeiden laſſen, daß die Wagen vom 
Hauptbahnhof bis nach Mocker mitgenommen werden. Man könnte 
ſie ja auf dem Stadtbahnhofe abhängen und ſie dann von dem von 
Mocker kommenden Uferbahnzuge mitnehmen laſſen. Sollte dies aber 
aus Betriebsrückſichten nicht durchführbar ſein, ſo bitten wir, jedenfalls 
die ohne Nutzen zurückgelegte Strecke Stadtbahnhof —-Bahnhof Mocker 
nicht in Anrechnung zu bringen.“ 

Hierauf erwiderte die Direktion unter dem 24. Dezember: 

„Wir ſind zurzeit nicht in der Lage, zu den von Ihnen geſtellten 
Anträgen Stellung zu nehmen, da das Projekt des neuen Bahnhofs 
Mocker noch nicht genehmigt iſt und die einzelnen Entfernungen, welche 
für die Tarifbildung maßgebend ſind, noch nicht feſtſtehen. 
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Sobald wir im Beſitz dieſer Unterlagen find, werden wir Ihren 
Anträgen näher treten und Ihnen ſeiner Zeit Nachricht zukommen laſſen.“ 

Die Unzulänglichkeit der Güterabfertigungsſtelle in Mocker gab 
uns Mitte Dezember Veranlaſſung, die Eiſenbahnverkehrsinſpektion um 
Vermehrung des Abfertigungsperſonals und Erweiterung der Boden— 
räume zu bitten, worauf uns Anfang März mitgeteilt wurde, es ſeien 
Maßnahmen getroffen, durch die ſich eine ſchnellere Abfertigung des 
Publikums in Mocker ermöglichen laſſen werde, insbeſondere ſei ein 
Arbeiter auf dem Güterboden mehr angeſtellt worden. Von baulichen 
Veränderungen müſſe man jedoch mit Rückſicht auf den geplanten 
Umbau des Bahnhofs Mocker für jetzt abſehen. 


Weiterführung der Strecke Rulm⸗Anislaw bei Thorn, 
Bau eines neuen Bahnhofs bei Mocker und Errichtung 
einer neuen Weichſelbrücke bei Thorn. 


Dem Herrn Miniſter der öffentlichen Arbeiten überſandten wir 
unter dem 15. Juli folgende Eingabe: 

„Ew. Exzellenz überſandten wir unter dem 10. Mai 1899 eine 
Eingabe, worin wir um den Bau eines neuen Bahnhofs auf dem 
rechten Weichſelufer bei Thorn und die Errichtung einer neuen Eiſen— 
bahnbrücke baten. Veranlaſſung zu dieſem Antrage gab uns die 
ungüſtige Lage unſerer Bahnhöfe, die für die weitere Entwickelung von 
Handel und Induſtrie der Stadt Thorn in hohem Grade hinderlich 
iſt. Wir hofften dabei um ſo mehr auf die Annahme unſeres Antrages, 
als wir dadurch hinweiſen konnten, daß ſeitens der Staatsregierung 
eine gewiſſe moraliſche Verpflichtung vorliegt, den Bahnhof auf dem 
rechten Weichſelufer zu bauen, denn dieſer war bereits Ende der 60er 
Jahre beſchloſſen und wurde nur durch den Widerſtand der Militär— 
verwaltung, die die Errichtung der Eiſenbahnbrücke an der jetzigen 
Stelle durchſetzte, unmöglich. 

Mußten wir immerhin darauf gefaßt ſein, daß rn der 
nicht unbeträchtlichen Koſten des Projekts ſeine Durchführung auf 
Widerſtand ſtoßen würde, ſo glaubten wir doch, daß dieſer Widerſtand 
zu überwinden ſein müſſe, da durch die beantragte Umgeſtaltung für 
Thorn völlig befriedigende Bahnhofsverhältniſſe geſchaffen worden 
wären und die beſtehenden Zuſtände unmöglich bleiben können. So 
günſtig die Lage Thorns an mehreren ſich kreuzenden Bahnen erſcheint, 
kann doch die volle Wirkung dieſer Lage nur dann eintreten, wenn 
die Bahnhöfe leicht zugänglich ſind und die Zu- und Abfuhr der Güter 
mit möglichſt geringen Koſten bewerkſtelligt werden kann. 
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Leider hat unſer Projekt die erwartete Zuſtimmung nicht gefunden, 
und dies liegt, ſoweit uns bekannt iſt, nicht daran, daß es ſeine Zwecke 
nicht erfüllt haben würde, als vielmehr an den großen Koſten, die 
man für Thorn nicht aufwenden will. Wenn wir nun auch mit 
Bedauern auf die Erfolgloſigkeit unſeres Bemühens blicken müſſen, 
jo kann es doch nicht unſere Aufgabe ſein, an einem Projekte feſtzu⸗ 
halten, das nach Ew. Exzellenz endgültiger Entſcheidung ausſichtslos 
geworden iſt, zumal da es ſich ja nicht um eine völlige Abweiſung 
unſerer Wünſche handelt, ſondern um ein anderes Projekt, das den 
Verkehrswünſchen ebenfalls gerecht werden will. 

Die Schaffung eines großen, leiſtungsfähigen Bahnhofs anſtelle 
des ganz unzulänglichen, jetzt beſtehenden Bahnhofs Mocker muß ja 
jedenfalls mit Freuden begrüßt werden, um ſo mehr, als dadurch auch 
die Strecke Thorn —Inſterburg in Mocker eine Station erhält, was 
einem langgehegten Wunſche dieſer Gemeinde entſpricht. Der neue 
Bahnhof wird ja auch nicht nur für Mocker, ſondern ebenfalls für 
Thorn von weittragender, verkehrfördernder Bedeutung ſein. Bei ſeiner 
Lage wird es ſtets möglich ſein, ihn nach Bedarf weiter auszudehnen, 
und man wird ferner die günſtige Gelegenheit, induſtrielle Betriebe 
in ſeiner Nähe zu errichten, nicht unbeachtet laſſen. Es wäre nun aber 
auch dringend zu wünſchen, daß dieſe, ſo viele Vorteile verſprechende 
Anlage, für die ja nach Ew. Exzellenz Erklärung die Mittel bereit- 
ſtehen, recht bald zur Ausführung käme. Wir bitten Ew. Exzellenz 
daher ganz gehorſamſt, anordnen zu wollen, daß dieſer Bahnhof mit 
möglichſter Beſchleunigung hergeſtellt werde. Wir dürfen dabei wohl 
auch die Hoffnung ausſprechen, daß gleichzeitig mit dem Bahnhof auch 
die von Ew. Exzellenz in Ausſicht geſtellte Bahn Thorn-Unislaw, 
deren Wichtigkeit für unſeren Bezirk wir ja in wiederholten Eingaben 
betont haben, in Angriff genommen werde. 

So wichtig und vorteilhaft aber auch der neue Bahnhof Mocker 
für unſeren Verkehr ſein wird, ſo wird doch nach wie vor Thorn mit einem 
großen Teil ſeines Verkehrs auf den Hauptbahnhof angewieſen bleiben. 
Hier aber bildet der drei Kilometer lange Umweg über die Eiſenbahn— 
brücke ein großes Hemmnis für eine gute Fortentwickelung, ſodaß ein 
näherer und bequemerer Zugang dringend notwendig iſt, und dieſer 
läßt ſich auf keinem anderen Wege herſtellen, als durch den Bau einer 
neuen Brücke, die den Bahnhof direkt mit der Stadt verbindet. Dadurch 
würde der Weg um etwa zwei Kilometer kürzer werden, und die dann 
erreichte größere Zugänglichkeit des Hauptbahnhofs müßte Handel 
und Verkehr beleben, aber auch der Militär- und der Eiſenbahnverwaltung 
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mannigfache Vorteile bieten. Dann würde auch der Sperrung der 
Eiſenbahnbrücke durch Legung eines zweiten Gleiſes kein Hindernis 
mehr in dem Wege ſtehen. Die Deputation, die Anfang dieſes Jahres 
die Ehre hatte, von Ew. Exzellenz empfangen zu werden, hat ja nun 
die Gewißheit mitgenommen, daß Ew. Exzellenz dem Bau dieſer 
Brücke ſehr ſymphatiſch gegenüberſtehen und ihm möglichſte Förderung 
angedeihen laſſen wollen. Wir haben dieſe gute Nachricht mit großer 
Freude vernommen und können Ew. Exzellenz nicht dringend genug 
bitten, auch hierüber tunlichſt bald eine Entſcheidung hochgeneigteſt 
herbeiführen zu wollen. 

Gerade jetzt, wo Thorn alles aufbietet, in der Stadt ſelbſt Verkehrs- 
verbeſſerungen vorzunehmen, jetzt, wo der Bau des Holzhafens begonnen 
werden ſoll, würde es von ungeheurer Tragweite für das ganze wirt— 
ſchaftliche Leben in Thorn und Umgegend ſein, wenn gleichzeitig auch 
die Bahn Kulm —Anislaw bis Thorn verlängert, der neue Bahnhof 
Mocker erbaut und der Weg nach dem Hauptbahnhof durch Errichtung 
einer neuen Brücke weſentlich verkürzt werden würde. Eine ſolche 
Umgeſtaltung müßte auch fördernd auf das Deutſchtum einwirken, 
denn es würden dadurch viele Erwerbtreibende aus dem Weſten ſich 
veranlaßt ſehen, hier ihre Kapital- und Arbeitskraft fruchtbringend anzu— 
legen, und auch die hier anſäſſigen Deutſchen würden dann neue 
Hoffnung ſchöpfen und ſich weitere Ziele ſetzen. Angeſichts ſolcher im 
nationalen Intereſſe höchſt ſegensreichen Wirkungen der angeſtrebten 
Verkehrsverbeſſerungen erhoffen wir von Ew. Exzellenz vertrauens— 
voll eine baldige günſtige Entſcheidung über die von uns vorgetragenen 
Wünſche.“ 

Mit Befriedigung können wir feſtſtellen, daß der Herr Miniſter 
durch Erlaß vom 20. Februar die Eiſenbahndirektion zu Bromberg 
angewieſen hat, allgemeine Vorarbeiten für eine Nebeneiſenbahn von 
dem geplanten neuen Bahnhof bei Mocker nach Unislaw anzufertigen. 
Wir ſind auch bereits aufgefordert worden, etwaige, die Linienführung 
uſw. betreffende Wünſche zu äußern, was wir, wie folgt, getan haben: 

„In unſern dem Herrn Miniſter der öffentlichen Arbeiten über— 
ſandten Eingaben vom 15. Juni 1898 und 4. März 1901 haben wir 
auf Grund eingehender Ermittelungen dargelegt, welchen Umfang unge— 
fähr der Güterverkehr auf der Bahn Unislaw— Thorn erreichen werde. 
Wir haben dieſen Ausführungen nichts hinzuzuſetzen, können jedoch 
unſern damaligen Vorſchlag über die einzuſchlagende Trace nicht auf: 
rechterhalten. Damals beantragten wir, die Bahn ſo zu legen, daß 
ſie im allgemeinen der Chauſſee von Unislaw nach Thorn folge, und 
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wir waren auch nicht abgeneigt, dafür zu ſtimmen, daß die Bahn von 
Roſenberg aus nicht ſüdwärts weitergeführt, ſondern über Sängerau — 
Lulkau nach Liſſomitz geleitet werde. Heute ſtehen wir auf dem 
Standpunkt, daß die von der Königlichen Eiſenbahndirektion in Aus- 
ſicht genommene Linienführung den allgemeinen Verkehrsintereſſen am 
beſten entſpricht. Allerdings iſt ja in den dortigen Schreiben unbe- 
ſtimmt gelaſſen, ob die Bahn nach Überſchreitung der Chauſſee 
Culmſee Thorn ſüdlich oder nördlich des Waldes weitergehen ſoll. 
Wir ſind nun der Meinung, daß es ſich empfiehlt, die Bahn am Süd— 
ende des Liſſomitzer Waldes entlang zu führen bis an die Chauſſee 
Schönwalde Roſenberg, wo ſie dann nach Norden abbiegen würde. 
Bei Schönwalde wäre eine Halteſtelle zu errichten, die nicht nur dieſem 
Orte zugute käme, ſondern in erſter Linie es den Thornern ermöglichen 
würde, den beliebten Ausflugsort Barbarken und die umliegenden 
Wälder leicht zu erreichen. Da Barbarken gleichzeitig auch Wallfahrtsort 
iſt, liegt doppelte Veranlaſſung vor, durch Heranführung der Bahn 
und Errichtung einer Halteſtelle den Verkehr zu erleichtern und zu 
fördern. Bei der Durchquerung des Waldes würden auch die dort 
befindlichen reichen Kieslager aufgeſchloſſen werden, worauf wir ja 
bereits in unſrer Eingabe von 1898 hingewieſen haben. 


Von Roſenberg aus würden wir eine Linienführung über Swier— 
czynko—Koryt —Rüdigsheim —Siemon befürworten mit Einmündung 
der Bahn von Weſten nach Station Unislaw, wie dies ja von der 
Königlichen Eiſenbahndirektion vorgeſehen iſt. Trotz der Abſchwenkung 
nach dem Weſten würde es den Gütern Heimſoot, Eichenau, Wibſch 
und Griewe möglich ſein, die neue Eiſenbahn zu benutzen, während 
eine Reihe weiter weſtlich gelegener Güter und Ortſchaften erſt durch 
dieſe Tracierung den Vorteil einer Bahnverbindung erhalten würden. 
Für die Stadt Thorn wäre es von Wichtigkeit, daß das große Dorf 
Siemon eine Station erhält, da von dort aus ſicherlich viele Bauern 
Thorn aufſuchen würden, um ihre Produkte zu verkaufen und gleich: 
zeitig ihre Einkäufe vorzunehmen. 


Im Anſchluß hieran geſtatten wir uns, noch einen Wunſch aus— 
zuſprechen. Wir ſetzen als ſelbſtverſtändlich voraus, daß nach Fertig— 
ſtellung Thorn. -Unislaw die Linie Thorn —AUnislaw — Kulm durch— 
gehende Züge erhält, bitten aber, dieſe Züge nicht von dem geplanten 
Bahnhof Mocker, ſondern vom Thorner Hauptbahnhof abgehen zu 
laſſen, da ſonſt der Perſonenverkehr nicht den erwarteten und 
erwünſchten Aufſchwung nehmen würde.“ 
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Nebenbahn Krufchwig— Argenau. 


Um Unterlagen für das Projekt einer Nebenbahn von Kruſchwitz 
nach Argenau zu erhalten, hatte ſich die Bromberger Eiſenbahndirektion 
u. a. an den Herrn Landrat des Kreiſes Thorn gewandt, der auch 
uns um gutachtliche Außerung bat. Wir ſchrieben darauf unter dem 
8. April 1905. 

„Indem wir in der Anlage das Schreiben der Bromberger Eiſen— 
bahndirektion mit verbindlichem Danke zurückſenden, bitten wir Ew. 
Hochwohlgeboren ergebenſt, dafür einzutreten, daß die projektierte 
Nebenbahn von Kruſchwitz aus in möglichſt weitem Bogen bis an die 
ſüdliche Ecke des Thorner Kreiſes herangeführt werde, um ſie dann 
in die Eiſenbahnlinie Hohenſalza — Thorn vielleicht in der Nähe der 
Halteſtelle Suchatowko einmünden zu laſſen, und zwar derart, daß 
man zwiſchen Kruſchwitz und Thorn durchgehende Züge einrichten 
kann. Ihre wahre Bedeutung erhält die Bahn eben erſt als Eiſenbahn 
Kruſchwitz Thorn, während dagegen die Einmündung bei Argenau, 
welche Stadt als Marktort doch keine große Bedeutung beſitzt, von weit 
geringerem Nutzen für die durch die Bahn berührten Ortſchaften ſein 
würde, ganz abgeſehen davon, daß alsdann der nördlich und öſtlich 
der Chauſſee Argenau—Brudnia liegende Teil des Kreiſes Hohenſalza 
und das Südende des Thorner Kreiſes unaufgeſchloſſen blieben. Aus 
dem Schreiben des Ortsvorſtehers von Neugrabia geht ja hervor, 
daß trotz der jetzt beſtehenden Verkehrsſchwierigkeiten die zwiſchen 
Kruſchwitz und Neugrabia liegenden Ortſchaften einen nicht unerheblichen 
Güteraustauſch mit Thorn unterhalten, wobei natürlich durch die 
Leitung dieſes Verkehrs über Kruſchwitz—Hohenſalza außergewöhnlich 
hohe Unkoſten entſtehen, ſodaß für dieſe Gegend die Erleichterung 
des Verkehrs mit Thorn die Hauptſache iſt, und dieſe Erleichterung 
würde erreicht werden durch die von uns befürwortete Linienführung.“ 


Kleinbahn Thorn Scharnau. 


Dem Magiſtrat zu Thorn ſchrieben wir unter dem 28. Februar: 

„Wir bitten den Magiſtrat ergebenſt und dringend, darauf 
hinzuwirken, daß die Kleinbahn Thorn — Scharnau nicht, wie es u. W. 
geplant war, über Weißhof nach Bahnhof Mocker geführt werde, 
ſondern daß ſie etwa beim Pilz ihre Endſtation und gleichzeitig Ver— 
bindung mit der Uferbahn erhalte, denn nur dann wird ſie ihrer 
Aufgabe, den Verkehr zwiſchen der Niederung und der Stadt Thorn 
zu beleben, in vollem Umfange gerecht werden können, während dies 
bei der jetzt projektierten Linienführung mit Mocker als Endſtation 
unmöglich wäre. Richtete man auch, wie dies wohl beabſichtigt iſt, 
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bei der Ulanenkaſerne eine Haltejtelle ein, jo blieben die ankommenden 
Paſſagiere ebenſo wie auf Bahnhof Mocker an der Peripherie der 
Stadt und hätten noch über 2 km bis zum altſtädtiſchen Markte, 
ihrem Hauptziel, zurückzulegen. Es iſt ſchon bedauerlich genug, daß 
die beſtehenden Bahnhöfe für die Stadt ſo ungünſtig liegen, weshalb 
man die Gelegenheit nicht verſäumen darf, wenigſtens dieſen einen 
Bahnhof unmittelbar bei der Stadt zu erbauen. Schwierigkeiten 
ſtehen aber einem ſolchen Plane nicht entgegen, denn leicht ließe ſich 
die Bahn von Grünhof aus am ſüdlichen Rande des Ziegeleiparkes 
und des Ziegeleiwäldchens entlang, am Winterhafen vorbeiführen und 
die Endſtation beim Pilz errichten, von wo aus man eine Verbindung 
mit den Gleisanlagen der Uferbahn bequem herſtellen könnte. Man 
braucht nicht zu befürchten, daß die ſtädtiſchen Anlagen durch dieſe 
Linienführung irgendwie beeinträchtigt werden, wohl aber wird man 
den Bahnbau erheblich billiger ausführen können, da die Bahn dann 
nicht nur 1½ km kürzer werden wird, ſondern ſich auch die Koſten 
für den Landerwerb bedeutend vermindern müſſen, ginge doch dann 
die Trace vom Grünhof aus faſt ausſchließlich über ſtädtiſches Terrain. 

Käme ſo der Bahnhof faſt in das Herz der Stadt zu liegen, 
ſo müßte dies unbedingt belebend auf den Verkehr zwiſchen Stadt 
und Niederung einwirken; auch werden diejenigen, die viel am Holz— 
hafen zu tun haben, eher geneigt ſein, ihren Wohnſitz in Thorn zu 
nehmen, wenn eine bequeme Bahnverbindung vorhanden iſt. Eine 
kleine Unbequemlichkeit entſteht allerdings für diejenigen Reiſenden, 
die über Thorn hinausfahren, doch werden dies immer nur wenige 
ſein, die ja vom Pilz aus bis zum Stadtbahnhof die elektriſche Straßen— 
bahn benutzen könnten, während das Reiſegepäck über die Uferbahn 
befördert werden müßte. Wegen Übernahme des Reiſegepäcks und 
der Stückgüter iſt natürlich zwiſchen Staatsbahn und Kleinbahn ein 
Abkommen zu treffen. 

Nicht nur der Perſonenverkehr, ſondern auch der Güterverkehr 
wird aber bei der befürworteten Linienführung gewinnen, und es 
wird ferner für die Anwohner der Kleinbahn von Nutzen ſein, daß 
durch Einführung der Niederungsbahn in die Uferbahn der Güter— 
umſchlag vom und zum Waſſer erleichtert wird. 

Da übrigens dann die Schienengleiſe dicht am Winterhafen 
vorübergehen werden, ſo wäre wohl in Erwägung zu ziehen, ob man 
nicht den Winterhafen, wie wir dies ſchon früher ſtets befürwortet 
haben, zu einem Handelshafen umgeſtalten ſollte. Nötigenfalls böte 
die Ausbaggerung des an den Winterhafen ſtoßenden Teils der toten 


Weichſel die Möglichkeit, gute, ſichere Ladeplätze zu ſchaffen, die dann, 
namentlich wenn man dort auch die nötigen Speicher erbaut, dazu 
beitragen würden, den Güterumſchlag bei Thorn zu befördern und 
zu verbilligen. Eine Herabminderung der Umſchlagſpeſen iſt aber bei 
der ſcharfen Konkurrenz der Nachbarſtädte Bromberg und Graudenz 
dringend notwendig, wenn wir nicht den Verluſt eines Teils unſeres 
Umſchlagsverkehrs beklagen wollen. Wir bitten daher den Magiſtrat 
ergebenſt, auch dieſen Vorſchlag in wohlwollende Erwägung zu ziehen.“ 

ESiſenbahnprojekt Oſterode Löbau 
Gilgenburg Aeidenburg. 

Eine Eingabe des Magiſtrats zu Löbau unterſtützten wir unter 
dem 26. November wie folgt: 

„Ew. Exzellenz iſt unter dem 22. April d. J. eine Petition des 
Magiſtrats zu Löbau zugegangen, worin der Bau einer Eiſenbahn 
von Oſterode nach Löbau und von Löbau über Gilgenburg nach 
Neidenburg erbeten wird. Wir geſtatten uns, an Ew. Exzellenz die 
gehorſame und dringende Bitte zu richten, den Wunſch der Stadt Löbau 
zu berückſichtigen, da damit nicht nur die Stadt Löbau ſelbſt die lang— 
erſehnte und durchaus notwendige Verkehrsverbeſſerung erhielte, ſondern 
auch das innerhalb der Bahnſtrecken Djterode— Dt. Eylau —Soldau — 
Hohenſtein —Oſterode liegende Gebiet am vorteilhafteſten erſchloſſen 
werden würde. Die Strecke Ortelsburg —Neidenburg verlangt je eine 
Fortſetzung nach dem Weſten, und dieſe würde naturgemäß über die 
Stadt Gilgenburg nach Löbau zu führen ſein, und zur Erſchließung 
der wirtſchaftlich beſonders wertvollen Nordoſtecke würde die Verbindung 
Löbau Oſterode das Gegebene ſein, wie dies ja auch von der Stadt 
Oſterode bis vor kurzem gewünſcht wurde. Die Bedenken, die dieſe 
jetzt gegen eine Verbindung beider Städte hegen ſoll, daß nämlich ihr 
von Löbau ein Teil des Verkehrs entzogen werden und ein uner— 
wünſchter Zuzug polniſcher Elemente ſtattfinden würde, ſind doch ganz 
und gar nicht ſtichhaltig, wie denn überhaupt die gegen den Antrag 
der Stadt Löbau zu Tage tretenden Beſtrebungen, die neuen Bahn— 
linien nur zugunſten oſtpreußiſcher Gemeinden zu bauen, durchaus 
unberechtigt ſind. Es kann doch unmöglich verlangt werden, daß beim 
Bau neuer Bahnlinien nur die Kreisſtädte eine Verbindung mit ihren 
Kreiseingeſeſſenen erhalten, andere Städte aber, beſonders wenn ſie 
einer anderen Provinz angehören, grundſätzlich ausgeſchloſſen werden, 
denn es handelt ſich nicht um Kreis- oder Provinz, ſondern um 
Staatsbahnen, bei denen das Intereſſe der Allgemeinheit im Vordergrund 
ſteht, und dies ſpricht entſchieden für den Antrag Löbau. 
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Es iſt aber auch für die Stadt Löbau eine Exiſtenzfrage, daß die 
in Ausſicht genommenen Bahnen ihrem Antrage entſprechend geführt 
werden. Stiefmütterlich genug iſt die Stadt bisher bei den Bahnbauten 
behandelt worden und nur mit Mühe und Opfern hat ſie es erreicht, 
daß ſie überhaupt, wenn auch nur durch eine Sackbahn, an das 
Eiſenbahnnetz angeſchloſſen wurde. Jetzt eröffnen ſich nun Ausſichten 
auf Verbeſſerung der Verkehrsverhältniſſe, und wieder verſucht man, 
der Stadt dieſe Hoffnung, und damit überhaupt die Hoffnung auf eine 
gedeihliche wirtſchaftliche Weiterentwickelung zu rauben, denn die Er— 
ſchließung der fraglichen Landesteile nach dem heutigen Antrage von 
Oſterode würde der Stadt Löbau nicht nur keinen Vorteil gewähren, 
ſondern ihr auch noch einen Teil des Verkehrs entziehen, den ſich die 
Löbauer Gewerbetreibenden durch ihre Rührigkeit zu erhalten gewußt 
haben. Gerade dieſe Rührigkeit würde aber, falls man die Eiſenbahn 
dem Löbauer Antrage gemäß baute, den verſchloſſenen Teilen zugute 
kommen. 

Wir bitten daher Ew. Exzellenz gehorſamſt, verfügen zu wollen, 
daß die Koſten für den Bau der Eiſenbahnlinien Oſterode —Löbau 
und Löbau —Gilgenburg —Neidenburg in den Etat eingeſetzt werden.“ 


Detarifierung von Sfterreichifchem Petroleum. 


Im Februar 1900 hatten wir den Herrn Miniſter der öffentlichen 
Arbeiten gebeten, dem öſterreichiſchen Petroleum die gleichen Fracht— 
vorteile, wie dem ruſſiſchen zu gewähren. Dieſem Antrage iſt jedoch 
nicht entſprochen worden, weshalb wir uns veranlaßt ſahen, unter dem 
10. Januar folgende Eingabe dem Herrn Miniſter zu überſenden: 

„Ew. Exzellenz bitten wir gehorſamſt, verfügen zu wollen, daß 
öſterreichiſches Petroleum auf den preußiſchen Bahnen zu den gleichen 
Frachtſätzen gefahren werde, wie das ruſſiſche, damit dadurch die den 
freien Handel bedrückende Übermacht der Standard Oil Company 
gebrochen werden kann. Die Deutſch-Amerikaniſchen Petroleumgeſell— 
ſchaften ſuchen, namentlich durch Einführung des Straßentankwagen— 
Betriebes, die noch unabhängigen Petroleumhändler mehr und mehr 
zu verdrängen, und es iſt dieſes ihnen auch in unſerm Bezirke ſchon zum 
großen Teil gelungen und wird ihnen ganz gelingen, wenn nicht 
durch Herabſetzung der Frachten für galiziſches Petroleum eine aus— 
ſichtsvolle Konkurrenz geſchaffen wird. 

Das ruſſiſche Petroleum kann ſchon ſeiner minderwertigen Qualität 
halber ſchwer gegen das amerikaniſche ausgeſpielt werden; auch hat 
es den Anſchein, als ob zwiſchen dem Standard Oil Company und 
den ruſſiſchen Geſellſchaften Abmachungen beſtänden, die einen ener- 
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giſchen Wettbewerb verhindern. Dagegen wird aus Galizien jetzt 
Petroleum exportiert, das wegen ſeiner dem amerikaniſchen vollkommen 
gleichwertigen Beſchaffenheit wohl geeignet wäre, den Wettbewerb 
aufzunehmen und damit die Unabhängigkeit des deutſchen Petroleum— 
handels wieder herzuſtellen. 

Wir haben bereits unter dem 5. Februar 1900 an den Herrn 
Amtsvorgänger Ew. Exzellenz die Bitte gerichtet, das öſterreichiſche 
Petroleum dem ruſſiſchen tarifariſch gleichzuſtellen. Dem Antrag iſt 
nicht entſprochen worden, und wenn wir es bisher unterließen, von 
neuem vorſtellig zu werden, ſo lag dies daran, daß von glaubwürdiger 
Seite berichtet worden war, zwiſchen den galiziſchen Petroleumgeſellſchaften 
und der Standard Oil Company ſei es zu einem Einvernehmen gekommen 
Inzwiſchen hat es ſich herausgeſtellt, daß dieſe Gerüchte nicht zutreffend 
waren, und daß vielmehr die galiziſchen Petroleum-Geſellſchaften eifrig 
bemüht ſind, im Kampfe gegen den amerikaniſchen Oltruſt ihre Über— 
produktion auf dem deutſchen Markte abzuſetzen, wie dies ja auch aus 
dem zunehmenden Import an öſterreichiſchem Petroleum hervorgeht. Es 
wurden nämlich aus Oſterreich eingeführt 
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44000, 168000, 356000, 375000 dz Petroleum. 

Dieſer Import könnte noch erheblich geſteigert werden, wenn 
dem öſterreichiſchen Ol dieſelben Frachtvorteile gewährt würden, 
wie dem ruſſiſchen. Dann würde auch in unſerem Bezirk galiziſches 
Petroleum dem amerikaniſchen gegenüber konkurrenzfähig werden, 
da dann die Fracht für den dz um etwa 1,50 Mark vermindert 
werden würde. Damit wäre aber die Unabhängigkeit unſeres Petroleum— 
handels wieder hergeſtellt und auch die Lage derjenigen Händler, die 
noch weiter von der amerikaniſchen Standard Oil Company beziehen, 
bedeutend gebeſſert. Ferner wären aber auch die Konſumenten ſicher 
vor Nachteilen, die ihnen aus einer Monopolſtellung der deutſch-ameri— 
kaniſchen Petroleumgeſellſchaften erwachſen könnten. 

Wir bitten deshalb Ew. Exzellenz gehorſamſt, möglichſt bald die 
von uns beantragte Detarifierung verfügen zu wollen“. 


Ausnahmetarif für Futtermittel. 


Auf Einladung der Handelskammer für den Regierungsbezirk 
Bromberg waren am 15. Auguſt in Bromberg Vertreter der Handels— 
kammern Bromberg, Graudenz, Poſen und Thorn und des Vorſteheramtes 
der Kaufmannſchaft zu Danzig zu einer Beſprechung zuſammengetreten. 
Hier wurde u. a. auch über den Notſtandstarif für Futtermittel verhandelt, 
deſſen Ausführungsbeſtimmungen zwar nicht dem Wortlaut nach, aber 
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tatſächlich den Handel faſt völlig ausſchalteten. Es wurde beſchloſſen, 
uns zu beauftragen, ſchleunigſt eine Eingabe an den Herrn Miniſter 
der öffentlichen Arbeiten zu richten, in welcher die aus der Maßnahme 
für Handel und Landwirtſchaft erwachſenden Schädigungen dargelegt 
werden ſollten. Dieſe Eingabe, die den übrigen Körperſchaften zur 
Unterſtützung überſandt wurde, lautete: 


„Von der Königlichen Eiſenbahndirektion zu Berlin als geſchäfts— 
führender Verwaltung iſt unter dem 28. Juli mit Gültigkeit vom 
1. Auguſt ein Ausnahmetarif für Futtermittel veröffentlicht worden. 
Da ſein Geltungsbereich Schleſien und einen Teil der Provinz Poſen 
umfaßt, Landesteile, die zu den Hauptabſatzgebieten unſeres Futter— 
mittelhandels gehören, ſo haben wir ein Intereſſe daran, daß der 
Tarif unſerem Handel keine Nachteile bringt. 


Der offenbare Zweck des Tarifs iſt die Verbilligung der Futter— 
mittel für die genannten Notſtandsbezirke, und dieſer Zweck würde 
zweifellos erreicht werden, wenn für alle dorthin gehenden Futtermittel— 
ſendungen der Ausnahmetarif zur Anwendung käme. Der Verkaufspreis, 
den der an den Notſtandsbezirken anſäſſige Händler nimmt, ſetzt ſich, 
wie überall, zuſammen aus dem Einkaufspreis, der Fracht und dem 
üblichen Gewinne. Wird die Fracht ermäßigt, ſo kann der Händler 
dieſe Ermäßigung nicht für ſich einſtecken und den üblichen Gewinn 
erhöhen, weil er dann gegenüber allen denjenigen Konkurrenten, die 
ſich mit dem normalen Gewinne begnügen, zurückſtehen und bald aus 
dem Geſchäft verdrängt werden würde. Die Konkurrenz ſorgt alſo 
mit Sicherheit dafür, daß die Frachtermäßigung im letzten Ende dem 
Konſumenten zu Gute kommt. Es wäre ja auch ſonſt überhaupt nicht 
zu verſtehen, daß die Eiſenbahnverwaltung, wie ſie dies doch häufig 
tut, Frachtherabſetzungen anordnet, denn jedenfalls hat es ſich der 
Handel bisher nicht einbilden können, daß ſolche Ermäßigungen ſeinet— 
wegen geſchehen, ſondern man hat mit Recht angenommen, daß ſie 
eine entſprechende Verbilligung der zu befördernden Waren zur Folge 
haben würden. 


Wie bereits in früheren Fällen hat man es in dem Ausnahme— 
tarif vom 28. Juli vorgezogen, dieſen einfachen Weg zu verlaſſen 
und wenn man dieſes Mal auch nicht den Handel grundſätzlich 
ausgeſchloſſen hat, ſo hat man doch ſeine Mitwirkung durch die unter 
Ziffer II des Tarifs verzeichneten Anwendungsbedingungen derartig 
erſchwert, daß der Tarif in einer ganzen Reihe von Fällen überhaupt 
nicht zur Geltung kommen wird. 
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Zunächſt ſoll der Tarif nur Geltung haben, wenn die ſchließlichen 
Empfänger Landwirte ſind und die Futtermittel im eigenen Betriebe 
verwenden. Da es ſich um Linderung der Futternot handelt, könnten 
wir eine ſolche Einſchränkung verſtehen, wenn die in dem Tarif ange— 
führten Futtermittel auch noch zu anderen Zwecken Verwendung finden 
könnten. Dies iſt aber nicht der Fall, vielmehr kann man die ver— 
zeichneten Waren einzig und allein als Viehfutter gebrauchen, und 
der einzige Erſatz der Einſchränkung iſt, daß diejenigen Viehbeſitzer, 
die keinen landwirtſchaftlichen Betrieb haben, von der Wohltat des 
Tarifs ausgeſchloſſen werden. Dies iſt aber u. E. im höchſten Grade 
unbillig, denn unter der Futternot leiden dieſe Viehbeſitzer doch mindeſtens 
ebenſo wie die Landwirte, die doch noch immer einen Teil des Futters 
aus ihrem Betrieb entnehmen können, während die übrigen Vieh— 
beſitzer ihre Futtermittel ſämtlich ankaufen müſſen. 

Damit nun dieſe u. E. durchaus ungerechte Ausſchließung auch 
wirklich zur Durchführung gelange und ja kein ſtädtiſcher Viehbeſitzer 
ebenſo billige Futtermittel wie der Landwirt erhalte, ſind Anwendungs— 
bedingungen erlaſſen worden, die an Umſtändlichkeit nichts zu wünſchen 
übrig laſſen, deren Erfüllung aber zum Teil unmöglich ſein wird. 
Am einfachſten liegt die Sache noch, wenn die ganze Wagenladung 
ſchließlich für einen einzigen Landwirt beſtimmt iſt. Aber auch hier 
geht es nicht ohne umſtändliche Formalitäten ab, denn wenn der 
Empfänger zwar Landwirt iſt, in dem Frachtbrief aber nicht als ſolcher 
bezeichnet wurde, ſo iſt erſt eine Beſcheinigung des Kreislandrats, der 
Ortspolizeibehörde oder der Landwirtſchaftskammer darüber beizubringen, 
daß er den landwirtſchaftlichen Betrieb ſelbſt ausübt und die in dem 
vorgelegten Frachtbriefe bezeichneten Waren im eigenen Betriebe 
verwenden werde. Dieſelbe Beſcheinigung iſt nötig, wenn die Sendung 
zunächſt an einen Nichtlandwirt geht, dieſer aber die Aushändigung 
des Frachtbriefes und der Sendung an einen Landwirt verfügt. Es 
kann darnach beinahe als ein Entgegenkommen der Eiſenbahnverwaltung 
angeſehen werden, daß keine behördliche Beſcheinigung beizubringen 
iſt, wenn der Frachtbrief an einen Landwirt oder eine landwirtſchaftliche 
Verwaltung gerichtet iſt und den Zuſatz enthält „zum Verbrauche im 
eigenen landwirtſchaftlichen Betriebe des Empfängers“. Wenn aber 
in dieſem Fall die einfache Eintragung glaubhaft erſcheint, ſo müßte 
eine ſolche, nachträglich erfolgende, auch bei den unter 2 b u. e vermerkten 
Fällen genügen. 

Immerhin wird der Handel dieſen Anforderungen entſprechen 
können. Ins Ungemeſſene aber häufen ſich die Schwierigkeiten, wenn 


eine Sendung zum Zwecke der Verteilung auf mehrere Verbraucher 
bezogen wird, denn hier muß folgenden Bedingungen Genüge geleiſtet 
werden: 

1. Es iſt ein von dem Empfänger und den einzelnen Verbrauchern 
vollzogenes Verzeichnis einzureichen 

a) über die von den Verbrauchern in Empfang genommenen 

Mengen, 

b) über die ihnen dafür berechneten Anteile an der Fracht. 

2. Es iſt durch Beſcheinigung des Kreislandrats, der Ortspolizei— 
behörde oder der Landwirtſchaftskammer nachzuweiſen, daß die Ver⸗ 
braucher den landwirtſchaftlichen Betrieb ſelbſtändig ausüben und die 
Waren im eigenen Betriebe verwenden werden. 

3. Es iſt der Nachweis zu führen, daß die unter 1a verzeichneten 
Mengen aus der Sendung herſtammen, für welche die Frachtrückzahlung 
nachgeſucht wird. 

Nun iſt ſchon die Aufſtellung des unter 1 geforderten Verzeich— 
niſſes höchſt ſchwierig und umſtändlich, da dabei meiſt eine Menge 
kleiner Poſten in Frage kommen, die noch dazu häufig nicht von den 
Landwirten ſelbſt, ſondern von deren Angeſtellten abgeholt werden. 
In ſolchen Fällen müßte die Liſte eine Reiſe durch die umliegenden 
Ortſchaften antreten, von der ſie häufig garnicht oder zu ſpät zurück— 
kehren würde. 

Ganz überflüſſig erſcheint das Verzeichnis der den einzelnen Ver— 


| brauchern berechneten Anteile an der Fracht. Dies läßt ſich ja ſehr 


einfach berechnen und aufſchreiben, aber eine Kontrolle darüber iſt 
doch garnicht möglich, weil der Verkaufspreis keine feſtſtehende Größe 
iſt. Da aber die Richtigkeit der Aufſtellung nicht nachgeprüft werden 
kann, ſo ſollte man ein ſolches Verlangen überhaupt nicht ſtellen. 

Iſt die Liſte nun glücklich durch alle Fährlichkeiten durchgekommen, 
ſo iſt dann noch die Beſcheinigung der Ortspolizeibehörde uſw. gemäß 
Punkt 2 einzuholen. Da die einzelnen Verbraucher nicht ſelten 
verſchiedenen Gemeinden und Kreiſen angehören, wird ſonach das 
Verzeichnis eine zweite Wendung beginnen müſſen. Nun tritt eine 
neue Schwierigkeit hinzu, denn es muß nachgewieſen werden, daß die 
verzeichneten Mengen aus einem Waggon und zwar aus einem ganz 
beſtimmten Waggon ſtammen. Wer den Betrieb einer Futtermittel— 
handlung auch nur einigermaßen kennt, wird es für ein Ding der 
Unmöglichkeit halten, daß man die einzelnen Wagenladungen auf dem 
Speicher auseinanderhält. Das würde ja eine Menge neuer Arbeit 
und eine ungeheure Raumverſchwendung zur Folge haben, denn es 
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kommen dabei doch jtets viele Wagenladungen in Betracht, die von 
verſchiedenen Orten bezogen ſind. 

Aus alledem geht hervor, daß man dem Handel zumutet, eine 
Unmenge Formalitäten zu erfüllen, Koſten aufzuwenden, Korreſpon— 
denzen zu führen, Liſten einzureichen u. a. m. einzig und allein zu 
dem Zwecke, daß nicht etwa er, ſondern der Verbraucher einen Fracht— 
vorteil genieße. Dabei läuft der Kaufmann noch Gefahr, die den 
einzelnen Verbrauchern zugute gerechneten Frachtenteile bei ſeiner 
Reklamation nicht wieder zu bekommen, denn er braucht nur eine der 
vielen Formalitäten nicht genau erfüllt zu haben, ſo lehnt, wie dies 
frühere Erfahrungen beweiſen, die Eiſenbahnverwaltung die Rückzahlung 
der Fracht ab. Uns liegt z. B. die Korreſpondenz der Poſener Firma 
Calwary & Moſchler vor, die im Jahre 1901 auf Grund des damaligen 
Ausnahmetarifs, der die gleichen Anwendungsbedingungen wie der 
jetzige Tarif enthielt, Futtermittel verſandt hatte. Trotzdem die Sen— 
dungen ohne Umladung an Landwirte weitergegangen waren und 
dieſer Nachweis auch geführt wurde, war die Frachtreklamation vergeblich, 
weil eine oder die andere der vielen Formvorſchriften verletzt worden war. 

Das Reſultat all der Schwierigkeiten kann nun zweierlei ſein: 

1. Der Händler verzichtet darauf, den geforderten umſtändlichen 
Nachweis zu liefern und verkauft daher an diejenigen Landwirte, die 
kleine Poſten abnehmen, zu denſelben Preiſen, als wenn kein Not— 
ſtandstarif beſtände; 
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2. der Händler führt den Nachweis und läßt den einzelnen 
Landwirten ihren Frachtenteil zugute kommen. Da jedoch mit der 
Führung des Nachweiſes Arbeit und Koſten verbunden ſind und der 
Kaufmann auch Gefahr läuft, wegen eines Formfehlers den Fracht— 
nachlaß nicht zu erhalten, ſo wird er dies alles auf den Preis ſchlagen, 
wodurch der Frachtvorteil zum größten Teile wieder verloren gehen 
dürfte. 

Darnach werden die kleineren und mittleren Landwirte, alſo 
gerade diejenigen, denen eine Verbilligung am erſten zu gönnen wäre, 
von dem Ausnahmetarif keinen Nutzen haben, abgeſehen von denjenigen, 
die ihre Futterartikel durch landwirtſchaftliche Genoſſenſchaften beziehen. 
Den Genoſſenſchaften, deren Mitglieder meiſt der gleichen Gemeinde 
angehören, iſt der geforderte Nachweis natürlich viel leichter, als den 
Kaufleuten, deren Kundenkreis keine ſolche Geſchloſſenheit aufweiſt, 
und daher werden den Kaufleuten manche Geſchäfte zugunſten der 
Genoſſenſchaften verloren gehen. 
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Bei der Erbitterung, die in kaufmänniſchen Kreiſen über die ſich 
von Jahr zu Jahr mehrenden Zurückſetzungen des Handels herrſcht, 
iſt es kein Wunder, daß die Anſicht geäußert werden konnte, gerade 
dieſe Verdrängung des Handels und Begünſtigung der landwirtſchaftlichen 
Genoſſenſchaften ſei mit ein Zweck des Ausnahmetarifs. Wir teilen 
dieſe peſſimiſtiſche Anſicht zwar nicht, ſind aber überzeugt, daß der 
Tarif den Handel ſchädigt und daß er jedenfalls ſeinen Zweck, allen 
Landwirten in den Notſtandsbezirken eine Verbilligung der Futtermittel 
zu erwirken, nicht erreicht. Trifft dies aber zu, ſo kann der Tarif in 
ſeiner jetzigen Form nicht aufrechterhalten werden. Wenn ſich die 
Eiſenbahnverwaltung entſchließen würde, auch diejenigen Viehbeſitzer, 
die nicht Landwirte ſind, an der Frachtermäßigung teilnehmen zu laſſen, 
ſo wären die Anwendungsbedingungen vollſtändig überflüſſig. 

Wir bitten daher Ew. Exzellenz gehorſamſt anordnen zu wollen, 
daß alle nach den Notſtandsbezirken verfrachteten Futtermittel zu den 
Sätzen des Ausnahmetarifs vom 28. Juli gefahren werden.“ 


Ausnahmefrachtſätze für ESiſen. 


Ende Februar teilte uns die Eiſenbahndirektion zu Bromberg 
mit, daß in Frage ſtehe, Ausnahmefrachtſätze für Eiſen des Spezial— 
tarifs I und II von Weſtdeutſchland nach Poſen auf der gleichen Grund— 
lage einzuführen, wie ſolche für Bromberg und Thorn beſtehen. Es 
ſei auch angeregt worden, die Bromberger und Thorner Sätze auf— 
zuheben, wenn Poſen nicht die gleichen Vergünſtigungen haben könne. 
Die Kammer möge ſich äußern, inwieweit durch die beregte Maßnahme 
die Intereſſen des Thorner Eiſenhandels getroffen würden. 

Wir erwiderten darauf unter dem 20. März: 

„Der Königlichen Eiſenbahndirektion erwidern wir ergebenſt, daß 
die Aufhebung der Ausnahmefrachtſätze für Eiſen des Spezialtarifs I 
und II von Weſtdeutſchland nach Thorn für unſern Eiſenhandel eine 
ſchwere Schädigung bedeuten würde. Eine Erhöhung der Verkaufs— 
preiſe um die ſich durch den Fortfall der Ausnahmetarife ergebende 
Mehrfracht wäre ausgeſchloſſen, da unſre Eiſenhändler in der Haupt— 
ſache mit den Hafenſtädten Danzig und Königsberg, die ihre Waren 
wohl ausſchließlich auf dem Waſſerwege beziehen, zu konkurrieren haben. 
Auch unſre Eiſenhandlungen würden dann gezwungen ſein, noch mehr 
als bisher die aus dem Weſten ſtammenden Eiſenwaren auf dem 
Waſſerwege zu beziehen, wodurch der Eiſenbahn nicht unbedeutende 
Frachten verloren gehen würden. Es dürfte daher auch im Intereſſe 
der Eiſenbahnverwaltung liegen, die bisherigen Ausnahmetarife nicht 
nur beizubehalten, ſondern noch weiter zu ermäßigen, damit noch mehr 
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als bisher die Eiſenbahn für die Bezüge aus dem Weſten benutzt 
werden kann.“ 


Theaterzüge. 


Den Eiſenbahndirektionen zu Bromberg und Danzig ſandten wir 
Anfang Auguſt folgende Eingabe: 
„Das Stadttheater in Thorn geht ſeiner Vollendung entgegen 


und wird bereits im Oktober d. J. eröffnet werden. Es iſt nun zu 


hoffen, daß nicht nur die Einwohner Thorns, ſondern auch die der 
benachbarten Städte und Ortſchaften das Theater häufig beſuchen und 
dieſes dadurch auch zu ſeinem Teil an der Kräftigung des Deutſchtums 
mitwirkt. Ein reger Beſuch von auswärts iſt aber nur dann zu 
erwarten, wenn günſtige Züge die Hin- und Rückfahrt erleichtern. 
Was die Fahrt aus den verſchiedenen Richtungen nach Thorn betrifft, 
ſo genügen die jetzt beſtehenden Züge vollſtändig, da ſie zwiſchen 
5 und 62 hier eintreffen, und der Beginn der Vorſtellungen voraus- 
ſichtlich auf 72 feſtgeſetzt werden wird. Auch haben zu dem Inſter⸗ 
burger Zug ſowohl Lautenburg und Strasburg als auch Gollub 
Anſchluß, ebenſo Kulm und Unislaw zu dem Graudenzer Zuge. 

Für die Rückfahrt dagegen liegen die Züge ungünſtiger, denn 
es müßten hierzu die folgenden Züge benutzt werden: 

in der Richtung nach 


Bromberg. . . 108 vom Stadtbahnhof, 11 vom Hauptbahnhof. 
oer d mne, 7 Alg 1 
Alexandrowo . 18 „ Hauptbahnhof. 

Inſterbug. . 12 „ Stadtbahnhof. 

Graudenz 11 „ 


Da die Vorſtellungen in der Regel wohl 10-102 zu Ende 
ſein werden, ſo würden diejenigen Theaterbeſucher, die in der Richtung 
nach Bromberg und Poſen zurückfahren müſſen, zwar nur knapp Zeit 
haben, ihre Züge zu erreichen, doch können wir hier wohl kaum 
erwarten, daß eine Anderung eintritt, da es ſich um durchgehende Züge 
handelt. Der nach Alexandrowo fahrende Zug liegt zwar ſehr ſpät, 
allein die aus Rußland kommenden Reiſenden ſind an noch größere 
Unbequemlichkeiten gewöhnt, auch werden dieſe gerade Wert darauf 
legen, vor ihrer Abreiſe ſich reſtaurieren zu können. Ungünſtig iſt es 
aber, daß zu dem Zug D 21 kein Anſchluß vom Stadtbahnhof beſteht, 
und wir bitten daher die Königliche Eiſenbahndirektion ergebenſt, zu 
dieſem Zwecke einen Pendelzug einzulegen, was ja ſehr gut durchführbar 
iſt, da zwiſchen 12 und 1 Uhr nachts nur ſehr wenig Züge auf der 
Brücke verkehren. Der neue Pendelzug könnte auch gleichzeitig dem 
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Zug 249, der 12% von Bromberg eintrifft, eine Verbindung nach dem 
Stadtbahnhof verſchaffen, wenn er, etwa wie folgt, gelegt würde: 


Hauptbahnhof ab. : . 122 
Stadtbahnhof an 122 

1 ER TR 
Hauptbahnhof ann. 122 


Ein neuer Zug müßte aber für die Strecke Thorn — Goßlershauſen 
eingelegt werden, denn wenn zur Rückfahrt nur der 1 vom Stadt— 
bahnhof abgehende Zug 249, der noch dazu weder Anſchluß nach 
Gollub noch nach Strasburg hat, zur Verfügung bliebe, ſo würden 
ſich wohl nur ſelten Bewohner dieſer Gegend entſchließen, das Theater 
zu beſuchen, da ſie faſt ihre ganze Nachtruhe opfern müßten. Der 
neue Zug müßte von Thorn etwa 11 abgehen, in Schönſee durch 
Späterlegung des Zuges 957 Anſchluß nach Gollub erhalten und ſo 
zeitig in Goßlershauſen eintreffen, daß die Paſſagiere dort den in 


Graudenz eintreffenden Zug 813 für die Weiterfahrt nach Strasburg 


benutzen könnten. Sollte die Eiſenbahnverwaltung, wie wir wohl 
befürchten müſſen, es ablehnen, dieſen neuen Zug täglich gehen zu 
laſſen, jo müßten wir doch dringend bitten, ihn jede Woche an einem 
beſtimmten Tage einzulegen. Das Publikum würde ſich dann dieſen 
Tag zum Theaterbeſuch auswählen, wodurch auch eine rentable Benutzung 
des neuen Zuges geſichert erſchiene. 

Der in der Richtung nach Graudenz — Marienwerder abgehende 
Zug 511 liegt verhältnismäßig günſtig, da er erſt 11% vom Stadt⸗ 
bahnhofe abfährt. Da er ein reiner Lokalzug iſt, könnte er vielleicht 
noch etwas ſpäter abgelaſſen werden. Unbedingt erforderlich aber iſt 
es, daß für dieſen Zug ein Anſchluß nach Kulm geſchaffen würde. 
Im Winterſemeſter war ein Anſchluß über Culmſee —AUnislaw vorgeſehen, 
der aber wegen ſeiner unbequemen Lage faſt garnicht benutzt wurde 
und daher auch jetzt in Wegfall gekommen iſt. Der einzig richtige 
Anſchluß kann nur durch Einlegung eines neuen Zuges Kornatowo.— 
Kulm hergeſtellt werden, der ungefähr 12 in Kulm eintreffen könnte. 


Wir bitten die Königliche Eiſenbahndirektion ganz ergebenſt, die 
vorgetragenen Wünſche gemeinſam mit der Königlichen Eijenbahn- 
direktion zu Danzig, der wir eine Abſchrift dieſer Eingabe zugehen 
laſſen, möglichſt noch für den neuen Winterfahrplan zu berückſichtigen. 
Es iſt uns zwar bekannt, daß der Winterfahrplan dem Herrn Miniſter 
der öffentlichen Arbeiten bereits zur Genehmigung zugegangen iſt, doch 
glauben wir, daß angeſichts der nur geringen Anderungen, die not⸗ 
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wendig ſein werden, es ſich ermöglichen läßt, die beantragten Züge 
noch einzufügen.“ 

Darauf erwiderte unter dem 6. September die Königliche Eiſen— 
bahndirektion zu Bromberg: 

„Auf die Eingabe vom 8. v. M. J. Nr. 1356, erwidern wir 
ergebenſt, daß wir uns nach den gemachten Erfahrungen nicht entſchließen 
können, für die Theaterbeſucher, wenn auch nur an einem Tage der 
Woche, einen beſonderen Zug von Thorn nach Schönſee einzulegen, 
da durch den kurz nach 1 Uhr verkehrenden Zug 249 eine Gelegenheit 
zur Rückfahrt nach den Stationen dieſer Strecke vorhanden iſt, ein 
Anſchluß aber von Schönſee nach Gollub nicht hergeſtellt werden kann, 
weil es ausgeſchloſſen iſt, den Zug 957 auf der Strecke Schönſee —Gollub 
an einzelnen Tagen im Intereſſe weniger Theaterbeſucher ſpäter 
verkehren zu laſſen. Den Zug aber regelmäßig 2 Stunden ſpäter zu 
legen, müſſen wir ablehnen, weil hiergegen berechtigte Klagen der 
übrigen Reiſenden zu erwarten ſtehen, hauptſächlich aber, weil die 
Stationen dieſer Strecke doppelt mit Perſonal beſetzt werden müßten, 
was im Intereſſe eines wirtſchaftlichen Betriebes nicht angängig iſt. 

Als weitgehenſtes Zugeſtändnis erklären wir uns indeſſen bereit, 
als Verſuch monatlich etwa zweimal auf beſonderen Antrag Theaterzüge 
von Thorn nach Schönſee und Gollub einzulegen und ſehen wir 
eventl. einem jedesmaligen rechtzeitigen Antrage entgegen. 

Die dortige Annahme, daß ein Pendelzug Thorn Hauptbahnhof — 
Thorn Stadt zwiſchen der Ankunft des Zuges 249 (um 1259 und der 
Abfahrt des Zuges D 21 leicht durchführbar ſei, iſt nicht zutreffend, 
da die Bahn für den Zug 7582, welcher ſchon 124 von Katharinenflur 
abfährt, freigehalten werden muß. Bei der kleinſten Verſpätung des 
Zuges 249 würden aber nicht nur die anderen Züge aufgehalten 
werden, ſondern auch Betriebsgefahren entſtehen. 

Wir müſſen unter dieſen Umſtänden von der Einrichtung des 
Pendelzuges abſehen. 

Die weiteren Wünſche der Eingabe beziehen ſich auf Strecken 
des Eiſenbahndirektionsbezirks Danzig und werden Ihnen darüber 
von dieſer Direktion weitere Mitteilungen zugehen.“ 

Unter dem 20. September erhielten wir von der Eiſenbahndirektion 
zu Danzig folgenden Beſcheid: 

„Im Anſchluß an den der Handelskammer von der Königlichen 
Eiſenbahndirektion Bromberg unterm 6. d. M. erteilten Beſcheid 
benachrichtigen wir Sie ergebenſt, daß auch wir ein Bedürfnis zur 
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Einlegung eines Theaterzuges auf der Strecke Schönſee —Goßlershauſen 
nicht anzuerkennen vermögen. 

Auch für die übrigen Strecken (Kornatowo Kulm, Thorn — 
Graudenz und Graudenz - Goßlershauſen — Strasburg) liegt ein Be⸗ 
dürfnis zur Einlegung neuer Züge, die den Theaterbeſuch ermöglichen 
ſollen oder zur Verlegung vorhandener Zugverbindungen nicht vor, 
da den in Frage kommenden Landſtrichen ſchon jetzt die Möglichkeit 
des Theaterbeſuchs in Bromberg bezw. Graudenz gegeben iſt und weil 
namentlich bei der Verlegung der Abfahrtszeit des Zuges 511 Thorn — 
Marienwerder auf eine ſpätere Stunde die mit den Anſchlußzügen 
in Thorn eintreffenden Reiſenden unnötigerweiſe ein längeres Stilllager 
erleiden würden. Die Abfahrtszeit des Zuges 511 um 11 vom 
Thorner Stadtbahnhofe muß als eine für den Theaterbeſuch ſehr 
günſtige bezeichnet werden und es iſt nicht anzunehmen, daß mit 
einer Späterlegung dieſes Zuges der Mehrzahl der Theaterbeſucher 
gedient wäre.“ 


Einlegung neuer Füge auf den Strecken 
Marienburg Danzig, Thorn Bromberg 
und Kornatowo— Kulm. 

Verſchiedene Verkehrswünſche faßten wir in folgender, an den 
Herrn Miniſter der öffentlichen Arbeiten gerichteten Eingabe vom 
6. Oktober zuſammen: 

„Ew. Exzellenz bitten wir gehorſamſt, verfügen zu wollen, daß 
folgende neuen Züge eingeſtellt werden: 

1. ein Zug von Marienburg nach Danzig im Anſchluß an den 
Zug 67 Inowrazlaw Thorn — Marienburg, 

2. ein Zug von Thorn nach Bromberg, der dort Anſchluß an den 
Zug 26 Bromberg — Schneidemühl erhält und 

3. ein Zug von Kornatowo nach Kulm im Anſchluß an den 
Zug 511 Thorn — Marienwerder. 

Mit den Anträgen 1 und 2 hat ſich der Bezirkseiſenbahnrat auf 
Veranlaſſung unſres Vertreters in der Sitzung vom 13. Juni d. J. 
beſchäftigt. Dem erſten Antrage iſt die Verſammlung jedoch nicht bei— 
getreten, was wohl hauptſächlich daran lag, daß zur Herſtellung des 
Anſchluſſes die Benutzung des Zuges 554 vorgeſchlagen wurde, wonach 
dann allerdings die mit dem Zug D 15 in Dirſchau ankommenden 
Reiſenden, die nach Danzig weiterfahren wollen, einen längeren Auf— 
enthalt haben würden. Die Benutzung des Zuges 554 war aber von 
unſerm Mitgliede nur deshalb gewünſcht worden, damit die Verbindung 
mit möglichſt geringen Koſten hergeſtellt werden könne, denn für den 


70 


angeſtrebten Zweck wäre es natürlich ebenſo gut, wenn man im An— 
ſchluß an den Zug 67 einen neuen Zug Marienburg Danzig ein⸗ 
legte. Von dem Vertreter der Danziger Eiſenbahndirektion wurde der 
Antrag aber grundſätzlich bekämpft und dieſer Standpunkt damit 
begründet, daß der Zug 67 nur außerordentlich wenig benutzt werde, 
denn während die Beſetzungsziffern auf der Strecke Thorn —Graudenz 
zwiſchen 6—20 Perſonen täglich ſchwankten, nähme der Verkehr nördlich 
von Graudenz noch weiter ab und es komme nicht ſelten vor, daß der 
Zug zwiſchen Marienwerder und Marienburg ganz leer fahre. 


Dieſe Tatſachen ſprechen nun doch u. E. gerade für einen 
Anſchluß nach Danzig, da nur aus ſeinem Fehlen ſich die geringe 
Benutzung des Zuges erklärt. Der Verkehr mit Danzig iſt aber für 
Thorn und die übrigen Weichſelſtädte viel weſentlicher als der mit 
Elbing und Königsberg. Als wir vor einiger Zeit die Überführung 
der Züge D 15 und 16 über die Weichſelſtädtebahn beantragten, 
hofften wir, dadurch auch eine neue Verbindung mit Danzig zu erhalten, 
die uns leider der als Erſatz eingeführte Zug 67 nicht bietet. Ohne 
einen Anſchluß nach Danzig wird der Zug 67 immer nur Stückwerk 
bleiben, und es wird im Intereſſe der Eiſenbahnverwaltung ſelbſt 
liegen, ſeine Benutzung durch Einlegung des beantragten Zuges zu 
ſteigern. 


Ahnlich liegen die Verhältniſſe bei dem Zug 26 Bromberg — 
Schneidemühl, der Anſchluß an den Schnellzug 6 hat und damit eine 
vorzügliche Abendverbindung mit Berlin ermöglicht. Hier fehlt uns 
aber das Anfangsglied, denn Zug 26 verläßt Bromberg bereits 62 
während Zug 248 von Thorn erſt 7% in Bromberg eintrifft. Unſer 
Vertreter im Bezirkseiſenbahnrate hatte beantragt, den Zug 248 Inſter⸗ 
burg —Schneidemühl derart zu beſchleunigen, daß er in Bromberg 
Anſchluß an den Zug 26 erhalte; doch wurde eiſenbahnſeitig darauf 
erwidert, daß dies nicht angängig ſei, weil die Geſchwindigkeit des 
Zuges 248 kaum noch erhöht werden könne und bei einer Früher— 
legung wichtige Anſchlüſſe verloren gehen würden. Wenn nun der 
Anſchluß wirklich nicht durch den Zug 248 hergeſtellt werden könnte, 
ſo würden wir doch großen Wert darauf legen, daß wir überhaupt 
die Möglichkeit erhielten, die Züge 26 und 6 zu benutzen, denn eine 
Abendverbindung mit Berlin fehlt uns und könnte doch mit ganz 
geringem Koſtenaufwande geſchaffen werden. Wir bitten daher Ew. 
Erzellenz gehorſamſt, die Einſtellung dieſes Anſchlußzuges, der Thorn 
etwa 5% verlaſſen müßte, anordnen zu wollen. 


al 


Was nun den dritten Antrag, die Einlegung eines Zuges 
Kornatowo Kulm im Anſchluß an den letzten von Thorn nach 
Graudenz fahrenden Zug, betrifft, ſo haben wir ſchon wiederholt um 
eine Abendverbindung nach Kulm kämpfen müſſen, die uns im Laufe 
der letzten Jahre bald gewährt, bald wieder entzogen wurde. Im 
Winterhalbjahr 1903/4 beſtand wenigſtens noch die Möglichkeit, bei 
einer Abfahrt von Thorn mit dem Zug 511 noch nach Kulm zu 
gelangen, da eine Verbindung von Culmſee nach Unislaw und von 
dort nach Kulm vorhanden war, wobei man gegen 2 Uhr in Kulm 
ankam. Dieſe Verbindung wurde allerdings nur wenig benutzt, was 
begreiflich iſt, denn es iſt nicht jedermanns Sache, für eine ca. 40 km 
lange Strecke 3 Stunden zu gebrauchen und dabei zweimal umſteigen 
zu müſſen. Darauf iſt dann im letzten Sommer der Verbindungszug 
Culmſee - Unislaw wieder aufgehoben worden, ohne daß dafür irgend 
ein Erſatz geſchaffen worden wäre. 

Die Eröffnung des neuen Stadttheaters in Thorn gab uns Ver⸗ 
anlaſſung, den beteiligten Eiſenbahndirektionen gegenüber neben andern 
Wünſchen auch den nach Herſtellung eines Anſchluſſes nach Kulm an 
den 12% in Kornatowo eintreffenden Zug 511 auszuſprechen. Darauf 
erwiderte uns die Königliche Eiſenbahndirektion zu Danzig, daß ein 
Bedürfnis zur Einlegung neuer Züge, die den Theaterbeſuch ermög— 
lichen ſollen, nicht vorliege, da den in Frage kommenden Landſtrichen 
ſchon jetzt die Möglichkeit des Theaterbeſuchs in Bromberg und Grau— 
denz gegeben ſei. 

Darnach ſoll alſo Kulm, das zum Landgerichtsbezirk Thorn und 
zum Bezirk der Thorner Handelskammer gehört, deſſen Bewohner 
daher häufig Veranlaſſung haben, hierher zu kommen, keine Gelegen— 
heit erhalten, das Thorner Theater zu beſuchen, weil das Bedürfnis 
nach Theaterbeſuch anderweit gedeckt werden kann. Wenn nach ſolchen 
Grundſätzen verfahren, in dieſer Weiſe unſre Stadt zugunſten andrer 
Städte benachteiligt werden ſollte, ſo wäre es kein Wunder, wenn der 
Verkehr Thorns ſtatt vorwärts, zurückgehen würde. Wir geben uns 
aber der Hoffnung hin, daß Ew. Exzellenz eine derartige Stellung: 
nahme nicht zulaſſen werden, und glauben uns hierzu um ſo mehr 
berechtigt, als Ew. Exzellenz uns den Bau der Bahnlinie Unislaw — 
Thorn in Ausſicht geſtellt haben, in welchem Projekte doch die Wichtig⸗ 
keit, die eine gute Verbindung der Städte Thorn und Kulm hat, 
deutlich zum Ausdruck kommt. 5 

Wir bitten daher Ew. Exzellenz gehorſamſt, hochgeneigteſt an— 
ordnen zu wollen, daß ein Zug von Kornatowo nach Kulm im 


Anſchluß an den Zug 511 noch im Laufe des Winterhalbjahres ein- 
geſtellt werde.“ 

Im Auftrage des Herrn Miniſters teilte uns daraufhin die Danziger 
Direktion unter dem 5. Dezember mit: 

„Der Schnellzug 67 iſt ſeiner Zeit nur verſuchsweiſe als Parallelzug 
zum Zuge D 15 eingelegt, um den Anwohnern der Weichſelſtädtebahn 
die Möglichkeit der Benutzung des Zuges D 15 auf den Strecken 
Breslau Inowrazlaw und Marienburg Königsberg zu gewähren; 
an eine Verkehrsverbindung nach Danzig iſt dabei nicht gedacht. 

Die Benutzung des Zuges 67 namentlich über Graudenz und 
Marienwerder hinaus iſt eine äußerſt ſchwache, wie dies in der Sitzung 
des Bezirkseiſenbahnrats zu Danzig vom 13. Juni d. J. gelegentlich 
eines gleichen Antrages auf Schaffung einer Anſchlußverbindung an 
Zug 67 von Marienburg nach Danzig auch zum Ausdruck gebracht iſt. 
Die Verſammlung kam demzufolge zu der Überzeugung, daß der Antrag 
unbegründet und deshalb abzulehnen ſei. Seit jener Bezirkseiſenbahn⸗ 
ratsſitzung haben ſich die Verkehrsverhältniſſe bei dieſem Zuge keineswegs 
geändert. Zug 67 iſt namentlich über Marienwerder hinaus nach wie 
vor äußerſt mangelhaft beſetzt. Den Zug 554 bereits von Marienburg 
aus zu fahren, iſt nicht angängig, da ſonſt die Reiſenden des D Zuges 
15 für Danzig eine zu lange Liegezeit in Dirſchau hätten, es bleibt 
ſomit nichts weiter übrig, als einen vollſtändig neuen Zug zu fahren. 
Unter der Vorausſetzung, daß die von Ihnen angekündigte ſtärkere 
Beſetzung des Zuges 67 bei Herſtellung einer Anſchlußverbindung 
nach Danzig zur Tat wird, wollen wir für den Sommer 1905 verſuchs⸗ 
weile einen Anſchlußzug von Marienburg nach Danzig an Zug 67 
vorſehen. Von ſeiner Inanſpruchnahme wird es abhängen, ob die 
dauernde Beibehaltung in Ausſicht genommen werden kann. 

Bezüglich des zweiten Punktes Ihrer Eingabe bemerken wir im 
Einvernehmen mit der Königlichen Eiſenbahndirektion Bromberg folgendes 
ergebenſt: a 
Der Anſchluß von Thorn läßt ſich durch Früherlegung des Zuges 


248 nicht herſtellen, da eine weſentliche Beſchleunigung dieſes Zuges, 


der auf einem großen Teile ſeines Laufes ſchon jetzt mit einer 
Geſchwindigkeit von über 70 km in der Stunde befördert wird, nicht 
angängig iſt. Außerdem hat dieſer Zug auf ſämtlichen Übergangs- 
ſtationen der Strecke Inſterburg — Thorn und von Warſchau her Anſchlüſſe - 
aufzunehmen, die bei einer Früherlegung verloren gehen würden. 
Den Wünſchen könnte nur durch Einlegung eines neuen Zuges 
entſprochen werden, wozu ein tatſächliches Bedürfnis nicht anerkannt 


werden kann, da Thorn bereits 3 Schnellzugsverbindungen mit Berlin 
in den Zügen 22, 52 und 56 beſitzt. 

Auch zur Erfüllung des letzten Wunſches vermögen wir ein 
Bedürfnis nicht anzuerkennen. Zwiſchen Thorn und Kulm beſtehen 
über Kornatowo 5 Verbindungen. Die letzte dieſer Verbindungen 
vermittelt der Zug 67, bei deſſen Benutzung Kulm um 102 abends 
erreicht wird. Eine früher vorhanden geweſene ſpätere Verbindung im 
Anſchluß an den jetzigen Zug 511 iſt wegen zu geringer Ausnutzung 
und weil ſie durch den Anſchluß an Zug 67 erſetzt wurde, aufgegeben 
worden. Ein Bedürfnis zur Einlegung eines ſolchen Zuges liegt 
umſoweniger vor, als den Bewohnern von Kulm ſehr gute Gelegenheit 
geboten iſt, das Theater in Bromberg aufzuſuchen, die noch eine Rückkehr 
in der Nacht ermöglicht. Wir bedauern daher, Ihrem Wunſche auf 
Herſtellung einer noch ſpäteren ſechſten Verbindung von Thorn nach 
Kulm nicht entſprechen zu können.“ 


pendelzüge zwiſchen Hauptbahnhof 


und Stadtbahnhof Thorn. 


Die Erleichterung unſeres Verkehrs mit dem Hauptbahnhofe 
ſtrebten wir in folgendem, an die Bromberger Eiſenbahndirektion 
gerichteten Eingabe vom 6. Oktober an: 

„Die Lage unſeres Hauptbahnhofes auf dem linken Weichſelufer, 
fern von der Stadt hat immer die mannigfachſten Schwierigkeiten und 
Mißſtände, namentlich auch für den Perſonenverkehr, zur Folge gehabt. 
Hatte man, als die Thorn Inſterburger Bahn gebaut wurde, anfangs 
gehofft, daß ein größerer Güter- und Perſonenbahnhof in der Nähe 
der Stadt auf dem rechten Weichſelufer angelegt werden würde, ſo 
ſah man ſich bald grauſam enttäuſcht, als auf das Drängen der 
Fortifikation hin die Eiſenbahnbrücke an einer Stelle erbaut wurde, 
wo die Errichtung eines ſolchen Bahnhofes unmöglich war. Durch 
eine Halteſtelle, die ſpäter zum Stadtbahnhof ausgebaut wurde, ſchaffte 
man dem Perſonenverkehr wenigſtens eine gewiſſe Erleichterung, doch 
erhielt man dadurch nur für einen Teil der auf dem Hauptbahnhof 
abgehenden und dort ankommenden Züge eine Verbindung mit der 
Stadt, während man bei einer ganzen Reihe von Zügen darauf 
angewieſen blieb, den Weg zwiſchen Hauptbahnhof und Stadt zu Fuß, 
zu Wagen oder unter Benutzung der Fähre, deren Betrieb aber 
zeitweiſe eingeſtellt iſt, zurückzulegen. Zwar verkehren im Winter, ſo 
lange die Weichſel nicht paſſierbar iſt, Pendelzüge zwiſchen Haupt— 
und Stadtbahnhof, doch haben dieſe nicht den Zweck, Anſchlüſſe zu 


den Zügen zu ſchaffen. Solche Anſchlüſſe müßten daher durch beſondere 
Pendelzüge, die das ganze Jahr hindurch verkehren, hergeſtellt werden. 


Dieſer Wunſch iſt ja ſchon ſehr alt und iſt von uns auch bereits 
früher der Königlichen Eiſenbahndirektion unterbreitet worden und 
zwar im Jahre 1900. Damals wurden unſere recht beſcheidenen 
Wünſche mit der Begründung abgelehnt, daß der eingleisige Betrieb 
über die Weichſelbrücke die Einlegung der beantragten Pendelzüge 
nicht vertrage, und wenn wir uns trotzdem nicht abhalten laſſen, heute 
erneut die Einlegung von Pendelzügen zu beantragen, ſo möge die 
Königliche Eiſenbahndirektion daraus erſehen, für wie notwendig wir 
dieſe Verkehrsverbeſſerung halten. Wir glauben aber auch, daß ſich 
heute unſerem Wunſche noch leichter entſprechen laſſen werde als 
früher. Wenn nämlich die Anſchlüſſe durch Pendelzüge mit Lokomotiven 
hergeſtellt werden ſollen, ſo erwachſen daraus allerdings infolge der 
beſchränkten Gleisverhältniſſe auf dem Stadtbahnhofe durch das not— 
wendige Umrangieren der Lokomotive gewiſſe Schwierigkeiten, die 
jedoch vermieden würden, wenn man zur Vermittelung des Verkehrs 
Motorwagen einſtellte, wie ſie unſeres Wiſſens bereits bei einigen 
ſüddeutſchen Eiſenbahnverwaltungen zur Einführung gelangt ſind. 
Damit fiele das Umrangieren weg, die Brücke würde nur für kurze 
Zeit in Anſpruch genommen und man könnte auch im äußerſten 
Notfalle den Motorwagen leicht auf ein Nebengleis ſtellen, um einen 
anderen Zug vorbeizulaſſen. 


Wir geſtatten uns nun folgende Pendelzüge in Vorſchlag zu 
bringen: 

I II een een e 

Hauptbahnhof ab 122 5 100 em ger 538 692 938 

Stadtbahnhof an 122 6% 100 17% gu 5% 6 ges 

50 ab 126 6% 1016 152 316 57% 62 922 

Hauptbahnhof an I %% a ala da a aa 


Natürlich können wir, da uns der Fahrplan der Güterzüge 
unbekannt iſt, nicht wiſſen, ob ſich die Züge in der angegebenen Lage 
durchführen laſſen, doch iſt dies ja auch gleichgültig, ob ſie etwas 
verſchoben werden, wenn nur die Anſchlüſſe, deren Herſtellung ſie 
ſchaffen ſollen, damit erreicht werden. Außerdem glauben wir auch, 
daß ſich Güterzüge, die der Durchführung einzelner Pendelzüge im 
Wege ſtehen ſollten, ohne Gefährdung irgendwelcher Intereſſen 
verlegen laſſen werden. Wir haben deshalb auch den Pendelzug I, 
den wir bereits in unſerer Eingabe betr. Theaterzüge beantragt haben, 


trotz des ablehnenden Beſcheides der Königlichen Eiſenbahndirektion 
nochmals aufgenommen. b 

Was nun die Zwecke der einzelnen Pendelzüge betrifft, jo ſollen 
ſie folgende Anſchlüſſe vermitteln: 


in der Richtung in der Richtung 
Hauptbahnhof — Stadtbahnhof: Stadtbahnhof Hauptbahnhof: 
Pendelzug an Z. 249 an D 21 
5 Il an 3. 51 an 3. 23 und 3. 54 
7 II an 3.432 u. Z. 451 — 
1 IV an 3. 245 an Z. 254 
5 V — an Z. 454 
1 VI an 3. 434 u. 3.247 — 
5 VII — an Z. 250, Z. 433 u. Z. 456 


5 VIII an Z. 255 — 

Für einige Züge würden auch nach Annahme unſerer Anträge 
noch die Anſchlüſſe fehlen, doch würden wir vollkommen zufrieden 
ſein, wenn nur die beantragten Pendelzüge eingelegt würden. Wir 
bitten daher die Königliche Eiſenbahndirektion ergebenſt, unjere Anträge 
wohlwollend zu prüfen und bereits bei Aufſtellung des nächſten 
Sommerfahrplanes zu berückſichtigen.“ 

Darauf erwiderte die Direktion unter dem 15. Dezember: 

„Nach eingehender Prüfung der Betriebsverhältniſſe zwiſchen dem 
Hauptbahnhofe und dem Stadtbahnhofe in Thorn müſſen wir zu 
unſerm Bedauern es ablehnen, die beantragten Pendelzüge zwiſchen 
dieſen Bahnhöfen dauernd einzurichten, weil es nicht angängig iſt, 
die gegenwärtigen Verhältniſſe daſelbſt entſprechend umzugeſtalten, 
insbeſondere die Güterzüge zu verlegen und die Pendelzüge zu den 
gewünſchten Zeiten in den Fahrplan derart einzuſchieben, daß ſie 
ihren Zweck, die Anſchlüſſe an die auf dem Hauptbahnhofe ankommen⸗ 
den und von dort abfahrenden Züge zu vermitteln, erfüllen können. 

Wir müſſen dieſe Einrichtung vielmehr nach wie vor nur auf die 
Zeiten beſchränken, zu welchen der Fährdampferverkehr auf der 
Weichſel ruht. 

Für dieſe Zeiten ſind in dem Fahrplan folgende Züge vorgeſehen: 

Fahrplan: A. B. C. D. E; 
Thorn Hauptbahnhof ab 58 m 12 19 — 
„ Stadtbahnhof an 52 m 12“ 18 92 

5 . ab 6 7% 12 122 ge 

„ Hauptbahnhof an 62226 7 12“ 18 902 


Dieſen Zügen werden wir, den dortigen Wünſchen Rechnung 
tragend, noch weitere zwei Züge hinzufügen mit folgenden Verkehrs— 
eiten: 
Fahrplan: 443 F. 
Thorn Hauptbahnhof ab 256 be 
„ Stadtbahnhof an 30 5 
* N ab 308 518 
„ Hauptbahnhof an 5 558 
Die voraufgeführten Züge entſprechen im allgemeinen den dortigen 
Anträgen, nur die Züge I, Ill und VII laſſen ſich nicht zu den 
gewünſchten Zeiten in den Fahrplan einfügen, da die zu jenen Zeiten 
verkehrenden fahrplanmäßigen Züge nicht entſprechend verlegt werden 
können. 
Der Verwendung von Motorwagen für die Pendelzüge vermögen 
wir zurzeit nicht näher zu treten, da die Verſuche mit ſolchen Wagen 
auf den Eiſenbahnen noch nicht zum Abſchluß gebracht ſind.“ 


Späterlegung des Fuges 704 Breslau Pofen, 


Mitte Oktober ſchrieben wir an die Eiſenbahndirektion zu Breslau: 
„Die Königliche Eiſenbahndirektion bitten wir ergebenſt, den Zug 
704 etwas ſpäter abgehen zu laſſen, damit die mit dem Zuge 12 aus 
Kattowitz und die mit dem Zuge 113 aus Hirſchberg in Breslau ein— 
treffenden Reiſenden noch Anſchluß erhalten. Durch die Späterlegung 
dürfte Zug 704 natürlich nicht den Anſchluß in Poſen an den Zug 51 
verlieren, doch würde dies wohl leicht durch eine kleine Beſchleunigung 
des Zuges 704, der jetzt zur Zurücklegung des nur 165 km langen 
Weges Breslau. Poſen faſt 4 Stunden gebraucht, zu erreichen ſein. 
Bei den namentlich im Sommer recht lebhaften Beziehungen 
zwiſchen Schleſien und Weſtpreußen würde es von großem Werte ſein, 
wenn auch die aus Hirſchberg und Kattowitz kommenden Paſſagiere 
die günſtige Verbindung, die der Zug 704 bietet, benutzen könnten, 
da man dann ſchon gegen 6 Uhr morgens in Thorn und gegen 10 
Uhr in Danzig ſein würde. Das Fehlen der von uns beantragten 
Anſchlüſſe iſt ſchon wiederholt beklagt worden, und da es ſich dabei 
nur um eine geringfügige Verſchiebung handelt, ſo geben wir uns der 
Hoffnung hin, daß die Königliche Eiſenbahndirektion unſeren Wünjchen 
ſchon für den nächſten Sommerfahrplan Rechnung tragen werde.“ 
Ende November erhielten wir folgenden ablehnenden Beſcheid: 
„Im Einvernehmen mit der Königlichen Eiſenbahndirektion zu 
Poſen teilen wir ergebenſt mit, daß nach dem Ergebnis der Ermittelungen 
zur Herſtellung eines Anſchluſſes vom Schnellzuge 12 aus Kattowitz 


an den Perſonenzug 704 ein Bedürfnis nicht anzuerkennen iſt, weil 
der Anſchluß von Oberſchleſien bereits durch die um 10538, alſo nur 


53 Minuten vor Schnellzug 12 in Breslau Hauptbahnhof eintreffende 


; Kattowitz 5 > 
Zugverbindung 32/2 Oberberg Brieg Breslau Hauptbahnhof vor- 


handen iſt; zur Herſtellung eines Anſchluſſes an den Hirſchberger 
Schnellzug 113 liegt das Bedürfnis noch weniger vor, weil Übergang 
auf Zug 704 nur ſelten vorhanden ſein dürfte. Selbſt wenn das 
Bedürfnis anerkannt werden müßte, würde ſchon der Zuſammenſchluß 
der Züge 12/704 ohne Aufgabe des Anſchluſſes des Zuges 704 an 
den Schnellzug 51, Poſen-Inowrazlaw, nicht zu ermöglichen ſein. 
Nach Mitteilung der Königlichen Eiſenbahndirektion zu Poſen würde 
der zu verlegende Zug 704 früheſtens zu derſelben Zeit in Poſen ein— 
treffen können, zu welcher der Schnellzug 51 in Poſen abfahren muß; 
nach weiterer Mitteilung der Königlichen Eiſenbahndirektion zu Brom⸗ 
berg kann Schnellzug 51 nicht weiter beſchleunigt werden und darf 
ſpäter als jetzt in Inowrazlaw nicht eintreffen, um nicht den Anſchluß 
an Zug 371 nach Bromberg zu verlieren; Zug 371 vermittelt in 
Bromberg mit kurzem Übergang den Anſchluß an den Zug D 22 
Thorn Bromberg — Schneidemühl. 

Dem Antrage kann daher nicht entſprochen werden.“ 

Beſſere Fugverbindungen für 

Cautenburg Wpr. 

Mitte Februar baten wir die Eiſenbahndirektion zu Danzig in 
folgendem Schreiben um beſſere Eiſenbahnverbindungen für Lautenburg: 

„In der 21. ordentlichen Sitzung des Bezirkseiſenbahnrats in 
Danzig am 13. Juni 1904 iſt u. a. auch ein Antrag unſeres Vertreters, 
des Herrn Stadtrat Dietrich, zur Verhandlung gekommen, dahin gehend, 
daß der Zug 802 der Strecke Goßlershauſen-Graudenz bereits von 
Soldau oder doch von Lautenburg abgelaſſen werden möge. Dieſer 
Antrag iſt von dem Herrn Vertreter der Königlichen Eiſenbahndirektion 
Danzig bekämpft worden mit der Begründung, daß bei Durchführung 
des Antrages die Züge 802 und 804 zwiſchen Lautenburg und 
Goßlershauſen ſehr nahe aneinanderliegen und auf der Strecke Strasburg 
—Goßlershauſen drei Züge in je etwa Stundenabſtand aufeinander 
folgen würden. Für eine derartige Zugvermehrung liege bei dem nicht 
erheblichen Perſonenverkehr auf dieſer Strecke ein Bedürfnis in keiner 
Weiſe vor. 

Wir haben dieſe Stellungnahme den Intereſſenten in Lautenburg 
zur Kenntnis gebracht, ſind aber daraufhin von dieſen dringend gebeten 


worden, dafür einzutreten, daß jedenfalls vor dem Zug 804 eine 
Verbindung nach Goßlershauſen hergeſtellt werde, damit es den 
Lautenburgern möglich wird, zu einer früheren Zeit als jetzt nach 
Thorn, Graudenz, Oſterode uſw. zu kommen. Unter Benutzung des 
früheſten Zuges, 804, kommt man von Lautenburg aus jetzt erſt 1126 
nach Thorn, 1236 nach Graudenz, 249 nach Marienwerder, 221 nach 
Oſterode und 257 nach Allenſtein. Die Lautenburger ſind daher, wenn 
ſie am Vormittag, alſo zu einer Zeit, wo die meiſten Termine, Be⸗ 
ſprechungen uſw. ſtattfinden, in den genannten Städten ſein wollen, 
gezwungen, ſchon am Abende vorher von Hauſe wegzufahren. Das 
bedeutet natürlich eine ungeheure Erſchwerung des Verkehrs, und wir 
bitten daher die Königliche Eiſenbahndirektion dringend, hier Abhilfe 
zu ſchaffen und zwar dadurch, daß Zug 800 von Lautenburg oder 
Soldau abgelaſſen wird, denn dann würde man Thorn bereits 938, 
Graudenz 723, Marienwerder 812, Oſterode 916 und Allenſtein 1010, 
erreichen können. Ein Gegenzug brauchte u. E. nicht eingerichtet zu 
werden, da jetzt 4 Züge in der Richtung von Goßlershauſen nach 
Soldau, aber nur 3 Züge in umgekehrter Richtung gehen. 

Im Anſchluß hieran geſtatten wir uns, einen weiteren Antrag 
der Stadt Lautenburg zu unterſtützen, der bereits der Königlichen 
Eiſenbahn⸗Betriebsinſpektion I in Dt. Eylau zugegangen iſt. Es handelt 
ſich dabei um Verlegung des Zuges 805, der jetzt 353 in Soldau 
eintrifft und dadurch den Anſchluß an Zug 755 der Strecke Soldau — 
Allenſtein verfehlt, da dieſer Soldau bereits 335 verläßt. Um den 
Anſchluß in Soldau zu erreichen, brauchte Zug 805 nur etwa 20 
Minuten früher einzutreffen, was ſich leicht dadurch erreichen ließe, daß 
der Zug etwas ſchneller fahren und der jetzt 47 Minuten betragende 
Aufenthalt in Strasburg etwas gekürzt würde. 

Wir bitten die Königliche Eiſenbahndirektion dringend, den Sommer: 
fahrplan den beiden Anträgen entſprechend abzuändern, da gerade 
Lautenburg, das über ſtändigen wirtſchaftlichen Rückzug nicht ohne 
Grund klagt, eine Verbeſſerung ſeiner Verkehrsverhältniſſe durchaus 
nötig hat.“ 

Die Direktion teilte uns unter dem 11. März mit: 

„Für die Anwohner der Strecke Soldau —Goßlershauſen find 
zum 1. Mai d. J. erhebliche Zugverbeſſerungen vorgeſehen. 

Der Zug 816 (bisher 804) wird nach Aufnahme des Anſchluſſes 
aus Richtung Neidenburg um 6% aus Soldau abfahren, direkt bis 
Graudenz durchgeführt werden und daſelbſt um 11% vorm. eintreffen. 
Ferner wird ein neuer Zug 804 im Anſchluß an den etwas ver— 


ſchobenen Zug 752 von Allenſtein um 9% aus Soldau abfahren und 

in Goßlershauſen zum Anſchluß an den Tagesſchnellzug D 56 nach 

Richtung Berlin um 11? eintreffen. In Graudenz trifft der neue Zug 

| 804 um 12% ein. Dadurch wird ein lang gehegter Wunſch der 
Anwohner der Strecke erfüllt. 

Schließlich wird auch der Anſchluß des Zuges 805 in Soldau 
an den Zug 755 nach Allenſtein hergeſtellt. 

Ein Bedürfnis, den Zug 800 bereits von Soldau oder Lauten- 
burg ab verkehren zu laſſen, vermögen wir aus den in der Sitzung 
des Bezirkseiſenbahnrats am 13. Juni v. J. in Danzig angeführten 
Gründen auch jetzt nicht anzuerkennen. 

Statiſtik der Güterbewegung auf 
deutſchen Eiſenbahnen. 

Auf die Aufforderung des Vorſtandes des Deutſchen Handelstags 
an ſeine Mitglieder, ihre Vorſchläge zur Verbeſſerung der im Miniſterium 
der öffentlichen Arbeiten herausgegebenen Statiſtik der Güterbewegung 
auf deutſchen Eiſenbahnen zukommen zu laſſen, baten wir, dafür einzutreten, 
daß in der nach Verkehrsbezirken geordneten Statiſtik die Provinzen Oſt⸗ 

N und Weſtpreußen, die jetzt mit Ausſchluß der oſt- und weſtpreußiſchen 
Häfen den Verkehrsbezirk 1 bilden, künftig getrennt aufgeführt werden, 
und daß auch die oſt- und weſtpreußiſchen Häfen getrennt werden. 
Sweiter Telephonanſchlußz 
für die Güterabfertigungsſtelle auf 
dem Hauptbahnhofe Thorn. 

Der Bromberger Eiſenbahndirektion ſchrieben wir unter dem 
23. November: 

„Bei dem regen Verkehr zwiſchen den Güterabfertigungsſtellen 
und dem Publikum iſt die Erleichterung, die der Anſchluß der bedeuten— 
den Güterabfertigungsſtellen an das Fernſprechnetz gebracht hat, überall 
freudig begrüßt worden, namentlich aber hier in Thorn, wo die weite 
Entfernung zwiſchen Stadt und Hauptbahnhof das Bedürfnis nach 

telephoniſcher Verbindung beſonders hervortreten ließ. Die meiſten 
Thorner Geſchäfte laſſen ſich jetzt auch die Aviſe telephoniſch zugehen, 
und infolge des großen Güterverkehrs auf dem Hauptbahnhof nimmt 
die Aviſierung vormittags und nachmittags mehrere Stunden in 
Anſpruch, ſodaß alle diejenigen, die während dieſer Zeit mit der 
Güterabfertigungsſtelle ſprechen wollen, zurückgewieſen werden müſſen. 
Naturgemäß drängen ſich nun die Anfragen in der freibleibenden Zeit 
| derart, daß ein Teil derjenigen, die mit der Güterabfertigungsitelle 
ſprechen wollen, gar nicht dazu kommen. Es liegt ſicherlich ſowohl im 


Intereſſe des Publikums als auch der Eiſenbahnverwaltung jelbit, 
| daß hier Abhilfe geſchafft wird, was einzig und allein durch Einrichtung 
| eines zweiten Telephonanſchluſſes für die Güterabfertigungsſtelle 
geſchehen kann. 

Wir bitten daher die Königliche Eiſenbahndirektion ergebenſt, die 
Einrichtung eines zweiten Telephonanſchluſſes für die Güterabfertigungs— 
ſtelle auf dem Hauptbahnhof Thorn anordnen zu wollen.“ 

Darauf teilte uns die Direktion mit, daß ſie zurzeit ein Bedürfnis 
für die Einrichtung eines zweiten Telephonanſchluſſes in der Güter— 
abfertigung Thorn noch nicht anerkennen könne, doch werde man die 
Angelegenheit dauernd im Auge behalten und erforderlichenfalls ein 
weiteres veranlaſſen. 


überwachung der Wagenladungsgüter 
auf dem Thorner Bauptbahnhofe 
und verwiegung der Wagenladungen 

in Alexandrowo. 

Anfang April 1905 richteten wir nachſtehende Eingabe an die 
Königliche Eiſenbahndirektion zu Bromberg: 

„Die Königliche Eiſenbahndirektion erſuchen wir ergebenſt, baldigſt 
anordnen zu wollen, daß die Überwachung der auf dem Thorner 
Hauptbahnhofe ſtehenden Wagenladungsgüter ſchärfer als bisher 
gehandhabt werde, damit die Diebſtähle, über die wir uns bei der 
Eiſenbahnverkehrsinſpektion in Thorn wiederholt beſchwert haben, 
endlich aufhören. Es handelt ſich dabei meiſt um Kleieſendungen, die 
hier aufgeſackt werden und die man wegen Raummangels auf weit 
abgelegene Gleiſe ſtellt, und zwar ſind namentlich diejenigen Wagen, 
die auf das Rudaker Ladegleis gebracht wurden, in erſter Linie den 
Beraubungen ausgeſetzt. Dort treiben ſich oft ganze Banden, meiſt Kinder, 
herum, die nur darauf lauern, daß die Waggons einen Augenblick unbeauf— 
ſichtigt gelaſſen werden, um dann ſofort die von ihnen mitgebrachten 
Säcke mit Kleie zu füllen. 

Von der Eiſenbahnverkehrsinſpektion iſt uns auf unſere Beſchwerde 
hin zwar mitgeteilt worden, daß die Arbeiter anſcheinend die Diebſtähle 
ſelbſt begünſtigten und daß unter den Dieben Kinder der Arbeiter 
vermutet würden, doch iſt es, wie aus dem Schreiben der Verkehrs— 
inſpektion vom 3. November 1904 hervorgeht, nicht gelungen, dieſen 
Verdacht zu beſtätigen. Auch die von den geſchädigten Firmen ange— 
ſtellten Unterſuchungen haben nicht den geringſten Anhalt für eine, 
wenn auch nur paſſive Beteiligung der Arbeiter ergeben. Es iſt dies 
aber auch gleichgültig, denn jedenfalls hat die Eiſenbahnverwaltung 
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die Pflicht, durch geeignete Überwachung dafür Sorge zu tragen, daß die 
Entwendungen verhindert werden. Nun hat zwar die Verkehrsinſpektion die 
Anordnung getroffen, daß namentlich die in der Nähe des Rudaker Gleiſes 
beſchäftigten Beamten die dort ſtehenden Wagen überwachen und etwaige 
verdächtige Perſonen anhalten ſollen, doch können die Beamten, deren 
Aufmerkſamkeit durch den verantwortungsreichen Dienſt doch voll in An- 
ſpruch genommen wird, dieſe Überwachung unmöglich in ausreichender Weiſe 
leiſten, und es müſſen daher beſondere Wächter angeſtellt werden. 
Daß tatſächlich die angeordnete Überwachung unzulänglich iſt, geht aus 
einer, von faſt allen hieſigen Futtermittelhändlern unterſchriebenen, uns ſo— 
eben zugegangenen Eingabe hervor, worin über die mangelhafte Bewachung 
der zur Umſackung kommenden Kleieſendungen geklagt und um ſchleunige 
Abhilfe gebeten wird. Wir wiederholen daher unſere dringende Bitte, 
die Thorner Verkehrsinſpektion anzuweiſen, eine wirkſame Überwachung 
der auf dem Bahnhofe ſtehenden Güter anzuordnen, und zwar durch 
beſondere Wächter. Die Eiſenbahnverwaltung hat jedenfalls die Pflicht, 
dafür zu ſorgen, daß das auf ihrem Terrain, auf der ihr doch die 
Polizeigewalt zusteht, befindliche fremde Eigentum den notwendigen 
Schutz genießt. 

Bei dieſer Gelegenheit geſtatten wir uns, eine weitere Schädigung 
des Thorner Futtermittelhandels zur Sprache zu bringen, nämlich die 
ungenaue Verwiegung der Wagenladungen in Alexandrowo, eine 
Angelegenheit, die ja die Königliche Eiſenbahndirektion bereits wiederholt 
beſchäftigt hat. Wenn auch auf Reklamationen bei der Warſchau— 
Wiener Eiſenbahn hin zeitweiſe etwas ſorgfältiger verwogen wird, ſo 
dauert dieſer befriedigende Zuſtand doch nie lange, und bald ſtellen 
ſich wieder bei der Nachwiegung in Thorn mehr oder weniger erhebliche 
Fehlmengen gegen das beſcheinigte Gewicht heraus. Da die Verrechnung 
mit dem ruſſiſchen Verkäufer auf Grund des in Alexandrowo ermittelten 
Gewichts ſtattfindet, die preußiſche Eiſenbahnverwaltung ſich aber weigert, 
Erſatz für das ſich hier herausſtellende Fehlgewicht zu leiſten, wobei 
ſie ſich auf die von dem Verfrachter ausgeſtellte Erklärung beruft, daß 
er die mit der loſen Verladung verbundene Gefahr ſelbſt tragen wolle, 
ſo trifft der Verluſt ſtets in vollem Umfange den deutſchen Kaufmann, 
und dieſer Verluſt beläuft ſich in jedem Jahre auf viele Tauſende. 
Es iſt natürlich gänzlich ausgeſchloſſen, daß die großen Fehlmengen auf die 
loſe Verladung zurückzuführen wären, denn ſonſt müßten ſich zwiſchen 
Alexandrowo und Thorn ſchon Berge von Kleie angehäuft haben; 
vielmehr liegt die Schuld faſt ausſchließlich an der unzureichenden 
Verwiegung in Alexandrowo, was ſich ohne Schwierigkeit beweiſen 
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laſſen würde. Wir haben dieſen Punkt bereits in einer, dem Herrn 
Miniſter der öffentlichen Arbeiten im Jahre 1901 eingereichten Eingabe 
betreffend die Verbindung der ruſſiſchen Eiſenbahn Lodz —Kalisz mit 
dem preußiſchen Eiſenbahnnetz, berührt, indem wir ſchrieben: „Gerade 
die Verwiegungsverhältniſſe ſind in Alexandrowo höchſt traurig, denn 
entweder wird überhaupt nicht verwogen, oder die Wagen werden, 
ohne daß man ſie loskuppelt, über die Zenteſimalwage geführt, wodurch 
eine genaue Verwiegung naturgemäß unmöglich iſt. Da die Waggons 
dann bis zur Übergabe an die preußiſche Verwaltung ca. 24 Stunden 
ohne Aufſicht ſtehen, ſo iſt es kein Wunder, daß bei der Nachwiegung 
in Thorn oft recht bedeutende Fehlmengen feſtgeſtellt wurden.“ Dieſe 
Darlegung trifft auch noch für die neueſte Zeit zu. 

Wir ſind nun der Meinung, daß die preußiſche Eiſenbahn— 
verwaltung, die doch Kenntnis von der Unzulänglichkeit der Verwiegung 
hat, die Wagen nicht übernehmen dürfte, ohne ſich überzeugt zu haben, 
daß das Gewicht auch mit der Angabe des Wiegeſtempels übereinſtimmt. 
Kurz vor der Übernahme müßte daher die Verwiegung im Beiſein 
eines preußiſchen Beamten vorgenommen werden, da man nur dann 
mit Sicherheit darauf rechnen könnte, daß Gewicht und Wiegeſtempel 
übereinſtimmen. Die Einführung dieſer Maßregel iſt um ſo unbedenk— 
licher, als auch bei den Grenzübergängen Illowo, Eydtkuhnen und 
Proſtken bereits jetzt die zu übergebenden Wagen im Beiſein preußiſcher 
und ruſſiſcher Beamten verwogen werden. 

Wir bitten daher die Königliche Eiſenbahndirektion ergebenſt, 
baldigſt ſich mit der Verwaltung der Warſchau — Wiener Eiſenbahn 
dahin zu einigen, daß die Verwiegung der nach Preußen beſtimmten 
Wagenladungen in Alexandrowo ſtets in Gegenwart eines preußiſchen 
Eiſenbahnbeamten ſtattfindet.“ 


verſchiedenes. 


Gelegentlich der Jahresberichterſtattung gehen uns ſtets eine 
Anzahl Wünſche und Klagen zu, die wir, ſoweit es möglich iſt, den 
dabei in Frage kommenden Behörden ſtets unterbreiten. So haben 
wir auch im Auguſt vorigen Jahres der Danziger Eiſenbahndirektion 
Kenntnis von einer Reihe von Verkehrswünſchen gegeben und dabei 
ausgeführt: 

„Zunächſt wird auch in dieſem Jahre wieder über zu langſame 
Abfertigung der Güter auf der Station Kulm geklagt, und es ſoll 
vorgekommen ſein, daß aufgelieferte Güter erſt nach 2—3 Tagen 
befördert worden ſind. Auf eingelegte Beſchwerde ſei der Beſcheid 
erteilt worden, daß die Kulmer Güterabfertigungsſtelle nicht über 
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genügende Arbeitskräfte verfüge, um den Anforderungen gerecht werden 
zu können. Darnach ſcheint baldige Abhilfe durch Vermehrung des 
Perſonals dringend erforderlich. 

Für die Station Kulm wird ferner die Aufſtellung eines Verlade— 
krahns von 5—10000 kg Tragkraft gewünſcht, da das Auf- und 
Abladen von ſchweren Gütern jetzt unverhältnismäßige Koſten verurſacht. 

Von einer Faßreifenfabrik in Kulm wird uns mitgeteilt, daß 
Mangel an Sl-Wagen herrſchen müſſe, denn es komme häufig vor, 
daß trotz rechtzeitiger Beſtellung ein ſolcher Wagen 4—5 Tage zu ſpät 
geſtellt werde. 

Faſt jeder Bericht, den wir von Brieſen erhielten, enthielt den 
Wunſch, daß die D-Züge auf der Station Briefen halten möchten. 
Bei der ablehnenden Haltung der Eiſenbahnverwaltung iſt ja leider 
vorläufig nicht daran zu denken, daß dieſem Antrage ſtattgegeben 
wird, und die Brieſener werden ſich daher vorläufig mit der Erleichterung, 
die durch Einlegung des Zuges 405 geſchaffen iſt, begnügen müſſen. 
Dieſer Zug verkehrt jedoch nur an den Wochentagen, ohne daß ein 
Grund vorläge, ihn an den Sonntagen fortfallen zu laſſen. Wir 
bitten daher ergebenſt, daß dieſe Beſchränkung in Wegfall komme. 

Von Strasburg aus ſind Klagen laut geworden, über die 
ungünſtige Lage des einzigen Güterzuges, der jetzt gegen 12 Uhr 
mittags dort eintrifft. Da dieſe Zeit mit dem Beginn der Mittagsruhe 
der Beamten ziemlich zuſammenfällt, ſoll es häufig vorkommen, daß 
den Intereſſenten die Nachricht von der Geſtellung der Wagen erſt 
um 3 Uhr nachmittags zugehe, zu einer Zeit alſo, der faſt jeder 
ſeine Dispoſitionen über Geſpann und Leute für den Nachmittag 
bereits getroffen habe, ſodaß das An- und Abrollen der Güter ſelten 
am gleichen Tage bewirkt werden könne. Um die dadurch entſtehenden 
Unbequemlichkeiten und Unkoſten zu vermeiden, wünſcht man, daß die 
Ankunft des Güterzuges auf eine frühere Tagesſtunde verlegt werde. 
Ein fernerer Antrag geht dahin, daß man leere Güterwagen, die von 
dem Güterzuge nicht mehr mitgenommen werden konnten, auch mit 
den Perſonenzügen befördern möge. 

Schließlich wollen wir nicht verſchweigen, daß man in Lautenburg 
den Bau einer neuen Eiſenbahnlinie von Lautenburg nach Neumark 
oder Montowo wünſcht. Dieſe Bahn ſei von großer Bedeutung für 
die dortige Gegend, in der viel Getreide gebaut werde.“ 

Zu den einzelnen Punkten erwiderte die Eiſenbahndirektion: 

„Bezüglich der verſpäteten Geſtellung der SI-Wagen teilen wir 
ergebenſt mit, daß ſeit Monaten ein ſehr großer Bedarf an langen 
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offenen Wagen beſteht, zu deſſen Deckung täglich eine größere Anzahl 
aus anderen Direktionsbezirken herangezogen werden müſſen. Aus 
dem Umſtande, daß die Wagen aus weiten Entfernungen heranlaufen, 
erklärt es ſich, daß dieſe Wagen nicht immer zu dem angeforderten Tage 
zur Stelle ſein können. 

Wir ſind ſtets beſtrebt, den Anforderungen der Intereſſenten nach 
Möglichkeit nachzukommen, leider läßt es ſich aber trotz aller getroffenen 
Maßnahmen nicht immer erreichen.“ 

„Wir haben im vorigen Herbſte infolge einer ähnlichen Eingabe 
der Handelskammer bereits das Perſonal der Güterabfertigung in 
Kulm dem Verkehrsbedürfniſſe entſprechend vermehrt, ſo daß eine 
rechtzeitige Abfertigung verbürgt iſt. Beſchwerden darüber, daß auf— 
gelieferte Güter erſt nach mehreren Tagen zur Auflieferung gelangen, 
ſind nicht zur amtlichen Kenntnis gelangt.“ 

„Es treffen in Strasburg i. Weſtpr. des Mittags nicht ein, ſondern 
zwei Güterzüge, und zwar um 1127 von Graudenz und um 114% von 
Soldau her ein. Wollten wir den laut gewordenen Wünſchen ent— 
ſprechend dieſe beiden Güterzüge früher in Strasburg anbringen, ſo 
müßten dieſelben auch entſprechend früher von Zugausgangsſtationen 
Graudenz und Soldau abfahren, was nicht angängig iſt. Erſtens 
würde auf den Ausgangsſtationen eine Belaſtung für dieſe Züge nicht 
vorhanden ſein und zweitens ſprechen auch betriebstechniſche Gründe 
entgegen. 

Abgeſehen von dieſer bedeutenden Verkehrsverſchlechterung ver— 
mögen wir nicht anzuerkennen, daß die Lage der beiden Güterzüge für 
die Intereſſenten in Strasburg ungünſtig iſt. 

Die Empfänger der in Strasburg ankommenden Güter werden 
auf Grund der früher als die Güterzüge eintreffenden Begleitpapiere 
ſchon im Laufe des Vormittags von dem Eintreffen ihrer Güter benach— 
richtigt, ſo daß dieſelben ſpäteſtens mittags ihre Anordnungen über 
Geſpann und Leute treffen können. 

Die Verſender dagegen werden ſofort nach dem Eintreffen der 
Güterzüge, mithin vor 1 Uhr nachmittags, von der Geſtellung leerer 
Wagen benachrichtigt, eine Verzögerung in der Benachrichtigung der 
Verſender tritt wegen der Mittagspauſe nicht ein, da auch in dieſer 
Zeit ein Beamter zur Erledigung der Güterabfertigungsgeſchäfte im 
Dienſt iſt. 

Eine Benachrichtigung der Verſender über die Bereitſtellung von 
Wagen um 3 Uhr nachmittags iſt nur dann vorgekommen, wenn bei 
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Wagenmangel oder zu ſtarker Belaſtung der Güterzüge die erforderliche 
Anzahl leerer Wagen nicht eingegangen war. 

In dieſem Ausnahmefalle wurden die Verſender von der Bereit— 
ſtellung leerer Wagen erſt dann benachrichtigt, wenn feſtſtand, daß die 
eingegangenen beladenen Wagen noch an demſelben Nachmittag entladen 
ſein würden.“ 

„Vom 1. November d. J. ab wird der gemiſchte Zug 405 auf 
der Strecke Schönſee —Goßlershauſen auch an den Sonn- und Feier— 
tagen verkehren, um den Anwohnern dieſer Strecke auch an den 
Feſttagen die Möglichkeit der Benutzung des D-Zuges 55 zu gewähren.“ 

„Die Mittel zur Aufſtellung eines Ladekrans in Kulm haben 
wir durch den Etatsentwurf für 1906 beantragt. Die Beſchaffung 
derſelben ſchon für 1905 war bei der vorgeſchrittenen Zeit nicht mehr 
möglich. 

Der Kran in Freyſtadt muß dort belaſſen werden, weil derſelbe 
zur Verladung von in Ausſicht ſtehenden Langholzſendungen und 
der Erzeugniſſe der in Freyſtadt neu entſtandenen Maſchinenfabrik 
gebraucht wird.“ 

2. Waſſerſtraßen. 
Strombereifung. 

Die Strombereiſung durch die Weichſelſtrom-Schiffahrtskommiſſion 
fand am 18. und 19. Juli ſtatt. Die Kammer wurde dabei durch 
ihren Vorſitzenden vertreten. Am 19. fand an Bord des Dampfers 
Gotthilf Hagen eine Sitzung ſtatt, in der auch die Frage der Geſtellung 
von Dampfbarkaſſen für die Zollbeamten des Grenzzollamtes Schillno 
zwecks Zollabfertigung der Weichſelflöße verhandelt wurde, ohne daß 
dabei ein Beſchluß gefaßt worden wäre. Sowohl der Herr Ober— 
präſident als auch der Herr Provinzialſteuerdirektor waren der Anſicht, 
daß die Geſtellung der Barkaſſen Sache der Intereſſenten ſei. 

Aus dem Bericht des Herrn Strombaudirektors über die in den 
Jahren 1902 und 1903 ausgeführten und die im Jahre 1904 in der 
Ausführung begriffenen Bauten der Weichſelſtrombauverwaltung ent— 
nehmen wir die nachſtehenden Daten: 

Ausgeführte Bauten. 
Waſſerbauinſpektion Thorn. 
76 Buhnen und Zwiſchenbuhnen und Verlängerungen 
10 Durchlagen 
2205 m Deckwerk und . 
940 m Längswerk. 
Unter dieſen Bauausführungen iſt hervorzuheben: 
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das Längswerk bei km 40,0 als verſuchsweiſe Regulierung des 


Stromes auf Niedrigwaſſer mit einer Kronenhöhe von ＋ 0,60 m 
am Pegel zu Thorn, die Herſtellung von 705 m Deckwerk bei 
Ottlotſchin und 1500 m Regulierung der Drewenz. 


. Die Herſtellung einer Sohleinvertiefung der Drewenz auf den 


unteren 4 km, von der Mündung bis zur Ziegelei in Zlotterie 
auf 1,15 m unter mittlerem Niedrigwaſſer. 


3. Die Beſeitigung des Steinriffs im Strome bei Schillno km 2,0 


bis 3,0. 
Waſſerbauinſpektion Kulm. 

22 Buhnen und Buhnenverlängerungen 

18 m Deckwerk an der Brattwiner und Michlauer Kampe 

1 Grundſchwelle von 220 m Länge an der Michlauer Kampe, 
außerdem ſind: i 

17 Buhnenköpfe alter Konſtruktion ausgebaut und abgepflaſtert. 
Unter dieſen Bauausführungen iſt hervorzuheben: 


Die Entwäſſerung der Reptowka-Niederung bei km 61,6 durch eine 


300 m lange Zementrohrleitung von 80 em lichtem Durchmeſſer 
und eine Abſperrvorrichtung gegen hohen Waſſerſtand im Strome. 


Der Ausbau des linken Ufers von der Schöneicher Herrenkampe 


(km 106) bis nahe zur Graudenzer Brücke (km 116) durch den 
Bau von Buhnen und Deckwerken, die Abgrabung und Abbaggerung 
von Teilen der beiden langgeſtreckten, noch in das Stromprofil 
hineinragenden Inſeln und die Abgrabung der unteren Spitze der 
Brattwiner Kampe auf 750 m Länge in ihrer ganzen Breite bis 
auf Mittelwaſſerhöhe.“ 

In Ausführung begriffene Bauten. 


Waſſerbauinſpektion Thorn. 
Es ſollen fortgeſetzt werden: 


. Die Drewenz-Regulierung von der Ziegelei in Zlotterie bis zur 


Ziegelei Antoniewo. 
Es ſollen neu begonnen werden: 


der Bau von 4 Stück Zwiſchenbuhnen bei Schloßkampe — Kleinkampe. 


Waſſerbauinſpektion Kulm. 
In der Ausführung ſind begriffen: 


die Fertigſtellung von 7 Stück neuen Zwiſchenbuhnen am rechten 


Ufer bei Bienkowko (km 7982), 


„die Pflaſterarbeiten an 16 Buhnen aus früheren Jahren von 


km 56-83, 
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3. die Fertigſtellung von 7 Stück Zwiſchenbuhnen an beiden Ufern 
von km 63-73, 
. 4. der Neubau von 7 Stück Zwiſchenbuhnen an beiden Ufern von 
km 56-79, 
5. die Fertigjtellung von 4 Buhnen und 550 m DER bei Michlau, 
| linkes Ufer km 114—116, 
6. der Neubau von 3 Buhnen bei Jungen 18 Fertigſtellung von 
6 Buhnen bei Sartowitz am linken Ufer km 99-102 und 
der Neubau von 3 Buhnen bei Dt. Weſtfalen — Neunhuben, 
km 103-105.“ 
| Schließung des Brahnauer Hafens. 
Unter dem 8. Auguſt ſchrieben wir an den Herrn Regierungs— 
| präjidenten in Bromberg: 
„Ew. Hochwohlgeboren haben unter dem 26. April 1904 einen 
Antrag der Flößerei-Intereſſenten, die Brahnauer Hafenſchleuſe anſtatt 
am 1. November erſt am 15. November zu ſchließen, abgelehnt. 
Damals konnten Ew. Hochwohlgeboren mit Recht darauf hinweiſen, 
daß die Schließung des Hafens frühzeitig genug bekannt gemacht 
worden ſei, damit ſich Schiffahrt und Flößerei darauf einrichten konnten. 
Inzwiſchen hat ſich aber die Lage infolge des abnorm niedrigen 
Waſſerſtandes völlig geändert, und zahlreiche Traften, die unter Berück— 
ſichtigung der beabſichtigten Hafenſchließung frühzeitig von ihren Ablagen 
abgeſchwommen ſind, werden trotzdem nicht imſtande ſein, bis zum 
1. November den Brahnauer Hafen zu erreichen. In der oberen 
Weichſel und dem San, im Dnjepr-Bug-Kanal, im Bug, im Narew 
und deſſen Zuflüſſen liegen noch die Hauptmengen der nach Thorn 
und darüber hinaus beſtimmten Hölzer. Es iſt bisher noch nicht ab— 
zuſehen, wann ſie überhaupt abſchwimmen können, doch iſt es ſelbſt 
| im günſtigſten Fall ausgeſchloſſen, daß alle Hölzer bis zum 1. November 
| hier angelangt ſein werden. Es wird in dieſem Jahre auf etwa 
dieſelbe Zufuhrmenge, wie im Vorjahr zu rechnen ſein, während bis 
0 zum 5. Auguſt nur 710 Traften gegen 835 im Vorjahre angelangt ſind. 
Für den Brahnauer Hafen kommen hauptſächlich die Rundhölzer 
in Betracht. Wir möchten nun darauf hinweiſen, daß von den 650000 
Rundhölzern, die man in dieſem Jahre erwartet, bereits ca. 400000 
Eigentum deutſcher Schneidemühlen ſind, und es doch im Intereſſe der 
deutſchen Eigentümer liegt, daß das Holz noch geborgen wird, zumal 
durch die Schwierigkeiten des Transportes und teilweiſe wohl auch 
durch das Blauwerden der Hölzer ſchon ganz beträchtliche Unkoſten 
erwachſen ſind und noch erwachſen werden. Dieſe Verluſte würden 


aber noch gewaltig gejteigert werden, wenn die für Brahnau uſw. 
beſtimmten Hölzer bei ihrer Ankunft den Hafen geſchloſſen fänden. 

Im Intereſſe des Holzhandels bitten wir daher Ew. Hochwohl— 
geboren ganz ergebenſt, verfügen zu wollen, daß der Brahnauer Hafen 
erſt bei Eintritt des Eisganges geſchloſſen werde.“ 

Unter dem 22. Auguſt erhielten wir einen ablehnenden Beſcheid, 
der uns zu folgendem Schreiben veranlaßte: 

„Ew. Hochwohlgeboren haben es abgelehnt, unſerem Geſuch vom 
8. Auguſt entſprechend anordnen zu wollen, daß der Hafen Brahemünde 
erſt bei Eintritt des Eisgangs geſchloſſen werde. Wir müſſen allerdings 
zugeben, daß die Unbeſtimmtheit dieſes Termins die Abwickelung der 
vorzunehmenden Hafenarbeiten erſchweren würde, doch konnten wir 
bisher keinen beſtimmten Tag angeben, an dem vorausſichtlich alle 
Traften in Sicherheit ſein werden. Durch die Niederſchläge der letzten 
Wochen ſind nun die bisher ſtilliegenden Traften in der Weichſel und 
deren Nebenflüſſen wieder in Bewegung gekommen, und es läßt ſich 
vielleicht ſchon Mitte September erſehen, welche Mengen noch eintreffen 
werden und wann ungefähr die letzten Transporte am Brahemünder 
Hafen anlangen dürften. Wir werden uns erlauben Ew. Hochwohlgeboren 
dann dieſe Überſicht zu überreichen und gleichzeitig die Bitte aussprechen, 
die Sperrung des Hafens bis zu einem ganz beſtimmten Tage hinaus— 
zuſchieben. Wir geben uns der Hoffnung hin, daß angeſichts der vielen 
Schäden und Ankoſten, die unſerem Holzhandel in dieſem Jahre 
durch den niedrigen Waſſerſtand bereits erwachſen ſind, Ew. Hochwohl— 
geboren doch geneigt ſein werden, auf unſeren Wunſch einzugehen um 
ſo mehr, als es ſich dabei um ganz beträchtliche, auf Millionen zu 
ſchätzenden Werte handelt.“ 

Unter dem 3. Oktober ergänzten wir dieſes Schreiben durch nach— 
ſtehenden Bericht: 

„Ew. Hochwohlgeboren haben wir in unſerer Eingabe vom 
31. Auguſt gebeten, die endgültige Entſcheidung über die Schließung 
des Brahnauer Hafens hinauszuſchieben, bis wir durch Umfrage 
feſtgeſtellt haben würden, wieviel Traften in dieſem Jahre noch hier 
eintreffen und wann ungefähr die letzten Transporte am Brahemünder 
Hafen anlangen könnten. Das Reſultat der Umfrage liegt nun vor, 
und wir geſtatten uns, Ew. Hochwohlgeboren die uns zugegangenen 
Antworten in der Anlage ergebenſt zu überreichen. Darnach ſind noch 
etwa 200 Traften zu erwarten, von denen ſich Ende September ca. 100 
auf dem Bug, 50 auf dem Wieprz, 15 auf dem Narew und die 
übrigen auf der Weichſel und dem San befanden. Ein Teil dieſer 
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Hölzer wird, wie aus den Antworten hervorgeht, noch im laufenden 
Monat hier ankommen, der größte Teil jedoch wird erſt im November 
bei Thorn ſein können, ſo daß, wenn alle Traften, die für den Brahe— 
münder Hafen oder darüber hinaus beſtimmt ſind, noch aufgenommen 
werden ſollen, der Hafen erſt am 1. Dezember geſchloſſen werden dürfte. 
Wir wollen nicht unterlaſſen, darauf hinzuweiſen, daß auch faſt 
alle Traften, die nach Danzig beſtimmt ſind, ein Intereſſe an der Offen— 
haltung des Hafens haben, da ſie meiſt eine Anzahl Hölzer mitführen, 
die beim Hafen nach dem Weſten abgezweigt werden ſollen. 

Wir bitten daher Ew. Hochwohlgeboren ergebenſt, als Termin 
für die Schließung des Hafens den 1. Dezember feſtzuſetzen, und wir 
würden Ew. Hochwohlgeboren zu beſonderem Danke verpflichtet ſein, 
wenn wir möglichſt bald hierüber den Beſcheid erhalten könnten, damit 
die Intereſſenten ſich darnach richten können. 

Vielleicht kann der Hafen aber auch ſchon früher geſchloſſen 
werden. Es ſind nämlich zum Ende Auguſt und Anfang September 
die Traften auf den Nebenflüſſen der Weichſel in Bewegung gekommen, 
doch iſt Ende September wieder ein Stillſtand eingetreten und wenn 

dieſer noch einige Wochen anhält, ſo wird man diejenigen Hölzer, die 

noch längere Zeit ſchwimmen müßten, garnicht weitergehen, ſondern ſie 
in Rußland überwintern laſſen. Wenn alſo auf den Nebenflüſſen der 
Weichſel nicht in der nächſten Zeit wieder Wachswaſſer eintritt, ſo wird 
niemand ein Intereſſe daran haben, daß der Hafen nach dem 1. November 
noch offen gehalten wird. Sobald wir hiervon Kenntnis erlangt haben, 
was vorausſichtlich Mitte Oktober der Fall ſein dürfte, ſo werden wir 
Ew. Hochwohlgeboren ſofort Bericht erſtatten. 

Hierauf erwiderte der Herr Regierungspräſident am 12. Oktober, 
daß er unter Anerkennung der durch die außergewöhnlich ungünſtigen 
Witterungsverhältniſſe dieſes Sommers entſtandene Notlage für die 
Schiffahrt und Flößerei auf der Weichſel die Verlängerung des Schleuſen— 
betriebes am Hafen Brahemünde über den 1. November hinaus und 
nötigenfalls bis zum 30. November angeordnet habe. Eine weitere 
Verſchiebung dieſes Zeitpunktes ſei aus techniſchen Gründen nicht möglich, 
vielmehr müſſe die Bauausführung ſpäteſtens am 1. Dezember beginnen 
und hiermit die Schleuſe für den Verkehr geſchloſſen werden. Dank 
dieſem Entgegenkommen gelang es, die ſämtlichen nach Weſten beſtimmten 
Hölzer noch in den Brahemünder Hafen zu bergen. 


Notlage der weichſelſchiffer. 


Ende Auguſt hatten wir Veranlaſſung, der Polizei-Verwaltung 
gegenüber, die Unterlagen für einen dem Herrn Regierungspräſidenten 
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zu erſtattenden Bericht ſammelte, uns über den durch die Trockenheit 
hervorgerufenen Notſtand der Weichſelſchiffer zu äußern. Wir ſchrieben: 
„Bereits im Vorjahre haben wir in einem dem Herrn Oberpräſidenten 
erſtatteten Berichte auf die traurige Lage des Schiffergewerbes hin— 
gewieſen, und wenn ſchon in normalen Jahren die Weichſelſchiffer 
einen ſchweren Kampf um ihre Exiſtenz führen, ſo läßt ſich mit 
Sicherheit vorausſagen, daß in dieſem Jahre eine ganze Reihe von 
ihnen zu Grunde gehen muß, wenn ihnen nicht der Staat hülfreich 
beiſpringt. 

Die Kalamität begann ſchon bei Eröffnung der Schiffahrt, denn 
das Frühjahrshochwaſſer fiel gänzlich aus, und der Waſſerſtand 
wurde von Tag zu Tag niedriger, ſodaß die Schiffahrt immer mehr 
eingeengt wurde. Soweit die Kähne nicht überhaupt gänzlich feſtlagen, 
haben ſie ſtets nur einen kleinen Teil ihrer Ladefähigkeit ausnutzen 
können, und wenn die Frachten auch etwas geſtiegen ſind, ſo iſt dies 
doch kein annährend ausreichender Erſatz, zumal eine Reiſe, die ſonſt 
nur Tage oder Wochen dauerte, ſich monatelang hinzog. Von einem 
Verdienſt kann dabei gar keine Rede ſein, es iſt vielmehr ſicher, daß 
fait alle Schiffer im laufenden Jahr zugeſetzt haben, und mancher? 
wird genötigt ſein, ſeinen Kahn zu verkaufen und ſein Gewerbe 
aufzugeben, wenn ihm nicht durch Gewährung von Darlehnen aus 
Staatsmitteln Erleichterung geſchaffen wird. 

Ob ſich die Lage im Herbſte noch beſſern wird, läßt ſich nicht 
vorausſehen. Das geringe Wachswaſſer, das in den letzten Tagen 
eingetreten iſt, kann jedenfalls den Schiffern nichts helfen. Dazu hat 
es noch das Unglück gewollt, daß kürzlich die Culmſee'er Zuckerfabrik 
abgebrannt iſt, wodurch den Schiffern beträchtliche Mengen an Roh— 
zucker, die ſonſt auf der Weichſel nach Danzig verfrachtet worden wären, 
verloren gehen. 


Wir bitten daher die Polizeiverwaltung ergebenſt, im Intereſſe , 


des notleidenden Schiffergewerbes ein ſtaatliches Eintreten kräftigſt zu 
befürworten. Alle Anträge auf Erlaß von Schleuſen- und Hafengeldern 
müſſen mit dem größten Wohlwollen geprüft werden und, von der 
Hebung der direkten Staatsſteuer und dem Eintreiben der ſicher vielfach 
vorhandenen Steuerrüdjtände der Kahnſchiffer ſollte man am beſten 
ganz abſehen. Vor allen Dingen wäre es aber wünſchenswert, daß 
den in Bedrängnis befindlichen Schiffern zinsloſe Darlehne aus 
Staatsmitteln gewährt werden, deren Rückzahlung, ſoweit der Staat 
nicht ganz darauf verzichten will, gänzlich erſt nach dem Ablauf einiger 
Jahre verlangt werden dürfte. 
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Bei der Kürze der Zeit und der Natur des Schiffergewerbes iſt 
es uns natürlich nicht möglich, jetzt nähere Daten über den Umfang 
der Notlage zu geben. Dies wird erſt nach Einſtellung der Schiffahrt, 
wenn die Schiffer in ihre Heimatshäfen zurückgekehrt ſind, durch— 
führbar ſein.“ 
In der gleichen Angelegenheit ging uns Mitte März folgendes 
Schreiben des Herrn Oberpräſidenten zu: 
„Zur Gewinnung eines Überblicks über die Schädigung der 
Schiffahrt durch die Dürre des Sommers 1904 erſuche ich ergebenſt 
um umgehende Beantwortung folgender Fragen, ſoweit dies ohne 
EEE Erhebungen möglich iſt. 
Wie geſtaltete ſich der geſamte Schiffahrtsbetrieb, insbeſondere 
der der Kleinſchiffer (Führer von Fahrzeugen bis zu 300 t), 
in bezug auf Frachtmenge, Frachtenſtand, Dauer der Schiff— 
fahrtsperiode, Transportmöglichkeit nach Verhältnis der Waſſer— 
ſtände uſw. im Jahre 1904 auf den einzelnen Waſſerſtraßen 
des dortigen Bezirks in den einzelnen Monaten bis zum Ein— 
tritt der Verſommerung? 
„Wie lange hielt die Verſommerung an? 
Wie geſtaltete ſich die Schiffahrt bis zum Jahresſchluß 1904? 
4. Wie geſtaltete ſich der geſamte Schiffahrtsbetrieb, insbeſondere 
der der Kleinſchiffer (Führer von Fahrzeugen bis zu 300 t), 
in bezug auf Frachtmenge, Frachtenſtand, Dauer der Schiff— 
fahrtsperiode, Transportmöglichkeit nach Verhältnis der Waſſer— 
ſtände uſw. für die Jahre 1901, 1902 und 1903? 

5. Wann hat in dieſem Jahr der Schiffahrtsbetrieb, begonnen? 
War der Verkehr bereits ein regerer? 

Ich bitte um gefällige Erledigung binnen 8 Tagen.“ 

Wir erwiderten unter dem 22. März: 

„Ew. Exzellenz berichten wir gehorſamſt, daß das Jahr 1904 zu 
den ungünſtigſten gehört, die unſere Weichſelſchiffahrt erlebt hat. Beim 
Beginn der Schiffahrt war die Frachtmenge normal, und wenn auch 
das Frühjahrshochwaſſer nur unbedeutend war, ſo konnten die Schiffer 
doch bei den üblichen Frühjahrsfrachten die Ladefähigkeit ihrer Kähne 
ziemlich ausnutzen. Bald aber änderte ſich das günſtige Bild, das 
Waſſer ſank von Tag zu Tag, und viele Kähne, die mit voller Ladung 
unterwegs waren, mußten entweder liegen bleiben oder, um weiterfahren 
zu können, ableichtern. Durch die hierdurch erwachſenden Unkoſten iſt 
den Schiffern der Verdienſt nicht nur geſchmälert worden, ſondern zum 
Teil überhaupt verloren gegangen. Iſt es doch vorgekommen, daß 
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3 Kähne 4 Monate lang bei Schulitz liegen blieben, ja ein anderer 
Kahn, der im Winter 1903/04 in Danzig Kopfſteine geladen hatte, iſt 
bis zum Ende der Schiffahrtsperiode bis Zlotterie gekommen, wo er 
noch vor kurzem lag. 

Der niedrige Waſſerſtand hatte nun zwar zur Folge, daß die 
Frachten um etwa 50 % in die Höhe gingen, doch bildete 
auch dies kein ausreichendes Äquivalent, denn einmal kam es den 
Schiffern, die bereits abgeſchloſſen hatten und unterwegs waren, nicht 
zu Gute, ferner konnten aber auch die anderen die Ladefähigkeit ihrer 
Kähne nur zum kleinen Teil ausnutzen und blieben trotzdem unver— 
hältnismäßig lange unterwegs. Kähne mit 100 t Tragfähigkeit hatten 
Mühe mit 1000 Ztr., ſolche mit 300 t Tragfähigkeit mit 1500 Itr. und 
Kähne mit 400 t Tragfähigkeit mit 2000 Ztr. zu ſchwimmen. So 
ſchleppte ſich die Schiffahrt bis Mitte Juli hin, von welcher Zeit ab 
eine faſt vollſtändige Verſommerung eintrat, die bis Mitte September 
anhielt. Dann beſſerte ſich der Waſſerſtand und die Kähne konnten 
wieder mit ziemlich voller Ladung ſchwimmen. Die Frachten gingen 
auf den Stand der normalen Herbſtfrachten herab, doch herrſchte 
Mangel an Ladung, woran hauptſächlich der Brand der Zuckerfabrik 
Culmſee ſchuld war. 

Daß im vergangenen Jahr gegen 1903 ein Rückgang der Fracht— 
mengen eingetreten iſt, ergibt ſich aus folgenden Zahlen: Die in Thorn 
auf der Weichſel eingegangenen und verladenen Güter betrugen nach 
der Nachweiſung des Thorner Hauptzollamtes 

im Jahre 1903 92876 t, im Jahre 1904 72533 t. 

In den Jahren 1901, 1902 und 1903 waren zwar die Einkommens— 
verhältniſſe der Weichſelſchiffer auch ſehr ſchlecht, was in erſter Linie auf 
die Herabſetzung des Zuckers zur Ausfuhr im Spezialtarif III zurück— 
zuführen iſt, denn die Schiffer ſind infolgedeſſen genötigt, damit ihnen 
die Zuckerladungen nicht gänzlich entgehen, die Frachten derart zu 
ermäßigen, daß auch bei gutem Waſſerſtande kaum noch von einem 
Verdienſte die Rede ſein kann. Immerhin fanden die Schiffer noch 
leidlich ihr Brot, da ſie während der ganzen Saiſon fahren konnten 
und insbeſondere im Jahre 1903 die Schiffahrt bis tief in den Dezember 
hinein offen blieb. Das Jahr 1904 wird aber für viele der wirtſchaftlich 
ſchwachen Exiſtenzen zum gänzlichen Ruin führen, wenn ihnen nicht die 
Königliche Staatsregierung durch Unterſtützungen und Gewährung 
von Notſtandsdarlehnen über die ſchwierige Zeit hinweghilft. 

Ign dieſem Jahre hat die Schiffahrt am 13. März begonnen, 
doch iſt bisher die Schiffahrt noch nicht beſonders lebhaft. Bemerkens— 
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wert iſt, daß verſchiedene Kähne mit Getreide, das für Warſchau 
beſtimmt iſt, beladen worden ſind.“ 


+ 3. Voſt-, Telegraphen- und Telephonweſen. 
VBahnpoſt Thorn warſchau. 


Auf unſre im letzten Jahresbericht abgedruckte Eingabe vom 
28. März 1904 teilte uns die Kaiſerliche Ober-Poſtdirektion zu Danzig 
unter dem 25. Auguſt mit, daß ſich die ruſſiſche Poſtverwaltung mit 
der Benutzung der ſeit dem 1. Mai eingerichteten neuen Zugverbindung 
Thorn —Warſchau, ab Thorn 4˙ nachm., an Warſchau 12 nachts, zur 
Beförderung von Briefſendungen einverſtanden erklärt habe, ſodaß 
vom 23. Auguſt ab direkte Briefbeutel nach Warſchau vom Bahnhofs— 
poſtamt in Danzig mit Zug 545, ab Danzig 11% vorm., vom Poſtamt 
in Graudenz mit Zug 506, ab Graudenz 28 nachm., und vom Poſtamt 
in Thorn Hauptbahnhof, ab Thorn 4°, ſowie auch von letzterem ein 
Briefbeutel nach Alexandrowo abgeſandt werden würde. 


Poſtpaketverkehr mit Außland. 


| 
k Dem Reichspoſtamt überſandten wir Ende rt nachſtehende 
Eingabe: 

„Das Kaiſerliche Reichspoſtamt bitten wir ergebenſt, bei der 
nächſten internationalen Poſtkonferenz den Antrag auf Zulaſſung von 
Nachnahmen und auf Wegfall des Frankaturzwanges für den Poſt— 
paketverkehr mit Rußland ſtellen zu wollen. 

Ehe das Übereinkommen, betreffend die poſtaliſchen Beziehungen 
zwiſchen Deutſchland und Rußland, vom 1. April 1898, in Kraft trat, 
durften wenigſtens die Spediteure ihre baren Auslagen und Speſen 
durch Nachnahme entnehmen, während heute Nachnahmen auf Poſt— 
pakete überhaupt nicht zuläſſig ſind. Infolgedeſſen kann ſich der Poſt— 
paketverkehr mit Rußland trotz des Übereinkommens nicht in dem 
wünſchenswerten Maße entwickeln, denn für die Anknüpfung von 4 
Geſchäfts verbindungen in Rußland bildet die Zulaſſung von Nach— 
| nahmen vielfach die Grundbedingung. Jetzt jpielt ſich die Verſendung 
von Poſtpaketen, die nur gegen Entrichtung des Betrags dem Empfänger 
ausgehändigt werden ſollen, meiſt ſo ab, daß der Verſender die Pakete 
zunächſt einem deutſchen Grenzſpediteur zugehen läßt, der ſie dann 
einem ruſſiſchen Spediteur mit der Bedingung, ſie nur gegen Zahlung 
des geſchuldeten Betrags auszuliefern, überſchickt. Hierdurch entſtehen 
natürlich beträchtliche Unkoſten, die hemmend auf die Ausdehnung des 
Poſtpaketverkehrs einwirken. 
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So gut aber früher die Entnahme der Speſen und Auslagen 
durch Nachnahme möglich war, müßte doch jetzt auch die Belaſtung 
der Poſtpakete mit Nachnahme, ebenſo wie im Eiſenbahnfrachtverkehr, 
durchführbar ſein, zumal jetzt auch Geldbeträge mittelſt Poſtanweiſung 
von und nach Rußland verſandt werden können. 

Sollte es nicht zu erreichen ſein, daß Nachnahmen im Poſtpaket— 
verkehr im vollen Umfange eingeführt werden, ſo bitten wir das Kaiſer— 
liche Reichspoſtamt ergebenſt, wenigſtens darauf hinzuwirken, daß der 
Frankaturzwang für Poſtpakete wegfällt und, wie von 1898, die Spediteure 
wenigſtens das Recht erhalten, ihre Auslagen und Speſen nachzu— 
nehmen.“ 

Die Antwort des Herrn Staatsſekretärs vom 14. November 
lautete: 

„Die Zulaſſung von Nachnahmen im Paketdienſt mit Rußland 
bildet ſchon ſeit langer Zeit den Gegenſtand von Erörterungen mit 
der ruſſiſchen Poſtverwaltung und iſt von mir auch neuerdings wieder 
bei dieſer in Anregung gebracht worden. Es iſt zu hoffen, daß ſich 
die Zulaſſung von Nachnahmepaketen in nicht zu ferner Zeit ermöglichen 
laſſen wird. Dagegen würde ich die Aufhebung des Frankierungs— 
zwanges bei Poſtpaketen bis 5 kg, der eine der Grundlagen des 
internationalen Poſtpaketdienſtes bildet, auch für den Fall nicht in 
Ausſicht ſtellen können, daß die Bemühungen, Rußland zur Zulaſſung 
von Nachnahmen zu bewegen, vorläufig noch keinen Erfolg haben 
ſollten.“ 


Erweiterung des Fernſprechverkehrs. 


Die Kaiſerliche Oberpoſtdirektion baten wir Anfang Dezember 
um Erweiterung des Fernſprechverkehrs für verſchiedene Städte unſeres 
Bezirks, indem wir ſchrieben: 

„Wiederholt vorgebrachte Wünſche nach Erweiterung des Sprech— 
verkehrs einzelner Fernſprechnetze unſeres Bezirks haben uns veranlaßt, 
durch Umfrage feſtzuſtellen, welche Verbindungen für durchaus erforderlich 
gehalten werden. 

Es ſind dabei von den Städten Brieſen, Culmſee, Lautenburg, 
Löbau, Neumark und Thorn die nachſtehenden Verbindungen gewünſcht 
worden: 

1. Brieſen mit Beuthen, Breslau, Gleiwitz, Kattowitz und Stettin. 

2. Culmſee mit Hamburg, Magdeburg und Stettin. 

3. Lautenburg mit Bartenſtein (Oſtpr.), Breslau, Poſen und 

Stettin. 
4. Löbau mit Breslau und Stettin. 1 
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5. Neumark mit Breslau und Stettin. 

6. Thorn mit Berlinchen, Bernburg, Drieſen, Eydtkuhnen, Falken— 
burg (Pom.), Frauſtadt, Gleiwitz, Guben, Halle (Saale), 
Kattowitz, Kreuz, Kroſſen, Liege, Märk. Friedland, Miloslaw, 
Neuwedell, Oderberg, Rieſa, Schrimm, Stralſund und Tütz. 

Thorn wünſcht ferner, daß es zum unbeſchränkten Sprechverkehr 

mit Kottbus und Magdeburg zugelaſſen werde. 

Wir bitten die Kaiſerliche Ober-Poſtdirektion ergebenſt, die vor— 

getragenen Wünſche wohlwollend zu prüfen und, ſoweit es tunlich iſt, 
die nachgeſuchten Verbindungen zu bewilligen.“ 


Darauf ging uns Anfangs März nachſtehender Beſcheid zu: 
„Die Aufnahme der durch nebenbezeichnetes Schreiben angeregten 
Sprechbeziehungen iſt, ſoweit die beſtehenden Beſtimmungen nicht 
entgegenſtehen, verfügt worden. Eine größere Anzahl der beantragten 
Verkehrsbeziehungen konnte nur während der verkehrsſchwachen Stunden 
genehmigt werden, da die zur Ausführung der Geſprächsverbindungen 
zuſammenzuſchaltenden Leitungen zu ſtark belaſtet ſind. Das Nähere 
ergibt nachſtehende Überſicht: 
Es ſind zugelaſſen: 
Brieſen mit Stettin — beſchränkt, 
Culmſee mit Hamburg — beſchränkt, 
Culmſee mit Magdeburg einſchließlich Schönebeck (Elbe) und Weſter— 
hüſen (Elbe) — beſchränkt, 
Lautenburg mit Bartenſtein — unbeſchränkt, 
Lautenburg mit Poſen — unbeſchränkt, 
Lautenburg mit Stettin — beſchränkt, 
Löbau (Weſtpr.) mit Breslau — beſchränkt, 
Löbau (Weſtpr.) mit Stettin — beſchränkt, 
Neumark (Weſtpr.) mit Stettin — beſchränkt, 
Thorn mit Kottbus — unbeſchränkt, 
Thorn mit Falkenburg (Pom.) — unbeſchränkt, 
Thorn mit Frauſtadt — beſchränkt, 
Thorn mit Gleiwitz — beſchränkt, 
Thorn mit Halle (Saale) einſchließlich Ammendorf — Radewell — 
beſchränkt, 


Thorn mit Kattowitz — beſchränkt, 


Thorn mit Kreuz (Oſtbahn) unbeſchränkt, 
Thorn mit Märliſch-Friedland — unbeſchränkt, 
Thorn mit Magdeburg — beſchränkt, 

Thorn mit Miloslaw — beſchränkt, 
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Thorn mit Polzin (Bez. Köslin) — unbeſchränkt, 
Thorn mit Schrimm — beſchränkt, 

Thorn mit Stralſund — beſchränkt und 

Thorn mit Tütz (Weſtpr.) — unbeſchränkt.“ 


III. Zoll- und Steuerweſen. 


vereinszollgeſetz. 


Zur Vorbereitung einer Reviſion des Vereinszollgeſetzes wünſchte 
der Herr Handelsminiſter die auf Anderung des beſtehenden Geſetzes 
gerichteten Wünſche des Handelsſtandes kennen zu lernen, weshalb 
der Deutſche Handelstag ſeine Mitglieder um Außerung erſuchte. Auch 
wir haben uns dazu geäußert und geben nachſtehend unſere Abänderungs— 
anträge wieder: 

Zu $ 12. Nach Satz 2 dieſes Paragraphen werden Beſchwerden 
über die Anwendung des Tarifs im einzelnen Falle im Verwaltungs— 
wege entſchieden. Es entſpricht einem ſchon ſeit Jahren von den 
Handelsvertretungen geäußerten Wunſch, daß ſolche Beſchwerden im 
Rechtswege entſchieden werden möchten. Wir ſchließen uns dieſem 
Wunſche an, ſehen aber davon ab, beſtimmte Vorſchläge zu machen. 

Zu § 12. Gemäß $ 2 des Zolltarifgeſetzes vom 25. Dezember 
1902 iſt in jedem Steuerdirektionsbezirk eine Behörde zu errichten, die 
auf Verlangen über die Zolltarifſätze Auskunft zu geben hat, zu welchen 
beſtimmte Waren oder Gegenſtände im deutſchen Zollgebiete zugelaſſen 
werden. Dieſe Einrichtung müßte vielleicht im Anſchluß zu § 12 des 
V. 3. G. genauer geregelt und namentlich die rechtlichen Folgen der 
erteilten Auskünfte feſtgeſetzt werden. Mindeſtens wären hier folgende 
Beſtimmungen zu treffen: 1. Hat jemand dieſe Auskunftsbehörde 
befragt und daraufhin Geſchäfte abgeſchloſſen, ſo iſt auf die alsdann 
eingeführten Waren der angegebene Satz anzuwenden. 2. Wird über 
die gleiche Ware ſpäter anderes entſchieden, ſo iſt dies öffentlich bekannt 
zu geben. 

Zu $ 15. Die Verjährungsfriſt iſt von einem Jahr auf drei 
Monate herabzuſetzen. Der Warenempfänger darf nicht ein Jahr lang 
in Unſicherheit über eine etwaige Nachforderung bleiben, da er innerhalb 
dieſer Zeit die Waren meiſt verkauft haben wird und er daher nicht mehr 
imſtande iſt, ſeinen Käufern den höheren Zoll anzurechnen. Bei der 
jetzt beſtehenden langen Friſt gerät auch der Spediteur, der als Deklarant 
den Zoll auslegt, häufig in eine üble Lage, da der Empfänger, wenn 
die Nachforderung erſt nach längerer Zeit erhoben wird, ſich häufig 
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weigert, ſie zu zahlen, ſodaß dann der Spediteur gezwungen iſt, den 
Rechtsweg zu beſchreiten. 


Nun iſt es doch der Zollverwaltung ſehr gut möglich, innerhalb 
drei Monaten zu prüfen, ob der richtige Zollſatz erhoben worden iſt, 
und ferner wird durch die kürzere Verjährung auch derjenige, der 
Anſpruch auf Erſatz wegen zu viel oder zur Ungebühr entrichteten 
Gefälle hat, keinen Nachteil haben, denn es liegt in ſeinem eigenen 
Intereſſe ſofort in eine Prüfung einzutreten, weshalb er auch ſtets in der 
Lage ſein wird, ſeine Reklamation rechtzeitig einzureichen. 


Zu $ 23. Der Warenempfänger müßte, ebenſo wie laut § 27 
der Frachtführer, berechtigt ſein, die ſpezielle amtliche Reviſion zu 
beantragen, falls er Zweifel an der Art der Ladung hegt. Wenn 
heute der Warenempfänger über die Ladung im Unklaren iſt und es 
gelingt ihm nicht, den Warenführer, d. h. in den meiſten Fällen die 
Eiſenbahn, zu veranlaſſen, den Antrag auf ſpezielle Reviſion zu ſtellen, 
ſo iſt er zur ſpeziellen Deklaration trotz ſeiner Zweifel verpflichtet. 
Deklariert er nun zu niedrig, ſo wird er beſtraft, deklariert er zu hoch, 
ſo ſchädigt er ſich oder ſeinen Auftraggeber. Solche Fälle kommen 
hier namentlich bei der Einfuhr von Kleie häufig vor. Da von den 
Landwirten eine helle, mehlreiche Kleie bevorzugt wird, ſo richten 
die Transporteure ihre Bezüge darauf ein, weshalb hier viele Kleie— 
ſendungen, deren Mehlgehalt knapp an der zuläſſigen Grenze liegt, ja 
dieſe bisweilen überſchreitet, ankommen. Deklariert nun der Waren— 
empfänger, der auf oberflächliche Unterſuchung hin nicht in der Lage 
iſt, den Mehlgehalt genau feſtzuſtellen, die Sendung als Kleie und 
es ſtellt ſich durch die Prüfung der Zollbehörde heraus, daß der 
zuläſſige Mehlgehalt überſchritten war, ſo wird er in Strafe genommen. 
Deklariert er aber die Kleie als Mehl, ſo wird ohne weitere Prüfung 
die Kleie denaturiert, auch wenn tatſächlich die Grenze nicht über— 
ſchritten war. Die Kleie wird dadurch nicht nur entwertet, ſondern es 
entſtehen durch die Denaturierung auch Koſten. Der Warenempfänger, 
häufig ein Spediteur, iſt aber nicht immer imſtande, ſich Gewißheit 
über den Inhalt der Sendungen zu verſchaffen. Ein bezeichnender 
Fall iſt hier kürzlich vorgekommen. Durch den Angeſtellten eines 
hieſigen Speditionsgeſchäftes wurde ein Faß Fleiſch deklariert, und es 
ſtellte ſich bei der Reviſion heraus, daß mitten im Faſſe ein Stück lag, 
das die zuläſſige Größe überſchritt. Der Angeſtellte wurde daraufhin 
in Zollſtrafe genommen. Derartige Entſcheidungen widerſprechen dem 
allgemeinen Rechtsgefühl, und ſie würden vermieden werden, wenn 
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dem Warenempfänger das Recht zujtehen würde, die ſpezielle Reviſion 
zu beantragen. 

Zu § 30. Kommen Hölzer auf dem Waſſerwege an, die ſofort 
verzollt werden ſollen, ſo wird die ſpezielle Deklaration nur dann 
anerkannt, wenn die probeweiſe Reviſion bei den einzelnen Tafeln 
Abweichungen von 2 % oder weniger ergeben. Es iſt nun äußerſt 
ſchwierig, die Aufmaßliſten für Holz, deſſen Vermeſſung auf dem 
Waſſer immer unſicher bleiben wird, in der verlangten Genauigkeit 
herzuſtellen. Da nun bei Holz, das auf Begleitſchein weiter geht, die 
Aufmaßliſten Abweichungen bis zu 10 9% aufweiſen dürfen, jo könnte 
man bei der ſofortigen Verzollung für Holz, das auf dem Waſſerwege 
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eingeht, eine Abweichung von 5 % zulaſſen. 


§ 39. Bei Abfertigung von Wagenladungen wird jetzt der Ver— 
zollung das auf der Zenteſimalwage ermittelte Gewicht nur dann 
zugrunde gelegt, wenn es entweder mit dem im Frachtbriefe angegebenen 
übereinſtimmt oder wenn es das Frachtbriefgewicht überſteigt. Zeigt 
die Zenteſimalwage ein geringeres Gewicht an, ſo muß trotzdem das 
im Frachtbriefe angegebene verzollt werden. Es bleibt allerdings dem 
Frachtführer oder Warenempfänger überlaſſen, durch Verwiegung der 
Waren auf der Dezimalwage der Zollverwaltung das wirkliche Gewicht 
feſtſtellen zu laſſen, doch unterbleibt dies häufig, weil die Koſten dieſer 
Verwiegung zu groß ſind. Es wäre daher zu wünſchen, daß die 
Zollverwaltung das auf der Zenteſimalwage ermittelte Gewicht auch 
dann anerkennt, wenn es geringer iſt, als das im Frachtbrief angegebene. 


Zu $ 48. Die Umhüllung der gemäß § 48 Abſ. 2 vernichteten 
Waren iſt entweder zollfrei zu laſſen oder höchſtens zu dem Zollſatze 
des eigenen Materials, niemals aber zu dem der vernichteten Ware, 
zu verzollen. 

Zu $ 59. Da weder die Eiſenbahnverwaltung noch die Zoll— 
verwaltung die Haftung für die gemäß § 59 niedergelegten Gegenſtände 
übernehmen will, ſo muß Klarheit darüber geſchaffen werden, ob eine 
dieſer Verwaltungen haften ſoll. Wird ausdrücklich feſtgeſetzt, daß 
eine ſolche Haftung nicht eintreten ſoll, ſo kann dann der Intereſſent 
ſich gegen dieſe Gefahr verſichern. 

Zu $ 92. Es iſt im Geſetz zu beſtimmen, daß die Reviſion des 
Handgepäcks, wenn irgend möglich, im Eiſenbahnzuge vorzunehmen 
iſt. Meiſt geſchieht dies zwar auch jetzt ſchon, doch kann von dem 
Zollaufſichtsbeamten jederzeit die Reviſion in der Zollkammer vorge— 
ſchrieben werden. Es iſt aber für den Reiſenden eine große Beläſtigung, 
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wenn er, namentlich nachts und bei beſetztem Zuge, ſämtliches Reiſe— 
gepäck dorthin bringen muß. 

Zu $ 102. Hier iſt dem Antrage des deutſchen Handelstages 
entſprechend zu beſtimmen, daß die Zollverwaltung für Waren in den 
öffentlichen Niederlagen in derſelben Weiſe haftet, wie gemäß dem 
Handelsgeſetzbuche der Lagerhalter. 

Zu $ 103 Abſ. 4. Nach dieſer Vorſchrift unterliegt es der 
Entſcheidung der Zollverwaltung, ob die Waren als gänzlich verdorben 
oder unbrauchbar anzuſehen ſind. Nun kommt es aber nicht ſelten 
vor, daß die Waren ſchon dann, wenn ſie teilweiſe verdorben ſind, 
oder wenn die Abſatzverhältniſſe ſich, vielleicht infolge Wechſels der 
Mode, geändert haben, für den Empfänger unbrauchbar geworden 
ſind. Wird er gezwungen die Waren trotzdem zu verzollen, ſo entſteht 
ihm neben der Warenentwertung ein neuer Schaden. Es muß deshalb 
dem Warenempfänger freiſtehen, den Antrag auf Vernichtung der Waren 
zu ſtellen um ſich dadurch von der Zollzahlung zu befreien. 

Zu $ 133. Die Geſchäftsſtunden dürften nicht im Geſetz ein für 
allemal feſtgelegt werden, ſondern ſie müßten von der Provinzial— 
ſteuerdirektion dem lokalen Bedürfnis entſprechend beſtimmt werden. 

Zu $ 137. Wir ſchließen uns dem Antrage der Berliner Alteſten 
an, wonach der im heutigen Strafrecht beſtehende Grundſatz, daß dem 
Angeklagten nur diejenigen Tatumſtände zur Belaſtung gereichen 
dürfen, die er bei der Tat gekannt hat, auch ein Zollſtrafrecht zur 
Durchführung zu bringen iſt. 

Beſchauſtellen für ausländiſches Fleiſch. 

Nachſtehender Miniſterialerlaß ging uns von dem Herrn Ne 
gierungspräſidenten zur Außerung zu: 

„In einer Reihe von Eingaben, welche auf die Ermäßigung der 
Gebühren für die Unterſuchung des ausländiſchen Fleiſches gerichtet 
ſind, wird behauptet, daß die Zahl der Unterſuchungsſtellen, an denen 
zurzeit zubereitetes Fleiſch und Fette ausländiſchen Urſprungs der 
vorſchriftsmäßigen Beſchau unterſtellt werden können, zu groß ſei, und 
daß durch Einziehung derjenigen Unterſuchungsſtellen, die bisher nur 
wenig in Anſpruch genommen worden ſind, eine erhebliche Koſten— 
erſparnis und damit auch eine Ermäßigung der Unterſuchungsgebühren 
ſich ermöglichen ließe. Auch wird geltend gemacht, daß die Zuverläſſigkeit 
der Unterſuchung erhöht und die Gleichmäßigkeit in der Beurteilung des 
ausländiſchen Fleiſches gefördert wird, wenn die Beſchau nur bei einer 
beſchränkten Anzahl von Zollſtellen erfolgt, wo die Einfuhr von Fleiſch 
oder Fett von erheblicher Bedeutung iſt. 
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Die Frage einer Verminderung der Unterſuchungsſtellen wird bei 
der bevorſtehenden Reviſion der Gebührenordnung zu erörtern ſein. 
Insbeſondere kommt in Betracht, ob die koſtſpieligen Einrichtungen für 
die chemiſche Unterſuchung des Fleiſches und der Fette verringert werden 
können und ob dort, wo zwar nicht die völlige Aufhebung einzelner 
Unterſuchungsſtellen möglich iſt, doch wenigſtens eine Einſchränkung 
auf die Unterſuchung friſchen Fleiſches erfolgen kann. Andererſeits iſt 
auch in Erwägung zu ziehen, ob nicht bei denjenigen Stellen, die zwar 
für die Fetteinfuhr von Bedeutung ſind, für die übrige Fleiſcheinfuhr 
aber entbehrt werden können, eine Beſchränkung der Unterſuchung auf 
Fette am Platze iſt, ſodaß an ſolchen Stellen tierärztliches Perſonal 
überflüſſig wird. 

Wir erſuchen die Angelegenheit nach Benehmen mit dem Provinzial— 
ſteuerdirektor und den in Betracht kommenden Handelsvertretungen zu 
prüfen und binnen 3 Monaten zur Sache zu berichten. 

Für diejenigen Unterſuchungsſtellen, die bisher nur in geringem 
Maße in Anſpruch genommen worden ſind, wird gegebenenfalls das 
Bedürfnis der weiteren Beibehaltung, ſei es in beſchränktem, ſei es in 
unbeſchränktem Umfange, näher zu begründen ſein.“ 


Wir erwiderten darauf unter dem 3. September: 


„Die Thorner Einlaßſtelle für ausländiſches Fleiſch kann man 
keinesfalls aufheben. Damit iſt aber auch die Notwendigkeit gegeben, 
die Unterſuchungsſtelle des Thorner Hauptzollamtes beizubehalten, 
denn einmal werden für Thorn ſelbſt nicht unbeträchtliche Mengen an 
Fleiſch, Fett und Därmen aus Rußland eingeführt, ſodann wäre es 
aber doch bei Fleiſch uſw, das für Orte ohne Unterſuchungsſtelle 
beſtimmt iſt, mit großen Koſten und Weitläufigkeiten verknüpft, wenn 
die Unterſuchung dieſer Waren nicht in Thorn ſtattfinden könnte und 
man dieſelben erſt einer andern Unterſuchungsſtelle im Innern 
zugehen laſſen müßte. Das würde ja auch dem Zweck, die Koſten für 
die Unterſuchung zu verringern, geradezu widerſprechen. 


Ferner würde ja, da die tierärztlichen und chemiſchen Unterſuchungen 
in Thorn nebenamtlich geſchehen und das eingehende Fleiſch und Fett 
doch jedenfalls irgendwo unterſucht werden muß, eine Erſparnis durch 
Aufhebung der Thorner Unterſuchungsſtelle überhaupt nicht erreicht 
werden, und damit fallen ja ſchon alle für eine ſolche Aufhebung in 
dem vorſtehenden Miniſterialerlaß angeführten Motive weg. Sicher 
iſt dagegen, daß die Aufhebung der Stelle für Thorn und Umgegend 
eine Schädigung bedeuten würde, und wir bitten daher Ew. Hochwohl— 


— 


geboren gehorſamſt, Sich gegen die Einziehung der Unterſuchungsſtellen 
des hieſigen Hauptzollamtes ausſprechen zu wollen.“ 

Darauf ging uns Anfang April der Beſcheid zu, daß das Land— 
wirtſchaftsminiſterium gemeinſam mit dem Kultusminiſterium beſchloſſen 
habe, von einer Aufhebung von Beſchauſtellen im Regierungsbezirk 
Marienwerder oder von einer Einſchränkung der an ihnen jetzt geſtatteten 
Unterſuchungen zurzeit abzuſehen. 

Beſchaffung einer Dampfbarkaſſe für den 
revidierenden Follbeamten in Schillno. 

Unter dem 2. September richteten wir an den Herrn Finanz— 
miniſter nachſtehende Eingabe: 

„Ew. Exzellenz ſind unter dem 30. Juni von der Handelskammer 
zu Bromberg gebeten worden, die Beſchaffung einer Dampfbarkaſſe 
für den revidierenden Zollbeamten in Schillno zu verfügen. Es iſt 
dies ein alter Wunſch der am Holzhandel auf der Weichſel Beteiligten. 
Bereits im Jahre 1900 iſt er dem Herrn Amtsvorgänger Ew. Exzellenz 
von uns gemeinſchaftlich mit der Bromberger Handelskammer vor— 
getragen worden, doch wurde der Antrag damals abgelehnt mit der 
Begründung, daß ein Bedürfnis nicht vorhanden ſei. 

Wie im Jahre 1900 müſſen wir aber auch heute ein ſolches 
Bedürfnis bejahen, und wir bitten daher Ew. Exzellenz gehorſamſt, 
dem Antrage der Bromberger Handelskammer ſtattgeben zu wollen. 

Bei dem ſteinigen Untergrund an der Reviſionsſtelle bei Schillno 
iſt es namentlich bei Hochwaſſer den aus Rußland ankommenden 
Flößern häufig unmöglich, mit ihrem Schreckzeug die Traften zum 
Halten zu bringen, und dieſe treiben daher eine Strecke über das 
Reviſionsfeld hinaus. Der Zollbeamte kann einer ſolchen Traft nicht 
folgen, da er nur mit einem Kahn das Abfertigungsgeſchäft vornimmt, 
denn es würde ſonſt durch das Zurückrudern oder Zurückgehen viel 
zu viel Zeit verſchwendet werden. Er meldet daher nach Thorn, daß 
eine Traft, ohne anzuhalten, das Schillnoer Reviſionsfeld paſſiert habe, 
worauf von Thorn aus eine Dampfbarkaſſe geſchickt wird, um das 
durchgegangene Floß unter Bewachung zu nehmen. Den Traften— 
führern droht dann ein Zollprozeß, und ſie können froh ſein, wenn ſie 
mit einer Ordnungsſtrafe davonkommen. Beſäße der Beamte in 
Schillno eine Dampfbarkaſſe, ſo könnte er der Traft nachfahren und 
ſie auch außerhalb des Reviſionsfeldes abfertigen, wodurch dann alle 
Unannehmlichkeiten und Umſtände, wie ſie heute entſtehen, vermieden 
würden. Eine ſolche Dampfbarkaſſe wäre aber auch, ganz abgeſehen 
von den erwähnten Fällen, von Nutzen, denn es würde dadurch die 


Abfertigung bedeutend bejchleunigt werden können, während jetzt allein 
das Befahren des bis zur Grenze ausgedehnten Reviſionsfeldes ziem— 
liche Zeit in Anſpruch nimmt. 

Durch die Einſtellung einer Dampfbarkaſſe würde die Abfertigung 
des Holzes, das auf ſeinem langen Wege genug Schwierigkeiten zu 
überwinden hat, erleichtert und beſchleunigt werden, ohne daß dem 
Staate große Koſten erwüchſen, denn ein Teil der Auslagen würde 
ja durch die erhobenen Gebühren gedeckt werden. 

Wir geben uns daher der Hoffnung hin, daß Ew. Exzellenz 
unſern Antrag wohlwollend prüfen und die Beſchaffung eines Dampf— 
bootes hochgeneigteſt anordnen werden.“ 

Dieſe Eingabe hatte keinen Erfolg. Der Herr Finanzminiſter 
erwiderte, daß er die Notwendigkeit zur Beſchaffung eines Motorbootes 
für die zollamtliche Reviſion von Holztraften auf der Weichſel bei 
Schillno auch bei den erneut angeſtellten Ermittelungen nicht zu 
erkennen vermocht habe. Dem Antrage könne daher nicht entſprochen 
werden. 


Mühlenumſatzſteuer. 


Gegen die geplante Mühlenumſatzſteuer wurden wir in folgender, 
dem Herrn Handelsminiſter eingereichten Petition vorſtellig: 

„Von einer Reihe von Mühlenbeſitzern, ſowie den Handwerkskammern 
in Hannover, Frankfurt a. O. und Halle a. S. dem deutſchen Müller— 
bund und den Landwirtſchaftskammern für die Regierungsbezirke Kaſſel 
und Wiesbaden ſind Petitionen an das Haus der Abgeordneten 
gerichtet worden, worin gebeten wird, die Vorlage eines Geſetzentwurfs 
zu veranlaſſen, wodurch eine ſolche Regelung der Steuerverhältniſſe 
herbeigeführt wird, daß die Großmühlenbeſitzer im Verhältnis zu ihrer 
Produktionsmenge gerechter belaſtet werden als bisher. Die Handels— 
und Gewerbekommiſſion des Hauſes der Abgeordneten hat daraufhin 
in der Sitzung vom 5. Dezember 1904 beantragt, dieſe Petitionen der 
Staatsregierung zur Berückſichtigung in der Richtung zu überweiſen, 
daß dieſelbe auf Einführung einer ſtaffelförmigen Umſatzſteuer für 
Mühlen, ſei es im Wege der Reichsgeſetzgebung, ſei es durch Erlaß 
übereinſtimmender Landesgeſetze, hinwirken möge und die Gegen— 
petitionen der Alteſten der Kaufmannſchaft zu Berlin, des Vereins 
deutſcher Handelsmüller zu Berlin, der Handelskammer zu Harburg 
und des Zentralausſchuſſes kaufmänniſcher, gewerblicher und induſtrieller 
Vereine zu Berlin durch dieſen Beſchluß für erledigt zu erklären. 

Trotz Einſpruchs des Herrn Regierungsvertreters hat das Haus 
nach dem Kommiſſionsantrage beſchloſſen. Dies hat uns veranlaßt, 
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die Angelegenheit auf die Tagesordnung unſerer letzten Sitzung zu 
bringen. Einem einſtimmig gefaßten Beſchluſſe entſprechend, richten 
wir an Ew. Exzellenz die gehorſame und dringende Bitte, dem Antrage 
auf Einführung einer ſtaffelförmigen Umſatzſteuer für Großmühlen— 
betriebe keine Folge zu geben, da dieſe Art einer Steuer einer 
Vergewaltigung gleichkäme, unſere hochentwickelte Mühleninduſtrie 
ernſtlich gefährden, die Mehlausfuhr unmöglich machen, jeden weiteren 
Fortſchritt in der techniſchen Entwickelung hemmen und zu ſchweren 
Schädigungen des deutſchen Wirtſchaftslebens führen würde.“ 


Kagergeld in der Packhofs⸗Niederlage. 


Ende März ſandte uns das Thorner Hauptzollamt folgendes 
Schreiben: 

„Der Handelskammer teilen wir ergebenſt mit, daß auf Grund 
F. M. E. vom 20. d. M. III 1573 und der Verfügung des Herrn 
Provinzial -Steuer-Direftors vom 22 d. M. Nr. 176 R das 2 monatliche 
Freilager in der hieſigen Packhofs-Niederlage vom 1. Juli d. J. ab 
fortfällt. 

Die Berechnung des Lagergeldes findet von dieſem Tage ab 
nicht nach Kalendermonaten, wie bisher, ſondern nach Lagermonaten ſtatt. 

Wir erſuchen, die hieſige Kaufmannſchaft hiervon recht bald in 
Kenntnis ſetzen zu wollen. 

Das Lagergeld beträgt zur Zeit: 

a. für trockne Waren 12 Pf. für 1 dz und Monat 


b. N naſſe 7 10 7 7 1 7 ”„ 7 
c. „ Ole und Fette 24 „ 5 1 Er Mi 
d. 1) Salz 4 nn 


Sollten ſeitens der Handelskammer 1 der Kaufmannſchaft 
Wünſche auf Anderung der beſtehenden Tarifſätze hervortreten, jo 
erſuchen wir um gefällige Vorſchläge bis ſpäteſtens zum 8. k. M.“ 

Unſere Antwort lautete: 

„Dem Königlichen Hauptzollamt erwidern wir ergebenſt, daß wir 
ein Lagergeld von 10 Pf. wie für naſſe Ware auch für trockene Ware 
für ausreichend erachten, zumal da es ſich dabei meiſt um geringwertige 
wie Reis, Pflaumen und ähnliche handelt. Der Satz für Ole und 
Fette erſcheint zu hoch, und bitten wir ihn auf 15 Pf. herabzuſetzen. 
Der Satz für Salz erſcheint angemeſſen.“ 


Gerbmaterialienzölle. 


Unter dem 19. April 1905 ſandten wir dem Herrn Handelsminiſter 
nachſtehende Eingabe: 


„Ew. Exzellenz bitten wir gehorſamſt, dafür einzutreten, daß die 
in den ſoeben abgeſchloſſenen Handelsverträgen noch aufrechterhaltenen 
Zölle für Gerbmaterialien wieder beſeitigt werden und dieſe Artikel, 
wie bisher, zollfrei zur Einfuhr gelangen. In dem von der Regierung 
ſ. Z. vorgelegten Zolltarifentwurf waren ja auch nur geringe Zollſätze 
für Gerbſtoffe feſtgeſetzt, die dann von dem Reichstag unnatürlich 
heraufgeſetzt wurden, und wenn auch durch die Handelsverträge eine 
Herabſetzung dieſer exorbitanten Sätze erreicht wurde, ſo ſind die Zölle 
doch immer noch höher, als in dem urſprünglichen Entwurf, wie aus 
der nachſtehenden Überſicht hervorgeht. 

Zollſatz für den dz 


im Zolltarifentwurf im Zolltarif im Vertragstarif 


M M M 
Gerbrinden 0,50 1,50 frei 
Quebrachoholz 1,00 7,00 2,00 
Sonſtige Gerbſtoffe frei 3,00 2,00 
Flüſſige Gerbſtoffauszüge 2,00 14,00 4,00 
Feſte Gerbſtoffauszüge 4,00 28,00 8,00 


Auch die durch die Handelsverträge feſtgeſetzten Zölle jtellen noch 
eine unzuläſſige Belaſtung unſerer Lederinduſtrie dar, die nur dann 
ihre bisherige Bedeutung behalten und exportfähig bleiben kann, wenn 
die bisherige Zollfreiheit der Gerbmaterialien wiederhergeſtellt wird. 
Namentlich das Quebrachoholz iſt zu einem ganz unentbehrlichen Gerb— 
ſtoffe für unſere Lederinduſtrie geworden. Wegen des geringen 
Tanningehaltes der Eichenlohe und ihres verhältnismäßig hohen 
Preiſes wurde früher in der Gerberei möglichſt an Lohe geſpart, die 
Häute daher häufig nicht genügend durchgegerbt und zur Aufbeſſerung 
des Gewichtes Waſſer verwandt, ſo daß man nicht ſelten auf einen 
Gewichtsverluſt von 25 9% zu rechnen hatte. Dies hat ſich gerade durch 
die Einfuhr der ſehr gerbſäurehaltigen exotiſchen Gerbmittel vollſtändig 
geändert, und die Häute werden jetzt nicht nur ſchneller, ſondern auch 
gründlicher durchgegerbt, ſo daß ſie vollſtändig trocken auf den Markt 
kommen. Wenn gegen das Schnellgerbeverfahren anfangs Bedenken 
laut wurden, ſo lag das an den erſten Verſuchen, wobei durch Über— 
ſättigung des Leders an Gerbſtoffen dieſes hart und brüchig wurde. 
Dieſe Zeiten ſind jedoch längſt vorüber, und heute wird nach der neuen 
Gerbmethode ein Leder hergeſtellt, das dem eichenlohgaren in keiner 
Weiſe nachſteht. Es kann daher auch die Begründung zum Zolltarif— 
entwurf nicht aufrechterhalten werden, daß man nämlich der Eichenrinde 
durch den Gerbmaterialienzoll zu größerem Rechte verhelfen müſſe und 
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zwar aus militäriſchen Rückſichten, denn dieſe verlangten die Ver— 
wendung des langſam mit Eichenrinde gegerbten, haltbaren und der 
Feuchtigkeit beſonders widerſtehenden Leders. Es kommt eben nicht 
auf die langſamere oder ſchnellere Gerbung, ſondern einzig und allein 
darauf an, daß die Häute mit Gerbſtoff geſättigt werden. 

Erſt durch die neue Gerbmethode hat ſich unſere Lederinduſtrie 
zu ihrer jetzigen Blüte entwickelt. Dieſe günſtige Entwickelung würde 
aber durch den vorgeſehenen hohen Zoll auf Gerbmaterialien gehemmt 
werden und ohne Zweifel würde dadurch der Export zur Unmöglichkeit, 
und dies alles nur, um den Schälwaldbetrieb, eine Betriebsart, die ſich 
in ſtändigem Rückgang befindet, aufrechtzuerhalten. Man ſollte aber 
lieber dafür ſorgen, daß dieſe Betriebsart weiter zurückgedrängt werde 
und einer rationellen Bewirtſchaftung Platz mache, denn während, wie 
in der Begründung zum Zolltarifentwurf ausgeführt wird, die Waldrente 
in Deutſchland im Allgemeinen befriedigend iſt, macht nur der Schälwald 
eine Ausnahme. Infolgedeſſen ſchreiten auch die ſtaatlichen Forſtver— 
waltungen mehr und mehr dazu, den Schälwaldbetrieb einzuſchränken, 
und wenn dieſes gute Beiſpiel ſeitens der privaten Schälwaldbeſitzer 
nicht überall befolgt wird, ſo liegt dies zum Teil an der Zerſplitterung 
des Beſitzes, die eine rationelle Waldwirtſchaft erſchwert. Dabei brauchen 
aber die Schälwaldbeſitzer, ſelbſt bei Aufrechterhaltung der jetzigen 
Zollfreiheit für Gerbmaterialien auch gar nicht zu befürchten, daß ſie 
den Abſatz ihrer Eichenlohe verlieren. Braucht doch gerade das neue 
Schnellgerbeverfahren die exotiſchen Gerbſtoffe nie allein, ſondern ſtets 
in Kombination mit Eichen- und Fichtenlohe, während es leicht geſchehen 
kann, daß bei Verteuerung der pflanzlichen Gerbſtoffe durch den Zoll 
die Gerbung mit Chromſäure, die eine gleichzeitige Benutzung von 
Eichen- und Fichtenlohe ausſchließt, eine unverhältnismäßige Zunahme 
erfährt. Es liegt nun aber ferner auch im Intereſſe unſerer einheimiſchen 
Viehzucht, daß die kombinierte Gerbmethode aufrechterhalten werde, da 
dadurch eine beſſere Verwertung beſonders der oſtmärkiſchen Felle und 
Häute, die im allgemeinen etwas flach und abfällig ſind und nur 
durch reichliche Zufuhr von Gerbſtoffen veredelt werden können, 
ermöglicht wird. 

Aus den angeführten Gründen ſchließen wir uns der Handels— 
kammer zu Bromberg an, die kürzlich in der gleichen Angelegenheit 
an Ew. Exzellenz eine Eingabe gerichtet hat, und bitten Ew. Exzellenz 
gehorſamſt, für den Abſchluß eines Tarifvertrages mit Argentinien 
einzutreten, durch den dieſem Staate für Quebrachoholz und andere 
Gerbſtoffe Zollfreiheit zugeſtanden wird.“ 
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IV. Verkehr mit Rußland. 


verſpätung der nach Alexandrowo 


beſtimmten Sendungen. 

Unter dem 11. Januar wandten wir uns in nachſtehender Ein— 
gabe an das Kommunikationsminiſterium in St. Petersburg: 

„Einem hohen Miniſterium beehrten wir uns heute nachſtehendes 
Telegramm zu überſenden: „Von Station Alekſejewka nach Alexandrowo 
am 11. November und ſpäter verladene Waggons noch nicht ein— 
getroffen, während in Königsberg ebenfalls von Alekſejewka am 
26. November verladene Waggons bereits anlangten. Bitten um 
Abſtellung dieſer ungleichmäßigen Verladung.“ 

Indem wir dies beſtätigen, möchten wir unſre Mitteilung noch 
dahin ergänzen, daß, was die Ankunft von Transporten aus dem 
inneren Rußland anlangt, Alexandrowo nicht nur Wirballen, ſondern 
auch Sosnowice gegenüber in der letzten Zeit benachteiligt zu werden 
ſcheint, wie verſchiedene Klagen namentlich aus den Kreiſen der Futter— 
mittelhändler beweiſen. Die Verſpätungen ſind jetzt ſo außergewöhn— 
lich groß, daß unſre Futtermittelhändler in ernſtliche Verlegenheit 
kommen, wodurch unſer Platz, beſonders auch infolge der differenziellen 
Behandlung gegenüber anderen Grenzübergängen, erheblich geſchädigt 
wird. Wenn auch der Handel bei den jetzigen Zeiten auf einen 
gewiſſen Wagenmangel gefaßt ſein mußte, ſo konnte man doch nicht 
an ſo gewaltige Verſpätungen glauben, wie ſie jetzt vorkommen und 
jede Kalkulation unmöglich machen. So wird uns mitgeteilt, daß 
Waren, die auf der Station Boriſogljebsk bereits am 24. September 
aufgeliefert ſind, bis heute noch nicht in Alexandrowo angekommen 
ſind. Eine einzige Firma erwartet von dort etwa 200 Wagenladungen, 
von denen aber bereits mehr als die Hälfte überfällig ſind. 

Schleunigſte Abſtellung dieſer Mißſtände iſt im Intereſſe der 
deutſch-ruſſiſchen Handelsbeziehungen dringend notwendig, und wir 
bitten daher ein hohes Miniſterium ergebenſt, hochgeneigteſt für baldige 
Abhilfe Sorge tragen zu wollen.“ 

Darauf erhielten wir am 31. Januar den telegraphiſchen Beſcheid, 
daß Sendungen nach Königsberg früher als diejenigen nach Alexandrowo 
expediert würden, weil der Weg in der Richtung nach Königsberg von 
Eiſenbahntransporten verhältnismäßig freier ſei als der in der Richtung 
nach Alexandrowo. 

Da die Verſpätungen andauerten, baten wir unter dem 27. Februar 
den ruſſiſchen Vizekonſul in Thorn wie folgt, um ſeine Vermittelung: 
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„Bei der Bedeutung, die Thorn als Importpla für ruſſiſche 
Futtermittel einnimmt, iſt es natürlich, daß der in Rußland beſtehende 
Wagenmangel, den der Krieg noch erheblich verſchärft hat, im höchſten 
Grade ſchädigend auf den Futtermittelhandel wirkt, und es wäre des— 
halb dringend erwünſcht, daß wenigſtens einige Beſſerung baldigſt 
eintrete, da ſonſt die Gefahr vorliegt, daß die ſchon vor Monaten auf 
den ruſſiſchen Stationen aufgelieferten Waren verderben. Die meiſten, 
für den Thorner Futtermittelhandel in Betracht kommenden Stationen 
liegen an der Riazan Uralsk Eiſenbahn, wo auch jetzt ganz bedeutende 
für Thorn beſtimmte Mengen an Kleie und Olkuchen zum Teil ſchon 
ſeit Oktober aufgeſtapelt ſind, und es ſteht daher zu befürchten, daß 
bei längerer Verzögerung des Transports die Ware in verdorbenem 
Zuſtande in Alexandrowo ankommt und daher zum großen Schaden 
der Thorner Importeure, namentlich aber auch der ruſſiſchen Verſender 
zurückgewieſen werden muß. 


Nun iſt uns mitgeteilt worden, daß das Libauer Börſenkomitee 
ſich bei dem Kaiſerlich Ruſſiſchen Kommunikationsminiſterium ebenfalls 
über Transportverzögerung auf der Riazan —Uralsk-Eiſenbahn beſchwert 
hat, worauf auch durch miniſterielle Verfügung eine beſchleunigte Verfrach— 
tung von den Stationen dieſer Strecke nach Libau angeordnet worden ſei. 
Da wir es nun für dringend wünſchenswert halten, daß eine gleiche 
Verfügung auch bezüglich der nach Alexandrowo beſtimmten Sendungen 
erlaſſen werde, und wohl mit Recht annehmen, daß Ew. Hochwohl— 
geboren die Förderung der gegenſeitigen Handelsbeziehungen zwiſchen 
Deutſchland und Rußland ebenſo wie uns am Herzen liegt, ſo bitten 
wir Sie ergebenſt, bei dem Miniſterium dafür einzutreten, daß auch 
die nach Alexandrowo beſtimmten, auf den Stationen der Rjazan — 
Uralsk-Bahn lagernden Waren ſo ſchnell als möglich zum Transport 
gelangen.“ 


Von dem Herrn Vizekonſul wurde uns Mitte März das Antwort— 
telegramm des Miniſteriums zur Kenntnis gebracht, worin es heißt: 
„Transporte von Kleie und Olkuchen nach Alexandrowo werden nach 
der Reihe mit möglichſter Beſchleunigung expediert werden. Irgend— 
welcher Vorzug gegen andere Transporte iſt als geſetzwidrig unzuläſſig.“ 


— 


Darauf wandten wir uns unter dem 5. April nochmals an das 
Miniſterium und ſchrieben: 

„Einem hohen Miniſterium beehrten wir uns unter dem 11. Ja— 
nuar eine Eingabe zu überſenden, worin wir baten, gegen die verſpätete 
Ankunft von Wagenladungen aus dem Inneren Rußlands in Alexandrowo 
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geeignete Verfügungen zu treffen, da Alexandrowo den anderen 
Grenzſtationen gegenüber erheblich benachteiligt werde. Darauf hat 
uns ein hohes Miniſterium unter dem 31. Januar die Antwort zugehen 
laſſen, daß Sendungen nach Königsberg früher als diejenigen nach 
Alexandrowo expediert würden, weil der Weg in der Richtung nach 
Königsberg von Eiſenbahntransporten verhältnismäßig freier ſei, als 
der in der Richtung nach Alexandrowo. 

Die Verſpätungen dauerten leider fort und ſetzten unſeren Futter: 
mittelhandel, der ſich doch um die Steigerung des Imports ruſſiſcher 
Futtermittel große Verdienſte erworben hat, in ernſtliche Verlegenheit. 
Da wir inzwiſchen vernommen hatten, daß auf Antrag des Libauer 
Börſenkomitees, das ſich ebenfalls über Verzögerung von Transporten, 
die von der Rjazan —Uralsk-Eiſenbahn ſtammen, beſchwert hatte, eine 
beſchleunigte Verfrachtung von den Stationen dieſer Bahn nach Libau 
angeordnet ſei, baten wir den Kaiſerlich Ruſſiſchen Vizekonſul, Herrn 
Miniſterialrat v. Loviagin, höheren Ortes dafür einzutreten, daß auch 
die nach Alexandrowo beſtimmten, auf den Stationen genannter Bahn 
lagernden Güter ſo ſchnell als möglich befördert würden. Wie uns 
der Herr Vizekonſul mitteilte, iſt daraufhin der Beſcheid eingegangen, 
daß Transporte von Kleie und Olkuchen nach der Reihe mit möglichſter 
Beſchleunigung und ohne irgendwelcher Bevorzugung expediert würden. 


Die Anordnung eines hohen Miniſteriums, wonach keinerlei 
Bevorzugung ſtattfinden ſoll, ſcheint jedoch nicht immer befolgt zu 
werden, denn es wird uns z. B. von gut unterrichteter Seite mitgeteilt, 
daß von den für Alexandrowo beſtimmten, auf der Station Boriſogljebsk 
lagernden Olkuchen erſt diejenigen abgerollt worden ſind, die bis zum 
13. November aufgeliefert waren, während von den für Libau beſtimmten 
Olkuchen auf der gleichen Station bereits die bis zum 25. Januar 
aufgelieferten zum Transport gelangten. Hierin liegt entſchieden eine 
unbillige Bevorzugung Libaus, und eine ſolche gewaltige Differenz 
kann auch nicht ihre Erklärung in der größeren Belaſtung der nach 
Alexandrowo führenden Eiſenbahnlinien finden. Es iſt dieſe Ver— 
ſchiedenheit der Behandlung um ſo bedauerlicher, als immer wieder 
gerade die für uns in Betracht kommende Grenzſtation Alexandrowo 
benachteiligt iſt, und da unſere Futtermittelhändler unter dieſen 
Umſtänden außer Stande ſind, die nötigen Warenmengen aus Rußland 
zu bekommen, ſo geht ihnen natürlich ein Teil des Abſatzes zugunſten 
der Futtermittel nichtruſſiſcher Herkunft verloren, was leicht eine dauernde 
ſchädliche Verſchiebung zur Folge haben kann, wenn nicht bald Abhilfe 
getroffen wird. 
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Wir bitten daher ein hohes Miniſterium nochmals ergebenjt und 
dringend, anordnen zu wollen, daß Alexandrowo nicht ſchlechter, als 
die anderen Grenzſtationen behandelt werde und daß namentlich die 
auf den Stationen der Rjazan —Uralsk-Eiſenbahn lagernden für 
Alexandrowo beſtimmten Güter ſo ſchnell als möglich abgerollt werden.“ 

Verkürzung der Mittagspauſen bei dem 
ruſſiſchen Nebenzollamt Rarw. 

Anfang Februar wandten wir uns in folgendem Schreiben an 
den ruſſiſchen Vizekonſul in Thorn: 

„Bei den großen Holzmengen, die aus dem Kreiſe Rypin über 
das Nebenzollamt Karw nach dem Kreiſe Strasburg eingeführt 
werden, wird es als äußerſt ſtörend empfunden, daß infolge der 
langen Mittagspauſe bei dem genannten Zollamt die Holzfuhrleute, 
die meiſt um die Mittagszeit von ruſſiſcher Seite mit Holz an die 
Grenze kommen, ungebührlich lange warten müſſen. Es entſteht 
dadurch großer Zeit- und Geldverluſt, was durch Verkürzung der 
Mittagspauſe wohl vermieden werden könnte. 

Von einem Schneidemühlenbeſitzer aus Strasburg wird uns 
dazu geſchrieben, daß er etwa 6000 ebm Holz, das über die Zoll— 
kammer Karw eingeführt werden ſoll, auf ruſſiſcher Seite liegen habe, 
jedoch falle es unter den obwaltenden Umſtänden, da die Kammer 
erſt früh 8 ½ Uhr geöffnet werde und in der Zeit von 12 bis 2½ 
Uhr geſchloſſen bleibe, ſchwer, das Holz, das bis zum 1. April abge— 
fahren ſein müſſe, bis zu dieſer Zeit herüberzubekommen. 

Ew. Hochwohlgeboren würden uns zu verbindlichſtem Danke 
verpflichten, wenn Sie Ihren Einfluß dahin geltend machen wollten, 
daß die Mittagspauſe bei dem Nebenzollamt Karw wenn auch nicht 
in Wegfall komme, ſo doch bedeutend eingeſchränkt werde, und zwar 
wäre dringend zu wünſchen, daß dieſe Anderung möglichſt bald vor— 
genommen werde, da, wie erwähnt, gerade jetzt große Holzmengen 
über Karw eingeführt werden ſollen. 

Im Anſchluß hieran geſtatten wir uns, Sie noch zu bitten, für 
Einſchränkung der Mittagspauſe auch bei den Grenzzollämtern Dobrzyn 
und Lubicz einzutreten.“ 

Der Herr Vizekonſul erwiderte darauf: 

„Auf meine Anfrage und Befürwortung des erwähnten Schreibens 
hat mir das Nebenzollamt in Karw vom 18. Februar d. J. a. St. 
No. 337 geantwortet, daß durch dieſes Zollamt nur von einem Kauf— 
mann in Strasburg, Herrn Majewski, Holzwaren exportiert werden. 
Bisher wurden dem Herrn ſeitens des Zollamts privatim allerlei 
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Erleichterungen bei den Zollformalitäten zuteil: Bei der Deklaration 
des Holzes, Durchlaß desſelben nach 4½ Uhr abends, manchmal 
während der Mittagspauſe zwiſchen 12—2 Uhr, trotzdem dies den 
Beſtimmungen über die Zeit des Durchlaſſes der Waren widerſpricht. 
(Das Nebenzollamt in Karw iſt auf Grund dieſer Beſtimmungen vom 
1. September bis 1. März von 8 Uhr früh bis 12 und von 2—4½ 
geöffnet und vom 1. März bis 1. September von 7 Uhr früh bis 12 
und von 2—6 geöffnet). Das Verlangen aber des Herrn Majewski, 
das er dem Nebenzollamt durch ſeinen Vertreter kundgetan hat, wobei 
er ſich auf die bisherige angewandte Praxis, welche in Übereinſtimmung 
zwiſchen dem Ruſſiſchen Nebenzollamt und dem Preußiſchen eingeführt 
wurde — alſo vor der Ausgabe dieſer Beſtimmungen — konnte von 
dem Nebenzollamt nicht berückſichtigt werden, weil ſolches den Beſtimm— 
ungen widerſprechen würde. Daß das Nebenzollamt ſeine Tätigkeit 
um 8½ Uhr früh und nachmittags um 2½ beginnnt, entſpricht nicht 
der Wahrheit: Die Durchlaſſung der Waren wird punkt 8 Uhr früh 
und 2 Uhr nachmittags beſtimmt. Wenn auch manchmal eine Ver— 
zögerung auf 5 oder 10 Minuten ſtattfindet, ſo geſchieht es nur 


infolge eines zu großen Andranges von Fuhrwerken und Pferden und 


der notwendigen Erfüllung beim Durchlaß dieſer, gewiſſer Zoll— 
formalitäten, welche ſeit dem Verbot der Pferdeausfuhr ins Ausland 
vorgeſchrieben ſind. Das Nebenzollamt fügt hinzu, daß vom 1.— 14. 
März d. J. das Amt zum Durchlaß von Holztransporten und Paſſa— 
gieren von früh 7—12 Uhr und von 2—6 Uhr abends geöffnet ſein 
wird. 

Was die Zollkammern in Dobrzyn und Liubicz anbetrifſt, ſo 
habe ich mittels Telephongeſpräch feſtgeſtellt, daß auch dort in Über- 
einſtimmung mit den benachbarten Preußiſchen Zollämtern die Mittags- 
pauſe von 12—2 Uhr dauert, und daß dies nicht geändert werden kann.“ 


V. Anterrichtsweſen. 
Kaufmännifche Fortbildungsſchulen. 

Nachſtehend bringen wir die uns zur Verfügung geſtellten Berichte 

über den Verlauf des letzten Schuljahres. 
1. Die kaufmänniſche Jortbildungsſchule in Thorn. | 
Der vorjährige Bericht erklärte, daß in den Verhältniſſen der 
Anſtalt, ſoweit Leiſtungen und Fortſchritte der Schüler, ſowie deren 
Verſetzungen und Betragen in Betracht kommen, erhebliche Anderungen 
nicht eingetreten ſeien; dieſelbe Erklärung kann auch dem diesjährigen 
Berichte vorausgeſchickt werden. In einem anderen Punkte dagegen 
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iſt eine Wandlung vor ſich gegangen, die allem Anſchein nach noch 
nicht zum Abſchluß gekommen iſt. Sie betrifft die Schülerzahl. Dieſe 
iſt nicht unbeträchtlich zurückgegangen. Während die früheren Jahre 
eine Durchſchnittszahl von einigen 80 Schülern aufwieſen, begann das 
abgelaufene mit nur 76 und ſchloß mit nur 73, ſodaß die Minderung 
etwa 10 beträgt. Die Gründe für dieſe Abnahme ſind einerſeits in 
der Errichtung der drei Lehrerbildungsanſtalten an unſerem Orte (der 
katholiſchen und der evangeliſchen Präparandenanſtalt ſowie des 
katholiſchen Seminars), die einen großen Teil der hieſigen ſchulent— 
laſſenen Knaben aufnahmen, zu ſuchen, andererſeits liegen ſie in dem 
Umſtande, daß in einem ſtärkeren Maße weibliche Kräfte in den kauf— 
männiſchen Geſchäften als Erſatz für die männlichen herangezogen 
werden. Einmal ſind jene billiger als dieſe, und ſodann ſcheint 
geeigneter männlicher Nachwuchs kaum noch auftreibbar; das läßt ſich 
daraus ſchließen, daß der größte Teil der in den beiden letzten Schul— 
jahren aufgenommenen Lehrlinge der Verbindungsklaſſe zugewieſen 
werden mußte, ein Umſtand, der die Arbeit der Lehrer erſchwert und 
die Leiſtungen der Anſtalt ungünſtig beeinflußt. 


Im einzelnen ſei folgendes bemerkt: 

Am Anfange des Berichtsjahres zählten die 4 Klaſſen der Reihe 
nach 21, 29, 17 und 9 Schüler, zum Schluſſe 7, 24, 25 und 17; von 
dieſen 73 ſind in das laufende Schuljahr 63 übernommen worden. — 
Verſetzt ſind von den 66 Schülern der 3 unteren Klaſſen 48, das 
ind 72,7 % gegen 71,6 9% im Vorjahre. — Der Schulbeſuch 
war nicht ganz ſo zufriedenſtellend wie bisher; denn die Ver— 
ſäumniſſe betrugen 4,9 9%, darunter 0,8 9% ungerechtfertigte gegen 
4,4 und 0,5 % im vorhergehenden Jahre. Dem entſprechend 
mußten leider 19 Strafanträge wegen mangelhaften Schulbeſuchs und 
3 wegen wiederholter Verſpätungen geſtellt werden. — Das Betragen 
der Schüler gab nur in zwei Fällen zu Strafanträgen Anlaß; indeſſen 
wäre es ſehr wünſchenswert, wenn das Bewußtſein der Standesehre, 
ein Korpsgeiſt in gutem Sinne, in ihnen lebendiger wäre; vielen von 
ihnen iſt wenig davon anzumerken, daß ſie „junge Kaufleute“ ſind. 

Die Lehrer- und die Schülerbibliothek ſind durch Neuanſchaffungen 
vermehrt worden. An neuen Lehrmitteln ſind 4 geographiſche Wand— 
bilder und Abbildungen von Staatspapieren, ſtädtiſchen Schuld— 
verſchreibungen und Aktien angeſchafft worden. 

Am Sedantage und am Geburtstage Sr. Majeſtät des Kaiſers 
wurden Schulfeiern veranſtaltet. — Am 22. März, dem letzten Tage 
des Schuljahrs fand in Gegenwart faſt ſämtlicher Mitglieder des 
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Kuratoriums die übliche Schlußfeier ſtatt. Nachdem der Leiter der Anſtalt 


des verſtorbenen Mitgliedes des Herrn Kommerzienrats Hermann Schwartz, 
und ſeiner großen Verdienſte um die Begründung und Ausgeſtaltung der 
Schule gedacht hatte, gab ebenderſelbe einen Bericht über das abge— 
laufene Schuljahr; ſodann ſprach er darüber, wie der junge Kaufmann 
trotz den Verſuchungen und Schwierigkeiten ſeines Berufs ſeinen 
Charakter feſtigen und ſtählen könne und müſſe. Es folgte eine 
Anſprache des Kaufmanns Herrn Rawitzki, in der die von dem Leiter 
ausgeſprochenen Mahnungen und Wünſche den Schülern nochmals ein— 
dringlich ans Herz gelegt wurden. Den Schluß der Feier bildete die 
Verteilung von 5 Prämien an die beſten Schüler der Anſtalt. 


2. Die kaufmänniſche Jortbildungsſchule in Kulm. 

„Das Schuljahr 1904 wurde am 7. April in feierlicher Weiſe 
begonnen. Die Frequenz an dieſem Tage betrug 40 Schüler; auf 
dieſer Höhe erhielt ſich dieſelbe durchſchnittlich das ganze Jahr. Im 
ganzen haben während desſelben 65 junge Leute der Anſtalt zugehört. 
Aus der Gegenüberſtellung dieſer Zahlen geht hervor, daß der Schülerab— 
und zugang wiederum ein recht bedeutender war, wodurch der Unterricht 
naturgemäß weſentlich gehemmt wurde. Von dem zur Beratung 
ſtehenden neuen Ortsſtatut erhofft die Schulleitung eine Beſſerung 
nach dieſer Richtung hin wenigſtens inſofern, als die Schüler nicht 
inmitten der Semeſter (oder doch der Quartale) werden die Anſtalt 
verlaſſen dürfen, ſobald ſie gerade 17 Jahre alt geworden ſind. 

Von den 65 Schülern waren 15 hieſig, 50 auswärtig; 31 aus 
der Stadt; 34 vom Lande; 26 ev., 25 kath., 14 moſ.; 44 deutſcher, 
21 polniſcher Mutterſprache. Von den letzten ſprachen 11 das Deutſche 
nur ſehr mangelhaft. 

In den Herbſtferien legte Herr Wilhelmy den Unterricht an 
unſerer Fortbildungsſchule nieder. An ſeine Stelle trat Herr v. Conradi, 
der am 11. Oktober in ſein Amt eingeführt wurde. 

Der Schlacht bei Sedan und ihrer großen Bedeutung für das 
deutſche Volk wurde am Vorabend des 2. September gedacht. Den 
Geburtstag Sr. Majeſtät des Kaiſers feierte die Schule in gewohnter 
Weiſe am Abende des 26. Januar. 

Am 26. Februar fand im Saale des Kaiſer Wilhelm-Schützenhauſes 
eine Vorführung kinematographiſcher Bilder ſtatt, die im Intereſſe des 
deutſchen Kolonialvereins veranſtaltet wurde. Unſer Kuratorium ver— 
anlaßte, daß die Schüler unter Führung ihrer Lehrer die vorzügliche 
und ſehr lehrreiche Veranſtaltung beſuchten, und übernahm die Eintritts— 
koſten auf die Anſtaltskaſſe. 


Aus den Mitteln, die die Handelskammer zu Thorn dem 
Kuratorium zur Verfügung ſtellte, wurde eine Erweiterung unſerer 
Fortbildungsſchulbibliothek ermöglicht. Die Leitung und nicht minder 
die Schüler unſerer Anſtalt ſagen dafür auch an dieſer Stelle der 
gütigen Spenderin allerwärmſten Dank. Der Bibliothek ging ferner 
von der Hohen Behörde ein zweites Exemplar der Schrift zu: Der 
Alkohol und ſeine Gefahren, von Heinrich Quenſel, Regierungsrat in 
Köln. Die Bücherſammlung zählt gegenwärtig 235 Bände; dazu 
kommen 8 Bände der Unterſtützungs-Bibliothek. 

Am 11. April wurde das Schuljahr mit einer kurzen Feier 
geſchloſen. Wiederum hatte das Kuratorium einen Betrag bewilligt 
zur Beſchaffung von Schülerprämien, vortrefflichen Büchern, die denjenigen 
jungen Leuten zugeeignet wurden, die ſich während der Schulzeit durch 
Wohlverhalten und Strebſamkeit ausgezeichnet hatten. Herr Lehrer 
v. Conradi hielt den Schülern eine längere Anſprache; er betonte die 
hohe Bedeutung eines gebildeten Kaufmannsſtandes für die nationale 
Wohlfahrt und zeigte den Jünglingen mit beredten Worten das 
glänzende Ziel ihres Lernens und Strebens und die Wege, die zu 
dieſem Ziele führen. In einem kurzen Schlußworte wies der techniſche 
Leiter auf Se. Majeſtät den Kaiſer hin, der in dieſen Tagen mit 
ſeinem Beſuche in Tanger gerade dem deutſchen Handel einen großen 
Dienſt erwieſen habe, und forderte die Schüler auf, allezeit deutſch— 
nationalen Sinn zu bekunden und ſtets in Dankbarkeit und Liebe 
zu ſtehen zu Kaiſer und Reich. 

3. Die Kaufmänniſche Jortbildungsſchule in Briefen. 

Der Unterricht im neuen Schuljahr, dem achten ſeit ſeiner Beſtehung, 
begann am 9. April 1904 mit 51 Zöglingen, von denen einer freiwillig 
den Unterricht weiter beſuchte. Auch in dieſem Jahre konnten 3 würdige 
Schüler mit Prämien, beſtehend aus wertvollen Büchern, bedacht 
werden. An feſtlichen Veranſtaltungen iſt nur die Geburtstagsfeier 
Sr. Majeſtät Wilhelm II. zu erwähnen. Ferner iſt zu bemerken, daß 
mit dem 1. Februar eine Anderung des Stundenplans inſofern eintrat, 
als der Unterricht am Mittwoch von 6--9 Uhr auf 5-8 Uhr abends 
verlegt wurde. Im allgemeinen erwieſen ſich die den Lehrern zu 
Gebote ſtehenden Zuchtmittel als ausreichend; nur in 2 Fällen wurde 
polizeiliche Beſtrafung erbeten. Schluß des Schuljahres und Entlaſſung 
von 4 Zöglingen am 31. März. An Stelle des nach Marienburg 
berufenen Herrn Mauſolf trat Herr Hauptlehrer Grützner, in deſſen 
Händen auch die proviſoriſche Leitung bis zum 15. Mai lag. Alsdann 
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übertrug das Kuratorium dem bisherigen zweiten Lehrer Hoffmann 
die Leitungsgeſchäfte. 


Innere Angelegenheiten. 
Wahlen. 

Am 8. Auguſt ſtarb unſer Mitglied, Herr Stadtrat Matthes und 
am 1. September folgte ihm unſer langjähriger Vorſitzender, Herr 
Kommerzienrat Schwartz. Bei den Erſatzwahlen vom 29. November 
wurde von der erſten Wahlabteilung Herr Adolf Kittler, von der 
zweiten Abteilung Herr Otto Gukſch gewählt. 

Am 8. Februar verloren wir unſer Mitglied, Herrn Jacob Meyer 
in Brieſen. Die Erſatzwahl wird im Herbſt im Anſchluß an die 
Ergänzungswahlen vorgenommen werden. 

Vereidigung. 

In unſrer Plenarverſammlung vom 31. Januar wurde Herr 
Dagobert Gerſon in Thorn als Probenehmer für Rohzucker und Melaſſe 
auf die von den Handelskörperſchaften zu Magdeburg, Halberſtadt 
uſw. feſtgeſetzten Vorſchriften von uns vereidigt. 

Sachverſtändigen⸗Kommiſſion. 

Die Vereinigung der Getreide- und Futtermittelintereſſenten zu 
Thorn ſchrieb uns unter dem 4. Auguſt: 

„Wie Ihnen durch Schreiben vom 3. November 1903 mitgeteilt 
wurde, hat ſich hier eine Vereinigung der Getreide- und Futtermittel- 
Intereſſenten gebildet. Nach $ 1e der Ihnen unterm gleichen 
Datum geſandten Satzungen, Beſeitigung von Streitfragen auf dem 
Gebiete ſchiedsmänniſcher Gutachten, als Sachverſtändige für die Schieds— 
gerichtskommiſſion wurden die Herren von Grabski-Inowrazlaw, Oskar 
Mendershauſen-Culmſee, S. Rawitzki-Thorn, G. Gerſon-Thorn, D. Wolff 
Thorn, E. Sittenfeld-Thorn und Max Wollenberg Thorn gewählt. 

Wir bitten Sie, nunmehr auch dieſe Herren baldgefälligſt als 
Sachverſtändige vereidigen zu wollen und bleiben Ihrer geſchätzten 
Nachrichten wegen eines zu dieſer Veranlaſſung bald anzuberaumenden 
Termines gern erwartend.“ 

Mir erwiderten darauf unter dem 14. Oktober: 

„Ihrem Antrage, die von Ihnen als Sachverſtändige gewählten 
Herren zu vereidigen, vermögen wir zu unſerem Bedauern nicht zu 
entſprechen. Wie Ihnen bekannt iſt, beſtehen ſchon ſeit längerer Zeit 
von uns eingeſetzte Sachverſtändige-Kommiſſionen für verſchiedene 
Geſchäftszweige, und wir haben erſt vor wenigen Jahren eine neue 
Ordnung für dieſe Kommiſſionen feſtgeſetzt. Gemäß 8 4 dieſer Ordnung 


verpflichtet der Vorſitzende der Handelskammer die Sachverſtändigen 
durch Handſchlag auf getreuliche Beobachtung der beſtehenden Vorſchriften. 
Würden wir an Stelle dieſer Verpflichtung eine Vereidigung vornehmen, 
ſo müßte die erlaſſene Ordnung aufgehoben werden und es wären 
beſondere Vorſchriften zu erlaſſen. Dieſe Anderung würde ſich natürlich 
auf die Sachverſtändigen aller Geſchäftszweige erſtrecken. Zu einer 
ſolchen Umgeſtaltung würden wir uns nur dann entſchließen können, 
wenn ſich die beſtehenden Sachverſtändigen-Kommiſſionen nicht bewährt 
hätten. Da dieſe Kommiſſionen aber das in ſie geſetzte Vertrauen 
durchaus gerechtfertigt haben, ſo müſſen wir es ablehnen, die von Ihnen 
beantragte Anderung vorzunehmen.“ 


Ernte, 


Vie Page der einzelnen Heſchäftszweige. 
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Das Frühjahr 1904 war kalt und naß und daher nicht ſehr günſtig 
für die Beſtellung. Die Winterfrüchte hatten aber eine gute Blütezeit, 
und das anhaltende warme und trockene Wetter im Juni und Juli 
war ihrem Gedeihen ſo günſtig, daß eine Ernte in Roggen und Weizen 
erzielt wurde, wie wir ſie ähnlich ſtark ſeit Jahrzehnten hier nicht erlebt 
haben. Erträge von 17 Zentern Weizen auf den Morgen und 15—16 
Zentnern Roggen gehörten nicht zu den Seltenheiten, und ſelbſt auf 
ganz leichtem Boden wurden häufig 10 Zentner Roggen erzielt, ſo 
daß man einen Durchſchnittsertrag von 12—13 Zentnern Weizen und 
9 Zentnern Roggen annehmen kann. Die Sommerung entwickelte ſich 
bei dem kühlen Frühjahrswetter und den häufigen kalten Niederſchlägen 
ſehr mäßig; nur Gerſte gab auf ſchwerem Boden befriedigende Erträge 
und dürfte im Durchſchnitt 10 Zentner gebracht haben. Hafer war 
beſonders im Kreiſe Thorn weniger ergiebig, und auch Erbſen und 
Wicken brachten nur geringe Erträge. Erbſen werden überhaupt nur 
noch wenig angebaut und man erſetzt ſie häufig durch Gerſte. 

Auch die Futterernte wurde im Frühjahr durch Kälte und Näſſe 
beeinträchtigt, und das ſpäter eintretende ſehr trockene und heiße Wetter 
war dem Wachstum derart hinderlich, daß Wieſen und Klee nur ſelten 
einen zweiten Schnitt gaben, während auch der erſte Schnitt nur 
minderwertig geweſen war, ſo daß für den Morgen ein Duchſchnitts— 
ertrag von höchſtens 10 Zentnern erreicht worden iſt. Die im ganzen 
nur wenig angebaute Luzerne gab etwas höhere Erträge. 

Kartoffeln gaben auf gutem Boden eine Mittelernte, nämlich 
60— 80 Zentner; auf leichtem Boden wurden 2550 Zentner je nach 
Kultur erzielt. Der hohe Stärkegehalt und die hohen Preiſe glichen 
einigermaßen die geringe Quantität aus. Die Zuckerrübenernte war 
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recht mäßig, und es dürfte ein Durchſchnittsertrag von 100 Zentnern 
auf dem Morgen kaum erzielt worden ſein. Dazu wurden unſere 
Rübenbauer noch durch den Brand der Zuckerfabrik Culmſee erheblich 
geſchädigt. 

Die Viehweide war ſehr ſchwach und häufig für das Rindvieh 
nicht ausreichend, ſodaß dieſes ſtärker als in anderen Jahren im Stalle 
zugefüttert werden mußte. Die Aufzucht von Rindvieh, die aber in 
unſerem Bezirke nur wenig betrieben wird, war bei den ſtetig ſteigenden 
Viehpreiſen ſehr nutzbringend; namentlich Milchkühe wurden ſehr hoch 
bezahlt und vielfach nach dem Weſten abgeſetzt. Die Rindermaſt war 
dagegen weniger lohnend, wenn man nicht ſelbſtgezogenes Vieh ver- 
werten konnte. Bei mageren Ochſen wurden 3440 Mk. für den 
Zentner bezahlt, während man bei fetten dieſe Preiſe kaum erzielen 
konnte, und da man, um eine Zunahme von 2½ bis 3½ Zentnern 
zu erreichen, die Ochſen etwa 5 Monate füttern mußte, ſo konnte dabei 
natürlich nicht viel verdient werden. Auch bei Schafen ſtellte ſich die 
Aufzucht lohnender, als das Mäſten, denn bei magerem Vieh wurden 
33—35 Pfennige für das Pfund bezahlt, während man für fette 
Schafe nur 30—33 Pfennige erzielen konnte, ſo daß der Zuwachs die 
Koſten kaum deckte. Die Schweinehaltung war wenig ertragreich, da 
mehrfach Rotlauf und Schweinepeſt auftraten. Wenn auch die für 
Schweine gezahlten Preiſe bis gegen Ende des Jahres nicht beſonders 
hoch waren, ſo ſtiegen ſie von da an gewaltig und es wurden im 
Frühjahr 1905 45—50 Mk. für den Zentner gezahlt, ſo daß vielfach der 
Wunſch auftauchte, es möchte wenigſtens für die Zeiten des Schweine⸗ 
mangels die Zufuhr ruſſiſcher Schweine geſtattet werden. 

Der Handel mit Rindvieh war im letzten Jahre beſſer geworden, 
wenn auch die Beſchaffenheit des Maſtviehs im allgemeinen zu wünſchen 
übrig ließ. Bei gemäſteten Hammeln war das Geſchäft bedeutend 
ſchlechter. Was den Schweinehandel anbetrifft, ſo ging dieſer von 
Januar bis Mai ziemlich gut, da genügend magere und fette Ware 
vorhanden war. Vom Monat Mai an kamen jedoch die fetten Schweine 
häufig nicht völlig reif an den Markt und bei mageren Schweinen 
brachte die Schweineſeuche nicht unbeträchtlichen Schaden. In den 
Monaten November und Dezember war das Geſchäft in fetten Schweinen 
wieder etwas beſſer geworden. 

Das Getreidegeſchäft entwickelte ſich in der erſten Jahreshälfte 
ſehr ruhig, und namentlich in den Monaten Mai- Juni hörten die 
Zufuhren vom In- und Auslande faſt ganz auf. Die Vorräte der 
Landwirte waren aufgebraucht und die Mühlen hatten ſich wenigſtens 
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mit Roggen ziemlich verſorgt. Ganz unerwartet trat Ende Juni 
Ruſſiſch⸗Polen als Käufer großer Mengen Roggen auf, wodurch der 
Getreidehandel neu belebt und der Preis bei Roggen um 20, bei 
Hafer um 10 Mark für die Tonne in die Höhe getrieben wurde. Da 
in unſerm Bezirk faſt gar kein Roggen vorhanden war, mußten unſre 
Händler größere Poſten aus der Poſener Gegend beziehen. Infolge 
Zurückgehens der Kleieeinfuhr trat gleichzeitig auch eine erhebliche 
Preisſteigerung für Futtergetreide ein, worauf die Vorräte in dieſem 
Artikel zu guten Preiſen geräumt wurden. Mitte Juli hörten die 
Ankäufe aus Polen auf. 

Die auf die letzte Ernte geſetzten Hoffnungen haben ſich, wenigſtens 
ſoweit Roggen und Weizen in Frage kommen, erfüllt. Die Ernte in 
dieſen beiden Früchten war ſo reich, daß man ſich nicht entſinnt, ſeit 
Jahrzehnten eine ſo vorzügliche Ernte gehabt zu haben, zumal da auch 
die Qualitäten hervorragend waren. Als die Landwirte zu dreſchen 
begannen, kamen bedeutende Zufuhren an den Markt, doch hatte man 
trotzdem nicht über ſchleppenden Abſatz zu klagen, das Geſchäft blieb 
vielmehr durchweg flott. Unſre Mühlen nahmen natürlich beträchtliche 
Mengen auf, ferner wurde Roggen und Weizen nach Danzig verſandt, 
auch kaufte Königsberg viel Roggen. Leider geſtatteten es die 
traurigen Waſſerverhältniſſe nur wenig, den billigeren Waſſerweg zu 
benutzen, weshalb faſt alles mit der Bahn verladen werden mußte. 
Nach Berlin Roggen zu verladen, war bei der hohen Waſſerfracht 
unmöglich. Durch die reiche Weizenernte fielen die Preiſe um 10 bis 
15 Mark für die Tonne, während Roggen weniger gedrückt wurde. 
Im Herbſte iſt auch Roggen und Weizen nach Oſterreich ausgeführt 
worden, ferner nahm Skandinavien viel Roggen auf und gegen 
Jahresende und ſeit Beginn des neuen Jahres wird viel Roggen nach 
Polen abgeſetzt. Das in Schobern ſtehende Getreide iſt durch das 
anhaltend naſſe Wetter ſtark beſchädigt worden, und ſo kam viel 
klammes Getreide zum Markt, das erſt durch Vermiſchen mit trocknem 
Getreide verſandtfähig gemacht werden mußte. Übrigens gelang es, 
von den leichteren Qualitäten größere Mengen in Polen unterzubringen. 

Wegen der anhaltenden Dürre hielt man im Spätfrühjahr Gerſte 
ſchon für verloren, jedoch bewirkte der noch eintretende lang erſehnte 
Regen, daß dieſe Frucht gut mittelmäßig im Gewicht und recht ſchön 
in Qualität geerntet wurde. In Weſtdeutſchland hatte die Dürre 
anſcheinend ein weiter hinter den Befürchtungen ſtehendes Reſultat 
gezeitigt, denn gleich nach der Ernte, als erſt wenige Abſchlüſſe mit 
Rußland und unſerm Hauptabnehmer Königsberg vorlagen, trat dieſer 
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Teil Deutſchlands als flotter Käufer auf und blieb mit kleinen Unter⸗ 
brechungen fortgeſetzt im Markte. Hätten die Staffeltarife noch beſtanden, 
ſo würden ſie gerade bei Gerſte im Vorjahr einen höchſt belebenden 
Einfluß gehabt haben, während ſo Weſtdeutſchland genötigt war, 
ſeinen Bedarf über Danzig Rotterdam zu beziehen, wobei die großen 
Koſten und Speſen natürlich erſchwerend ins Gewicht fielen. Die 
Gerſtenpreiſe ſetzten gut ein und erreichten allmählich eine ganz 
bedeutende Höhe, die mit kleinen Schwankungen bis zuletzt behauptet 
werden konnte. Der Abſatz war durchweg gut, und die ſchönen 
Qualitäten waren eine gute Verſicherung gegen Beanſtandungen, die 
auch wirklich nur vereinzelt vorkamen. Vorräte ſind jetzt kaum noch 
vorhanden, da infolge des ungünſtigen Wetters vielfach der Klee nicht 
aufging und deshalb die noch vorhandene Gerſte in Gemenge zur 
Saat als Erſatz Verwendung fand. 


Hafer war gut und in leidlicher Menge geerntet worden, doch 
kam wenig in den Handel, weil die Beſitzer, ſoweit ſie nicht direkt an 
das Proviantamt verkauften, den Hafer ſelbſt verfütterten, um den 
Ausfall an Gemenge, das eine nur ſehr geringe Ernte geliefert hatte, 
auszugleichen. Trotzdem ſoll gerade in Hafer das Geſchäft ziemlich 
ſchwer geweſen ſein. 


Das letzte Geſchäftsjahr ſetzte, wie immer im Januar, etwas 
ſchleppend ein, bis der Anfang Februar zwiſchen Rußland und Japan 
ausgebrochene Krieg für beide Sorten Brotgetreide einen nicht uner— 
heblichen Preisaufſſchlag brachte. Da man allgemein das Ausbleiben 
von ruſſiſchen Getreideabladungen befürchtete und die inländiſchen 
Abgeber von Roggen und Weizen mit ihrem Angebot zurückhielten, 
ſo wurde namentlich bei Weizen eine bedeutende Preisſteigerung 
beobachtet, die ſich jedoch in der Hauptſache auf die öſtlichen Provinzen 
beſchränkte. Der Weſten Deutſchlands folgte dieſer Preisbewegung in 
geringerem Grade, da die dortigen Mühlen weniger von der Preis 
geſtaltung des ruſſiſchen Weizens abhängen, und ſo kam es, daß die 
weſtlichen Mühlen den öſtlichen Mehlmarkt durch große Abgaben 
billigen Mehles für geraume Zeit eroberten. Der ſchlechte Geſchäfts— 
gang der öſtlichen Weizenmüllerei veranlaßte dann allerdings wieder 
ein Abbröckeln der Weizenpreiſe, da es ſich auch zeigte, daß die Weizen— 
beſtände, nachdem ſie notgedrungen durch ruſſiſche Zufuhren ergänzt 
worden waren, auskömmlich ſeien. Trotzdem war es nicht möglich, die 
alten Abſatzgebiete wieder zu gewinnen, und es trat eine Beſſerung 
nicht eher ein, bis die quantitativ und qualitativ vorzügliche neue 
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Ernte unſeren Mühlen dem Welten gegenüber wieder das Übergewicht 
verlieh. 

Roggen, der auf dem Landwege aus Rußland weniger exportiert 
wird, hatte anfangs einen gleichen Preisaufſchlag nicht zu verzeichnen, 
und der Abſatz von Mehl blieb ziemlich unverändert, wenn auch die 
Rentabilität bei der ſtarken Konkurrenz auf dem Markte viel zu 
wünſchen übrig ließ. Erſchwert wurde das Geſchäft durch die Brach— 
legung der Binnenſchiffahrt infolge des Waſſermangels, und als Ruſſiſch— 
Polen teils aus Mangel an Ware, teils aus Furcht vor dem nachteiligen 
Einfluß der Dürre auf die neue Ernte als Käufer für Roggen im 
deutſchen Gebiete auftrat, begann eine raſende Aufwärtsbewegung der 
Roggenpreiſe, die aber wiederum nur längs der öſtlichen Grenze ſich 
zeigte, auf die Mehlpreiſe nur wenig Einfluß ausübte und mit dem 
Eintritt der neuen Ernte verſchwand, ſo daß die Mühlen davon nur 
Schaden hatten. 

Mit der neuen Ernte änderte ſich mit einem Schlag das vorher 
darniederliegende Geſchäft, beſonders für die Weizenmüllerei. Da 
Amerika verhältnismäßig hohe Preiſe für Weizen notierte und die 
Schiffahrt auf der Elbe ſtockte, gelang es unſeren Müllern auch noch, 
lange Jahre verloren gegangene Abſatzgebiete für Weizenmehl in 
Sachſen, ſogar in den Nordſeehäfen wieder zu erobern. Gerade in 
dieſen Häfen iſt das Geſchäft für unſere Mühlen ſehr ſchwer, weil 
unſere Weizenqualitäten nicht mehr die Konkurrenz mit den ausländiſchen 
aushalten. Die Beſitzer bauen hier von Jahr zu Jahr mehr den 
kleberarmen engliſchen Weizen an, ſo daß die Mühlen zeitweiſe gezwungen 
ſind, ruſſiſchen Weizen zum Aufbeſſern zuzukaufen. Gegen Ende des 
Jahres ließ der Abſatz wieder weſentlich nach, was hauptſächlich auf 
die Einſtellung der Binnenſchiffahrt zurückzuführen iſt, denn wir ſind 
bei Mehl zum großen Teil auf Abſatzgebiete angewieſen, für die der 
Waſſerweg benutzt werden muß. Lähmend wirkte ferner auf den 
Geſchäftsgang der Umſtand, daß man noch im Unklaren über den 
Zeitpunkt des Inkrafttretens der neuen Handelsverträge war, wodurch 
die Luſt zu größeren Vorverkäufen eingeſchränkt wurde. 

Die reiche Roggenernte brachte den Mühlen nicht den erwarteten 
Vorteil, denn während das bisherige Abſatzgebiet für Roggenmehl 
Oſtpreußen, Poſen, Schleſien und Sachſen wegen der dortigen guten 
Ernten nur wenig aufnahm und die Mehlpreiſe auch auf dem übrigen 
Abſatzgebiet gedrückt wurden, gingen andrerſeits infolge des ſtarken 
Exportbegehrs in Roggen die Preiſe dafür in die Höhe, ſo daß der 
Mahllohn erheblich reduziert wurde. Viel geklagt wird über die 


Schwierigkeiten, denen der Mehlexport infolge des Ausfuhrregulativs 
unterliegt, und über die Einkäufe des Proviantamtes, das den Beſitzern 
Preiſe für Roggen bezahlte, die zeitweiſe die wirkliche Marktlage um 
3—5 Mark für die Tonne überſchritten. 

Übrigens ſind trotz alledem die Mühlen mit ganz ſtattlichen 
Aufträgen verſehen in das neue Jahr übergetreten. 


Im erſten Viertel des Berichtsjahres traten die Folgen der 
günſtigen vorhergegangenen Ernte in niedrigen Preiſen und flauer 
Stimmung für Futtermittel ſcharf in Erſcheinung. Die Landwirte 
beſaßen noch genügend Sommergetreide und ſchränkten daher den 
Einkauf an Futtermitteln aufs äußerſte ein. Da aber die Zufuhren 
aus Rußland reichlich an den Markt kamen, und auch die inländiſche 
Mühleninduſtrie genügend Material anbot, ſo mußten naturgemäß die 
Märkte immer mehr verflauen, ſo daß zeitweiſe der Abſatz ſich recht 
ſchwierig machte. Erſt im Frühjahr trat ein vollſtändiger Umſchwung 
in den bisherigen Preisverhältniſſen und der Stimmung für Futter— 
mittel ein. Große Trockenheit hielt das Wachstum auf den Wieſen 
zurück und hinderte das frühzeitige Austreiben des Viehes; demzufolge 
trat lebhafte Nachfrage, namentlich nach Kleie ein, die aber umſoweniger 
befriedigt werden konnte, als infolge der anhaltenden ungewöhnlichen 
Dürre die Waſſerſtraßen derartig austrockneten, daß die unterwegs 
befindlichen Kahnladungen ihren Beſtimmungsort nicht erreichen konnten 
und fernere Waſſerabladungen gänzlich unmöglich geworden waren. 
Hierzu trat für den hieſigen Handel erſchwerend, der infolge des 
japaniſch-ruſſiſchen Krieges hervorgerufene Wagenmangel auf den 
ruſſiſchen Eiſenbahnen ein, und es wuchs ſich die geringe Zufuhr 
namentlich während der Sommermonate geradezu zu einer Kalamität 
aus. Die Verkäufer waren meiſt nicht in der Lage, ihren kontrakt— 
lichen Verpflichtungen nachzukommen und mußten, um ihre Verbindlichkeit 
nur einigermaßen erfüllen zu können, auf den Bezug von amerikaniſchen 
und norwegiſchen Fabrikaten zurückgreifen. Die Preiſe für Kleien 
waren während der Sommermonate gegenüber den während des 
Frühjahres gegen 40 % geſtiegen und begannen erſt langſam abzu— 
bröckeln, als mit Beginn der neuen Ernte ruſſiſche und inländiſche 
Mühlen mit etwas größerem Angebot an den Markt traten. Leider 
hatten aber große Landesſtriche, namentlich Schleſien und Poſen unter 
der ungemein langen andauernden Dürre derartig gelitten, daß dort 
das Sommergetreide als verloren zu betrachten war, weshalb die 
Eiſenbahn verwaltung ſich genötigt ſah, für große Landesſtrecken den 
normalen Futtermitteltarif um 50 % zu ermäßigen. Wenn auch, 
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nachdem die Stromverhältniſſe ſich gebeſſert hatten, Preiſe für Kleie 
etwas gewichen ſind, ſo haben ſie ſich doch während der Herbſt- und 
Wintermonate ununterbrochen auf einer ungewöhnlichen Höhe erhalten 
können. Nur zeitweiſe, wenn lange zurückgehaltene Zufuhren in 
größerer Menge an den Markt kamen, verflaute die Stimmung ein 
wenig, um ſich aber bei ſchwächerer Zufuhr gleich wieder zu befeſtigen. 
Nicht wohl allein die lebhafte Nachfrage dienten den Preiſen zum 
Stützpunkt, als ganz beſonders die außergewöhnliche Verzögerung in 
der Ankunft ruſſiſcher Fabrikate infolge zeitweilig gänzlichen Verſagens 
der ruſſiſchen Eiſenbahnen, die an und für ſich nicht mit genügendem 
rollenden Material verſehen ſind. Dieſes wurde jetzt für Kriegs— 
zwecke aller Art ſo ungemein in Anſpruch genommen, daß auf ver— 
ſchiedenen Strecken daſelbſt aufgelieferte Waren oft 3—4 Monate des 
Weitertransportes harren, und dieſer traurige Zuſtand ſcheint in 
Permanenz erklärt zu ſein, ja, es iſt womöglich noch ſchlimmer geworden, 
als er es vor Monaten geweſen war. Auf den ruſſiſchen Bahnlägern 
warten viele tauſend Waggons ihrer Weiterbeförderung, und man kann 
ſich wohl denken, welche ungeheuren Zinsverluſte durch dieſe traurigen 
Verhältniſſe entſtehen, abgeſehen von den Verlegenheiten, in die die 
Importeure wegen des Ausbleibens der von ihnen längſt bezahlten 
Waren geraten. Wenn dieſe bedauerliche Erſcheinung in normalen 
Zeiten zwar nicht den Umfang wie im verfloſſenen Jahre annimmt, 
ſo tritt ſie doch alljährlich auf, weil eben die ruſſiſchen Bahnen in ihrer 
Sorgloſigkeit ſich um das Intereſſe des Publikums nicht bekümmern 
und für Erneuerung und Vermehrung rollenden Materials nicht 
genügend ſorgen. Wir möchten meinen, daß eine ernſte Vorſtellung 
unſerer maßgebenden Behörden, und ein Hinweis auf die ſchlimmen 
Folgen der Nachläſſigkeit der ruſſiſchen Eiſenbahnverwaltungen doch wohl 
den Erfolg haben könnten, daß die ſeit Jahren immer mehr zu Tage 
tretenden Mißſtände gehoben werden. Es wird mit der Zeit dahin 
kommen müſſen, daß man ſich — wie dies bei vielen Großhändlern 
ſchon der Fall iſt von dem Bezuge ruſſiſcher Produkte und Fabrikate 
mehr und mehr zurückzieht, denn ſelbſt günſtige Konjunkturen ſind 
nicht im ſtande, die mit dem Bezuge verbundenen Zinsverluſte und 
Riſiken aufzuwiegen. 

Der Markt in Olkuchen war nicht ſolch großen Schwankungen 
unterworfen wie der in Kleie. Allerdings haben auch hier Dürre und 
mangelhafte Zufuhren bei der Preisbildung mitgewirkt, aber die Land— 
wirte ſuchten ſich möglichſt einzuſchränken. Doch iſt immerhin die Preis- 
ſteigerung von Beginn bis zum Schluß des Jahres als weſentlich zu 


u 


123 
bezeichnen. Namentlich trug das infolge der Dürre und des dadurch 
hervorgerufenen Notſtandes erlaſſene öſterreich-ungariſche Ausfuhrverbot 
zur Befeſtigung der Preiſe und der Stimmung bei. Am Schluſſe des 
Jahres war die Nachfrage wegen ſchwacher Zufuhr recht rege, was 
noch eine kleine Erhöhung der Preiſe zur Folge hatte. 

Der in dem Bericht genannte Notſtandstarif iſt leider, wie ſchon 
früher einmal und trotz aller Vorſtellungen, wiederum zuungunſten 
des Handels erſtellt worden; und wenn auch infolge bitterer Klage 
ſeitens der maßgebenden Handelsorgane eine Milderung vorgenommen 
worden iſt, ſo kann man ſich doch der Anſicht nicht verſchließen, daß 
eine gewiſſe Tendenz in der Benachteiligung des Handels beabſichtigt 
iſt. Während direkte Bezüge der Landwirte zu dem billigen Tarif 
bei Erfüllung ganz leichter Formalitäten befördert wurden, wurde 
Händlern die gleiche Vergünſtigung nur unter ſehr unangenehmen 
und ſchweren Bedingungen geſtattet. Dieſe Erſchwernis fällt aber 
gleichzeitig vielfach auf die Landwirtſchaft zurück, indem natürlich kleine 
Landwirte, welche nicht volle Wagenladungen beziehen können, und 
ſolche, die auf Kredit von Händlern angewieſen ſind, alſo gerade der 
ſchwächere Teil der Landwirtſchaft, höhere Preiſe anzulegen gezwungen 
iſt als wirtſchaftlich ſtärkere Kreiſe. Es liegt aber durchaus kein 
Widerſpruch zwiſchen den Intereſſen der Landwirtſchaft und des 
Handels vor. Erſtere wird durch billige Bezüge des Handels durchaus 
nicht benachteiligt, und die Konkurrenz ſorgt ſchon dafür, daß den 
Käufern die volle Frachtermäßigung zugute kommt. Aber auch die 
Befürchtung, daß an der Hand des billigeren Tarifes Bezüge nach 
den Notſtandsgegenden gemacht werden, um nach Stationen außerhalb 
dieſes Gebietes zu gehen, iſt nicht ernſt zu nehmen denn im großen 
und ganzen hat die Landwirtſchaft allgemein durch die Dürre zu 
leiden gehabt, und es iſt durchaus nicht ſchlimm, wenn außerhalb des 
Notſtandsgebietes liegende und wohnende Landwirte von dem 
ermäßigten Tarif Vorteil genießen. 

Über das Wollgeſchäft läßt ſich wenig Erfreuliches berichten, denn 
es geht von Jahr zu Jahr weiter zurück. Bei den vielen, von der 


Anſiedlungskommiſſion angekauften Gütern ſind die Schäfereien, ſoweit 


ſolche vorhanden waren, aufgegeben worden, und auch viele Beſitzer 
haben die Schafzucht eingeſtellt. Es wird faſt nur noch Schmutzwolle 
gehandelt, doch bringen die Beſitzer zum größten Teil ihre Wolle zur 
Wollauktion nach Berlin oder ſie handeln direkt mit den Fabrikanten. 
Die Preiſe ſtellten ſich hier gegen das Vorjahr um wenige Mark 
niedriger. 
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Auch in dieſem Jahre iſt der Abſatz von Düngemitteln infolge 
des Wettbewerbes der Genoſſenſchaft wieder weiter zurückgegangen und 
dauern die in den Berichten für 1902 und 1903 geſchilderten ungünſtigen 
Verhältniſſe im ganzen und großen an. Namentlich fährt die Staats— 
regierung fort, die Genoſſenſchaften zu bevorzugen, ſei es, daß z. B. die 
Anſiedelungskommiſſion ihren Bedarf nur bei dieſen deckt, oder daß 
das unter dem Einfluſſe der Preußiſchen Regierung ſtehende Kaliſyndikat 
den Genoſſenſchaften günſtigere Bedingungen einräumt. Es ſind zwar 
ſeit dem 1. Januar 1905 vom Syndikat auch dem Handel höhere, an 
ſich ausreichende, Rabatte für die Vermittelung des Verkaufes von 
Kaliſalzen zugebilligt worden, doch muß ſein Abſatz ein beſchränkter 
bleiben, weil ihm unterſagt iſt, von dem Rabatte etwas an die 
Verbraucher weiterzugeben, während dies den Genoſſenſchaften freiſteht, 
die es auch um ſo leichter tun können, als ſie einen erheblichen, dem 
Handel nicht gewährten, Propagandazuſchuß erhalten, obwohl die 
Kaufleute in ihrer Geſamtheit ſich zweifellos mehr um die Ausbreitung 
der Anwendung der Kaliſalze, wie die Genoſſenſchaften, bemühen. 

Aber auch die kleine Erhöhung des Rabattes wurde dem 
Handel von genoſſenſchaftlich geſinnten Agrariern nicht gegönnt. Anſtatt, 
daß nun die Staats-Regierung, als ſie hierüber im Abgeordnetenhauſe 
interpelliert wurde, ſich auf den Standpunkt des gleichen Rechtes für 
Alle geſtellt hätte, griff ſie zu der für den Handel ſchmachvollen 
Ausrede: „Der wirtſchaftlich ſchwach daſtehenden Landwirte wegen, die 
nicht von Genoſſenſchaften kaufen könnten, ſondern darauf angewieſen 
ſeien, den Kredit des Handels in Anſpruch zu nehmen, dürfe man 
dieſen beim Abſatze der Kaliſalze nicht ganz ausſchalten.“ Mit anderen 
Worten: „Für die Genoſſenſchaften die ſichern, für den Handel die 
zweifelhaften Geſchäfte“. 

Von den Zuckerfabriken in Culmſee und Unislaw gingen uns 
über die Kampagne 1904/05 nachſtehende Berichte zu: 

1. Bericht der Zuckerfabrik Culmſee. 

Es waren für uns unter recht günſtigen Witterungsverhältniſſen 
20850 Morgen Rüben angebaut, gegen 21046 Morgen im Vorjahre. 
Die jungen Pflanzen entwickelten ſich im Frühjahr recht gut und ließen 
eine ebenſolche Ernte erhoffen. Leider folgte dem Frühjahr ein ſehr 
trockner Sommer, Niederſchläge blieben faſt ganz aus, die Hoffnungen 
auf eine gute Rübenernte ſanken von Woche zu Woche, und ſchließlich 
ſtand man vor der Tatſache einer vollſtändigen Mißernte. Die Anfang 
Oktober eingetretenen Niederſchläge konnten hieran nichts mehr ändern, 
bewirkten aber eine Durchfeuchtung des ſteinharten Bodens und dadurch 
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ein leichteres Herausnehmen der Rüben. Andernfalls wäre das Ernten 
der Rüben auf ſchwerem Boden faſt zur Unmöglichkeit geworden. 

Die Ernte pro Morgen war ja klein — nur 106 Zentner — 
aber der Zuckergehalt der Rüben ein recht hoher und konnte man 
hoffen, hierdurch wenigſtens etwas entſchädigt zu werden, zumal die 
Zuckerpreiſe ſich auch in ſteigender Bewegung befanden. Leider hatten 
wir aber am 28. Auguſt v. J. das Unglück durch einen großen Brand 
den größten Teil unſerer Fabrik zerſtört zu ſehen, ſo daß wir nicht in 
der Lage waren in die Kampagne einzutreten. — 

Die Regulierung des Brandſchadens, der faſt 1¼ Million Mark 
betrug, ſeitens der Feuerverſicherungs-Geſellſchaften hat zu unſerer 
Zufriedenheit ſtattgefunden. Vorräte an Zucker ſind nicht verbrannt 
da ſolcher nicht vorhanden war! Immerhin iſt aber der Schaden, den 
wir bezw. unſere Herren Rübenbauer durch den Brandſchaden erleiden 
ein ſehr großer! 

Die angebauten Rüben konnten wir ſchlank, und zu damaliger 
Zeit zu einem annehmbaren Preiſe verkaufen. Im Laufe der Kampagne 
ſtiegen aber die Zuckerpreiſe recht rapide und erreichten faſt 16 Mark 
pro Zentner für I. Produkt. Hierdurch dürften den Nachbarfabriken 
große Vorteile erwachſen ſein, da ſie für den noch unverkauften Zucker 
die un verhältnismäßig hohen Zuckerpreiſe mitnehmen konnten. Wir 
beziffern den Ausfall für unſere Herren Aktionäre an Rübengeld auf 
ca. 40 Pfg. pro Zentner, gegenüber wenn wir ſelbſt hätten arbeiten 
können. 

Eine außerordentliche Generalverſammlung unſerer Aktionäre am 
20. September v. J. beſchloß den Wiederaufbau der Fabrik im alten 
Rahmen, und wurde ſolcher unter günſtigen Verhältniſſen ſofort in 
Angriff genommen und ſo gefördert, daß wir mit den Hauptgebäuden 
gegen Weihnachten unter Dach kamen. Inzwiſchen hat die Vergebung 
der notwendig gewordenen Maſchinen-Lieferungen ſtattgefunden und 
hoffen wir mit aller Beſtimmtheit zum 1. Oktober d. J. wieder in 
Betrieb zu kommen. 

Zur nächſten Kampagne ſtehen uns ca. 20000 Morgen Rüben 
zur Verfügung. 

Außerdem bemerken wir noch, daß die Fabrik wegen voraus— 
verkauften Zuckers I. Produkts in Differenzen geraten iſt. Wir ſtehen 
auf dem Standpunkt, daß wir nicht verpflichtet ſind dieſen zu liefern, 
indem wir force majeure für uns in Anſpruch nehmen; die Käufer 
hingegen verlangen Lieferung! Eine gerichtliche Entſcheidung ſteht 
noch aus. 
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2. Vericht der Zuckerfabrik Anislaw. 

Die Kampagne begann am 5. Oktober 1904 und endete am 
29. Dezember 1904. In 155 Schichten wurden 1145000 Zentner Rüben 
verarbeitet, demnach beträgt die Durchſchnittsverarbeitung während 
24 Stunden 14774 Zentner gegen 14632 Zentner des Vorjahres. 

Produziert worden ſind: 

171526 Zentner I. Produkt, 
Cf 
und ca. 20000 Zentner Melaſſe. 

Infolge des Brandes der Zuckerfabrik Culmſee haben wir von 
letzterer die Ernte von ca. 3000 Morgen Zuckerrüben übernommen, 
während unſere eigene Anbaufläche ca. 7000 Morgen betragen hat, 
ſo daß das verarbeitete Rübenquantum von ca. 10000 Morgen geerntet 
iſt. Die Durchſchnittsernte beträgt mithin 115 Zentner pro Morgen. 

Die Marktlage des Zuckers hat ſich gebeſſert, was auf den großen 
Ernteausfall, der durch die Dürre auf dem ganzen Kontinente hervor— 
gerufen iſt, zurückzuführen iſt. 

Bei der Thorner Stärkefabrik haben ſich die Waſſerverhältniſſe 
trotz der darauf verwendeten großen Koſten nicht gebeſſert, und obgleich 
die Fabrik jetzt das Betriebswaſſer aus nicht weniger als ſieben Filter— 
brunnen vermittelſt zweier langer Heberleitungen entnimmt, bleibt das 
Waſſer immer noch knapp, ſo daß bisher nur in beſchränktem Umfange 
gearbeitet werden konnte. Man beabſichtigt nun doch noch, das Betriebs— 
waſſer der Weichſel zu entnehmen, was wegen der erforderlichen hohen 
Anlagekoſten bisher unterblieben iſt. Sobald die Waſſerfrage endgültig 
gelöſt iſt, will man an eine Erweiterung der Fabrik herantreten. 

Von der allgemeinen Lohnbewegung in Thorn wurde im Vor— 
jahre auch die Stärkefabrik berührt, doch haben ſich im übrigen die 
Arbeiterverhältniſſe günſtiger wie früher geſtaltet, indem die Fabrik jetzt 
über einen erfahrenen Arbeiterſtamm verfügt, auch kehrt die Mehrzahl 
der von ihr beſchäftigten Arbeiter alljährlich im Herbſte wieder. Über 
die Ergebniſſe des Betriebs im Jahre 1904 iſt uns nachſtehender Bericht 
zugegangen: 

„Bei Beginn des Jahres 1904 wurde Prima-Kartoffelmehl wie 
wir ſolches ausſchließlich fabrizieren, mit 21,50 — 21,75 Mk. frei Berlin 
notiert und verurſacht durch kleine Lagerbeſtände, ſtiegen die Preiſe für 
Kartoffelfabrikate bis Ende April bald um 1 Mk. Die Nachfrage 
entſprach aber doch nicht den gehegten Erwartungen und blieben nicht 
unbedeutende Quanten auf Lager, die erſt im Auguſt und September 
zur Veräußerung zu rentablen Preiſen gelangten. Während des Sommers 


127 


war die Stimmung für Kartoffelfabrikate außerordentlich flau und zwar 
infolge anfangs ſehr günſtiger Ernteausſichten, die aber durch anhaltende 
Dürre teilweiſe vernichtet wurden. Während in verſchiedenen Teilen 
Deutſchlands eine völlige Mißernte von Kartoffeln zu verzeichnen iſt, 
hat Weſtpreußen in dieſem Jahre eine gute Mittelernte gehabt. Der 
Stärkegehalt der hieſigen Kartoffeln war ein ausnahmsweiſe hoher 
und hatten wir ultimo Dezember einen Durchſchnitt von 20,7 zu ver— 
zeichnen. Das Prozent Stärkegehalt per Zentner Kartoffeln wurde 
von uns anfangs mit 10½ Pf. frei Fabrik bezahlt. Bei der lebhaften 
Konkurrenz, die uns ſelbſt von ſchleſſiſchen Fabriken hier beim Einkauf 
gemacht wurde, gingen die Kartoffelpreiſe bis auf 12 Pf. frei Fabrik 
in die Höhe, um aber ſpäter wieder auf 11— 11 ½ Pf. zu fallen. So 
wie die Preiſe für das Rohmaterial variierten, verhielt ſich auch das 
fertige Fabrikat im Preiſe, wofür, was Prima-Kartoffelmehl anbelangt, 
vorübergehend ſo viel wie 28,00 Mk. ab Fabrik zu erzielen war. Wie 
immer bei hohen Preiſen ſchränkt ſich der Konſum aufs äußerſte ein 
und finden ſich auch allerhand Subſtitute, welche dem eignen Fabrikat 
Konkurrenz machen. So iſt beſonders Reismehl als ein geſuchtes 
Subſtitut für Kartoffelmehl aufgetreten, welches um 5—7 Mk. per 
100 kg ſich billiger ſtellt als Kartoffelmehl. Dieſe Konkurrenz im 
Verein mit dem eingeſchränkten Konſum hatten denn auch zur Folge, 
daß die Preiſe nicht nur weiter anzogen, ſondern ſich auch eher abge— 
ſchwächt haben und wurde Ende Dezember Prima Kartoffelmehl mit 
26,75 — 27,00 Mk. frei Berlin notiert. 

Von der Spritfabrik von W. Sultan in Mocker, einem Mitgliede 
der Zentrale für Spiritusverwertung, iſt uns folgender Bericht zur 
Verfügung geſtellt worden: 

„Die Spirituserzeugung während des Brennjahres 1903/04 war 
gering. Ein kleine Kartoffelernte in Deutſchland, eine Mißernte in 
Holland und England und infolgedeſſen hohe Kartoffelpreiſe und 
hohe Stärkepreiſe entzogen der Spiritusbrennerei das notwendige Roh— 
material. Die Produktion genügte indeſſen für den inländiſchen Bedarf, 
nachdem der Abſatz nach dem Auslande auf die Ausfuhr geringfügiger 
Mengen von Spriten feinſter Qualität eingeſchränkt worden war. 
Die Mitglieder des Verwertungsverbandes Deutſcher Spiritus-Fabrikanten 
erhielten für das Brennjahr 1903/04 465425 Mk. für 100 Liter r. A. 

Die deutſche Kartoffelernte des Jahres 1904 hat unter der 
Ungunſt der Witterung außerordentlich gelitten. Beſonders ungünſtige 
Ernten hatten die Provinzen Brandenburg, Poſen und Schleſien, 
deren Erträge für die Spiritusproduktion von der größten Bedeutung 
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find. Zwar waren die Ernten in Weſtpreußen und Oſtpreußen gute 
und infolgedeſſen war dort auch eine reichliche Spiritusproduktion zu 
erwarten; aber der Ausfall in den anderen Provinzen war ſo bedeutend, 
daß die Gefahr vorlag, die Spiritusproduktion und die vorhandenen 
geringen Läger würden den Anſprüchen des inländiſchen Verbrauchs 
nicht genügen. Die Zentrale für Spiritus-Verwertung mußte deshalb 
Vorſorge treffen, daß nicht von den Kartoffeln, welche überhaupt für 
Induſtriezwecke vorhanden waren, durch die hohen Gebote der Stärke— 
fabrifen den Brennereien das ſpäter nicht mehr zu erſetzende Roh: 
material entzogen werde. Es gab, um dieſe Gefahr zu vermeiden, 
nur das eine Mittel der Erhöhung der Spirituspreiſe bis zu der 
Grenze, jenſeits welcher der Verkauf von Kartoffeln an andere 
Induſtrieen nicht mehr vorteilhafter war. Die Zentrale für Spiritus 
Verwertung erhöhte deshalb den Abſchlagspreis für den Spiritus der 
ihr angeſchloſſenen Brennereien auf 57 Mk. 

Dieſe Erhöhung der Preiſe war notwendig und deshalb mußte 
man die Wirkungen der außerordentlichen Verteuerung der Ware auch 
ertragen. Der Trinkverbrauch geht unter dem Einfluſſe der hohen 
Preiſe zurück und wenn dieſer Rückgang auch ferner ſich zeigt, ſo wird 
ihm entſprechend das Kontingent der Brennereien ſich verringern. 

Der Verbrauch von Spiritus zu techniſchen Zwecken als Heiz, 
Licht⸗ und Kraftquelle war dank den außerordentlichen Bemühungen 
der Zentrale für Spiritus-Verwertung und durch die großen Opfer, 
die das in unſerm Syndikat vereinigte Brennereigewerbe für dieſen 
Zweck ſeit Jahren brachte, ſtark geſtiegen. Dieſe erfreuliche Entwickelung 
mußte durch die notwendig gewordene Verteuerung der Ware zum 
Stillſtand gebracht werden. 

Man wird aber hoffen dürfen, daß, wenn normale Ernten die 
Rückkehr zu normalen Preiſen geſtatten, der Verbrauch von Spiritus 
zu techniſchen Zwecken wieder ſteigen wird. 

Die Spritfabriken im Syndikat erhalten bei den hohen Preiſen 
dieſes Jahres keine höhere Bezahlung für die Raffinierung des 
Branntweins. Die Koſten der Lagerung ſind dagegen erheblich 
geſtiegen, denn der Zinsverluſt für die gelagerte Ware iſt bei ihrem 
hohen Werte größer, die Verſicherung teurer und der Wert der ent— 
ſtehenden Fehlmenge höher geworden. 

Die Beſchäftigung der Fabriken iſt infolge des Rückganges des 
Verbrauchs und der Einſchränkung des Exportes eine geringere. 

Den Intereſſen der Spritfabriken wird deshalb eine Rückkehr 
zu niedrigen normalen Preiſen ebenſo dienen, wie den Intereſſen 
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der Brenner. Hohe Preiſe würden bei normalen Ernten den Anreiz 
zur Überproduktion, zur Anlage von Brennereien auch an den Stellen 
geben, wo die wirtſchaftlichen Vorausſetzungen für ihre Errichtung 
ſonſt nicht vorhanden ſind. Dieſe Überproduktion würde aber um ſo 
verderblicher wirken, wenn gleichzeitig durch zu hohe Preiſe der Ver— 
brauch von Branntwein zu Koch- Licht- und Kraftzwecken eingeengt 
wird, welcher einer bedeutenden Vermehrung noch fähig iſt.“ 

Die Deſtillateure ſind von der Politik der Spirituszentrale natürlich 
wenig erbaut, da dadurch der Trinkſpiritus ganz weſentlich verteuert wird, 
um den Nachteil, der beim Verkauf des denaturierten Spiritus entſteht, 
einigermaßen auszugleichen. Tatſächlich befindet ſich die Likörfabrikation 
jetzt in einer ſchwierigen Lage, denn wenn ſie auch mit dem Preiſe 
ihrer Fabrikate in die Höhe gehen mußte, ſo konnte ſie dies doch nicht 
entſprechend der Höhe der Spirituspreiſe tun, da ſonſt der Konſum noch 
bedeutend mehr, als es jetzt ſchon geſchehen iſt, zurückgehen würde. Man 
muß ſich daher eine erhebliche Schmälerung des Nutzens gefallen laſſen. 
Eine weitere Schädigung erfuhr das Deſtillationsgewerbe durch die 
weſentliche Steigerung der Zuckerpreiſe im letzten Viertel des Vorjahres. 

Die Einfuhr von Hölzern auf der Weichſel war bei ſämtlichen 
Holzarten geringer als im Jahre 1903. 

Dieſe geringere Einfuhr iſt lediglich auf die durch die ſchlechten 
Waſſerverhältniſſe entſtandenen größeren Unterbrechungen im Flößerei— 
betriebe zurück zu führen, da zahlreiche Nebenflüſſe der Weichſel faſt 
völlig verſiegt waren und dadurch viele Produzenten gehindert wurden, 
ihre Transporte zur geeigneten Zeit herunter bringen zu können. 

Das dann ſchließlich im Spätherbſt durch Niederſchläge eingetretene 
Wachswaſſer kam für entfernter liegende Ablagen jedoch nicht mehr in 
Frage, und jo blieben ca. 20 9% der geſamten Produktion im Urſprungs— 
lande zurück. 8 

Hierdurch kamen einerſeits die deutſchen Sägemühlenbeſitzer in 
eine unangenehme Lage, da die von ihnen beſtimmte bei günſtigen 
Waſſerverhältniſſen zu erwartende Rundholzmengen nunmehr gänzlich 
ausblieben, andererſeits ergab ſich daraus die Notwendigkeit von Erſatz— 
käufen im Inlande und ſo konnte man, dieſer Lage entſprechend, 
die Preiſe des Weichſelmarktes nicht unweſentlich ſteigen ſehen. Trotz 
der geſtiegenen Preiſe brachte das Geſchäft den ausländiſchen Holz— 
händlern wenig Nutzen, da die Verflößung der Hölzer aus näher 
liegenden Stellen im Sommer durch die ſchlechten Waſſerverhältniſſe 
und im Spätherbjt durch plötzlich eingetretene Kälte, ſowie durch das 
dem Eisgange vorhergehende Hochwaſſer bedeutende, nicht vorher— 
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geſehene Koſten verurſachte, die nicht nur die Verdienſte der betreffenden 
Holzeigentümer verbrauchten, ſondern auch Verluſte brachten. 
Dem Entgegenkommen der königlichen Regierung iſt es zu ver— 
danken, daß die für den 1. November beſtimmte Schließung des Brom— 
berger Hafens auf den 3. Dezember vertagt wurde. Nur ſo konnte 
einer ernſten Gefährdung des Flößereiverkehrs auf der Weichſel und 
damit den Intereſſen von Deutſchlands Holzinduſtrie vorgebeugt werden. 
Es haben in dieſem Jahre 1488 Traften bei Schillno die preußiſche 
Grenze paſſiert. Der ungefähre Wert beziffert ſich wie folgt: 


668934 kief. Rundhölzer . . . à 29, — Mk. — 19399086, — Mk. 
441581 „ Balken, Mauerl., Timber à 13,50 „ „ M 5961343,50 „ 
e ,,,, 2:35,90: ,>.,, ..1138968,70°°, 
ine er Miegeihnlaes +:.:.2°.5.585. 1,4035 „27; 30 956,80 „ 
296029 „ Schwellen I. und II. . 4 2,65 „ „ 784 476,85 „ 
38047 tann. Rundhölzer 2 21,.— „ „ 788987,.— „ 
27591 „ Balken und Mauer. à 10,.— „ „ 275910,.— „ 
115844 Rund⸗Elſen . 4 16,.— „ „ 1853504, — „ 
eic, e 27536,.— „ 
CCCCCCCCCTFCCCCVCCTTC Bew 3727,50 „ } 
Da RUE e 624,— „ 
7283 eichene Rundhölzer . . .220,— „ „ 145660,— „ 
67715 „ Nundſchwellen . . à 4,65 „ „ 314874,75 „ 
27765 „ Plancons u. [Eichen à 18,.— „ „ 499770,.— „ 
1015 „ Kreuzhöl zr; De u 2030,.— „ 
94058 „ Schwellen 4 4,20 „ „ 395043,60 „ 
1205 „ Weichen-Schwellen A 5 20 „ „ 6266,— „ 
36341 „ö Tramway-Schwellen . à 2,15 „ „ 78 133,15 „ 
6407 „ Stäbe . n 1601,75 „ 
28580 „ Bl amen 07 17685,— „ 
67545 „ Speichen ii N. 10131,75 „ 


zuſammen 31741316,35 Mk. 


Nach Liepe a. O. gelangten von dieſen Hölzern bis Schluß der } 
Saiſon (15. Dezember 1904) folgende: 
Rundkiefern .. „260945 Stüc 
Kief. Mauerlatten, Balken und Timber e eee 
/ AAA 1819, 
%% PPP ⁵⁵wn 13739 
Tann. Rundhößer .. . . Be 
„ Balken und Mauerlatten RE REED RER 511 5 
Rund Glenn K | 
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Rund Echn 147 Stück. 
Fiche: 8 1468 „ 
Eich. Schwellen. .. Re 203838 3 


Gezahlt wurden nachſtehend verzeichnete Preiſe für die einzelnen 
Sortimente: 


Rundholz: 
dee 70-90 Pf. 
C is 50—58 „ 
an Hash Set ae: ARBCRUNeEr % 5 70-90 „ 
Eſpen VE 5 56 „ 
Germ . ze 5 65 —90 „ 
Weiß buchen ER 5 70—85 „ 
Eichen urn 3 80—110 „ 
Rüſtern R 7, 60—75 „ 

Kantholz: 

Ruſſiſche Mauerlatten ... pro Kubikfuß 1,05— 1,15 Mk. 
Galiziſche 1 ae EEE x 70—78 Pf. 
So (( fi 80—85 „ 
Timber 8 1,10 Mk. 
Eich. Schwellen. pro Stück 4,40 „ 
Kief. 77 . 5 2,65 — 2,85 „ 
Plançgons . 3 2,30—2,75 „ 


Die Thorner Holzſchneidemühlen wieſen im Vorjahre einen 
ebenſo ſchleppenden Geſchäftsgang auf, wie im Jahre 1903, ja der 
Umſatz war ſogar noch kleiner geworden. Die Rohholßpreiſe blieben 
bis zum Spätherbſte hoch und waren noch um ca. 10 % teurer als im 
Jahre vorher. In Thorn war nur wenig Bedarf vorhanden, da die 
Bautätigkeit, abgeſehen von geringfügigen Privatbauten, ſich auf einige 
größere ſtädtiſche Bauten beſchränkte. Bei dem Abſatz nach auswärts 
war man auf die Umgegend und die Provinz Poſen angewieſen, und 
nur geringe Mengen wurden nach Sachſen und nach Berlin verſandt. 
Für Bauholz und geringe Bretterwaren blieben die Preiſe wie im 
Jahre 1903. Gute kieferne Tiſchlerbretter brachten höhere Preiſe und 
Eichen- ſowie Erlenſchnittmaterial war auch bei guten Preiſen ſtets 
geſucht. Dagegen war das Schnittmaterial aus anderen Laubhölzern 
wenig begehrt. Der niedrige Waſſerſtand der Weichſel brachte den 
Thorner Holzſchneidemühlen noch den beſonderen Nachteil, daß man 
die Hölzer lange Strecken über Sandbänke ſchleppen mußte, wodurch 
das Auswaſchen erſchwert und verteuert wurde. Wenn das Holzgeſchäft 
in Thorn überhaupt von Jahr zu Jahr zurückgeht, ſo liegt dies an 
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den vielen hier entſtehenden Unkoſten, denn Bewachung, Stammgeld 
an den Ufergelderheber, Uferlagergeld, Auswaſchen, Auffahren ſchmälern 
den Verdienſt erheblich, ſo daß unſere Mühlen nicht im ſtande ſind, 
mit den Waldmühlen in Oſt- und Weſtpreußen zu konkurrieren. Dazu 
bringt auch noch die geringe Ladefriſt auf der Uferbahn Verluſte. Nur 
durch den baldigen Bau des Holzhafens dürfte das Thorner Holzgeſchäft 
eine Beſſerung erhalten. 

In Kulm wird das Holzgeſchäft als gut bezeichnet. Die Schneide- 
mühlen konnten namentlich ihre erſtklaſſigen Produkte mit Nutzen ſchlank 
abſetzen. Das Baugeſchäft war allerdings nur mittelmäßig, und beſonders 
auf dem Lande, wo immer noch die Nachwehen der ſchlechten Ernte 
der vorausgegangenen 3 Jahre empfunden werden, wurde nur das 
Notwendigſte repariert und Neubauten faſt gar nicht in Angriff 
genommen. 

Die im Kreiſe Löbau befindlichen Sägewerke haben frühzeitig 
und zu ziemlich guten Preiſen ihren Einſchnitt verkauft. Zahlreicher 
als ſonſt waren freilich auswärtige Händler auf den dortigen Holztermin 
erſchienen, und die Sägewerke waren daher gezwungen, erheblich höhere 
Preiſe, als im Jahre vorher zu zahlen. 

Als eine, namentlich für die kleinen Schneidemühlen vorteilhafte 
Erleichterung begrüßte man es, daß den vielfach laut gewordenen 
Wünſchen entſprechend künftig für die Hinterlegung von Holzkaufgeldern 
Wechſel in größerem Umfange als bisher zugelaſſen werden ſollen. 

Über den Geſchäftsbetrieb der Sägewerke im Kreiſe Brieſen iſt 
uns folgender Bericht zugegangen: 

„Das Schneidemühlen-Geſchäft geſtaltete ſich 1904 bezüglich des 
Umſatzes und Nutzens zufriedenſtellend, jedoch war das Herbſtgeſchäft 
gegen 1903 erheblich ſtiller, obgleich die Landbewohner auf eine gute 
Ernte zurückblicken konnten. Das Baugeſchäft war gegen 1903 erheblich 
ſtiller und der Nutzen hierbei immer mehr zurückgehend. 

Der Holzeinkauf pro 1904 kalkuliert ſich verhältnismäßig günſtig, 


wird aber pro 1905 infolge des Ankaufes der Holzmaſſen durch die 


Königl. Anſiedelungs-Kommiſſion, Poſen und der dadurch bedingten 
äußerſten Preistreiberei einen ganz bedeutend höheren Durchſchnittspreis 
ergeben, welcher den Nutzen durch die nicht in das Verhältnis zu 
bringenden Verkaufspreiſe aufs äußerſte ſchwächen wird. 

Einen großen Übelſtand erweiſen die kleinen Stationen, die für 
die Holzverladung der anliegenden Forſten in Betracht kommen. 
Unzureichender Abladeplatz für Langholz, Fehlen einer Laderampe 
oder geeigneter Ladekrähne, unpünktliches Stellen der angeforderten 
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Wagen auf dieſen Heinen Stationen ſchaffen fortwährend Zeitverluſte 
und erhebliche Unkoſten. Auch findet es ſich, daß die zu einer Station 
gehörigen freien Lagerplätze von einer Konkurrenzfirma aufgepachtet 
werden, um dadurch jeder weiteren Konkurrenz die Holzverladung faſt 
unmöglich zu machen; dabei liegen die Plätze meiſt müßig, unbenutzt, 
wie dies bei Station Konojad der Fall war. Ein entſprechender freier 
Platz müßte doch immerhin an jeder derartigen Station für alle Fälle 
verfügbar bleiben, da doch nicht nur die Intereſſen des Einzelnen voll 
wahrgenommen werden dürfen. 


Station Strasburg Wpr. verfügt dagegen über 2 für Holzverladung 
vorzüglich paſſende Rampen, die jedoch bahnſeitig für dieſen Zweck 
verweigert werden. Es iſt dies um ſo unverſtändlicher, da z. B. in 
Thüringen dieſe Rampen ſpeziell für Holzverladezwecke erbaut werden. 

Es hat der Bahnverkehr mit Holz in den letzten Jahren erheblich 
zugenommen, wie auch ſeitens der Bahnverwaltung wird feſtgeſtellt 
werden können, und wäre es daher wohl erwünſcht, wenn die geſchilderten 
Übelſtände weſentlich vermindert und mit der Zeit gehoben würden.“ 


Der Bierkonſum war in den heißen Sommermonaten ziemlich 
groß, ſodaß der Ausfall, den das kühle Frühjahr gebracht hatte, wieder 
ausgeglichen wurde, und der geſamte Jahresabſatz dürfte ſich daher 
gegenüber dem Jahre 1903 kaum verändert haben. Wenn die größte 
Brauerei unſeres Bezirks einen Rückgang von mehreren tauſend Hekto— 
litern zu verzeichnen hat, ſo liegt dies daran, daß nicht, wie im Jahre 
1903, bei Kulm Manöver ſtattfanden. 

Die Gerſtenernte iſt zwar in der Umgegend recht gut ausgefallen, 
dennoch mußten unſere Brauereien, da an anderen bedeutenden Gerſte— 
gegenden das Ernteergebnis durch die Dürre ſchwer gelitten hatte und 
daher von hier viel Gerſte zum Verſand kam, ſchließlich auch höhere 
Preiſe bewilligen, ſo daß der Unterſchied gegen das Vorjahr ca. 20 Mk. 
für die Tonne beträgt. Die Hopfenernte war ungefähr der vorjährigen 
gleich und die Preiſe für die beſten Sorten hielten ſich ziemlich in 
gleicher Höhe; dagegen wurden im Berichtsjahr faſt alle alten und 
minderwertigen Sorten zum Export aufgekauft und erzielten infolge— 
deſſen verhältnismäßig gute Preiſe. Viel geklagt wird über die kommunale 
Bierſteuer, die zwar als Konſumſteuer gedacht ſei, in der Tat aber die 
Brauereien wie eine zweite Gewerbeſteuer träfe. 

Als Stimmungsbericht aus den Kreiſen der kleinen und mittleren 
Brauereien mögen nachſtehende Ausführungen des Inhabers einer 
mittleren Brauerei dienen: 


Bier 
braue⸗ 
reien. 


„Wie immer, jo komme ich auch in dieſem Jahre Ihrer Aufforderung 
um Einreichung eines Jahresberichts bereitwilligſt nach, wenngleich ich 
zu meinem tiefen Bedauern nicht in der Lage bin, Ihnen über die 
Verhältniſſe in der Brauinduſtrie günſtigere Mitteilungen machen zu 
können, als dieſes im vorigen Jahr der Fall war. 

Während von Seiten der Königl. Staatsregierung der Landwirt- 
ſchaft durch die ganz bedeutende Erhöhung der Einfuhrzölle in dem neuen 
Handelsvertrage, auf deren Erzeugniſſe das weitgehendſte Entgegen— 
kommen gezeigt iſt, ſcheint es, daß dieſelbe hohe Behörde ſich zur Aufgabe 
gemacht hat, die Brauinduſtrie alle jene Liebesgaben an die Landwirt 
ſchaft aus ihrer, d. h. der Brauinduſtrie Taſche decken zu laſſen, nur, weil 
es heute noch einige Großbrauereien gibt, denen infolge langjährigen Be— 
ſtehens und des Beſitzes großen Kapitals noch bedeutender Verdienſt nach— 
gewieſen werden kann. Denn daß die heutige allgemeine Lage der 
Brauinduſtrie noch eine weitere Belaſtung derſelben zuläßt, muß jedem, 
der die Verhältniſſe nur einigermaßen kennt, ausgeſchloſſen erſcheinen. 
Sieht auf dieſe Weiſe der wirtſchaftlich ſchwache Brauer einer trüben 
Zukunft entgegen, ſo muß ein jeder Berufsgenoſſe das tiefſte Bedauern 
darüber empfinden, daß für ſeine langgehegten, und ſchon ſeit Jahren 
durch die Fachpreſſe und zahlreiche Petitionen geäußerten Herzens⸗ 
wünſche, die Königl. Staatsregierung kein Entgegenkommen zeigt. 
Dagegen hört man über Vorgänge, die ſich hinter den Kuliſſen im 
Finanzminiſterium abſpielen ſollen, und wonach die Erhöhung der 
Braumalzſteuer als ganz bedeutend geplant wird, die ungeheuerlichſten 
Dinge. N 

Angeſichts dieſer, auf jeden Beteiligten deprimierend wirkenden 
Ungewißheit des Kommenden, der bald dieſe, bald jene Induſtrie, bald 
dieſe, bald jene Kategorie des Handelsſtandes ausgeſetzt iſt, muß allen 
deren Vertretern unwillkürlich der Wunſch kommen: „Fort mit den 
indirekten Steuern“. 

Es iſt daher aufs dringendſte zu wünſchen, daß die berechtigten 
Anforderungen der Brauer um Staffelung der Brauſteuer und Surrogat— 
verbot endlich und ſchleunig erfüllt werden. 

Neben dieſen vornehmſten Wünſchen giebt es noch eine ganze 
Reihe anderer, die ich faſt in jedem Jahre ſchon geäußert habe. Dahin 
gehört u. a. die Bitte um Belegung der kleineren Städte mit Militär, 
Aufhebung der höchſt läſtig empfunden werdenden ſtädtiſchen Bier⸗ 
ſteuer, allgemeine Einführung des Eichzwanges der Biertransportgebinde, 
Beförderung von Flaſchenbier mit der Eiſenbahn als Eilgut auf weißen 
Frachtbrief, Gewährung von Steuerkredit für die Braumalzſteuer u. a. m. 
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Ich komme nun zum Bericht über den Gang meines Geſchäftes 
im vergangenen Betriebsjahr, und kann auch hier günſtiges leider nicht 
anführen. 

Das während faſt der ganzen erſten Hälfte des vorigen Jahres 
herrſchende regneriſche und kalte Wetter in dieſer Gegend beeinträchtigte 
den Bierkonſum ganz außerordentlich, während man den infolge der dat- 
nach herrſchenden andauernden ſtarken Hitze an die Brauereien geſtellten 
geſteigerten Anforderungen nur durch erhebliche pekuniäre Opfer für 
außergewöhnliche Arbeitskräfte und Fuhrwerke zu genügen im ſtande 
war. Auch der Produktionspreis für fertiges Bier war gegen das 
Vorjahr ein erhöhter infolge höherer Preiſe für die Rohprodukte, 
wogegen die Eisernte infolge des andauernden Froſtes bequem und 
reichlich war. 

Immerhin würde man den Verdienſt erträglich nennen können, 
auch ohne, daß zu einer Erhöhung des Bierpreiſes geſchritten werden 
müſſe, wenn es den Brauern ernſtlich darum zu tun wäre, die zahl- 
loſen, im Braugewerbe noch vorhandenen Auswüchſe und Mißſtände 
einmal endgültig zu beſeitigen. Zu dieſen Mißſtänden gehören haupt⸗ 
ſächlich die koſtenloſe Lieferung von Eis auch für ſolche Zwecke, die mit 
der Kühlung des von der betreffenden Brauerei gelieferten Bieres 
nichts zu tun haben, der meilenweite Transport von Bier per Fuhre, 
das Kaſſieren von Geldern ſeitens Angeſtellter der Brauerei, das 
damit verbundene Zechemachen, das Mitführen von Waren, Mineral⸗ 
waſſer uſw. durch die Fuhren der Brauerei, das koſtenloſe Aufſtellen 
teurer Bierapparate, das Hingeben zinsloſer Darlehne, die ſorgloſe 
Behandlung des Transportgefäßkontos uſw. 


Den zum Zweck der Beſeitigung dieſer Übelſtände bisher gegründeten 
Brauereivereinigungen iſt es nur zum kleinſten Teile gelungen, Abhilfe 
zu ſchaffen. Auch Niederlagen, die vielfach nicht nur nichts einbringen, 
ſondern deren Erhaltung noch bedeutende pekuniäre Opfer erfordert, 
und die vielfach nur eingerichtet werden, um dem Konkurrenten am 
Orte den Preis herunterzudrücken und deſſen Abſatz herabzumindern, 
ſollten beſſer unerrichtet bleiben. Solch eine Handlungsweiſe iſt ebenſo 
leichtfertig, wie gewiſſenlos. 

Hiermit ſchließe ich meinen Bericht mit der herzlichen Bitte an 
die Handelskammer, ihren Einfluß zugunſten und zur Hebung einer 
Induſtrie, welche früher eine der einträglichſten war, und heute zur 
milchenden Kuh für die Geſamtheit, ausgenommen die Brauer ſelbſt, 
werden ſoll, aufbieten zu wollen.“ 
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Die Lage des Weingeſchäftes gejtaltet ſich mit jedem Jahre 
ſchwieriger, da die Konkurrenz von den Produktionsländern aus ſtets 
größer wird, denn wenn auch der Konſum einmal durch die Aufteilung 
der großen Güter, bei deren Beſitzern immer noch Nachfrage nach 
beſſeren Marken vorhanden war, und durch die Bevorzugung von 
alkoholfreien Getränken, wodurch der Abſatz von kleinen Moſelweinen 
zurückgeht, nachgelaſſen hat, ſo bildet doch den Hauptſchaden für die 
Weingroßhandlungen die ausſchließlich mit Privatleuten, Kaſinos, 
Reſtaurationen und Kolonialwarengeſchäften arbeitenden Firmen aus 
den Produktionslanden. Den Großhäuſern in den Urſprungslanden 
iſt ein derartiger Abſatz um ſo angenehmer, als ſie auf dieſe Weiſe, 
ohne ihren Namen herzugeben, ihre „Ladenhüter“ abſtoßen können. 
Da der „direkte Bezug“ ferner auf den Privatmann uſw. einen 
gewiſſen Reiz ausübt, ſind die einheimiſchen Weinhandlungen von 
vornherein mit ihren Offerten im Nachteil. Trotz der eingeführten 
Kellerkontrolle ſollen übrigens die unreellen Manipulationen im 
Weinhandel noch nicht verſchwunden ſein, und man glaubt, daß man 
nur durch eine häufige, energiſche Kellerkontrolle, die von beſonders 
dazu angeſtellten Fachleuten ausgeübt werden müßte, in wirkſamer 
Weiſe Wandel ſchaffen könne. Eine weitere Beeinträchtigung ſteht dem 
Weinhandel bevor, ſobald die neuen Handelsverträge in Kraft getreten 
ſein werden, da dann ſowohl für Verſchnittweine als auch für alkohol— 
reiche Weine ein höherer Zollſatz zu zahlen ſein wird. 


Was die Ernten des vorigen Jahres betrifft, ſo iſt hierüber in 
Hinſicht auf die Quantität Gutes zu berichten, während dagegen die 
Anſichten über die Qualität der noch in der Entwickelung begriffenen 
Weine geteilt ſind. Die andauernde Dürre des vergangenen Sommers 
dürfte die Bordeauxrweine nicht günſtig beeinflußt haben, wogegen die 
Mojel- und Rheinweine ſich anſcheinend gut entwickeln. 


Das Geſchäftsjahr 1904 ſtand infolge vermehrter Konkurrenz 
unter dem Zeichen weichender Verkaufspreiſe, und unſere Fabriken 
hatten daher mit einer Verringerung des relativen Nutzens zu rechnen. 
Immerhin kann das Geſchäft als günſtig bezeichnet werden, da der 
Umſatz eine erhebliche Steigerung erfuhr und die Preiſe für Rohſtoffe 
im allgemeinen normal waren, wobei es bei Zucker allerdings früh⸗ 
zeitiger günſtiger Abſchlüſſe bedurfte. Der Bedarf an Arbeitskräften 
konnte unſchwer gedeckt werden, wenngleich an zuverläſſigen, fachgemäß 
geſchulten Kräften ſtets Mangel herrſcht. Die Löhne erfuhren eine 
Erhöhung von durchſchnittlich etwa 5 0%. 


Im Betriebsjahr hat ſich der Umſatz im Engrosgeſchäft erhöht, n 
jedoch konnte eine Vermehrung des Nutzens nicht erzielt werden, da und Schoko, 


die Preiſe für viele Fabrikate trotz der allmählich anziehenden Zucker— 
notierungen eine Beſſerung nicht erfahren konnten. Das Detailgeſchäft 
war etwas lebhafter als im Vorjahre, trotzdem namentlich in der 
zweiten Jahreshälfte von der ruſſiſchen Kundſchaft faſt nichts gekauft 
wurde. 


Der Umſatz in Leder war in unſerm Bezirk normal. Die erzielten 
Preiſe ſtehen außer Verhältnis zu den langen Krediten, die gewährt 
werden und den großen Verluſten an den Außenſtänden bei der 
Kundſchaft, die von Jahr zu Jahr ſchlimmer werden. Auf eine 
Beſſerung in dieſer Beziehung iſt nicht mehr zu hoffen, da ſowohl 
unter den Schuhmachern wie Sattlern zu viele ſind, die, ohne zu 
rechnen, Preiſe ſtellen, bei denen ſie nicht beſtehen können, beſonders 
bei den Schuhmachern, deren Gewerbe ohnehin im Rückgang iſt und 
damit denen, die den guten Willen haben, etwas zu verdienen, das 
Geſchäft verderben. Die Preiſe für Oberleder, beſonders Kips- und 
Fahlleder auch für Geſchirrleder gingen weiter in die Höhe, während 
ſie für Unterleder mit kleinen Ausnahmen ziemlich unverändert blieben. 


Für geſalzene Rindhäute war gute Nachfrage und die hohen 
Preiſe hielten ſich auf gleicher Höhe, nur Bullenhäute waren der 
unſicheren Verhältniſſe in Rußland wegen weniger gefragt. Roßhäute, 
die übertrieben teuer waren, gingen etwa zwei Mark das Stück zurück. 
Die Roßledergerber haben ein Kartell geſchloſſen, und die Zurück— 
haltung, die ſie ſich infolge deſſen im Einkauf auferlegten, hat den 
Rückgang bewirkt. Das Beſtreben der Roßledergerber normale Preiſe 
für die Rohware zu erzielen iſt durchaus berechtigt. Bei den hohen 
Preiſen ſtellte ſich das Fabrikat ſo hoch, daß es zu den billigen Schuhen, 
zu denen es bisher verbraucht worden war, zu teuer wurde. Das 
führte dazu, daß die Schuhfabrikanten mit Verluſt arbeiteten, weil 
gerade für dieſe billigeren Schuhe eine Preiserhöhung ſchwer zu 
erreichen war und eine große Zahl Schuhfabriken gerieten in Konkurs 
oder ſchränkten die Verarbeitung von Roßleder ſoweit nur möglich ein 
und gingen zur Verwendung feinern Leders, beſonders des ſogenannten 
Box⸗Calf über. 


Kalb⸗ und Ziegenfelle, die ſchon bei Beginn des Jahres ſehr 
teuer waren, erreichten gegen Schluß des Jahres einen Preis, wie er 
annähernd hoch ſeit 40 Jahren nur vorübergehend ein einziges 
Mal war, 
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Schub» Das Jahr 1904 iſt für die Schuh- und Schäftefabrikation ſehr 
fabri⸗ ungünſtig geweſen. Während auf der einen Seite die Preiſe für 
kation. E a 

Rohmaterialien weiter anzogen, waren auf der andern Seite für 
Schuhe höhere Preiſe nicht zu erzielen. Der Grund dafür liegt teils 
in einer Überproduktion, teils in dem Umſtand, daß die Aufträge mit 
6—8 und auch noch mehr Monate Lieferzeit eingeholt werden. Kaum 
ſind die Händler im Beſitz der Sommerware, ſo erſcheinen die Reiſenden 
um die Herbſtaufträge aufzunehmen. Die Händler ſind dann nur zu 
bewegen, zu gehabten Preiſen zu kaufen oder es kommt nicht zum 
Geſchäft. Die kleinen Aufſchläge, die hin und wieder erzielt werden, 
entſprechen aber nicht den Verhältniſſen. Es iſt jetzt eine Bewegung 
unter den Schuhfabrikanten im Gange, dieſen Übelſtänden abzuhelfen 
und iſt zu hoffen, daß auch ein Erfolg erzielt wird, da andernfalls 
das Beſtehen vieler Schuhfabriken in Frage geſtellt iſt. 

Fiegeleien. Im vergangenen Jahre waren die Tonziegeleien bei Thorn in 
vollem Betriebe, während die Gramtſchener Schluffziegeleien nur 80 % 
der normalen Produktion hergeſtellt haben. Der Abſatz beider Ziegel— 
ſorten war zum Beginn der Bauſaiſon recht gut, das Herbſtgeſchäft 
geſtaltete ſich jedoch weniger lebhaft, jo daß nur etwa ½ der Produktion 
abgeſetzt worden ſind. Die private Bautätigkeit in Thorn war gering— 
fügig und nur einige größere Kommunalbauten förderten den Ziegel— 
abſatz. Der bedeutendſte Abnehmer blieb wiederum die Königliche 
Anſiedlungskommiſſion, die belangreiche Poſten, allerdings zu außer— 
gewöhnlich billigen Preiſen, aufnahm. Die Konkurrenz der Kaltjandjtein- 
ziegel machte ſich auch bereits fühlbar und beeinflußte die Preiſe. 


Im vergangenen Jahre wurden durchſchnittlich für das Tauſend 
ab Ziegelei gezahlt: 
Baer DAR RR r 
18½ — 19 „ EN ARE Rn ee. 
Iren... — . 
40 0 c TRREER SR ERTDEITTITERTIERE 


45 — 50 „ „ holländiſche Pfannen. 
Die Nachfrage nach Drainröhren war gleichfalls nicht ſonderlich 

groß und beſchränkte ſich hauptſächlich auf die Anſiedlungsgüter. 
Die Ziegeleien in den übrigen Kreiſen unſres Bezirks waren 

ebenfalls leidlich beſchäftigt. 

Stab- und Die Verhältniſſe auf dem Stabeiſen- und Eiſenwarenmarkt haben 
rin Berichtsjahr 1904 einen Umſchwung zum Beſſern nicht erfahren. 
een Der von uns in unſerm vorjährigen Bericht erwähnte Stahlwerks— 
metalle. verband hat es nicht vermocht, das geſchwundene Vertrauen wieder 
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herzuſtellen und den Markt zu beleben. Die Preiſe für Walzeiſen 
bewegten ſich daher auch nicht in aufſteigender Richtung, ſondern 
erlitten, insbeſondere gegen Schluß des Jahres, weitere Einbuße. 
Allerdings beſchränkt ſich die Verkaufstätigkeit des Deutſchen Stahl⸗ 
werksverbandes in Düſſeldorf vorläufig nur auf Eiſenbahn-Oberbau⸗ 
materialien, J. Träger und Formeiſen, da es noch immer nicht gelungen 
iſt, die Verhandlungen, welche dahin gehen, auch die ſogenannte 
Gruppe B., alſo Stabeiſen, Bleche uſw. ebenfalls in den Verband 
hineinzuziehen, zum Abſchluß zu bringen. Aber auch auf die Preis⸗ 
geſtaltung auf dem T-Träger- und Formeiſenmarkt iſt der Verband 
ohne Einfluß geblieben, da Preiserhöhungen nicht durchzubringen 
waren. Während des einjährigen Beſtehens des Stahlwerksverbandes 
iſt alſo die Unſicherheit, die nun ſchon ſeit mehreren Jahren den Eijen- 
markt kennzeichnet, nicht geſchwunden und bevor es nicht gelingt, die 
Gruppe B. in den Verband hineinzuziehen, ſind beſſere Verhältniſſe 
vorläufig auch nicht zu erwarten. An Anſtrengungen, dieſes zu 
ermöglichen, hat es nicht gefehlt. Beſonders die ſchleſiſchen Walzwerke 
ſind energiſch für die Sache eingetreten und haben, um gewiſſermaßen 
zu zeigen, daß die Ausführung des Planes nicht unmöglich iſt, unter- 
einander per 1. Januar 1905 den Oberſchleſiſchen Stahlwerksverband 
mit dem Sitz in Berlin gegründet, welchem der Verkauf aller Walz— 
fabrikate unterſtellt iſt. Trotz dieſer Tatſachen konnte es doch nicht 
gelingen, den Preiſen für Walzeiſen uſw. eine aufſteigende Richtung 
zu geben, da die billigeren Notierungen der weſtfäliſchen, rheiniſchen 
uſw. Werke dies verhinderten. Im großen und ganzen befand ſich 
alſo der Eiſenmarkt in dem Berichtsjahr genau in derſelben unklaren 
Lage, wie im vorangegangenen Jahre. 

Daß dieſe Verhältniſſe auf den Geſchäftsverkehr in der Eijen- 
branche in unſerm Ort und in unſrer Provinz nicht günſtig einwirken 
konnten, iſt ſelbſtverſtändlich. Beſonders die Provinzkundſchaft hielt 
mit größeren Käufen vollſtändig zurück und deckte nur den notwendigſten 
Bedarf. Es waren daher nur mit Mühe die Umſätze der vorigen 
Jahre zu erreichen. 

Wenn die Landwirtſchaft auch eine gute Ernte in Wintergetreide 
hatte, ſo war die Sommer- und die Rübenernte infolge der trockenen 
Witterung während des Sommers 1904 faſt ganz ausgefallen, welcher 
Umſtand die Landwirtſchaft zur Einſchränkung ihres Bedarfs in Eijen- 
und Eiſenkurzwaren zwang. Die Bautätigkeit am hieſigen Platze 
beſchränkte ſich, nachdem Theater und Fortbildungsſchule fertig, nur 
auf einige Privatneubauten kleineren Umfanges und das Geſchäft in 
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Baumaterialien und Trägern war daher nur ein wenig umfangreiches. 
Etwas lebhafter war die Bautätigkeit in der Provinz bejonders auf 
dem Lande in denjenigen Gegenden, die von der Anſiedelungskommiſſion 
zur Beſiedelung gelangten. 

In den Kreditverhältniſſen iſt leider eine Beſſerung nicht ein— 
getreten. Der Kleinhandel in der Provinz klagt immer mehr darüber, 
daß ſehr wenig gegen bar und meiſtens nur auf Kredit gekauft wird. 
Dieſer Zuſtand führt dazu, daß der Kleinhandel auf Inanſpruchnahme 
größerer Kredite und Akzeptprolongationen angewieſen iſt. 

Am Schluß des Berichtsjahres wurden von dem hieſigen Groß— 
handel für die nachſtehenden Artikel folgende Preiſe notiert: 
Stabeiſen . 13, — Mk. pro 100 kg Grundpreis, wie im Vorjahre. 

Ir Ttäger 19,50 „ 
Grobbleche 14,50 7 I 7 7 7 7 I I 
Feinbleche 14, Er * * n I I * 7 I 
Drahtſtifte 19, — „ „ „ „ Grundpr. gegen 18 Mk. im Vorjahre. 
Blei . 30, — „ „ „ „g gegen 26 ME. im Vorjahre. 

Zinn .. 275,.— „ „ „ „ wie im Vorjahre. 

Zinnbleche 58, — „ „ „ „G gegen 52 Mk. im Vorjahre. 

Aus dieſer Zuſammenſtellung geht hervor, wie wenig ſich das 
Bild gegenüber dem Vorjahre verändert hat. 

Für die Exiſtenz des Thorner Eiſenhandels iſt es eine unbedingte 
Notwendigkeit, beſſere Frachtverhältniſſe durch günſtigere und erweiterte 
Bahnverbindungen zu ſchaffen. 

Das Geſchäft mit Rußland hat für den Thorner Großhandel ſo 
gut wie ganz aufgehört und der neue Handelsvertrag mit ſeinen für 
die maßgebenden Artikel der Eiſenbranche unglaublich hohen Zollſätzen 
wird ihm den Todesſtoß verſetzen. 

maſchinen⸗ Der Abſatz an landwirtſchaftlichen Maſchinen hat ſich im Vorjahre 
bau. etwas gehoben, doch bezieht ſich dies nur auf kleinere landwirtſchaftliche 
Maſchinen und Geräte, denn gerade die größeren Maſchinen finden 
jetzt ſchwieriger Käufer, da durch die Tätigkeit der Anſiedlungskommiſſion 
die Zahl der Großgrundbeſitzer ſtetig verringert wird und die neuen 
Anſiedler bei dem Umfang ihres Betriebes für große Maſchinen kein 

Bedürfnis und auch nicht die nötige Kaufkraft haben. 

Die ausländiſchen Beziehungen unſerer Maſchinenfabriken geſtalten 
ſich immer ungünſtiger. Nach Rußland war früher der Abſatz in 
denjenigen Artikeln, die man dort infolge mangelnder Erfahrung noch 
nicht konkurrenzfähig herſtellen konnte, trotz geringen Umfanges recht 
lohnend. Durch den Krieg und die Unruhen haben die Beſtellungen 
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ganz aufgehört, und es iſt auch jo gut wie keine Ausſicht vorhanden, 
daß ſich dies nach dem Friedensſchluß beſſern wird, da alsdann die 
Zollſätze des neuen Handelsvertrags jeden Export unterbinden werden. 
Der Abſatz nach Ungarn ſchien geeignet, hierfür einigen Erſatz zu bieten, 
da er infolge intenſiver Arbeit begann, ſich lohnend zu geſtalten. 
Aber auch hier werden die Sätze des neuen Handelsvertrags die 
mühſam angeknüpften Beziehungen wieder zunichte machen. 

Die Arbeitsbedingungen ſind ungünſtiger geworden, die Eiſenbahn— 
frachten haben ihre alte drückende Höhe behalten, die Rohmaterialien 
ſind, wenn auch nicht bedeutend, ſo doch fühlbar teurer geworden, und 
die Löhne ſind geſtiegen. 

Was Beſchäftigungsgrad und Betriebserfolg angeht, ſo teilt eine 
im Kulmer Kreiſe liegende Maſchinenfabrik mit, daß der Geſchäftsgang 
ſich wenig gegen das Vorjahr verändert habe. Eine Fabrik im Thorner 
Kreiſe ſchreibt, daß das Perſonal in geringem Umfange habe vermindert 
werden müſſen. Nur durch eine außerordentlich anſtrengende Entfaltung 
aller Kräfte und durch eifrige Werbetätigkeit in Mittel- und Weſt⸗ 
deutſchland ſei es möglich geweſen, in dem verfloſſenen Geſchäftsjahr 
noch einen beſcheidenen Gewinn zu erzielen. Eine dritte Firma berichtet, 
daß nicht nur der Abſatz in landwirtſchaftlichen Maſchinen eine ſtarke 
Zunahme erfahren habe, ſondern daß Eiſenkonſtruktionswerkſtätte und 
Gießerei zeitweiſe derartig ſtark beſchäftigt waren, daß Aufträge nicht 
mehr angenommen werden konnten. Die ſtändige Überlaſtung der 
Gießerei habe denn auch Veranlaſſung gegeben, daß in dieſem Jahre 
eine weſentliche Vergrößerung vorgenommen wurde. 

Über die Berüdichtigung der öſtlichen Induſtrie durch die 
Gemeinden ſchreibt man uns: 

„Bezüglich des inländiſchen Marktes nichtlandwirtſchaftlicher 
Maſchinen muß anerkannt werden, daß die ſtaatlichen Behörden ſich 
bemühen, der Induſtrie des Oſtens ein gewiſſes Entgegenkommen zu 
zeigen und ſie wenigſtens bei Lieferungen am Ort berückſichtigen. In 
einem ganz ſonderbaren Gegenſatz hierzu ſetzen ſich die Kommunal— 
behörden. Es muß geradezu frappieren, daß die Kommunalverwaltungen 
des Oſtens es bei größeren und daher gewinnbringenderen Lieferungen 
nicht einmal verſuchen, ſich mit öſtlichen Fabriken, deren Leiſtungsfähigkeit 
außer Zweifel ſteht, auch nur in Verbindung zu ſetzen. Man war in 
Intereſſenkreiſen der Anſicht, daß ſich für die Schädigung, die der 
einheimiſchen Induſtrie durch die Deutſchtumspolitik auf landwirt⸗ 
ſchaftlichem Gebiet erwuchs, infolge der kulturellen Hebung der Städte 
ein Erſatz bei den Anlagen von Gas-, Waſſer⸗ und Kanaliſationswerken, 
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bei Verbeſſerung des Feuerlöſch- und Straßenreinigungsweſens uſw. 
eröffnen werde. Um ſo erſtaunlicher wirkt es, wenn man beobachten mußte, 
daß die Kommunen von den öſtlichen Werken nicht einmal Angebote 
einfordern, ſondern ihre Arbeiten faſt ausſchließlich an weſtliche Firmen 
vergeben, ſogar vielfach freihändig. Wenn kleine Lieferungen an 
Ort und Stelle vergeben werden, ſo geſchieht dies zumeiſt unter 
derart ſcharfen Bedingungen und Preisdrückereien, daß an ihnen 
effektiv nichts zu verdienen iſt. Außer dem direkten Schaden, der 
hieraus entſteht, iſt der weitere und wichtigere der moraliſche. Das 
kaufkräftige Publikum, das aus den Zeitungen immer wieder erfährt, 
daß alle umfangreichen Arbeiten an weſtliche Werke vergeben werden, 
verliert völlig das Vertrauen in die Leiſtungsfähigkeit der einheimiſchen 
Induſtrie und begünſtigt, dem üblen Beiſpiel folgend, gleichfalls die 
ſchon übermächtige Konkurrenz. — Übrigens gilt das Gleiche, wie von 
den Kommunen, auch von der Mehrzahl der Genoſſenſchaften. Da 
dieſe, wie jene ihre größeren Unternehmungen faſt ſtets mit ſtaatlicher 
Hülfe ins Werk ſetzen, wäre es wohl ſehr am Platze, wenn die Staats— 
behörden ihre Oſtmarkenpolitik auch dahin ausdehnten, einen Druck auf 
angemeſſene Berückſichtigung unſerer Maſchinen-Induſtrie auszuüben.“ 

Im Geſchäftsjahr 1904 ſind wenig Abweichungen gegen das 
Vorjahr zu verzeichnen. Wenn im Jahre 1903 unſere Niederungs— 
bewohner durch große Überſchwemmung gelitten, jo haben ſie im ver— 
floſſenen Jahre durch übergroße Dürre bedeutende Nachteile gehabt, 
ſo daß die Erhaltung ihres Viehſtandes, durch bedeutenden Geldauf— 
wand für Futtermittel die Kaufkraft wiederum ſehr beeinträchtigt hat. 

Auch war der Waſſerverkehr auf der Weichſel uſw. durch die 
anhaltende Dürre während des Sommers ungemein geſtört. Waren— 
bezüge, welche ſonſt den Waſſerweg nehmen konnten, mußten der ein— 
geſtellten Schiffahrt wegen den teuren Bahnweg paſſieren, was nicht 
wenig ungünſtig auf die Einkaufspreiſe und den Nutzen einwirkte. — 
Rheder und Schiffseigner haben ſchlechten Verdienſt gehabt, ſo daß 
auch die Farbenbranche auf manches Geſchäft verzichten mußte. — 

Sehr hohe Preiſe hatten Spiritus, Atherarten und die daraus 
gefertigten Tinkturen, Camphor, Dextrin, Glycerin, Milchgucken, 
Lycopodium. Billiger ſtellten ſich dagegen Perubalſam, Leinöl, Firniſſe, 
Schellack, deutſches und amerikaniſches Terpentinöl. 

Der Material- und Kolonialwarenhandel zeigte wenig Veränderung. 
Einige Landesprodukte ſind wegen der großen Sommerdürre ſchlecht geraten 
und dadurch im Preiſe geſtiegen, ſo z. B. Bohnen und Linſen. Da aus 
gleichem Grunde die Zuckerrüben eine ungenügende Ernte ergaben, 
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ſtieg auch der raffinierte Zucker und zwar um etwa 8 Mark für den 
Zentner. In Reis war das Geſchäft recht flau, namentlich ſtockte die 
Ausfuhr nach Rußland. Infolgedeſſen ſind die anfangs recht hohen 
Preiſe ſpäter gefallen, und nur Arrakan-Reis behauptete ſeinen Preis- 
ſtand. 

Amerikaniſches Schmalz hat im Preiſe ganz erheblich geſchwankt, 
zwiſchen 39 und 46 Mk. für den Zentner. Infolge dieſer Schwankungen 
war das Geſchäft nicht leicht, da eine richtige Baſis für die Preis— 
feſtſetzung fehlte. Der Konſum hat ſich ausgedehnt, da wegen des 
billigeren Preiſes der Abſatz an Bratenfetten und ähnlichen zurückging. 
Margarine iſt bei unverändertem Preiſe in noch größerem Umfange 
als im Vorjahre abgeſetzt worden. 

In Heringen war der Umſatz gut und der Bedarf konnte angeſichts 
günſtiger Fangreſultate leicht gedeckt werden. Die anfangs billigen 
Preiſe hoben ſich während der Faſtenzeit und blieben dann 4—5 Monate 
auf dem erreichten Preisſtand, worauf ſie wieder billiger wurden. Ende 
des Jahres waren hier die Beſtände ziemlich knapp geworden, da 
bedeutende Mengen nach Rußland verſandt worden waren. 


Die hauptſächlich hier gehandelten Kaffeeſorten ſind Santos und 
Guatemalas, in geringerem Umfange auch Campinas. In letzter Zeit 
verſucht man, den zentral-amerikaniſchen Kaffee bei uns einzuführen, 
den der Handel auch immer mehr aufnimmt. Während die beſſeren 
Kaffeeſorten keine Preisveränderung zeigten, ſind die geringen Qualitäten 
um durchſchnittlich 10 Pfennige für das Pfund teurer geworden. Der 
Handel mit rohem Kaffee nimmt ſtändig ab, da die großen Röſtereien 
den Konſum mehr und mehr mit gebrannten Kaffee verſorgen. 

Die Petroleumpreiſe waren ziemlich hoch; ſie betragen 16 ¼ bis 
18 Pfennig für das Liter. Nach wie vor dominiert das amerikaniſche 
Petroleum, während das ruſſiſche ſich nur ſchwer Eingang verſchaffen 
kann. Verſuche, galiziſches Petroleum hier abzuſetzen, ſind bisher der 
hohen Eiſenbahnfracht wegen noch nicht beſonders erfolgreich geweſen. 

In Kulm nimmt die Sauerkohlfabrikation und die Gurkeneinlegerei 
ſtetigen Auſſchwung. Es werden von dort jährlich einige tauſend 
Zentner Sauerkohl und 2— 3000 Faß Dillgurken zum Verſand gebracht. 


Das Geſchäft in landwirtſchaftlichen Sämereien iſt an unſerem Sämereien. 


Platz weiter zurückgegangen, da die Landwirte und landwirtſchaftlichen 
Genoſſenſchaften ihren Bedarf entweder bei der Konkurrenz in den 
Großſtädten oder aber durch Vermittelung der Raiffeiſengenoſſen— 
ſchaften deckten. 
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In Bezug auf das für die Landwirtſchaft wichtigſte Saatgut, 
Rotklee, iſt folgendes zu berichten: Da im Herbſt vorigen Jahres, 
nicht nur aus Amerika und Rußland, ſondern auch aus Deutſchland 
über den Ausfall der Ernte in Rotklee, die ungünſtigſten Nachrichten 
laut wurden, Frankreich nur allein als Abgeber auftrat, ſo ſetzten die 
Preiſe für dieſen Artikel im Vergleich zum Vorjahr ſehr hoch ein und 
ſtiegen bei dem ſchwachen Angebot im November und Dezember v. J. 
weiter und erreichten ihren Höhepunkt Anfang Februar. Im Verlauf 
der Monate Februar und März ſtellte es ſich heraus, daß die Ernte— 
ergebniſſe dieſes Artikels und die Vorräte in den Händen der Großhändler 
und Spekulanten unterſchätzt waren. Die vermehrten Angebote aus 
Böhmen, Rußland und auch aus Deutſchland führten zu einem 
Preisrückgang, der ſich beſonders bei den mittleren Qualitäten fühlbar 
machte. 

Im Allgemeinen kann angenommen werden, daß unſere hieſigen 
Händler bei der lebhafteren Nachfrage, die am Schluß der Saiſon 
eintrat, Gelegenheit erhielten, mit ihren Vorräten zu räumen, allerdings 
zu wenig lohnenden Preiſen. 


Weißklee und Schwediſchklee, in unſerer Gegend, beſonders in 
den mittleren Qualitäten reichlich geerntet und durch Zufuhren aus 
Ruſſiſch-Polen verſtärkt, fand flotten Abzug nach den größeren Bedarfs— 
plätzen. Die Preiſe ſtellten ſich im Vergleich zum Vorjahre weſentlich 
niedriger und gaben infolgedeſſen Anregung zu Spekulationen. 

Für Gelbklee, der in ſchönen Qualitäten hauptſächlich aus 
Thüringen bezogen wurde, war bei wenig veränderten Preiſen im 
Vergleich zum Vorjahr etwas größere Nachfrage. 

Wundklee wurde im ſpäteren Verlauf der Saiſon, ſowohl aus 
hieſiger Gegend wie auch aus Ruſſiſch-Polen reichlich und in ſchönen 
Qualitäten angeboten, fand auch allerdings zu weſentlich niedrigeren 
Preiſen als im Vorjahr, flotten Abzug nach auswärtigen Plätzen. 

In Luzerne hatte Frankreich eine gute Ernte und die Preiſe, 
welche anfänglich den vorjährigen gleichkamen, erfuhren bei dem ſtärkeren 
Angebot einen ziemlich ſtarken Rückgang. Die günſtige Preislage 
dieſes Saatguts hat auch in unſerer Gegend einen größeren Umſatz 
zur Folge gehabt. 

Thimothee iſt in Amerika reichlich und in guter Qualität geerntet 
worden. Die mäßigen Preiſe veranlaßten auch unſere hieſigen Händler 
zur frühzeitigen Deckung ihres Bedarfs. Der Umſatz bewegte ſich bei 
unveränderten Preiſen in den Grenzen des Vorjahres. 


Der Umſatz in engliſchem und italieniſchem Raygras und anderen 
Wieſengräſern, ebenſo in amerikaniſchem Pferdezahnmais bewegte ſich 
bei mäßigen Preisnotierungen in den Grenzen des Vorjahres. 

Über Seradella wurde infolge der Dürre von allen Seiten eine 
Mißernte gemeldet. Die Preiſe ſowohl für Ware letzter als auch 
vorjähriger Ernte, waren im Vergleich zu den Preiſen der früheren 
Jahre ganz ungewöhnlich hoch. Der Umſatz war daher in dieſem 
Artikel im Verhältnis ſehr gering und unſere Landwirte beſchränkten 
ſich auf den notwendigſten Bedarf. Diejenigen Händler, die mit ihren 
Vorräten nicht geräumt haben ſollten, werden ſich auf größere Verluſte 
gefaßt machen müſſen. 

In Rübenſämereien waren die Preiſe für Runkelrüben den Preiſen 
des Vorjahres entſprechend, für Kohlrüben dagegen niedriger, für 
Möhren höher. Der Umſatz bewegte ſich in gewöhnlichen Grenzen. 

Lupinen und Wicken die unter der Ungunſt der Witterung ſehr 
gelitten hatten, waren bei hohen Preiſen lebhaft gefragt. 

Es wurden von hieſigen Händlern je nach Qualität ab Lager 
notiert: 


5 pro 50 kg 

Noitlee inländiiher. , Heiko sale ae 0 sl 
Weißelee , p sing Aerrn 
Scheiß 8 ˙· 
FVV ͤ Eretee iin: rn DE Ian 
Geibele. Ar An ren 
Vierne fanzöſiſche d DOREEN 
0 che th sten ge 5 Al 
eee, . a 

5 , LS an) 
Se delgaAaAaAaAaAa.‚.„. earth en er re 
SUllemÜlben, au." erana Salhe inet. ̃ ler: Or 
Saatmais, amerikaniſcher Pferdezah n... 425— 5,00, 
Lupen eee 99 


blaue 8 600 — 6,50 , 
Der Handel in oberſchleſiſchen Stück, Würfel- und Nußkohlen 
hat am hieſigen Platz ſowohl in bezug auf Preislage wie auch Umfang, 
gegen das Vorjahr keine erheblichen Anderungen erfahren. Anfang 
September trat die übliche Preiserhöhung von 2 Pfg. pro 
Zentner für den Winterbedarf in Kraft. Der andauernde Winter 
brachte für Hausbrandkohlen eine ſtärkere Nachfrage. Der Großhandel 
am Platze mußte ſich, im Wettbewerb mit der auswärtigen Konkurrenz, 
10 
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mit dem beſcheidenſten Nutzen begnügen, aber auch der hieſige Klein— 
handel, der in vielen Händen, als Nebenbetrieb, liegt, führte Klage 
über geringen Verdienſt, der ihm durch die gegenſeitige Konkurrenz 
und die Bedarfsdeckung vieler Verbraucher im Genoſſenſchaftswege 
erwächſt. 

Der Bedarf in engliſchen Kohlen beſchränkte ſich in unſern Bezirk 
in der Hauptſache auf den Bezug von etwa 5 bis 6 Kahnladungen 
Schmiedenußkohlen und auf etwa 60000 Ztr. Gaskohlen, letztere 
im direkten Bezuge durch den Magiſtrat für die Thorner Gasanſtalt. 

Die Preiſe für prima oberſchleſiſche Stück- und Würfelkohlen 
ſtellten ſich für Bezüge in Wagenladungen frei Uferbahn Thorn für 
die Sommermonate auf 0,96 Mk. bis 1,00 Mk. per Itr., für die 
Wintermonate 2½ Pfg. höher. * 

Textil- Der Krieg in Oſtaſien hat die Kaufkraft faſt jeder Familie unſerer 
waren“ ruſſiſchen Grenzorte, die gewohnt ſind, ihre Beſorgungen in Thorn 
Banden zu machen, herabgeſetzt. Ferner hatten alle an der Binnenſchiffahrt 
Beteiligten durch die zeitweilige Einſtellung der Schiffahrt auf der 
Weichſel gelitten. Dagegen hat die gute Ernte einen günſtigen Einfluß auf 
die Einkäufe der Landkundſchaft gehabt, ſo daß das Geſchäft im ganzen 
noch leidlich zufriedenſtellend geweſen wäre, wenn nicht die hohen 
Baumwollpreiſe eine derartige Verteuerung namentlich der Stapel— 
waren hervorgerufen hätten, daß dieſe, um überhaupt abgeſetzt werden 
zu können, mit ganz geringem Nutzen verkauft werden mußten. Es 
wird viel darüber geklagt, daß namentlich das beſſere Publikum die 
anſäſſigen Geſchäfte zu wenig unterſtütze und ſich z. B. verleiten läßt, 
direkt ab Fabrik zu kaufen, in dem falſchen Glauben, von dort beſſer 
und billiger bedient zu werden. 
Herren Das Herrengarderobegeſchäft iſt gegen das Jahr 1903 nicht uner- 
garderobe heblich zurückgegangen, was zum Teil auf das ungünſtige Wetter im 
geſchäft. Frühjahr und Herbſt, zum Teil auf den Rückgang des Grenzverkehrs 
zurückzuführen iſt. Einen Nachteil erleiden die Geſchäfte ferner durch 
den Wegzug der Großgrundbeſitzer, wofür die neuen Anſiedler ihnen 
keinen Erſatz bieten. 
Galan⸗ Wegzug der Großgrundbeſitzer und Rückgang des Grenzverkehrs 
terie- haben auch den Abſatz von Galanterie- und Luxuswaren vermindert. 
waren. Namentlich iſt der Verkauf von guten und ſoliden Waren zurück— 
gegangen, während der von billigen Artikeln ſich immer mehr hebt. 
Spedition. Das Speditionsgeſchäft war im Jahre 1904 nicht günſtig. 
Ungewöhnlich niedriger Waſſerſtand der Weichſel, wie er ſeit 40 Jahren 
nicht beobachtet wurde, hemmte die Schiffahrt und zwang ſogar, ſie 
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für einige Wochen vollkommen einzuſtellen. Infolgedeſſen wurde ein 
großer Teil von Waren auf dem Landwege bezogen. 

Auch die Holzverflößung hatte unter den ungünſtigen Waſſer— 
verhältniſſen ſtark zu leiden. Ein großer Teil Holz mußte in Rußland 
und Galizien überwintern, weil die Nebenflüſſe und die obere Weichſel 
nicht ſchiffbar waren. 

Der Umſchlagsverkehr an der Uferbahn war für Wagenladungen 
nur ſehr gering. Infolge der teuren Überführungsgebühr (4 Kilometer 
Frachtzuſchlag zu den Frachten ab oder bis Hauptbahnhof und Mk. 1.— 
für den Waggon Rangiergebühr) ſtellten ſich die Frachten nach den 
auf der rechten Weichſelſeite gelegenen Stationen beſonders für Güter 
der Spezialtarife, alſo für die hauptſächlich für den Umſchlag in Betracht 
kommenden Transporte, ſo hoch, daß andere Umſchlagsplätze nach 
Stationen, deren Bahnweg von Thorn kürzer iſt, dennoch mit Thorn 
konkurrieren. Dieſes wäre zu vermeiden, wenn die Waggons nach und 
von den Stationen des rechten Weichſelufers bereits vom Bahnhof 
Thorn Stadt abgeleitet werden könnten, wodurch ca. 3 Kilometer 
Frachterſparnis eintreten würde. 


Was das Geſchäft mit Rußland angeht, ſo waren im Januar 
und Februar die Warenankünfte über faſt ſämtliche ruſſiſche Land— 
grenzen noch ſehr bedeutend, und die Ziffern der ſpeziell in 
Alexandrowo von den Grenzſpediteuren gezahlten Zollbeträge über— 
ſchritten bei weitem die Zahl der Vormonate der letzten Jahre. 
Leider wurden nur zu bald die Erwartungen, die man auf Grund 
dieſer Erfahrungen für das ganze Berichtsjahr hegen wollte, 
zerſtört. Schon bald nach dem Ausbruch des ruſſiſchjapaniſchen Krieges 
bekam das ganze Geſchäftsleben in Rußland und ſpeziell in Ruſſiſch— 
Polen ein anderes Bild. Der Import von Deutſchland über die Grenze 
in Alexandrowo nach Rußland ließ ſprungweiſe nach und der lang 
andauernde Krieg, ſowie die Unruhen in Rußland haben dem Grenz— 
ſpeditionsgeſchäft eine Schädigung zugefügt, die auch jetzt noch andauert 
und von der ſich dasſelbe nur ſchwer wird erholen können. Nicht nur, 
daß durch den an und für ſich geringen Verkehr die Bruttoergebniſſe 
bedeutend herabgedrückt wurden, kamen noch effektive Verluſte durch 
zahlreiche Zahlungseinſtellungen in Rußland zu den an und für ſich 
ſchon bedeutenden Ausfällen des Berichtsjahres. Der Gejammtausfall 
an dem Verkehr über Alexandrowo dürfte ſich, nach den daſelbſt 
bezahlten Zollbeträgen berechnet, auf 35 bis 40 % ſtellen. Wenn 
auch die Warenverzeichnisſtatiſtik ergibt, daß die Einfuhr ausländiſcher 
Erzeugniſſe nach Rußland nur mit wenigen Millionen Rubel nachgelaſſen 
10* 
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hat, jo iſt dabei zu berüdjihtigen, daß der Ausfall der großen Menge 

von Gütern, die die Induſtrie weniger bezogen hat, durch größeren 
Bedarf an Kriegsmaterial zum größten Teile ausgeglichen wurde. 
Durch den Import der für den Krieg eingeführten Güter iſt aber dem 
Grenzſpediteur kaum ein Erſatz für ſeinen Ausfall gebracht worden, 
denn die in Frage kommenden Güter liefen wohl meiſtenteils entweder 
diretnt ohne Vermittlung eines Grenzſpediteurs ins Innere nach 
Rußland, oder ſie wurden auf dem Seewege nach Rußland eingeführt, 
ſo daß, ſoweit nicht überhaupt Zollfreiheit in Frage kam, höchſtens der 
eine oder der andere in einem Hafenplatz anſäſſige Spediteur einen 
Nutzen haben konnte. 

Die Zahlungseinſtellungen in Rußland waren natürlich unter 
dem Drucke der Verhältniſſe ausnahmsweiſe groß, und auch Firmen, 
die ſeit vielen Jahren glänzend dageſtanden haben, mußten unter der 
Ungunſt der Verhältniſſe an ihre Gläubiger appellieren. 

Ferner ſpielte für den Spediteur eine große, leider aber traurige 
Rolle der Rückgang der ruſſiſchen Staatspapiere, welche in großen 
Poſten bei den Zollämtern als Zollkaution hinterlegt ſind. Während 
der Kurs am 31. Dezember 1903 für die hauptſächlich in Verwendung 
kommende ruſſiſche Staatsrente vom Jahre 1894, 99,10 betrug, notierte 
dasſelbe Papier am 31. Dezember 1904 nur 90,75. Auch ſeit dem 
ſind weitere beträchtliche Rückgänge zu verzeichnen. Allerdings hat 
das ruſſiſche Finanzminiſterium, in dem Beſtreben, den Kurs ſpeziell 
dieſer Papiere nach Möglichkeit zu halten, bisher die Anweiſung bei 
den Zollämtern beſtehen laſſen, dieſe Papiere zum Parikurſe als Kaution 
anzurechnen. 

Zu all dieſen ungünſtigen Momenten kam noch das bereits 
erwähnte Darniederliegen der Weichſelſchiffahrt, weshalb die Nieder⸗ 
laſſungen der Grenzſpediteure in Nieszawa, die ſonſt ſchon nur wenige 
Monate im Jahre beſchäftigt ſind und das ganze Jahr unterhalten 
werden müſſen, faſt garnicht ihre Tätigkeit ordnungsmäßig aufnehmen 
konnten. 

Die Einfuhr aus Rußland an Häuten, Petroleum und Kaviar 
hat ihren normalen Umfang behalten. 

Hindernd für die Tätigkeit der Grenzſpediteure iſt noch immer die 
Konkurrenz der Zollagentur der WW. Eiſenbahn, die ſich nach wie 
vor der beſonderen Gunſt der ruſſiſchen Regierung erfreut. 

Die Unſicherheit, die der herannahende Ablauf der jetzt geltenden 
Handelsverträge bis jetzt für das Speditionsgewerbe hatte, hat ſich 
inzwiſchen in die leider traurige Gewißheit verwandelt, daß wir unter 
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der Herrschaft der neuen Handelsverträge auf eine weitere Reduzierung 
des Verkehrs mit Rußland werden rechnen müſſen. Speziell eine ganze 
Anzahl Artikel der Elektrizitätsbranche, ferner viele Chemikalien und 
Werkzeugmaſchinen werden fernerhin von der Einfuhr faſt ausge— 
ſchloſſen ſein. : 

Dem Bericht des Vorſtandes der Thorner Elektrizitätswerke ent- 
nehmen wir folgendes: 

„Im vergangenen Geſchäftsjahr, dem ſechſten ſeit der Inbetrieb— 
nahme des Werkes, iſt die erſte Erweiterung der Stromerzeugungs— 
anlagen durchgeführt worden. 

Erforderlich wurde dieſelbe durch den Anſchluß des neuerbauten 
Thorner Stadttheaters und durch die Steigerung des allgemeinen 
Lichtkonſums. Die Ausführung des Erweiterungsprojektes geſchah in 
der Weiſe, daß die Akkumulatoren Unterſtation am Zwinger zur 
Maſchinen-Station ausgebaut wurde. Als Betriebskraft wurde eine 
Gasmaſchine von 130 PS. für Saug-Gasbetrieb gewählt und von der 
Gasmotorenfabrik Deutz geliefert. Die von Helios gelieferte Dynamo— 
Maſchine hat eine Leiſtung von 84 KW. Die Inbetriebnahme der 
Anlage erfolgte Anfangs Oktober. 

Durch den Theater-Neubau und deſſen Anſchluß ſind auch noch 
andere Ausgaben für Erweiterungen und Umänderungen erforderlich 
geworden; ſo hat namentlich das Straßenbild vor dem Stadttheater 
eine andere Geſtaltung erhalten, die wiederum Abänderungen an der 
Gleislage und der Oberleitung notwendig machte. Ferner wurde eine 
Auffahrtsweiche vor dem Theater eingebaut und ein beſonderes Speiſe— 
kabel von der Unterſtation zum Theater gezogen. 

In der Zentrale Schulſtraße wurde die Keſſelanlage mit einem 
Waſſerreinigungs-Apparat nach dem Syſtem Bruun-Krüger, geliefert 
von der Firma König u. Schwartz in Danzig, ausgerüſtet. Die Abnahme 
des Apparates, welcher ſich durch beſondere Einfachheit auszeichnet, 
erfolgte, nachdem derſelbe ſich in längerem Probebetrieb auf das Beſte 
bewährt hatte. Die Wagenhalle des Grundſtücks wurde um einen 
maſſiven Anbau vergrößert, welcher als Lakierraum eingerichtet iſt. 
Bedauerlicherweiſe wurde eine größere Neubeſchaffung von Eleltrizitäts- 
zählern erforderlich, da ſich die von einer ſüddeutſchen Zählerfirma 
bezogenen Elektrizitätsmeſſer ſchon nach zweijährigem Betriebe als 
gänzlich unbrauchbar ergaben. 

Das Leitungsnetz wurde ſowohl oberirdiſch als auch unterirdiſch 
erweitert. Neuangeſchloſſen wurden die Wilhelmſtadt, die Baderſtraße, 
die Segler- und die Araberſtraße. 


Elektrizi⸗ 
tätswerke 
Thorn. 
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Eine wichtige Maßnahme wurde im Verlauf des Jahres dadurch 
vorgenommen, daß der Grundpreis des Lichttarifs, welcher bis dahin 
60 Pf. betrug, auf 50 Pf. ermäßigt wurde. Unter Fortfall der Rabatte 
wurde eine weitere Ermäßigung auf 45 Pf. für den Betrag von 
1000 Kst. überſteigenden Jahres-Konſum feſtgeſetzt. Dieſer neue 
Tarif trat, nachdem er die Billigung des Magiſtrats erhalten hatte, 
mit dem 1. Juli in Kraft. Die von demſelben erwartete Anſchluß— 
vermehrung iſt eingetreten. 

Der Betrieb des Unternehmens hat ſich auch im abgelaufenen 
Jahre befriedigend geſtaltet. Dank der günſtigen Sommer Witterung 
hat ſich der in den Vorjahren zurückgegangene Straßenbahn- Verkehr 
wieder gehoben. Dementſprechend hat ſich auch die Einnahme ver— 
größert. Die Ausgaben konnten durch fortwährende Verbeſſerungen 
an den vorhandenen Betriebseinrichtungen eingeſchränkt werden. 


J. Verſtiehrsnachweis. 


TTT — 
Motorwagen anpange 2 beförderte | Einnahmen*) 
Jahr wagen wagen 10 
Perſonen 
km km km NM 
1902 416387 17323 433710 1063 699 102452,97 
1903 425285 8565 433 850 1041494 102956,66 
1904 427342 12557 439899 1079395 107 926,94 
) nur aus dem Fahrverkehr. 
II. Fahrten nachweis. 
er e Abon. . rn. | Extras a3 
hr 10 Pf. | 20 Pf. Schüler Poſt | Militär Freif. 
Jah pf Pi marken | . Pof wagen reif 
1902 834503 6137 170615 29336 7408 9789 215 5712 
1903 979533 10236 12568 22812 9411 630 407 5748 
1904 | 1023435 9844 26 27547 11619 3 1001 5749 


Die Tabelle II ijt dadurch beſonders bemerkenswert, daß ſie den 
Einfluß, welchen die Aufhebung des Abonnements Tarifs ausgeübt 
hat, klar erkennen läßt. 


Die Stromerzeugungsanlagen haben nunmehr nach den ver— 
ſchiedenen im Verlauf der letzten Jahre vorgenommenen Umänderungen 
und Ergänzungen eine befriedigende Okonomie erreicht. 


Aus der Tabelle Ill geht hervor, wie der Kohlenverbrauch bei 
gleichzeitiger Vergrößerung der Stromabgabe heruntergegangen iſt. 


— — ä —— — . — 1ũ̃ʒ — —ę—„— v:uir u—e— 
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III. Betriebsnachweis. 


r Fin er — As ur En EEE "207 
5 Kilowattſtd. erzeugt für davon nutzb.“ in 0 
Jahr Kohlen Perbrauch ke R insgeſamt | abgegeben der erzeugten 
M Fahrdienſt Licht u. Kraft Kwst. K 
1902 | 1226,57 | 22 162,66 | 259222 | 115517 374739 71238 62 
1903 | 1209,71 | 17047,09 | 252360 | 128430 380790 93 706 73 
255722 | 158094 | 413817 | 129863 82 


1904 | 1253,73 | 17209,94 


Im ganzen wurde demnach der Kohlenverbrauch innerhalb der 
beiden letzten Betriebsjahre um 5000 Mk. verringert, während der 
Stromverkauf ſich um 83 9% erhöhte. 

Aus den nächſten Tabellen geht hervor, daß die um 16—25 9% 
geſchehene Herabſetzung des Tarifs leinen nachteiligen, ſondern einen 
aufbeſſernden Erfolg hatte. 


IV. Anſchluß nachweis. 


BE ER | ee ee e f I Ailowatt-Me 
Jahr] Zahler Abnehmer üb Bogen» | Motoren Kilowatt Mert 
| * lampen lampen insgeſ. FH 
1902 95 87 13 % | 2220 66 23 252,1 22 % 
19031 140 127 46 % | 3000 83 47 331,6 32 % 
1904| 172 151 19 „% | 4609 103 76 5045 | 51 0% 
V. Stromabgabe. 
Fuhr verkaufte Kilowattſtunden für Einnahmen für f 
2 Licht Kraft öff. Bel. zuſammenſ Licht Kraft zuſammen 
1902 | 37710 21341 | 1600 | 71238 | 22775 | 3600 26375 
1903 49490 32630 1433 | 93706 29827 5921 35 748 
1904 62128 53605 | 1394 129863 32037 9648 41685 


Es iſt alſo trotz der durch die Tarifänderung zunächſt erfolgten 
Einnahmen-Verminderung am Ende des Jahres eine Erhöhung der 
Geſamteinnahme zu verzeichnen, aus der wohl mit Recht zu folgern 
iſt, daß die Stromermäßigung die Bedenken verſcheuchte, welche bisher 
hier über die Koſten der elektriſchen Beleuchtung herrſchten, und die 
Anwerbung neuer Konſumenten ſehr erſchwerten. 

Auch im Berichtsjahr hat ſich das Kraftgeſchäft wieder beſonders 
gehoben, und es iſt zu erwarten, daß dieſe Steigerung weiter 
anhalten wird. 

Die Inſtallationsabteilung war während des ganzen Jahres gut 
beſchäftigt und hat ebenfalls mit ſteigendem Umſatz gearbeitet. Für 
das neue Geſchäftsjahr liegen zahlreiche und wertvolle Neuanſchlüſſe 
vor, welche die normalen Geſchäfte früherer Jahre weit übertreffen.“ 
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Stadtbahn Über den Betrieb der Stadtbahn Briefen entnehmen wir dem 
Briefen. Verwaltungsbericht des Kreisausſchuſſes zu Briefen nachſtehende Daten: 
Die am 1. April 1898 dem öffentlichen Verkehr übergebene Stadt— 
bahn Brieſen hat ſich auch in ihrem 6. Betriebsjahre im Verkehr weiter 

günſtig entwickelt. 

In der Betriebsführung ſelbſt iſt in dem Geſchäftsjahr 1903/04 
eine Anderung nicht eingetreten. 

Durch den Abſchluß eines Nachtragsvertrages mit der oſtdeutſchen 
Eiſenbahn-Geſellſchaft iſt es dem Kreiſe möglich geweſen, aus der vom 
Staate überwieſenen Beihilfe von 49500 Mk. zu den Neubaukoſten 
in Höhe von im ganzen 241173,32 Mk. den Betrag von 43 173,32 Mk. 
der Oſtdeutſchen Eiſenbahn-Geſellſchaft zurück zu zahlen, ſo daß in die 
Jahrrechnung für die Betriebsführerin nur noch die Verzinſung und 
Tilgung eines Anlagekapitals von 198000 Mk. einzuſtellen iſt; hier⸗ 
durch iſt der Stand des Kreiſes weſentlich verbeſſert worden. 

Ferner iſt durch den gedachten Nachtrags-Vertrag auch gleichzeitig 
ein Regulativ für den Erneuerungsfond erlaſſen worden. Während 
nach den bisherigen Grundſätzen dem Erneuerungsfond nur ½ 9% des 
Anlagekapitals mit 1205,86 Mk. zugeführt wurden, ſieht das neue 
Regulativ eine Rücklage von 2043,60 Mk. vor. Durch die Rücklagen 
in dieſer Höhe wird der Erneuerungsfonds ſo reichlich dotiert werden, 
daß er vorausſichtlich allen an ihn zu ſtellenden Anforderungen genügen 
wird. 

Im laufenden Berichtsjahr iſt in den Verkehrsverhältniſſen für 
die Stadt und Umgebung Brieſen eine weſentliche Verbeſſerung ein— 
getreten. Der D-Zug Berlin —Poſen — Thorn Inſterburg, obgleich 
einer der wichtigſten Züge, namentlich für den Geſchäftsverkehr, hielt 
bisher auf der Station Brieſen nicht. Den unausgeſetzten Bemühungen 
iſt es zu danken, daß der Herr Miniſter zu dem in Schönſee haltenden 

ö D-Zuge einen Anſchluß-Zug eingelegt hat, welcher ſowohl den Perſonen— 
| wie Poſtverkehr von Schönſee ab mit den Bahnhöfen Zielen— Briefen 
und Hohenkirch vermittelt. 

Zu dieſem Anſchlußzuge hat die Betriebsleitung der Stadtbahn 
einen neuen Zug eingelegt, welcher 4“ Uhr nachmittags vom Stadt— 
bahnhof Briefen abfährt und 52° Uhr daſelbſt wieder eintrifft. 

An Einnahmen ſind im Berichtsjahre erzielt worden: 


a. im Perſonenverkeeer ... . 15855,50 Mk. 
b. im Güterverke r 20304,40 „ 
c. ſonſtige Einnahmen EN 382,66 „ 


zuſammen 36 542,56 Mk. 


| 


Dieſen Einnahmen ſteht eine ae an Betriebskoſten 
gegenüber von .. J n e 
ſo daß ein Überſchuß verbleibt e ine 

Die Einnahmen aus dem Perſonenverkehr ſetzen ſich wie folgt 
zuſammen: 


Monat 


Beförderte Perſonen 2 Hunde] Gepäck 
Einfache II. Klaſſe Einfache III. Klaſſe Milttärfahrſcheine Ss Summe 
2 . ZIEH] 8 8 der f 
Monat Eg Em 2 8 Ein- El ein 88 Ein r ee, S 2 
De nahme] De nahme [Se nahme] 8 nahmen = F 
8 1 4 M 4 * 14 14 MA M\al M Id 
| | 
1903 April 458| 137 40] 5828] 1049 400 266| 26 600 6552| 1213 400 12 120] 516| 51 600 1266 20 
Mai 509] 152/70] 5553| 1080 60] 203] 20 30 6265| 1353 160] 20 = 601] 60 100 131570 
Juni 574] 17220] 5833| 1122 900 289 28 90] 6696| 1324 —- 5-50 587 58 700 1383 20 
Juli 617| 18510] 6155 1205 50] 262] 26 20| 7034| 1416 800 11| 110] 704] 70 40 1488 30 8 
Auguſt 5360 160 800 5621| 1082 60 2021 20 20] 6359| 1263 600 17 170 642] 64 200 1329 50 8 
September 5330 159 90] 5193| 1051 60 655] 65 50 6381| 1277 —- 25 250 5810 58 110] 1337 60 
Oktober 6680 200 40] 6296| 1202 90] 223] 22 30] 7187| 1425 60] 10 1—| 805] 80 50/ 150710 
November 513] 153/90] 6047| 1168 400 1960 19 60 6756| 1341 90 5|-—50| 611] 6110| 1403 50 
Dezember 496| 14880] 4941] 958 200 313| 31 30/ 5750| 1138 30 2 20 494] 49 400 1187 90 
1904 Januar 501 15030] 5149| 959 100 213] 21 300 5863| 1130 70] 660 570] 57 — 1188 30 
Februar 552] 16560 5149| 979 500 188 18 80] 5888| 1163 90 2 — 20 573] 57 30 1221 40 
März 5340 160 200 51810 999 400 132 13 200 5847| 1172 sol 9 L90531 5310| 1226.80 
6491 1947 30 6694512860 11013142] 314 ‚20176578 15121 160 12412407215 721 50 15855 50 
| 
| 
| 
| | | 
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An Gütern ſind befördert worden: 


Direkter Verſand Direkter Empfang 


Stückgut Ken Stüdgut 8 
To. To. 

April 1903 39 874 116 2163 
Mai 15 40 231 134 2098 
Juni N 30 487 120 1678 
Juli = 33 458 117 | 2583 
Auguſt 7 39 511 177 2608 
September „ 49 560 167 2316 
Oktober 75 44 1013 187 2114 
November „ 39 1337 138 1885 
Dezember 7 34 730 120 2072 
Januar 1904 28 652 96 1772 
Februar Fr 27 383 117 3140 
März 3 41 703 150 3345 
Summa | 443 7939 | 1639 | 27774 


Geſamt-Verkehr: Direkter Verſand 8382 To. 
„ Empfang 29413 „ 
Summa 37795 To. 
Die beförderten Güter ſetzen ſich in Tonnen wie folgt zuſammen: 


Befördert wurden ausſchl. Dienſtgut Die Zahl d 5 


8 Eil⸗ und Wagenladungs⸗ urückgelegten 
Monat Fracht⸗ En Ins⸗ 3 9 
Stückgut Fahrzeuge geſamt [Kilometer betrug 

April 1903 155 3037 3192 
Mai r 174 2329 2503 
Juni 1 150 2165 2315 
Juli 5 150 3041 3191 
Auguſt 5 216 3119 3335 
September „ 216 2876 3092 
Oktober 7 231 3127 3358 
November „ 177 3222 3399 
Dezember „ 154 2802 2956 
Januar 1904 124 2424 2548 
Februar 5 144 3523 3667 
März = 191 4048 4239 

Zujammen | 2082 35713 37795 | 108736,215 


3 


Beförderte Maſſeng 


lter 


Getreide 
und Mehl 


234 
593 


Futtermittel 


696 


Kartoffeln 


e de 
0 
=» J 


10 
49 


Steine 
Düngemittel 


1 — 
* 


Zement 


2 
oO Qu 


15 
10 
25 


Die Einnahme aus dem Güterverkehr ſetzt ſich wie folgt zuſammen: 


—ä— '. .. .L]U.!:v0nꝙ%nʃt́ͥ —?......xywy —— —. —.—5———— 


April 
Mai 
Juni 


Juli 


Monat 


Auguſt 


September 


Oktober 


November 


Dezember 
Januar 
Februar 


März 


1903 


* 


* 


1904 


Zuſammen 


Einnahmen im Güterverkehr 


Sonſtige 
Einnahmen 


1 4 HM 


801 2030440 


Summa 


1 
166880 
166570 
1380145 
1706035 
1796 60 
1725/95 
1859 — 
192305 
1435 — 
1434.20 
16121 — 
209730 


ne 


—— — 


Statiltik. 


Gelduerkehr. 
Reichsbank. 
Der Bankzinsfuß betrug im Jahre 1904 
vom 1. Januar bis 10. Oktober: 
4 % für Wechſel, 5 % für Lombard Darlehne, 
vom 11. Oktober bis 31. Dezember: 
5 % für Wechſel, 6 % für Lombard Dahrlehne, 
im Durchſchnitt des ganzen Jahres 4,222 9% für Wechſel und 5,222 9% 
für Lombard⸗Darlehne gegen 3,837 9% bezw. 4,837 „ im Vorjahre. 
Die Geſamt-Umſätze bei der Reichsbank haben im Jahre 1904 
betragen: 
bei der NReihshauptbant . k 80830577900 Mk. 
bei den Reichsbankanſtalten . . 140759023000 „ 
zuſammen 221589600900 Mk. 
gegen 205284607500 Mk. im Jahre vorher. 


Der Abſchluß der Thorner Reichsbankſtelle weiſt nach: 


1903: 1904: 
Giro-Verkehr Einnahme. . . 131242939 Mk. 138 720687 Mk. 
rn AUSGABE I ie 138819716 „ 
Giro-Übertragungen Zugang .. 50975493 „ 52533303 „ 
5 0 Abgang . 46092664 „ 46860740 „ 
Platzwechſel Zugang . . . . 23143000 „ 26187371 „ 
60 Abgang 22818 768 „ 26140822 „ 
Verſandwechſ . . - . . 6198927 „ 6621534 „ 
Einzugswechſel Zugang . . . 13174088 „ 13876074 „ 
9 Abgang . . . 13138346 „ 14134138 „ 
Lombard Darlehne ausgeliehen 3370000 „ 3790900 „ 
5 5 zurückgezahlt 3384800 „ 3828900 „ 


Der geſamte Geſchäftsumſatz der Reichsbankſtelle betrug 
362031400 Mk. gegen 339438400 Mk. im Jahre 1903. 
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Norddeutſche Creditanſtalt. Aktienkapital unverändert 
10000000 Mk., Umſatz 1490951710 Mk. (1340204407). Der Brutto- 
gewinn betrug 1625809 Mk. (1474202), der Reingewinn 926015 Mk. 
(783668) und die Dividende 6 % (5½ũ %). 

Culmſee'er Volksbank J. Scharwenka & Co. Aktien— 
kapital unverändert 210000 Mk. Die Reſerven betrugen Ende 1904: 
36003 Mk. (32698). Wechſel wurden angekauft im Betrage von 
2460132 Mk. (2176024). An Depoſiten wurden eingezahlt 537306 Mk. 
(588079). Am Schluß des Jahres betrug der Depoſitenbeſtand 
441122 Mk. (443766), der Wechſelbeſtand 537585 Mk. (574138). 
Dividende 8 % (8 „%). 

Die eingeklammerten Zahlen enthalten die Ergebniſſe des Vor— 
jahres. 

Vorſchuß-Verein zu Thorn, e. G. m. u. H. Angekaufte 
Wechſel im Betrage von 3003848 Mk. Reingewinn 15076 Mk. Mit⸗ 
glieder⸗Huthaben 198559 Mk. Dividende 7 %. Reſervefonds 
96716 Mk. Spezial-Rejervefonds 33490 Mk. Zahl der Mitglieder 819. 


Vorſchuß-Verein zu Culmſee, e. G. m. u. H. Angekaufte 
Wechſel im Betrage von 1191338 Mk, eingezahlte Depoſiten 124040 Mk. 
Mitglieder-Guthaben Ende 1904: 54372 Mk. Mitgliederzahl 299, 
Dividende 7 9%. 

Vorſchußverein zu Brieſen, e. G. m. u. H. Angekaufte 
Wechſel im Betrage von 3116359 Mk, eingezahle Depoſiten 215249 Mk. 
Guthaben der Mitglieder Ende 1904: 173236 Mk. Reſervefonds 
26354 Mk., Spezial-Rejervefonds 7097 Mk. Mitgliederzahl am Ende 
des Jahres 499. Dividende 6 9%. 


Volksbank zu Schönſee, e. G. m. u. H. Mitgliederanteile 
18 106 Mk., Depoſitenbeſtand 233580 ME, Wechſelbeſtand 186215 Mk. 
Reinertrag 1464 Mk. Dividende 8 9%. 


Spar- und Vorſchuß-Verein zu Strasburg Weſtpr, 
e. G. m. u. H. Depoſitenbeſtand 214662 Mk. Wechſelbeſtand 294779 Mk. 
Mitgliederguthaben 47395 Mk. Gewinn 6782 Mk. Dividende 6 %. 
Mitgliederbeſtand Ende 1904: 332. 


Vorſchuß-Verein zu Neumark, e. G. m. u. 9. Umſatz 
29536463 Mk. Angekaufte Wechſel im Betrage von 2618363 Mk. 
Eingezahlte Depoſiten 718 129 Mk. Guthaben der Mitglieder 440001 Mk. 
Reſervefonds 102080 Mk. Spezial-Reſervefonds 24667 Mk. Reingewinn 
39136 Mk. Dividende 6%. Mitgliederzahl Ende 1904: 517. 
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Sparkallen im Jahre 1904. 


EAN Eingezahlte Zurückge⸗ Beſtand 
Städtiſche Sparkafen Spareinlagen] zahlte Spar- |der Einlagen 
zu 1904 einlagen 1904] Ende 1904. 
M M M 


Thorn 1982 258,— 1759521, — |5 404.929, — 
Kulm 482 909,— | 417472,— 616 039,.— 
Briefen 570 320,— | 579428,— | 1424 401,— 


Kreis-Sparſtaſſen 


982 429,— 832 220, — 1672 764, — 

1962 073, — 1 765 431, — [3 715 499,.— 

Brieſen 699 645, — | 680 331% 1 626 171,— 
Strasburg 653 121,— | 520.497,— [2 353 431,— 


N Zahl der - 
Sparkaſſen⸗ 
bücher 
Ende 1904. 
10 020 
1005 
1 745 


3809 
5125 
2072 
3.025 


Nadhweifung 


des Telegramm Verkehrs bei den in den Kreiſen Thorn Stadt und Land, 
Kulm, Briefen (Wpr.), Strasburg (Wpr.) und Löbau (Wpr.) gelegenen 
Boft- und Telegraphenanſtalten des Ober-Bojtdirettionsbezirts Danzig. 


Telegramme Telegramme 
Name der Anſtalt en en: Name der Anſtalt 1 tonnen 
St. 5 St. 
Poſtämter 1. Poſtagenturen 

Briefen (Wpr.) 6720 5785 lotto (Ar. Kulm) 99 286 
Kulm 8216 8862 Brea Kelle 
Culmſee 6710 7398 ST 1 inst 9 116 

Strasburg (Wpr.) 7089 6002 „ i b 

Thorn 2 7700 8271. Due te ee e 

9 ; embowalonka 2 367 
| Thorn 3 (Zweigſtelle) 3585 — Deutſch⸗Brzozie 58 152 
| 3 Elgisze wo 33 65 
| Poftämter II. Forſthauſen (Wpr.) 73 93 
| Goßlershauſen (Wpr.) 3110 1978 Gelens 100 192 
Lautenburg (Wpr.) 3841 | 3578 Oramtſchen (Wpr.) 159 | 248 
Löbau (Wpr.) 3499 | 2719 A 105 221 

Neumark (Wpr. 4140 3994 [ Großradowis 5 22 

. Heimſoot (Kr. Thorn) 304 481 

d ermannsruhe (Kr. Stras- 

Poſtämter II. > B Bu 0 he | 0 10 16 

Biſchofswerder (Wpr.) 2| 579 | 118 Hofleben (er. Briefen Wpr.) 206 28 
Damerau (Kr. Kulm) 589 | 424 Kamlarken 70 34 
Gollub 2515 2870 Kauernick 142 | 172 
| Gorno 465 538 Kielpin 113 | 233 
| Gottersfeld (Kr. Kulm) | 416 422 Kleinczyſte 258 | 215 
| Hohenkirch (Wpr.) 541 585 Kleintrebis 489 | 400 
Konojad (Wpr.) 587 386 Königl. Neudorf (Wpr.) | 163 | 214 
Kornatowo (Kr. Kulm) | 928 | 701 Kokotzko 5 240 | 259 
Leibitſch 455 563 [ Lipnitza (Bez. Danzig) 236 466 
Mocker (Wpr.) 1203 1981 Lippinken 116 237 
Montowo (Kr. Löbau Wpr.)] 949 | 571 Liſſewo 381 470 
Naymowo 269 349 Lonkorsz 383 413 
Ottlotſchin 2767 559 Lulkau 196 | 210 
Podgorz 3415 4711 Malten (Wpr.) 4128 135 
Schönſee (Wpr.) 1 2026 1797 Marienfelde (Bez. Danzig) 110 | 160 
Schönſee (Wpr.) 2 1035 417 Mroczno (Wpr.) 130 | 230 
| Tauer (Wpr.) 599 624 Nawra (Kr. Thorn) 160 173 
Unislaw (Kr. Kulm) 748 | 621 ||| Neuhof (Bez. Danzig) 66. | 135 

Thorn (Schießplatz) 1089 | 790 Reuzielun 286 367 

Niezywienc 129 | 117 
Telegraphenämter. Oſtaszewo (Ar. Löbau Wpr.)) 46 96 
; Oftaszewo (Kr. Thorn) 379 406 

Thorn 53375 53377 Oſterbitz (Kr. Briefen Wpr.) | 136 | 162 


Name der Anſtalt 


Oſtrowitt (Kr. Löbau Wpr.) 
Penſau (Kr. Thorn) 
Pfeilsdorf (Kulmerland) 
Plutowo (Kr. Kulm) 
Podwitz (Kr. Kulm) 
Pokrzydowo 
Polniſch-Brzozie 

Radosk 

Rentſchkau 

Rheinsberg (Str. Briefen Wpr. 
Roſenthal (Bez. Danzig) 
Noßgarten 

Rumian 

Schillno 

Schöneich (Wpr.) 
Schönwalde (Kr. Thorn) 
Schwarzenau (Wpr.) 
Schwirſen (Wpr.) 
Siemon 

Skarlin 

Stephansdorf (Wpr.) 
Swierzynko 

Szezuka 

Thorniſch Papau 
Watterowo 

Weißenburg (Wpr.) 
Wrotzk 

Wrotzlawken 


Telegramme 
auf- ange⸗ 
gegeben kommen 
St. St. | 
401 434 
165 230 
319 411 
150 83 
101 213 
162 291 
134 164 
455 426 
196 369 
231 474 
216 371 
151 279 
132 165 
177 147 
101 143 
51 107 
229 412 
276 481 
114 255 
121 207 
90 |. 217 
86 101 
123 379 
170 166 
144 123 
259 277 
242 354 
366 523 


Name der Anſtalt 


Zbiczno 
Zielen (Kr. Brieſen Wpr.) 
Zlotterie (Kr. Thorn) 


Hilfſtellen. 


Bahrendorf 

Blandau 

Broſowo 
Colmansfeld 
Dombrowken (Bz. Danzig) 
Griebenau 

Gr. Lunau 

Gr. Orſichau 

Gr. Plowenz 

Gr. Wallitz 

Hoheneck 

Kaldunek 

Kaldus 

Kiewo 

Neuguth 

Nußdorf (Wpr.) 
Förſterei Rudak 
Sarnau (Wpr.) 
Schloſſau (Kr. Strasburg) 
Schönſee (Kr. Kulm) 
Villiſaß 

Wawerwitz 


11 


Telegramme 
auf⸗ ange⸗ 
gegeben kommen 
St. St. 
46 72 
35 31 
83 125 
56 8⁵ 
76 59 
33 62 
33 73 
57 65 
43 54 
82 151 
70 105 
95 115 
61 87 
75 90 
25 28 
24 67 
48 31 
52 122 
25 80 
13 31 
32 151 
74 93 
6 35 
14 77 
57 217 


; Briefe und Käſtchen mit 5 
Brieffendungen ne Pakete mit Wertangabe Wert 85 eee 
9 Eingegangen Aufgegeben Eingegangen Aufgegeben 
Eingeg. Aufgegeb. Eingeg. Aufgeges. Wertbetr. Wertbetr. Wertbetr. | | Wertbetr. Eingeg. Aufgegeb. 
St. St. St. St 4 St. St St. |. Sr. St. 
Thorn 1 6457100 4847640312391 138110 4652 — 1370 — 11231 — 7125 — 1 — 
Thorn 2 372034 560586 39044 | 16394 153 93860 35 300000 270 3941600 167 305772 978 936 
Moder 280748 164710 8594 4764 53 23760 19 18320 320 127463 146 156240 1712 579 
Podgorz 145144 119002 8964 8092 296 Br 9 | — 967 — 511 — — — 
Culmſee 598000 536488 38310 20303 307 = 315 — 1132 — 1940 — 3098 — 
Kulm 887994 715910 66475 33184 484 450360 335 12830400 2260 1998242 1688 1042740 5943 810 
Brieſen 651700 496900 40240 | 21701 283 94400 171 31200 1756 2885700 2853 4641900 4368 572 
Gollub 2374760 223308 21450 10614 140 146000 205 181680 1106 1002680) 1195 620830 1825 231 
Neumark 391248 346258 30073 | 15072 | 186 205716 179 87710 1146 9006414 1868 4628904 2747 
Löbau 3867960 384410 33186 | 18623 166 44512 188 1346800 1076 1750892 1211 | 1676512 5668 468 
Strasburg 825240 771888 46884 30902 344 230695 384 1625216 2219 4059290 2699 4937146 6611 728 
Lautenburg 248014 247936 21583 10680 281 84300 206 487804 976 2218448 1282 2598332 1832 212 
| | I fi 
Nachnahme- Nachnahme- Poſtaufträge Poſtanweiſungen men! Mit der 
Poftamt | Briefiendungen | Betrag Eingegangen Eingesablle Wisg table Zeitung | abgerläfte 
Gees. l Eingeg. Aufgegeb. a BED: St. * 5 — 8 | Eingeg. Abgeſandt Reede 
Thorn 1 — | — — 5088 — 168132 10564084 165718 TR 1068797 | 1779130 | — 
Thorn 2 1075 52 45166 32396 126 | 18500 | 9827 394283 20224 342109 97612 23978 | — 
Mocker 2104 703 52706 10948 270 1830790 9543 346297 8609 322946 86493 — — 
Podgorz 2423 — — — 152 — 7945 4487130 6109 273209 91388 8904 — 
Culmſee 7618 — — — 1363 — | 46762 —| 21929 — 403360 8865 — 
Kulm 7880 3996 345816 27156 1935 | 342090 65883 40459430 46765 2303368 382345 119756 1321 
Brieſen 8632 3692 501850 | 55328 2415 511300 54444 38620630 23908 1586132“ 42848 90099 — 
Gollub 6118 2555 1100820 31360 647 129490 18490 1043560 9709 527705 60000 rar — 
Neumark 5772 — — 1229 — 33552 2279706 15959 1020588 217135 58890 — 
Löbau 5928 8684 2595 75400 1620 246912 35778 2496424 24016 908499 409982 11006 — 
Strasburg 12529 | 14092 403572 60476 | 2451 | 394733 | 51976 3813350 36201 1462880 370552 45500 
Lautenburg 256 3073 182640 16425 697 | 126854 | 24277 18452610 9275 834597 88403 11980 45 


691 
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Verkehr auf der Weichſel. 


Im Jahre 1904 haben Thorn paſſiert: 


J. von Rußland ſtromab: 


509 beladene Kähne 

82 leere Kähne . 5 

9 beladene Güterdampfer 
121 Schleppdampfer . 

1 Perſonendampfer 
1499 Holztraften 


gegen 749 i 


N 72 
5 20 
0 87 
7 1 
ü 1877 


2. Nach Rußland ſtromauf: 


374 beladene Kähne 
123 leere Kähne 
12 beladene Güterdampfer 
102 Schleppdampfer . 
3 Perſonendampfer 


gegen 509 


5 161 
0 18 
2 73 


3. Aus dem Inlande ſtromab: 


197 beladene Kähne 

150 leere Kähne 

96 beladene Güterbampfer 
13 leere Güterdampfer 
33 Schleppdampfer . 

15 Holztraften 


gegen 185 


5 119 
5 141 
f 14 
5 18 
s 47 


4. Aus dem Inlande ſtromauf: 


137 beladene Kähne 
53 leere Kähne 
102 beladene Güterdampfer 
5 leere Güterdampfer 
32 Scleppdampfer . 
3668 Waſſerfahrzeuge inkl. Alden 


gegen 80 


1 26 
1 149 
” 7333 
1 20 


gegen 4368 i 


im 


Vorjahre. 


Vorjahre. 
11 


mit 
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Von den Waſſerfahrzeugen ſind in Thorn 
1. ganz befrachtet ſtromab: 


Gier ei 
Zucker und Mehl F 
ür e e 
Mel! 2 
Mehl und Branntwein e 
Baniei n 
eien Gütee n SI 
eee NE ee en 
Weite . 
Gerſte und Hülſenfrüchten e 
eee TE > 
Rund- und 8 n 
ies FF 
geſägtem Kantholz Ba 
Ft a en 
e Marin BE 3 
Buhnenpfählen .. F 
e Ver BR 
EI a Re 5 U RR Vie BR 
197 Kähne 
2. Ganz befrachtet ſtromauf: 
Steinen en 4 Kähne 
TOR ED 
ei 42 
leeren: Ff 2 
Schwerſpat h Ele 
o li 
C · ˙ ¹¹·˙ m RE 
15 Kähne 
3. Ganz entlöſcht ſtromauf: 
Be” tet d 
eee AR (Wehen 317 EN 
C en PER 
r 
e 55 


iin, u ta ng 


9 Dampfer. 


3 5 
75 ” 
18 5 
9 5 
8 7 


96 Dampfer. 


— Dampfer. 


3 Dampfer. 


95 Dampfer. 


mit Weizen. 2 Kähne 
Gerſte 2 
Heringen 2 7 
Faſtage — 5 
Kaffee = 7 
Träger und Gasröhren 8 
Roheiſen E 
Zement . 28 
Si E 
Maisölkuchen 1 
Harz. . 
Blauholz .. Bus, 
Quebrachoholz 1 

137 Kähne 

4. Ganz entlöſcht ſtromab: 
Kleie 193 Kähne 


Kleie und Oltuchen ; 
Kleie und 1 
Weizen 5 
Weizen und Kleie 2 
Weizen und Roggen . 
Hülſenfrüchten 

geſägten Brettern 
Faſchinen 

Feldſteinen 

geſ. Därmen . 

leeren Fäſſern 

div. Gegenſtänden . 


— — 


165 


14 


269 


Kähne 


102 Dampfer. 


1 Dampfer. 


1 * 
Ei 
32 


6 Dampfer. 


Uachweiſung 
der im Jahre 1904 in Thorn auf der Weichſel eingegangenen und 
verladenen Güter. 


Zu Berg. | Zu Tal. 


Tonnen Tonnen 
a 1000 Kilogr. 


Bezeichnung der Güter, 


à 1000 Kilogr. 


A. Gingang. 


eee, 9,64 — 
, N a SE 142,03 — 
e NE I 5 En 246,80 — 
4. Roheiſen 230, — — 
5. Andere unedle Metalle, roh und als Bruch 16,73 — 
6. Verarbeitetes Eifen . .. 5 903,17 — 
e einen N 127,76 — 
8. Erde, Lehm, Sand, Ries, Kreide I 97,31 — 
9. Flachs, Hanf, Hede, an 3 10,24 —: 
10; Wezen 6 
414 Roggen = 40,— 
12. Gerſte 79 5 139,16 — 
13. Anderes Getreide und Sülenfrähte 9 233,86 408, 
I faat > 50 =, 33% 3,89 
15. Obſt, friſches und getrocknetes 8 49,52 — 

16. Glas- und Glaswaren 35,90 — 
17. Häute, Felle, Leder, 8 8 114,23 = 

| 18. Weiche Schnittware . .. a — 221,32 

| 19. Reiſig und Faſchinen . 8 — 391,63 
20. Faſtage, Kiſten, Fäſſer, Säde BER 240,09 7,48 
21. Holzwaren und Möbel .. l 40,85 


. Injtrumente, Maſchinen u. Maſchinenteile 19,30 — 


u Berg. u Cal. 
Bezeichnung der Güter. ER 
Tonnen Tonnen 
ä 1000 Kilogr. | à 1000 Kilogr. 
23. Bier 21,03 
24. Branntwein 31,51 — 
25. Wein EEE 408,50 = 
26. Fiſche und Heringe 8 5 845,26 — 
27. Mehl- und Wibke i 114,28 [17899,62 
28. Reis 437,35 — 
An 179,22 — 
30. Kaffee und Kalao 185,17 — 
31. Zucker, Melaſſe, Syrup 571,32 - 
32. Fette Ole und Fette 574,65 
33. Petroleum und andere Mineralöle 256,14 — 
34. Steine und Steinwaren 1761,97 1830, — 
35. Steinfohlen . 4954, — — 
e e 106,.— — 
37. Teer, Pech, Harze aller Art, Asphalt . 167,07 — 
38. Mauerſteine und Flieſen aus Ton, Dach— 
ziegel und Tonröhren . 20,— — 
39. Tonwaren, Steingut, Porzellan . 4,16 — 
40 Wolle : 46,34 — 
41. Alle ſonſtigen Gegenſtände 3461,97 | 423,97 
Insgeſamt |17076,42 |22222,18 
B. Abgang. 
1. Lumpen aller Art 74,69 — 
2. Farbholz .. 256,04 = 
3. Andere unedle Metalle — 4,86 
4. Verarbeitetes Eiſen aller Art = 19,21 
5. Erde, Lehm, Sand, Kies, Kreide 865, — 
6. Weizen 5 — 130,.— 
7. Roggen — 210,— 
gte 4 — 956,83 
9. Anderes Getreide und Sülenfücht 318,89 
10. Glas und Glaswaren . a 7,14 
11. Häute, Leder, Felle, Pelwert 1,06 
12. Weiche Schnittware . = 1189,10 


Zu Berg. | Zu Tat. 


Tonnen Tonnen 
à 1000 Kilogr. 


Bezeichnung der Güter. 


a 1000 Kilogr. 


. Reilig und Faſchinen . . — 1465,.— 
j 14. Faſtage, Fäſſer, Kiſten, Säde 3 61,35 33,31 
15. Holzwaren und Möbel . = 125,97 
| 16. Inſtrumente, ee u. Wofötnentete 1,58 —.48 
R f — 2,19 
e ar, 1296,06 
19. Wein ae e e r — 49,52 
20. Fiſche, auch Heringe . -- 42,66 
21. Mehl und e ce . — 5329,58 
22. Kaffee, Kakao . — 1,49 
23. Reis N 6,61 — 
24. Zucker, Melaſſe und Syrup RER — 16130,34 
25. Fette Ole und Fette 8 — 181,82 
26. Petroleum und andere Mineralöle ah 141,58 
27. Steine und Steinwaren . . . 2... 98 1315,66 
28. Steinkohlen .. ft 337,70] — 
29. Teer, Pech, Harze aller Art, Asphalt . 5 26,10 
30. Mauerfteine und Flieſen aus Ton, De 
ziegel und Tonröhren .. ’ - 108,05 
31 Wolle K - 32,86 
32. Alle ſonſtigen Gegenſtände 2 211,80 | 2300,52 


Insgeſamt 976,85 32259, 18 
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Uachweiſung 
der im Jahre 1904 auf den Stationen Thorn, Thorn —Uferbahn und 
Mocker abgeſandten und eingegangenen Güter. 


Mocker 


Hauptbahnhof Uferbahn 
Bezeichnung der Güter r. Verſand Empfang | Verſand Empfang] Verſand Empfang 
To. To. To. To. To. o. 
Abfälle . { 8 — 9 
Baumwolle, Baumwollabfälte 3 4,5 - — 
Bier 172 850,5 17 882,5 32 796 
Blei, Mennige . : . 28 13 5 17 — 
Borie (Lohe), Gerbſtoffe er 299,5 125 3785 — — - 
Braunkohlen, rohe 2 — — 15 — 20 
Braunkohlenbriketts . . 203,5 265 — 35 — 22 
Zement, Zementſteine und 
FF 29,5 2465| 17940 — | 768 
allen Drogen 130 79 13 5,5 _ 5 
achpappe . RER 7 11 16,5 50,5 15 264 
Künſtliche Düngemittel 48 137,5 72,5 153. 848,5 846,5 
Roheſſen a deter 1 284,5 1099,5 
oheiſen und Rohſtahl . . — — — — 109 284,5 
Altes Eiſen, Bruchelſen us Are 1196 20 114,5 18 133,5 461 
Eiſen und Stahl, 9 3 1272 718,51 1962,5 4202 747,5 444,5 
Eiſenbahnſchienen .. 8 212,5 187 39 — — 2,5 
Eiſerne Eiſenbahnſchwellen. 5 144 - — 
Achſen und Bandagen . . 44 — — — — - 
Maſchinen und Maſchinenteile 981,5 977 15 87 274 342 
Eiſerne Röhren und Säulen . 21,5 2 18,5 387,5 = 7,5 
Eijen- und Stahldraht. 131,5 1965| — 234 = = 
Eiſen- und Stahlwaren . . . 1278 647 595,5 669 — 4 
Erde, Lehm, Mergel. .. 297 — — — — 1 
Kies, Sand, Grand . 37,5 1355| — — 109 242 
Ton, Tonerde, Porzellanerde 8 31,5 48 en = — — 
Sonſtige Eden! Er 26 — — zn — 31 
Kupfererz, Kupferſtein .. 10, — — 
Farbehölzer, debe date 3 8,5 — 53 — — 5 
Fiſche, Heringe. . - 30 30,5 W 27 46,5 30 
De Hanf, Hebe, erg: 8 106 67,5] — 5 — 0, 
eiſch un pe . 8 22,5 17,5 76 — Sr — 
Garne und Twiſte 206,5 95,5 — — > — 
Weizen und ei e 291,5 238 319 222,5 75,5 |10896,5 
zungen 3. 8 5 . 880,5 715,5] 205,5 774 180 10893 
Dei Et oh nn se eh 336,5 571 327,5 516 303 2458 
Gerſte 1912,50 2250,5 181,5 1022 695 537,5 
A 1 ‚Hiifenfeücpte 15575 19300 833 369,51 161,5 324, 
ais (Kukuruz z 91,5 64 14 5 — — 
Malz RC 0,5 20 — 85 — — 
ir und Olſamen 6? 48,5 4 — — — 
Andere Sämereien. 396,5 280,5 121 142,5 160,5 2,5 
Glas und Glaswaren 82,5 191 132,5 | 298,5 15 0,5 
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5 N Hauptbahnhof Uferbahn 
Bezeichnung der Güter. Verſand Empfang | Verſand Empfang 
To. To. To. | To. 

Häute, Felle, Leder, Pelz . 393 295 163, 58,5 
Rund⸗(Stamm-) Holz .. 162 73 2050,5 85 
Nutzholz . 692 503 | 9188 566 
Brenn- und Grubenholz 1467 320 114,5 | 1589,5 
Außereuropäiſches ds 2,5 — 4 — 
Holzzeugmaſſe 5 0,5 12,5 10,5 — 
Hopfen 62 66,5 - 

ite 5 15 - — 
Naffee, Kaffecfurrogate, Tee 47,5 16 9,5 20,5 
Kalk, gebrannter 66 416 17 1267, 
Kartoffeln 94,5 368,5 70,5 166,5 
Knochen. - 10 — = 
Knochenkohle, Beinkhwarz 173 90 31 - 
Lumpen 364,5 222, 98 132 
Mehl, Mühlenfabrikate a 281 89 862,5 625,5 
Kleie, ohne Reiskleie. 101187 95460 16571 163 
Obſt, Pflanzen, Gemüſe 351,5 217,5] 14,5 237,5 
Ole, Fette 132,5 114,5 61,5 232,5 
Olkuchen, Oltuchenmehl 2241,5 2862 272,5 25 
Papier, Pappe ? 44 200 755 
Petroleum, Mineralöle 53 3 19 
Reis, Reismehl, Reiskleie 85,5 92 86,5 
Röhren von Ton und Zement 960,5 22 - 
Rüben, Zuckerrüben . N, — — 
Rübenſchnitzel, Futterrüben — 41,5 — 
Rübenſyrup, Melajje . 555 96 28,5 
Salpeter und ene 12:5 10,5 — 
Salz 4 955 27 

Schiefer 0,5 - 4 
Schwefelſäure 1 — — — 
Soda, rohe 11 21,5 5 45,5 
Soda, kauſtiſche 11 — — - 
Spiritus 12,5 35, 426 
Spirituoſen, Branntwein, Eſſig 181 31,5 — — 
Stärke, Kartoffelmehl .. 240 252,5 96 192,5 
Steine, einfach glatt behauen 52 264,5 10 543,5 
Steine, gebrannte Ziegel uſw. 19346,5 1983,5 78 879 
Bruchſteine, rohe . ! 97 — 59,5 
Pflaſterſteine, Steinſchrotten 0 78 - 513,5 
Kalt: und Zuffiteine . 10 = 8 
Steinplatten, Vordſteine uſw. 37 509,5 
Bimsſteine, Quarz, ar - — — 50 
Steinkohlen . 1270 34338 180,5 19480, 
Steinkohlenbritetts 20 150 — 110 
Steinkohlenkoks. . Ä 126 182 321 63 
Tabak, roh, Tabalsrippen h — 175 — — 
Fabrizierter Tabak, Zigarren . 1 10, — — 
Teer, Pech, Harz, Asphalt. 93,5 51,51 173 20 
Tonwaren, Porzellan 49 173 15,5 116 
Torf, Torfſtreu, Holzkohlen 7,5 43 6,5 26,5 
Wein, Apfelwein, N Most. 5 57,5 90,5 57 29 
Wolle aller Art, tieriſch. 330,5 140 34,5 — 
Zink in Platten und Blöcken 28,5 10 10 100,5 


Mocker 
Verſand | Empfang 
To. To. 
100,5 34,5 

43 
2024, 547,5 
131,5 
— 7,5 
401 
380,5 13542 
98,5 — 
283,5 5 
12639,5 | 2692 Ri) 
5206 2115, 5 
0,5 6 


10,5 


6089,5 


419,5 
1867 


35 
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N 5 Hauptbahnhof Uferbahn Mocker 
Bezeichnung der Güter. versand Empfang | Verſand | Empfang | Verſand Empfang 
To To. Fo. To. To To. 
Zucker, roh - — — 9239 3775] 3959 
Zucker, raffiniert 22 47 5 625,5 1,5 35 
Spediteur-Sammelgut 2159 642,5 — 91 — 23 
Butter, Eier, Käſe, Brot 6 19,5 — 199 — 
Bücher, Druckſachen . . 3,5 35 — — = — 
Emballage (gebrauchte) 731 652,5] 353,5 41,5 1218 818 
Farben, Farberde. un 6,5 — = — — 
Holzwaren, neue e Möbel 41 98 — 54,5 — — 
Heu { : - — 327,5 — 85 169 
Stroh a 4,5 - — 60,5 10 
Stalins Pe ee 12,5 . 2734 364 
Manufalturwaren . ar 4,5 6 — 
Mineralwaſſer .. 1,5 12 = = en 
Gyps, gebrannt und demaßlen 3, 34 110 — 10 
Übrige Güterarten 3176 4436,5 | 1218,5 521 1219,5 | 676 
Insgefamt 147448 158838 38248 99219 
i 1 306286 90107, 157806, 
ner 8 5 = 5 
Viehverkehr. Stück. Stück. Stück. Stück. 
Pferde, Fohlen, Eiel . 685 457 101 134 
Ochſen, Stiere . 159 256 20 41 
Kühe, Rinder 260 167 521 1154 
Kälber. 4 2 65 290 
Schafe, Lämmer 63 8 1077 331 
Schweine . 66607 63500 178 3346 
Ferkel 2 6593 6294 533 13 
Geflügel und ſonſtiges Vieh 328963 347121 51818 — 
Perſonenverkehr. 
Es reiſten ab vom Hauptbahnhofe . 283 715 Perſonen. 
„ " „ 5 Stadtbahnhofe & 210 217 hr 
Bahnhof Mocker 36 321 
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Verkehr auf der Uferbahn im Jahre 1904. 


Monat 


gingen 
ein | 

Januar 307 
Februar 343 
März 364 
April 555 
Mai. 360 
Juni 287 
Juli. 320 
Auguft . 440 
September 432 
Oktober 620 
November . 824 
Dezember . ; 381 

Im ganzen | 5233 

Uadhweifung 


derjenigen Getreideſendungen, die im Jahre 1904 über Gollub und 
Leibitſch von Rußland eingegangen und unter Begleitkontrolle nach 


Thorn abgefertigt ſind. 


I. über Gollub: 


Januar 

Februar 8 

März 2 

April — 

Mai — 

Juni 

Juli — 

Auguſt 20,2 Tonnen Gerſte 
September 10 Tonnen Erbſen 
Oktober 10,1 Tonnen Erbjen 
November — 
Dezember — 


0 Deladene Waggons 


aus 


136 
106 
259 
480 
510 
269 
289 
216 
410 
425 
411 
237 
3748 


Zuſammen 


443 
449 
623 
1035 
870 
556 
609 
656 
842 
1045 
1235 
618 
8981 


II. über Teibitſch: 


20,2 Tonnen Erbſen 
10,1 Tonnen Wicken 


24,8 Tonnen Erbſen 


45,4 Tonnen Gerſte 
10,1 Tonnen Gerſte 
10,1 Tonnen Erbſen 
20,2 Tonnen Erbſen 


— ——— —ʒ—E—k— — — —— —m . — 


Oulacten der andelskaumer zu Thorn. 


A. Berichtigung des Kaufpreiſes. 
1. Zahlungs-Vedingungen. 


Es beſteht hier kein Handelsgebrauch, wonach der Verkäufer von 
Häckſel zur Nachnahmeſendung berechtigt iſt, wenn „Lieferung gegen 
Netto-Kaſſe prompt beim Empfang“ bedungen iſt, und der Verkäufer 
dem Käufer mitgeteilt hat, daß er ihm die Beſichtigung der Ware auf 
der Bahnſtation geſtatte. 

Eine ſolche Sitte würde auch dem allgemeinen Handels— 
gebrauch widerſprechen, wonach Waren nur in ausdrücklichem Einver— 
ſtändniſſe mit dem Empfänger unter Nachnahme geſandt werden dürfen. 

Hieran ändert auch nichts die Bedingung: „Lieferung gegen 
Netto-Kaſſe prompt beim Empfang“. 

Die Mitteilung des Verkäufers an den Käufer, daß er ihm die 
Beſichtigung der Ware auf der Bahnſtation geſtatte, iſt für dieſen 
wertlos, weil nach den herrſchenden Eiſenbahnbeſtimmungen der 
Empfänger die für ihn ankommenden Waren erſt nach Einlöſung des 
Frachtbriefes beſichtigen darf, ſelbſt wenn derſelbe die Erlaubnis des 
Verkäufers für den Empfänger enthält, die Ware vor der Einlöſung 
beſichtigen zu dürfen. 

Vorausgeſetzt iſt hierbei, daß es ſich um eine Bahn⸗Nachnahme 
und nicht um eine Spediteurnachnahme handelt. 


J. Nr. 2240. 13. Januar 1905. 


Ein Handelsgebrauch beim Verkauf von Wein aus Ungarn, 
wonach der Käufer, wenn zoll- und frachtfreie Lieferung vereinbart 
üt, den Betrag des Zolles und der Fracht zu verauslagen hat, beſteht nicht. 
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Üblich iſt jedoch bei dieſer Lieferungs-Bedingung, daß beim 
Geſchäftsabſchluß noch ausdrücklich vereinbart wird, daß der Verkäufer 
den Betrag für Fracht und Zoll in der Faktura abziehen und durch 
Nachnahme bei der Überſendung des Weines erheben darf. 

J. Nr. 451. 20. März 1905. 


2. Zahlungs -Friſten. 


Der Verkauf von Kleie iſt im hieſigen Bezirke Kaſſageſchäft. 
Die Bezahlung hat, wenn nichts anderes vereinbart iſt, ſofort nach 
Empfang der Ware oder des Fakturenduplikats zu erfolgen. Wenn 
auch häufig die Zahlung erſt 8—14 Tage ſpäter ohne Beanſtandung 
des Verkäufers erfolgt, ſo hat ſich trotzdem dieſe Friſt keineswegs als 
handelsübliches Zahlungsziel herausgebildet. 
J. Nr. 558. 2 23. März 1904. 


Beim Verkauf von Kognak an Wiederverkäufer iſt ein Ziel von 
6 Monaten gebräuchlich. 
J. ⸗Nr. 742. Bu 30. April 1904. 
Beim Verkauf von Zigarren an Wiederverkäufer gilt mangels 
anderweitiger Vereinbarung ein Zahlungsziel von 6 Monaten. 
J-Nr. 2161. 30. Dezember 1903. 
J. Nr. 742. . 30. April 1904. 


Beim Verkauf von Zigaretten an Wiederverkäufer iſt ein 
dreimonatiges Ziel üblich. Sind jedoch daneben Zigarren mitverkauft, 
ſo gilt auch für Zigaretten das ſechsmonatige Ziel. 

J. Nr. 742. 30. April 1904. 


3. Bahlungs- Mittel. 


Es iſt handelsüblich, Forderungen durch Schecks zu begleichen, 
auch wenn ſie auf Vorſchußkaſſen, z. B. Geſellſchaft m. u. H. aus— 
geſtellt ſind. 

Die Ausſteller, von denen der Scheck eingelöſt wird, müſſen ſich 
jedoch am Wohnſitz des Gläubigers befinden. 

Andernfalls kann der Gläubiger den Scheck zurückweiſen, da ihm 
nicht zugemutet werden kann, die durch die Einlöſung des Schecks 
entſtehenden Koſten zu tragen. 


J. Nr. 643/04. 11. April 1904. 
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B. Übergabe der Ware. 


1. Nachfriſl beim Verzuge des Verkäufers. 

Falls beim Verkauf von Futtermitteln zur Abladung an 
beſtimmten Terminen der Verkäufer mit der Erfüllung im Verzuge iſt, 
ſo iſt ihm zur Abladung 

a. von ruſſiſchen oder rumäniſchen Stationen eine Nachfriſt von 

14 Tagen, 

b. von öſterreich-ungariſchen Stationen eine Nachfriſt von 

10 Tagen. 

c. von inländiſchen Stationen eine Nachfriſt von 8 Tagen als 
handelsüblich zu gewähren. 

J.-Nr. 1154. 18. Juli 1904. 


2. Mängelrüge. 
A. Im Holzhandel. 

Nach hieſigem Handelsgebrauche brauchen „aſtfreie Seitenbretter“ 
nur auf einer Seite aſtfrei zu ſein. Angeblaute Seitenbretter ſind 
wohlfeiler und werden meiſtens nur gehandelt, wenn Käufer ſie auf 
der Mühle abnimmt. 

Der Beſteller von Seitenbrettern braucht angeblaute Bretter 
nicht anzunehmen, wenn er ſich nicht vorher damit einverſtanden 
erklärt hat. 

Ft. 110. 6. Februar 1905. 


B. Im Kartoffelhandel. 

„Handverleſene“ Kartoffeln müſſen ſchmutzfrei geharft und frei 
von faulen oder angehackten Knollen ſein. 

Bei Eß⸗Kartoffeln müſſen die Knollen mindeſtens 1¼ Zoll, bei 
Saat-Kartoffeln etwa 11 ¼ Zoll ſtark ſein. 

Der Käufer von Kartoffeln, gleichviel ob es ſich um geharfte 
oder ungeharfte handelt, braucht nur das wirkliche Gewicht der Kar— 
toffeln zu bezahlen. 

Da nun trotz ſorgfältigen Harfens die Kartoffeln doch nie ganz 
erdfrei werden, ſo werden Kartoffeln bei waggonweiſem Verkauf nach 
Bahngewicht mit 2 % Abzug für Schmutz gehandelt. 

Hierbei dürfen die Kartoffeln aber auch nicht mehr als 2 0% 
Boden enthalten, ſonſt darf der Käufer den Mehrbetrag in Abzug 
bringen. 

Nr. 1965. 14. November 1903. 
J.⸗Nr. 992. 8. Juni 1905. 
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C. Im Kleeſaathandel— 


Zwiſchen polniſcher und ruſſiſcher Kleeſaat macht man im Handel 
im allgemeinen keinen Unterſchied. An einigen Plätzen, ſo z. B. in 
Breslau, wird ruſſiſche Saat der polniſchen wegen der meiſt günſtigeren 
Seideverhältniſſe vorgezogen. 

Bei gewöhnlicher polniſcher wie ruſſiſcher Rotſaat iſt Zweiſchnittig⸗ 
keit ſelbſtverſtändlich. 

Unter einſchnittigem Klee verſteht man im Handel eine beſtimmte 
Sorte, ſogenannten ſpätblühenden Rotklee oder Bullenklee (in Oſterreich 
Einſchur genannt). Bei dieſer Kleeart, welche ſehr lange Ranken treibt, 
erfolgt der Blütenanſatz ſehr ſpät, ſo daß ein zweiter Schnitt in nutz— 
bringender Zeit nicht mehr heranzuwachſen vermag, denn mit dem 
erſten Schnitt bei Rotklee pflegen die Landwirte erſt dann zu beginnen, 
wenn der Blütenanſatz begonnen hat. 

Wenn beim Abſchluß über Rotkleeſaat nichts über die Abſtammung 
geſagt iſt, ſo ſetzt man im Handel als ſelbſtverſtändlich voraus, daß: 

1. Kleeſaat europäiſcher Abſtammung ohne amerikaniſche Bei⸗ 

miſchung, 

2. ſolche Kleeſaat, welche zwei Schnitte ergibt, 
geliefert wird. 

Der Verkäufer hat ohne Zweifel auf Befragen ſeitens des 
Käufers Auskunft darüber zu geben, ob der verkaufte Klee ein- oder 
zweiſchnittig iſt. 

Nr. 907. 23. April 1903. 


D. Bei Preißelbeeren. 

Preißelbeeren ſind als ſchlecht und minderwertig nicht nur dann 
anzuſehen, wenn ſie infolge Überreife zerdrückt, faulig und manſchig 
geworden ſind, ſondern auch, wenn ſie nicht ganz reif oder mit Blättern 
und Stengeln behaftet ſind. 

Daß auch gut ausgereifte Preißelbeeren bei einem längeren 
Transport durch den eigenen Druck ſowie durch das Rütteln auf der 
Bahn ſich quetſchen und etwas Saft verlieren, iſt natürlich und beweiſt 
keineswegs, daß die Beeren nicht in guter Qualität abgeſchickt worden 
ſind. 

J.-Nr. 364 22. Februar 1905. 


E. Gewichts-Berechnung. 
Die aus Rußland in Alexandrowo eintreffenden Wagenladungen 
werden ſofort nach ihrer Ankunft bahnamtlich verwogen. 


—— 
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Dies ſo ermittelte Gewicht iſt bei Waren, die vertragsmäßig zum 
bahnamtlichen Gewicht Alexandrowo von dem Käufer abzunehmen 
ſind, für die Berechnung des Kaufpreiſes maßgebend. 

Wenn aber die betreffenden Wagen von der Bahn entladen 
werden, ohne daß ein Verſchulden des Käufers vorliegt, indem z. B. 
dieſer nicht über die Ware verfügen konnte, weil ſie ihm nicht rechtzeitig 
angedient war, ſo kann nur das nach der Wiederbeladung bahnamtlich 
feſtgeſtellte Gewicht maßgebend ſein. 

Beim Aus- und Einladen verſchwinden durch Verſtreuen und 
durch Diebſtahl oft erhebliche Warenmengen, ſo daß erhebliche Gewichts— 
unterſchiede entſtehen. 

J. Nr. 468. 11. März 1904. 


©. Koften der Übergabe, 


1. Aferbahngebühr. 


Die auf der Thorner Uferbahn zu zahlende Gebühr von 1. Mk. 
für jeden Waggon bildet einen Teil der Fracht und iſt bei „franko 
Uferbahn“ gekauften Sendungen handelsüblich vom Abſender zu tragen. 
J. Nr. 1140. 15. Juli 1904. 


2. Grenz-Speſen. 


Bei Kleieverkäufen, „waggonfrei Alexandrowo geſackt“ ſind die 
ſogenannten Grenzſpeſen d. h. die Stationsgebühren und die Gebühr 
für Vorſatzbretter im Betrage von 2,28 Rbl. 4,92 Mk. in Alexandrowo, 
ſowie die Koſten für Vorführen und Statiſtik in Ottlotſchin in Höhe 
von 0,60 Mk., insgeſamt alſo 5,52 ME. für den Waggon, vom Käufer 
zu tragen, falls nichts Gegenteiliges vereinbart iſt. 

J.⸗Nr. 1193. 6. Juni 1903. 


Die Kleieſendungen von Alexandrowo aus werden entweder in 
direktem Verkehr Alexandrowo —deutſche Beſtimmungsſtation oder im 
gebrochenen Verkehr, Alexandrowo — Thorn, Thorn — deutſche Endſtation, 
gefahren. Die Transportkoſten ſind für beide Fälle gleich, auch erwachſen 
in beiden Fällen die gleichen Grenzſpeſen. Bei den im gebrochenen 
Verkehr fahrenden Sendungen wird in dem deutſchen Frachtbriefe 
vermerkt, daß es ſich um „Tranſitſendungen“, die den billigeren Tarif 
genießen, handelt. Die Grenzſpeſen ſind Koſten, die durch den 
Weitertransport der Kleie über Alexandrowo hinaus erwachſen und 
daher, da der Verkäufer nur die Transportkoſten bis Alexandrowo zu 
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tragen hat, dem Käufer zur Laſt fallen. Es it dies nicht nur auf 
unſern Bezirk und Weſtpreußen beſchränkter, ſondern ein allgemeiner 
Handelsgebrauch. Daß die eigentlich ſelbſtverſtändliche Bedingung, 
„bei Käufen ab Alexandrowo gehen die Grenzſpeſen zu Laſten des 
Käufers“, häufig in die Offerten aufgenommen werden, liegt daran, 
daß vielfach den Käufern die Transportverhältniſſe an der Grenze 
nicht klar ſind, weshalb man, um Einwände von vornherein abzu— 
ſchneiden, die fragliche Bedingung ausdrücklich anführt. Es kann aber 
nicht daraus gefolgert werden, daß die Bedingung nicht dem Handels— 
gebrauch entſpräche. 
J⸗Nr. 1427. 20. Juli 1908, 
Nach Handelsgebrauch fallen bei Kleieverkäufen „Parität 
Alexandrowo geſackt“ die Stationsgebühren (3,30 Mk.), die Gebühren 
für Vorſatzbretter (1,62 Mk.), die Koſten des Vorführens und die 
Statiſtik in Ottlotſchin (0,60 Mk.) und die Rangiergebühr in Thorn 
(0,50 Mk.) dem Käufer zur Laſt. Die Koſten des Umſackens, das ſtets 
in Thorn ſtattfindet, trägt der Verkäufer. 
J. Nr. 542. 18. März 1904. 
Ein Handelsgebrauch, wonach der Schiffer die durch die grenz— 
zollamtliche Verſchnürung des Kahnes in Schillno erwachſenden Koſten 
zu tragen hätte, beſteht hier nicht. Es würde dies auch dem allgemeinen 
Gebrauch widerſprechen, daß dem Schiffer niemals ſolche Koſten auf— 
erlegt werden, die der Beſchaffenheit der Ware wegen entſtehen. 


J. Nr. 183. — 17. Februar 1904. 


Die Grenzſpeſen für die aus Rußland kommenden Wagenladungen 
betragen, ſofern die Güter von Stationen mit breitſpurigen Gleiſen 
ſtammen und ohne Umladung von der Grenzſtation weiterbefördert 
werden 5,52 Mk. wenn die Güter von Stationen mit normalſpurigen 
Gleiſe, aljo von der Warſchau — Wiener Eiſenbahnſtation ſtammen, jo 
werden etwa 10 Mk. für einen Waggon an Grenzſpeſen erhoben. 

In beiden Fällen handelt es ſich um gewöhnliche Grenzſpeſen. 
IN. 491. 7. März 1905. 


D. Berfchiedenes. 


1. Die Zuſicherung „für Ihre Fahrtſpeſen komme ich auf“, verpflichtet 
nach Handelsgebrauch nicht nur zur Bezahlung der Fahrkarte, ſondern 


auch zum Erſatz der ſonſtigen Koſten der Reife und des Aufenthalts, 
wie Wohnung und Verpflegung. 
Nr. 2003. 12. November 1904. 


2. Die zum Ziegeltransport benutzten Kähne einer am Waſſer 
gelegenen Ziegelei ſind nach hieſiger Verkehrsſitte nicht als Zubehör 
der Ziegelei anzuſehen. 

J-Nr. 1442. 14. September 1904. 


3. Hat der mit der Leitung einer Zigarrengeſchäfts-Filiale betraute 
Angeſtellte vertragsmäßig die Haftung für den Beſtand des Waren— 
lagers übernommen, jo hat bei kleinen Fehlbeträgen, die offenbar zu 
Geſchäftszwecken entſtanden ſind, der Erſatz nach den Einkaufspreiſen 
des Prinzipals, bei größeren Fehlbeträgen jedoch nach den Verkaufs— 
preiſen zu erfolgen. 

J.⸗N. 965. 13. Juni 1904. 


4. Kommiſſtonsgeſchäft. 

Keinen Marktpreis in oder für Schulitz haben eichene Kanthölzer, 
Sleeper und Plancons, denn dieſe Hölzer gehen faſt ausſchließlich 
nach Danzig, während nach Schulitzer Preiſen nur die nach Schullitz, 
Bromberg und dem weiteren Weſten gehenden Hölzer gehandelt werden. 
Einen Marktpreis in Schulitz haben — und hatten auch Mitte Oktober 
1903 — die folgenden Hölzer: Plattſchwellen zu 6/10 bis 6/9 Zoll, 
Sachſenſchwellen, Plattweichen, Feldbahnſchwellen, doppelte Feldbahn— 
ſchwellen, Doppelſchwellen zu 6/10 bis 6/9 Zoll, dreifache Schwellen 
zu 6/10 bis 6/9 Zoll, Doppelweichen Tramwayſchwellen, doppelte und 
dreifache Tramwayſchwellen. 

Kieferne Kanthölzer, Rundhölzer und Kreuzhölzer werden zwar 
auch zu Schulitzer Preiſen gehandelt, doch ſind wir der Meinung, daß 
man bei dieſen Hölzern von einem Marktpreis, wie ihn § 400 des 
H. G. B. erfordert, überhaupt nicht reden kann. Die Qualitätsunter— 
ſchiede ſind bei dieſen Hölzern ſo groß, daß ſelbſt bei gleichen Sorten 
und gleichen Dimenſionen Preisunterſchiede bis zu 40 % und darüber 
ſich ergeben können. Dieſe Hölzer werden daher auch faſt nur nach 
Beſichtigung gekauft. Von einem mittleren Preis kann man bei ihnen 
ebenſowenig reden, wie von einem mittleren Preis von Wein. Wir 
halten es daher für ausgeſchloſſen, daß ein Kommiſſionär eine Kom— 
miſſion zum Verkaufe von Kant-, Rund- und Kreuzhölzern durch 
Selbſteintritt erledigt. 

Nr. 1255. 28. Juli 1904. 
12˙ 
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E. Schiffahrtorecht. 


Hat ein Schiffer, der laut Ladeſchein geſunden und trockenen 
Hafer übernommen hat, ſich verpflichtet, ihn in eben der Beſchaffenheit 
abzuliefern, ſo muß er, ſobald der Hafer warm geworden iſt, ihn 
entweder ſelbſt umſchaufeln, oder doch jedenfalls Sorge dafür tragen, 
daß die Ware umgeſchaufelt wird. 


17. Juli 1902. 


Hat ein Schiffer eine Ware, gleichgültig welche, „frei Ufer“ zu 
liefern, ſo muß ſie der Empfänger auf dem Ufer abnehmen. Dieſe 
Abnahme kann aber nur dann erfolgen, wenn ſich der Empfänger 
von der Vollſtändigkeit der Lieferung überzeugen kann, weshalb die 
Ware überſichtlich aufgeſtapelt ſein muß. Wenn daher in dem vor— 
liegenden Falle die Steine regellos auf dem Ausladeplatz hingeworfen 
worden waren, ſodaß eine Überſicht über das Quantum nicht möglich 
war, jo widerſprach ein ſolches Verfahren des Schiffers der Klauſel 
„frei Ufer“. 

1. Dezember 1900. 


Der Vermerk in dem Ladeſchein über die Löſchzeit: „der Reihe 
nach innerhalb 8 Tagen“ iſt kein allgemein gebräuchlicher. „Ent— 
löſchung der Reihe nach“ bedeutet: Die Entladung iſt in der Reihen— 
folge vorzunehmen, in der die Kähne angekommen ſind. Der Schiffer 
hat daher, gleichviel welcher Zeitverluſt für ihn entſteht, zu warten, 
bis die Reihe an ihn kommt, doch muß dann während der üblichen 
Arbeitsſtunden ununterbrochen gelöſcht werden. Durch den Zuſatz 
„innerhalb 8 Tagen“ wird die Wartezeit für den Schiffer begrenzt. 
Die Vereinbarung „die Entlöſchung erfolgt der Reihe nach innerhalb 
8 Arbeitstagen“ iſt alſo dahin zu verſtehen, daß der Kahn nach der 
Reihenfolge der Ankunft zu entlöſchen iſt, jedoch muß die Entlöſchung 
ſpäteſtens innerhalb 8 Arbeitstagen nach ſeiner Ankunft beendet ſein. 

25. April 1900. 


Durch den Vermerk im Frachtbriefe: „Die Entlöſchung meines 
Fahrzeuges muß der Reihe nach von meinem Herrn Empfänger bewirkt 
werden,“ wird ausgedrückt, daß für die Dauer der Löſchzeit weder die 
geſetzliche Friſt, noch eine beſtimmt vorgeſehene Zeit feſtgeſetzt werden 
ſoll, ſondern daß der Empfänger verpflichtet iſt, ſofort nach Ankunft 
des erſten Kahnes mit der Entlöſchung zu beginnen und dieſe Ent— 
löſchung mit den gewöhnlichen Betriebsmitteln ununterbrochen während 
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der Geſchäftsſtunden fortzuſetzen, ſofort nach fertiggeſtellter Entlöſchung 
des erſten Kahnes hat der Empfänger die Entladung des zweiten 
Kahnes in gleicher Weiſe vorzunehmen uſw. 

Der Empfänger hat ji) ſomit durch den oben angeführten Ver⸗ 
merk im Frachtbriefe des Rechtes begeben, die Entlöſchung ſeinem 
Belieben nach während der geſetzlichen oder einer feſtbeſtimmten Zeit 
vorzunehmen, ſondern hat die Entladung ſofort hintereinander zu 
bewirken. 

Der Schiffer hat ſich durch obigen Vermerk im Frachtbriefe des 
Rechtes begeben, Liegegeld verlangen zu können, ſelbſt wenn die 
geſetzliche Entlöſchungszeit überſchritten wäre, es ſei denn, daß der 
Empfänger die Entlöſchung ſeines oder der vorhergehenden Kähne 
nicht ohne Aufenthalt bewirkt hätte. Zur Entlöſchung mehrerer Kähne 
zu gleicher Zeit iſt der Empfänger nicht verpflichtet; er kann es jedoch 
tun, ſofern die vorhandenen Mittel zur Entladung mehrerer Kähne 
ausreichen, ſo daß in der Entlöſchung des früher angekommenen Kahnes 
keine Verzögerung entſteht. 

5. November 1901. 


Sonntage und allgemeine Feiertage gelten auch dann nicht als 
Löſchtage, wenn die Löſchzeit durch Vertrag vereinbart worden iſt. 
22. April 1902. 


Die eigentümliche Beſchaffenheit der Weichſel mit ihren faſt von 
Woche zu Woche wechſelnden Sandbänken läßt es an manchen Stellen 
auch ſolchen Schiffern, die das Fahrwaſſer der Weichſel durch wiederholte 
Fahrten kennen gelernt haben, rätlich erſcheinen, einen ſogenannten 
Rettmann oder Steuermann anzunehmen. Dieſer Rettmann fährt auf 
einem Boot voraus und ſtellt durch Eintauchen einer Stange die Tiefe 
der Fahrrinne feſt. Die Annahme eines ſolchen Rettmannes iſt den 
Schiffern nicht vorgeſchrieben, ſondern der Schiffer nimmt ihn freiwillig 
an zu ſeiner Beratung und Unterſtützung. Der Schiffer iſt daher nicht 
gezwungen, den Anordnungen des Rettmannes Folge zu leiſten, wenn 
er dies wohl auch, wenigſtens was die Benutzung der Fahrſtraße 
anbetrifft, in ſeinem eigenen Intereſſe tun wird. Wenn der Schiffer 
den Anordnungen des Rettmanns unbedingt zu folgen hätte, könnte 
man ihn auch nicht für den Schaden verantwortlich machen, den der 
Rettmann einem Dritten zufügt. Eine ſolche Ausnahme beſteht aber 
nur für den Zwangslootſen. ($ 3 d. G. betr. die privatrechtliche 
Verſ. d. Binnenſchifſahrt.) 

J-⸗Nr. 973, 13. Juni 1904. 
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Der Beginn der Schiffahrt iſt vollſtändig unabhängig von der 
Feſtſetzung der Frühjahrsprämien durch die Transport Verſicherungs— 
Geſellſchaften. Die Schiffahrt iſt eröffnet, wenn nach Beendigung des 
Eisganges die allgemeine Anſicht der Schiffahrtsintereſſenten dahin 
geht, daß eine erneute Eisgefahr nicht zu befürchten iſt, und man 
dieſer Überzeugung gemäß handelt. Man wird z. B. in einer Stadt 
wie Warſchau, in der eine größere Anzahl Schiffsfahrzeuge überwintert, 
denjenigen Tag als Termin der Eröffnung der Schiffahrt bezeichnen 
müſſen, an dem mehrere Kähne den Winterſtand verlaſſen haben und 
ſich ladebereit ſtellen oder abſchwimmen. 

Die Beſtimmung in dem Frachtvertrag der Parteien: „die Ladung 
beſteht von 70 Laſt Roggenkleie, jedoch nur laut Waſſerſtand, iſt dahin 
zu verſtehen, daß der Schiffer Anſpruch hat und ſich verpflichtet, 
70 Laſt Roggenkleie zu verfrachten, wenn der Waſſerſtand die Einnahme 
dieſes Quantums geſtattet. Ein größeres Quantum Ware kann der 
Schiffer keinesfalls verlangen, da der Zuſatz „laut Waſſerſtand“ nur 
eine einſchränkende, keine erweiternde Bedeutung beſitzt. 

J. Nr. 112. 10. Februar 1904. 


Der Winterhafen in Thorn iſt kein ortsüblicher Löſchplatz im Sinne 
des § 46 Abf. Il des Binnenſchiffahrtsgeſetzes. Er iſt lediglich Schutz— 
hafen, wenn auch die Beladung und Löſchung von Schiffen aus— 
nahmsweiſe dort geſtattet wird. In jedem einzelnen Falle iſt 
hierzu die Erlaubnis der Königlichen Waſſerbauinſpektion einzuholen, 
und dieſe Erlaubnis wird nur unter der Bedingung erteilt, daß die 
Ab- und Anfuhr nur während des Froſtwetters geſchieht, für jeden 
Schaden, der nach Anſicht der Waſſerbauinſpektion an den Hafenanlagen 
durch die An- und Abfuhr entſtehen ſollte, aufzukommen und bei den 
Arbeiten den Anweiſungen eines Beamten der Waſſerbauinſpektion 
Folge zu geben iſt. Die Erlaubnis zum Löſchen von Schiffen im 
hieſigen Winterhafen iſt im Jahre 1901 zweimal, in den Jahren 1902 
und 1903 je einmal und zum Beladen nur im Jahre 1901 einmal 
erteilt worden. 


Nr. 1037. 4. Juli 1904. 
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Mitglieder der Handelskammer im Inhre 1904, 


Aus dem Stadt- und Landkreiſe 


Thorn. 

Kommerzienrat Schwartz, Präſident 
(F 1. 9. Durch Erſatzwahl vom 
29. 11. O. Gulſch.) 

Herm. FJ. Schwartz, ſen., Vize— 
präſident. 

H. Aſch. 

C. Verendes. 

A. Vorn. 

E. Dietrich. 

J. Houtermans. 

V. Taengner. 


C. Matthes (7 8. 8. Durch Erſatz⸗ | 
wahl vom 29. 11. A. Kittler). 


S. Nawitzki. 


Aus dem Kreife Kulm. 


28. Schultze. 
| Dr. Henatſch. 


Aus dem Kreije Briefen. 


N. Bauer. 
J. Meyer. 


Aus dem Kreiſe Löbau. 
C. Cohn. 


C. Tandshut. 
Aus dem Kreiſe Strasburg. 


E. Wagner. 
C. Majewski. 


M. Noth. 
D. Wolff. 
Mitglieder der Sachverſländigen⸗Kommiſſionen im Jahre 1904. 

1. für Getreide, Hülſenfrüchte, Sämereien und Saaten: 
G. Gerſon, M. Mallon, 9. Nawitzſti, St. Reichel und D. Wolff. 
2. für Manufaktur, Kurz-, Glas- und Galanteriewaren: 
Max Cohn, Adolph Teyſer, Adolph Lewin, T. N. Puttkammer 
und Georg Sternberg. 
3. für Kolonialwaren, Ole, Chemikalien, Spiritus und Weine: 
Hugo Claaß, Herm. Dann, Teopold Hirſchfeld, Albert Sand 
und N. Nütz. 
4. für Leder, Wolle und Rohprodukte: 
9. Wiener und D. Wolff. 
5. für Eiſen, Stahlwaren, Zement, Kohlen und Kalk: 
E Dietrich, A. Nittweger, F. Zährer. 
6. für Holz: 
K. Gafiorowski, Joh. Houtermans, H. Illgner. 
7. für Ziegeln, Tonwaren und Steine: 
J. Groſſer, E. Sittenfeld und Joh. Schnibbe. 
Vereidigter Handelsmakler: Paul Engler (Thorn). 
Vereidigte Holzmeſſer: Daniel Wanzel (Thorn) u. Nobert Hellwig (Thorn). 
Vereidigter Wäger: Manfred Kiber (Thorn). 


Sekretär E. Voigt. 


Vereidigte Probenehmer für Zucker und Melaſſe: 
Fr. Preuß (Culmſee), J. Springer (Culmſee), Wilh. Kauffmann 
(Thorn) und Dagobert Gerſon (Thorn). 

Vereidigter Dispacheur: Dagobert Gerſon (Thorn). 
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